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editorial
Liebe Leserschaft!
s ist erstaunlich, wie sich wiihrend der Ar-  neben sinnvollen Vorschligen auch unkoordinierte
beit an einer neuen Ausgabe des AUFTRAGs  Schnellschiisse nach dem Motto »Kleinvieh macht
die Themenschwerpunkte édndern kénnen.  auch Mist« angeboten. Beziiglich der Spar-Ideen fiir die
Zuniichst war geplant in diesem Heft die  GKS-Verbandzeitschrift AUFTRAG gibt die Redaktion
Thematik ,,Ehe, Familie, Partnerschaft* aufzugreifen.  zu bedenken, das seit 47 Jahren bewihrte, in seiner
Dies erneut, weil im November 2003 so das Thema  Qualitiit anerkannte und fiir die Gemeinschaft Identi-
des 9. Seminars der »GKS-Akademie Oberst Helmut  fikation stiftende Publikationsorgan nicht im Grund-
Korn« lautete und diese im Doppelheft AUFTRAG Nr.  satz (einer an den Leitsiitzen orientierten Mitglieder-
252/253 Januar 2004 ausfiihrlich dokumentiert wor-  und Interessentenzeitschrift katholischer Soldaten) zu
den war. Die Redaktion hat aber schlieflich aus zwei ~ demontieren. Wenn der GKS »dieser« AUFTRAG zu
Griinden davon Abstand genommen: kostspielig ist — im Vergleich wozu? —, dann miissen
(1) Die gegenwirtig in der Offentlichkeit hierzu ge-  entweder andere Finanzierungsquellen aufgetan oder
filhrte Diskussion ist so vielfiltig, dariiber hinaus  ein anderes Verbandsorgan muss konzipiert werden.
so verworren und widerspriichlich, dass es schon  Beides aber kann nicht (allein) Aufgabe der Redaktion
Fachleute in professioneller GroBredaktionen sein  sein. Erinnert sei daran, dass der FGKS urspriinglich
miissen, die diesen Entscheidungs-/Vorschlags-/  gegriindet wurde, um die Publikationen der GKS (ein-
Meinungs- und Vorurteils-Komplex in der Spanne  schlieBlich des Versands) zu fordern und zu unterstiit-
vom Bundesverfassungsgericht (Rechtsprechungs-  zen sowie eine Ehemaligenarbeit zu erméglichen.
ebene) iiber Parteiengeziink (Vorschlagsebene bis
hin zur Stammtischpolitik (Emotionsebene) eini-  Auch bei diesem Heft ergab sich wieder das Problem
germallen klarstellend zu Papier bringen kénnen. der Umfangsbegrenzung. Um nicht gleich weitere vier
(2) Bezogen auf die Thematik »Sicherheit und Friedens-  Seiten eeinfiigen zu miissen, hat die Redaktion auf die
ethik« lag allein schon durch die Botschaft des »Terminiibersicht« verzichtet (s. dazu AUFTRAG 264,
Papstes zum Weltfriedenstag, durch die Einschit- S, 116).
zung des HI. Stuhls zur Weltlage und der weitere
Diskurs zum WeiBBbuch 2006 so viel Stoff vor, dass  SchlieBlich bleibt die traurige Pflicht zu melden, dass
sich hieraus Schwerpunkt und Fiille der Berichte ~ Helmut Fettweis, der Begriinder und erste Chefredak-
ergeben mussten. teur (1986- 1990) dieser Zeitschrift verstorben ist
Damit entspricht die Redaktion auch ihrer Auf-  (Nachruf s.S. 92).
gabe, vor allem berufsethische Fragen aufzugreifen,
Hintergrundwissen zu vermitteln und im Ubrigen die  Nun wiinscht die Redaktion ihrer Leserschaft ein
Verbandsarbeit zu dokumentieren. gesegnetes und froh machendes Osterfest in der
Gewissheit, dass Christus, der Herr, wahrhaftig
Seit einiger Zeit reiBen in der GKS die Vorschlige  auferstanden ist. ."'-Il p
nicht ab, wie und wo Einsparungen vorgenommen wer- - H i
den kénnen. So wie in der gegenwiirtigen Diskussion ‘JTLJ' ,r"J !,I )/
um »Klimakatastrophe« und »Umweltpolitik« werden ! ; '.-'1.-'1-‘1.4-"
& J

AUFTRAG 265 * OSTERN 2007



Die Weltlage zum Jahresbeginn 2007

Botschaft von Papst Benedikt XVI. an die Welt

um Kampf gegen »den Skandal des sich ausweitenden Hun-
Z gers« hat Papst Benedikt XVI. die Staatengemeinschaft aufge-
rufen. Beim Empfang am 8. Januar 2007 fur die beim Hei-
ligen Stuhl akkreditierten Diplomaten forderte er die Beseitigung
ungerechter Wirtschaftsstrukturen, eine Korrektur ungentgender
Wachstumsmodelle sowie Bemuhungen um Frieden in den Krisen-
herden der Welt. Besorgt duflerte er sich Uber den Waffenhandel
und den weltweiten Anstieg der Militérausgaben. Einen eindring-
lichen Friedensappell richtete der Papst an die Konfliktparteien im
Nahen Osten. Zugleich ermutigte er den Iran, einen Beitrag zur
Vertrauensbildung in der Region zu leisten. Dies kénne besonders
dadurch erfolgen, dass sich Teheran »zu einer befriedigenden Ant-
wort auf die berechtigten Sorgen der internationalen Gemeinschaft«
angesichts seines Nuklear-Programms entschliefie.

Der Heilige Stuhl unterhalt gegenwértig zu 175 Staaten diplo-
matische Beziehungen. DarUber hinaus gibt es Verbindungen zur
Europédischen Union und zum Malteserorden sowie zur Russischen
Férderation und zur Palastinensischen Befreiungsorganisation

PLO.

Zu Beginn seiner Ansprache fiihr-
te Benedikt XVI. aus, obwohl diese
Zeremonie jedes Jahr wieder statt-
finde, handele es sich dennoch nicht
um eine einfache Formalitiit, sondern
um eine Gelegenheit, die gemeinsame
Hoffnung zu bekriftigen und sich im-
mer mehr im Dienst des Friedens und
der Entwicklung der Menschen und
Volker zu engagieren. Weiter sagte
der Papst:!

Fehlfunktionen der Weltwirtschaft

m Anfang des Jahres sind wir

dazu eingeladen, einen Blick auf
die internationale Situation zu werfen,
um uns die Herausforderungen niher
anzusehen, denen wir uns gemeinsam
stellen miissen. Wie kénnten wir unter
den Hauptproblemen nicht an die Mil-
lionen von Menschen denken, beson-
ders an die Frauen und Kinder, denen
es an Wasser, Nahrung und Obdach
fehlt? Der Skandal des Hungers, der
sich weiter verschlimmert, ist inak-
zeptabel in einer Welt, die iiber Giiter,
Wissen und Mittel verfiigt, um dem ein
Ende zu setzen. Er treibt uns, unsere
Lebensweisen zu dndern; er weist uns
auf die Dringlichkeit hin, die struk-
turellen Ursachen der Fehlfunktionen

1 Redetext nach einer offiziellen deut-
schen Ubersetzung der »Libreria
Editrice Vaticana«. — Zwischeniiber-

schriften Redaktion AUFTRAG.

der Weltwirtschaft zu beseitigen und
die Wachstumsmodelle zu korrigie-
ren, die allem Anschein nach unge-
eignet dafiir sind, den Respekt vor
der Umwelt und eine ganzheitliche
menschliche Entwicklung fiir heute
und vor allem fiir die Zukunft zu ga-
rantieren. Ich fordere erneut die Ver-
antwortlichen der reichsten Nationen
auf, die notwendigen Vorkehrungen
zu treffen, damit die armen Liinder,
die oft reich an Naturschitzen sind,
in den Genuss der Friichte der Giiter
kommen konnen, die ihnen gehoren.
Von diesem Gesichtspunkt aus gibt
auch die Verzogerung bei der Um-
setzung der von der internationalen
Gemeinschaft in den letzten Jahren
tibernommenen Verpflichtungen An-
lass zur Sorge. Es ist notwendig, die
Wiederaufnahme der Verhandlungen
des »Doha Development Round« der
Welthandelsorganisation ebenso zu
wiinschen wie die Fortsetzung und Be-
schleunigung des Prozesses der Strei-
chung und der Senkung der Schulden
der drmsten Linder, ohne dass dies
unter der Bedingung struktureller An-
passungsmalnahmen geschieht, die
fiir die schwichsten Vélker verhing-
nisvoll sind.

benso mehren sich im Bereich
der Abriistung Symptome einer
fortschreitenden Krise, die mit den

Schwierigkeiten bei den Verhand-
lungen iiber die konventionellen Waf-
fen wie auch iiber die Massenvernich-
tungswaffen und andererseits mit dem
weltweiten Anstieg der Militdrausga-
ben zusammenhéngt. Die durch den
Terrorismus — der entschieden ver-
urteilt werden muss — verschirften
Fragen der Sicherheit miissen inner-
halb eines globalen und weit blicken-
den Konzeptes angegangen werden.

Humanitdre Krisen

as die humanitidren Krisen

betrifft, ist anzumerken, dass
die Organisationen, die sich ihrer
annehmen, stidrkerer Unterstiitzung
bediirfen, damit sie in der Lage sind,
den Opfern Schutz und Hilfe zu leis-
ten. Ein weiteres Problem, das immer
mehr an Bedeutung gewinnt, stellt die
Migration der Menschen dar: Millio-
nen Méanner und Frauen sind gezwun-
gen, infolge von Gewalttitigkeiten
oder auf der Suche nach wiirdigeren
Lebensbedingungen ihre Hiauser und
ihre Heimat zu verlassen. Es ist il-
lusorisch zu glauben, die Migrations-
phidnomene konnten einfach durch
Einsatz von Gewalt blockiert oder
kontrolliert werden. Die Migrationen
und die damit entstehenden Probleme
miissen mit Menschlichkeit, Gerech-
tigkeit und Mitleid angegangen wer-
den.

Aggression gegen das Leben

Wie kénnte man nicht besorgt

sein iiber die stindigen An-
griffe auf das Leben von der Emp-
fiangnis bis zum natiirlichen Tod? Sol-
che Angriffe verschonen selbst jene
Regionen nicht, wo die Kultur der
Achtung vor dem Leben zur Tradition
gehort, wie in Afrika, wo durch das
Maputo-Protokoll sowie durch den
von den Gesundheitsministern der
Afrikanischen Union angenommenen
Aktionsplan, der in Kiirze dem Gip-
fel der Staats- und Regierungschefs
unterbreitet werden soll, unter vor-
sitzlichem Verschweigen der Versuch
unternommen wird, die Abtreibung
zu banalisieren. Ebenso entwickeln
sich Bedrohungen gegen die natiir-
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liche Struktur der Familie, die auf
der Ehe zwischen einem Mann und
einer Frau griindet, sowie Versuche,
sie dadurch zu relativieren, dass man
ihr denselben Status verleiht wie an-
deren Formen der Verbindung, die ra-
dikal verschieden sind. Das alles be-
leidigt die Familie und tréigt zu ihrer
Destabilisierung bei, indem man ihre
spezifische Eigenart und ihre einzig-
artige soziale Rolle verletzt. Andere
Formen von Aggression gegen das
Leben werden manchmal unter dem
Deckmantel wissenschafilicher For-
schung begangen. Es verbreitet sich
die Uberzeugung, dass die Forschung
nur den Gesetzen unterworfen sei, die
sie sich selbst geben will, und dass
sie auBler ihren eigenen Moglich-
keiten keine andere Grenze habe.
Das ist zum Beispiel der Fall bei den
Versuchen, das menschliche Klonen
zu hypothetischen therapeutischen
Zwecken zu legitimieren.

Dialog unter den Kulturen und Religionen

Diese beunruhigende Lage hindert

aber nicht daran, positive Ele-
mente wahrzunehmen, die unsere Zeit
kennzeichnen. Ich méchte an erster
Stelle das wachsende Bewusstsein fiir
die Bedeutung des Dialogs unter den
Kulturen und Religionen erwéhnen.
Es handelt sich dabei um eine vitale
Notwendigkeit, besonders angesichts
der gemeinsamen Herausforderungen,
die die Familie und die Gesellschaft
betreffen. Anerkennend hervorhe-
ben méchte ich im Ubrigen die zahl-
reichen diesbeziiglichen Initiativen,
die darauf abzielen, die gemeinsamen
Grundlagen fiir ein Zusammenleben
in Eintracht zu legen.

Grundrechte des Menschen

Anfﬁhren muss man auch das wach-

sende Bewusstsein der internati-
onalen Gemeinschaft angesichts der
enormen Herausforderungen unserer
Zeit sowie die Anstrengungen, dieses
Bewusstsein in konkrete Taten umzu-
setzen. In der Organisation der Verein-
ten Nationen wurde im vergangenen
Jahr der Menschenrechtsrat einge-
richtet, von dem man hoffen darf, dass
er seine Aktivitit auf die Verteidigung
und Forderung der Grundrechte des
Menschen, insbesondere auf das
Recht auf Leben und das Recht auf
Religionsfreiheit, konzentrieren wird.
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WELTLAGE ANFANG 2007

Bei Erwdhnung der Vereinten Natio-
nen empfinde ich es als meine Pflicht,
Seine Exzellenz Herrn Kofi Annan zu
griiBen, voll Dankbarkeit fiir die Ar-
beit, die er wihrend seines Mandats
als Generalsekretiir geleistet hat. Ich
spreche seinem Nachfolger, Herrn
Ban Ki-moon, die besten Wiinsche
zu seiner Amtsiibernahme aus.

Entwicklungshilfe

as den Bereich Entwicklung

betrifft, wurden gleichfalls
verschiedene Initiativen in Gang ge-
bracht, die der Heilige Stuhl entschie-
den unterstiitzt hat, wobei er gleich-
zeitig daran erinnerte, dass diese
Projekte nicht die Verpflichtung der
entwickelten Linder ersetzen diirfen,
0,7% ihres Bruttoinlandsprodukts fiir
die internationale Hilfe bereitzustel-
len. Ein anderes wichtiges Element in
der gemeinsamen Anstrengung fiir die
Beseitigung des Elends verlangt nicht
nur Hilfe, deren Ausweitung man nur
wiinschen kann, sondern auch das
zunehmende Bewusstsein fiir die
Wichtigkeit des Kampfes gegen die
Korruption und die Forderung einer
guten Regierung. Es gilt auch die An-
strengungen zu ermutigen und voran-
zubringen, die unternommen wurden,
um die Anwendung des humanitiren
Rechts auf die Menschen und Vélker
fiir einen wirksameren Schutz der Zi-
vilbevolkerung sicherzustellen.

Gefahren fiir den Frieden
Afrika

m Hinblick auf die politische Si-
tuation in den einzelnen Konti-
nenten finden wir gleichfalls Anlass
zu Besorgnis und zu Hoffnung. Wir
stellen vor allem fest, dass der Frie-
de sehr oft zerbrechlich ist und sogar
verhohnt wird. Wir diirfen den afri-
kanischen Kontinent nicht vergessen.
Das Drama von DARFUR (1) im SUDAN
geht weiter und weitet sich auf die
Grenzregionen zum TscHAD? (2) und
2 dazu meldet am 23.02.2007 KNA unter
der Uberschrift »Menschenrechtler: Lage

im Tschad spitzt sich zu«: Menschenrecht-

ler warnen vor zunehmender Gewalt und
Kémpfen im Grenzgebiet zwischen Tschad
und Sudan. Mehr als 120.000 Zivilisten
seien allein in den vergangenen sechs
Monaten von Rebellen aus der Krisenre-
gion vertrieben worden, erklirte Human
Rights Watch (HRW) am 21.02.2007 in

New York. Die Organisation fordert von
den Vereinten Nationen, so schnell wie

zur ZENTRALAFRIKANISCHEN REPUBLIK
(3) aus. Die internationale Gemein-
schaft erscheint seit fast vier Jahren
ohnmiichtig, trotz der Initiativen, die
der bedringten Bevolkerung Hilfe
bringen und eine politische Losung
herbeifiihren sollen. Nur durch eine
aktive Zusammenarbeit zwischen den
Vereinten Nationen, der Afrikanischen
Union, den betroffenen Regierungen
und anderen Akteuren werden diese
Mittel wirksam werden konnen. Ich
fordere alle zu entschlossenem Han-
deln auf: Wir diirfen es nicht hinneh-
men, dass so viele Unschuldige weiter
leiden und in der Folge sterben.

Die Lage am HoRN vON AFRIKA (4)
hat sich durch die Wiederaufnahme
der Feindseligkeiten und die Interna-
tionalisierung des Konflikts in jiings-
ter Zeit verschirft. Wihrend ich alle
Parteien zur Niederlegung der Waffen
und zur Aufnahme von Verhandlungen
aufrufe, sei es mir erlaubt, an Schwes-
ter Leonella Sgorbati zu erinnern, die
ihr Leben im Dienst an den Armsten
hingegeben hat, wobei sie um Verge-
bung fiir ihre Morder bat. Moge ihr
Beispiel und ihr Zeugnis alle jene
inspirieren, die wirklich das Wohl
Somalias suchen.

moglich eine internationale Friedens-
truppe in den Tschad zu entsenden. Diese
solle auch die ortliche Polizei und Justiz
unterstiitzen, um Menschenrechtsverlet-
zungen zu ahnden. Laut HRW berit der
Weltsicherheitsrat in der kommenden
Woche iiber eine mogliche Entsendung
von Blauhelmen in den Tschad. Wegen
der anhaltenden Kémpfe ist auch eine
Mission im angrenzenden sudanesischen
Darfur geplant. Seit 2003 starben dort
bei den Auseinandersetzungen zwischen
schwarzafrikanischen Rebellengruppen
und arabischen Reiterbanden mindestens
200.000 Menschen; mehr als zwei Millio-

nen sind auf der Flucht.



SICHERHEIT UND FRIEDENSETHIK

In Ucanpa (5) ist die Fortsetzung
der Verhandlungen zwischen den
Parteien zum Zweck der Beendigung
eines grausamen Konflikts zu wiin-
schen, der sogar den Einzug vieler
Kinder sah, die gezwungen wurden,
Soldaten zu werden. Das wird den
zahllosen Fliichtlingen erméglichen,
in ihre H&user zuriickzukehren und
zu einem wiirdigen Leben zuriick-
zufinden. Der Beitrag der religiésen
Fiihrer und die kiirzlich erfolgte Be-
stellung eines Vertreters des General-
sekretirs der Vereinten Nationen sind
ein gutes Vorzeichen. Ich wiederhole:
Vergessen wir Afrika und seine zahl-
reichen Kriegs- und Spannungsherde
nicht! Es gilt, daran zu erinnern, dass
nur Verhandlungen zwischen den
verschiedenen Akteuren den Weg zu
einer gerechten Regelung von Konf-
likten zu eréffnen vermégen und Fort-
schritte hin zur Festigung des Friedens
erkennen lassen konnen.

Die REGION DER GROSSEN SEEN (6)
wurde seit Jahren von gnadenlosen,
blutigen Kriegen heimgesucht. Es ist
daher angebracht, mit Interesse und
Hoffnung die positiven Entwicklun-
gen der letzten Zeit aufzunehmen,
besonders den Abschluss der Phase
des politischen Ubergangs in BURUNDI
(7) und zuletzt in der DEMOKRATISCHEN
REepuBLIK KONGO (8). Es ist dennoch
dringend, dass sich die Linder um
eine Riickkehr zu funktionierenden
rechtsstaatlichen Institutionen be-
miihen, um alle Willkiir einzuddam-
men und die soziale Entwicklung zu
ermoglichen. In Ruanpa (9) wiinsche
ich mir, dass der lange nationale Aus-
sohnungsprozess nach dem Volker-
mord in Gerechtigkeit, aber auch in
der Wahrheit und Vergebung seinen

erfolgreichen Abschluss findet. Die
internationale Konferenz iiber die RE-
GION DER GROSSEN SEEN, an der auch
eine Delegation des Heiligen Stuhls
und Vertreter zahlreicher nationaler
und regionaler Bischofskonferenzen
Zentral- und Ostafrikas teilnehmen,
lasst neue Hoffnungszeichen erahnen.
SchlieBlich mochte ich die ELFENBEIN-
KUSTE erwdhnen und die gegnerischen
Parteien auffordern, ein Klima gegen-
seitigen Vertrauens zu schaffen, das
zur Niederlegung der Waffen und
zur Befriedung fithren kénne, und
andererseits SUDAFRIKA: In diesen
Lindern befinden sich Millionen von
Menschen in einer Situation grofer
Verletzbarkeit, die von der internati-
onalen Gemeinschaft Aufmerksamkeit
und Hilfe verlangt.

Positive Signale fiir Afrika kom-
men von dem von der internationa-
len Gemeinschaft zum Ausdruck
gebrachten Willen, diesen Kontinent
im Zentrum ihrer Aufmerksamkeit zu
halten, und auch von der Stirkung
der kontinentalen und regionalen
Institutionen, die von der Absicht
der betroffenen Liander zeugen, im-
mer mehr Verantwortung fiir ihr ei-
genes Schicksal zu iibernehmen. Lob
gebiihrt ebenso der wiirdigen Haltung
der Personen, die sich vor Ort jeden
Tag entschlossen fiir die Forderung
von Projekten einsetzen, die zur
Entwicklung und Organisation des
wirtschaftlichen und sozialen Lebens
beitragen.

Lateinamerika

eine apostolische Reise nach

BrasiLIEN (10) im kommenden
Mai gibt mir Gelegenheit, meinen
Blick auf dieses groBe Land, das
mich mit Freude erwartet, und auf
ganz LATEINAMERIKA und die KARIBIK
zu richten. Die Verbesserung einiger
Wirtschaftsindizes, das Engagement
im Kampf gegen Drogenhandel und
Korruption, die verschiedenen Inte-
grationsprozesse, die Bemiihungen fiir
den verbesserten Zugang zu Bildung
und Erziehung, fiir die Bekdmpfung
der Arbeitslosigkeit und fiir die Ver-
minderung der Ungleichheiten bei der
Verteilung der Einkiinfte sind Anzei-
chen, die mit Befriedigung hervor-
gehoben werden sollen. Sollten sich
diese Entwicklungen weiter konsoli-
dieren, so wiirden sie entscheidend

dazu beitragen konnen, die Armut,
von der weite Kreise der Bevilke-
rung betroffen sind, zu besiegen und
die Stabilitit der Institutionen zu er-
hohen. Was die Wahlen betrifft, die
im vergangenen Jahr in mehreren
Léndern stattgefunden haben, ist zu
unterstreichen, dass die Demokratie
dazu aufgerufen ist, die Bestrebun-
gen der Gesamtheit der Biirger zu
beriicksichtigen und die Entwicklung
mit Riicksicht auf alle Mitglieder der
Gesellschaft nach den Prinzipien der
Solidaritit, der Subsidiaritiit und der
Gerechtigkeit zu fordern. Es muss je-
doch vor der Gefahr gewarnt werden,
dass sich die Ausiibung der Demokra-
tie in eine Diktatur des Relativismus
verwandelt und anthropologische
Modelle vorschligt, die mit der Natur
und der Wiirde des Menschen unver-
einbar sind.

estimmten Lindern wendet sich

meine Aufmerksamkeit ganz be-
sonders zu, vor allem KoLUMBIEN (11),
wo der lange interne Konflikt eine hu-
manitire Krise ausgelost hat, von der
vor allem die Fliichtlinge betroffen
sind. Es miissen alle Anstrengungen
unternommen werden, um das Land
zu befrieden, den Familien ihre ent-
fithrten Angehérigen zuriickzugeben,
Millionen Menschen wieder Sicherheit
und ein normales Leben zu gewéhren.
Solche Signale werden allen Vertrau-
en schenken, einschlieBlich denen,
die in den bewaffneten Kampf ver-
wickelt waren. Unsere Blicke richten
sich sodann auf Kusa (12). Wihrend
ich jedem seiner Bewohner wiinsche,
dass er seine berechtigten Bestrebun-
gen in der Sorge um das Gemeinwohl
verwirklichen kénne, lassen Sie mich
den Appell meines verehrten Vorgiin-
gers wiederaufnehmen: »Kuba mége
sich der Welt und die Welt Kuba 6ff-
nen«. Die gegenseitige Offnung zu
den anderen Lindern wird nur zum
Nutzen aller sein. Nicht weit von dort
lebt das Volk von Hartt (13) noch im-
mer in groBer Armut und unter der
Gewalt. Ich hege den Wunsch, dass
das Interesse der internationalen Ge-
meinschaft, das unter anderem durch
die 2006 abgehaltenen Geberkonfe-
renzen bekundet wurde, zur Festigung
der Institutionen fiihre und es dem
Volk ermégliche, in einem Klima der
Versohnung und Eintracht zum Bau-
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meister seiner eigenen Entwicklung
zu werden.

Asien

sien weist vor allem Linder auf,

die durch eine sehr zahlreiche
Bevilkerung und ein starkes Wirt-
schaftswachstum  gekennzeichnet
sind. Ich denke an CHINA (14) und
INDIEN (15), Linder, die sich in voller
Expansion befinden, und wiinsche
mir, dass ihre wachsende Prisenz auf
der internationalen Szene Nutzen fiir
diese Bevolkerungen selbst und fiir
die anderen Nationen bringen moge.
Dasselbe wiinsche ich fiir VIETNAM
(16) und erinnere an seinen kiirzlich
erfolgten Beitritt zur Welthandelsor-
ganisation. Meine Gedanken gehen zu
den christlichen Gemeinschaften. In
den meisten Lindern Asiens handelt
es sich oft um kleine, aber lebendige
Gemeinschaften, die den berechtigten
Wunsch haben, in einem Klima der
Religionsfreiheit leben und handeln
zu konnen. Das ist ein wesentliches
Recht und eine Voraussetzung, die
ihnen erlaubt, ihren Beitrag zum
materiellen und geistig-geistlichen
Fortschritt der Gesellschaft zu leisten
und Stifter von Zusammenhalt und
Eintracht zu sein.

In Ostrivor (17) will die katho-
lische Kirche weiter ihren Beitrag vor
allem in den Bereichen Erziehung,
Gesundheit und nationale Aussoh-
nung anbieten. Die politische Krise,
die dieser junge Staat durchmachte,
wie iibrigens auch andere Linder der
Region, macht eine gewisse Briichig-
keit der Demokratisierungsprozesse
offenkundig. Gefihrliche Spannungs-
herde schwelen auf der Halbinsel Ko-
REA (18). Das Ziel der Versshnung des
koreanischen Volkes und die Schaf-

- e

(20)
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fung einer atomwaffenfreien Zone auf
der Halbinsel, die nutzbringende Aus-
wirkungen fiir die ganze Region hiit-
ten, miissen im Rahmen von Verhand-
lungen weiterverfolgt werden. Es gilt
Gesten zu vermeiden, welche die Ver-
handlungsfiihrung gefihrden kénnten,
ohne jedoch die fiir die verletzlichsten
Schichten der nordkoreanischen Be-
volkerung bestimmten humanitiren
Hilfen von den Verhandlungsergeb-
nissen abhéngig zu machen.

Ich méchte Thre Aufmerksamkeit
auf zwei weitere asiatische Liander
lenken, die Anlass zur Sorge geben.
In AFGHANISTAN (19) muss man lei-
der in den letzten Monaten einen
deutlichen Anstieg der Gewalt und
der Terror-Angriffe beklagen, die
den Weg zum Ausstieg aus der Krise
behindern und schwer auf der loka-
len Bevilkerung lasten. In Sri LaN-
KA (20) hatte das Fehlschlagen der
Genfer Verhandlungen zwischen der
Regierung und der Tamilenbewegung
eine Intensivierung des Konflikts zur
Folge, die immense Leiden unter der
Zivilbevilkerung hervorruft. Einzig
und allein der Weg des Dialogs wird
eine bessere und sicherere Zukunft
fiir alle sicherstellen konnen.

Naher Osten

uelle groler Beunruhigungen ist
Qauch der NAHE OsTEN. Deshalb
habe ich anlisslich des Weihnachts-
festes einen Brief an die Katholiken
der Region gerichtet, um meine So-
lidaritit und meine geistige Nihe
mit allen auszudriicken und sie zu
ermutigen, weiterhin in der Region
zu bleiben, in der Gewissheit, dass
ihr Zeugnis eine Hilfe und Stiitze im
Hinblick auf eine Zukunft in Frieden
und Briiderlichkeit sein wird. Ich
erneuere dringend meinen Appell
an alle betroffenen Parteien auf dem
komplexen politischen Schauplatz der
Region, in der Hoffnung, dass sich die
positiven Zeichen zwischen Israelis
und Paliistinensern, die im Laufe der
letzten Wochen festzustellen waren,
festigen werden. Der Heilige Stuhl
wird nie aufthéren zu wiederholen,
dass militidrische Losungen zu gar
nichts fiithren, wie man das im letz-
ten Sommer im LiBaNon (21) gesehen
hat. Die Zukunft dieses Landes fiihrt
notwendigerweise iiber die Einheit al-
ler seiner Angehéorigen und iiber die

briiderlichen Beziehungen zwischen
den verschiedenen religiésen und ge-
sellschaftlichen Gruppen. Das stellt
eine Botschaft der Hoffnung fiir alle
dar. Es ist nicht méglich, sich mit ein-
seitigen Losungen oder Teillosungen
zufrieden zu geben. Um der Krise und
den Leiden, die sie in den Bevolke-
rungen verursacht, ein Ende zu set-
zen, ist es wichtig, mittels einer glo-
balen Anniherung voranzugehen, die
niemanden von der Suche nach einer
Verhandlungslésung ausschlie3t und
den Wiinschen und legitimen Inter-
essen der verschiedenen betroffenen
Volker Rechnung trigt; im besonde-
ren haben die Libanesen ein Recht
auf Respektierung der Integritit und
Souverinitit ihres Landes; die ISRAE-
L1s haben das Recht, in Frieden in ih-
rem Staat zu leben; die PALASTINENSER
haben das Recht auf ein freies und
souverines Vaterland. Wenn jedes der
Vélker der Region seine Erwartungen
beriicksichtigt sieht und sich weniger
bedroht fiihlt, wird es zu einer Stir-
kung des gegenseitigen Vertrauens
kommen. Dieses selbe Vertrauen wird
sich entwickeln, wenn ein Land wie
der IRAN — vor allem, was sein Atom-
programm betrifft — einwilligt, auf die
berechtigten Sorgen der internationa-
len Gemeinschaft eine befriedigende
Antwort zu geben. In diese Richtung
unternommene Schritte werden zwei-
fellos eine positive Wirkung fiir die
Stabilisierung der gesamten Region
und insbesondere des IRAK (22) ha-
ben, wenn sie der furchtbaren Ge-
walt, die dieses Land in Blut taucht,
ein Ende setzen und die Moglichkeit
bieten, seinen Wiederaufbau und die
Wiederversohnung unter allen seinen
Bewohnern voranzubringen.

Europa
Néher bei uns, in Europa, haben

neue Linder, BULGARIEN (23)
und RuMANIEN (24), Nationen mit
langer christlicher Tradition, in die
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EuropiiscHE UNION Einzug gehalten.
Wihrend man sich anschickt, den
50. Jahrestag der Unterzeichnung der
Rémischen Vertriige zu feiern, dringt
es mich zum Nachdenken iiber den
Verfassungsvertrag. Ich wiinsche mir,
dass die fundamentalen Werte, die die
Grundlage der Menschenwiirde bil-
den, voll und ganz geschiitzt werden,
insbesondere die Religionsfreiheit
in allen ihren Dimensionen und die
institutionellen Rechte der Kirchen.
Ebenso kann man nicht von dem un-
leugbaren christlichen Erbe dieses
Kontinents absehen, das maBigeblich
zur Gestaltung des Europas der Na-
tionen und des Europas der Volker
beigetragen hat. Der 50. Jahrestag des
Budapester Aufstandes, der im ver-
gangenen Oktober begangen wurde,
hat uns an die dramatischen Ereig-
nisse des 20. Jahrhunderts erinnert,
die alle Européer dazu veranlassen,
eine Zukunft frei von jeder Unter-
driickung und jeder ideologischen
Konditionierung aufzubauen, Bande
der Freundschaft und Briiderlich-
keit zu kniipfen und fiir die Armsten
und Geringsten Sorge und Solidaritét
zu bekunden; ebenso wichtig ist es,
die Spannungen der Vergangenheit
zu bereinigen, indem man auf allen
Ebenen die Versshnung férdert, denn
nur sie ermoglicht es, die Zukunft auf-
zubauen und sich auf die Hoffnung
einzulassen. Ich appelliere auch an
alle jene auf dem europdischen Kon-
tinent, die der Versuchung des Terro-
rismus ausgesetzt sind, jede Aktivitit
dieser Art aufzugeben, denn solche
Verhaltensweisen, die der Gewalt zum
Durchbruch verhelfen und bei der
Bevilkerung Angst auslosen, stellen
eine Sackgasse dar. Ich denke auch
an die verschiedenen »eingefrorenen
Konflikte« und wiinsche mir, dass sie
rasch eine endgiiltige Losung finden,
und an die immer wiederkehrenden
Spannungen, die heutzutage vor allem
mit den Energiequellen zusammen-
héngen.

Ich wiinsche mir, dass die BAL-
KANREGION (25) zu der von allen er-
hofften Stabilitit gelangt, vor allem
dank der Integration der Nationen,
aus denen sie sich zusammensetzt,
in die kontinentalen Strukturen und
dank der Unterstiitzung von Seiten
der internationalen Gemeinschaft.
Die Aufnahme diplomatischer Bezie-
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hungen mit der REPUBLIK MONTENE-
GRO, die gerade erst friedlich in das
Konzert der Nationen Einzug gehalten
hat, und das mit BosNIEN-HERZEGOWI-
NA unterzeichnete Grundabkommen
markieren die stindige Aufmerksam-
keit des Heiligen Stuhls fiir die Bal-
kanregion. Wihrend der Augenblick
niher riickt, wo das Statut des Kosovo
festgelegt werden soll, bittet der Hei-
lige Stuhl alle Beteiligten, sich um
weit blickende Weisheit, Flexibilitit
und MiBigung zu bemiihen, damit
eine Losung gefunden wird, die die
Rechte und legitimen Erwartungen
aller beriicksichtigt.

Schlussappell

ie Situationen, die ich erwihnt

habe, stellen eine Herausforde-
rung dar, die uns alle betrifft; es han-
delt sich um eine Herausforderung,
die darin besteht, alles Positive in der
Welt zu fordern und zu festigen und
alles, was den Menschen verletzt,
entwertet und totet, mit gutem Wil-
len, Weisheit und Hartnéckigkeit zu
iiberwinden. Nur wenn die mensch-
liche Person geachtet wird, ist es
moglich, den Frieden zu férdern, und
nur, wenn der Frieden errichtet wird,
werden die Grundlagen fiir einen au-
thentischen ganzheitlichen Humanis-
mus gelegt. Hier findet die Sorge so

vieler unserer Zeitgenossen gegen-
iiber der Zukunft eine Antwort. Ja,
die Zukunft wird dann friedlich sein
kénnen, wenn wir gemeinsam fiir den
Menschen arbeiten. Der nach dem
Ebenbild Gottes geschaffene Mensch
besitzt eine unvergleichliche Wiirde;
der Mensch, der in den Augen seines
Schépfers so sehr der Liebe wiirdig
ist, dass Gott nicht gezdgert hat,
seinen eigenen Sohn fiir ihn hinzu-
geben. Das ist das grof3e Geheimnis
des Weihnachtsfestes, das wir gerade
gefeiert haben und dessen frohliche
Atmosphiire sich bis zu unserer heu-
tigen Begegnung fortsetzt. In ihrem
Engagement im Dienst am Menschen
und an der Errichtung des Friedens
steht die Kirche an der Seite aller
Menschen guten Willens und bietet
eine uneigenniitzige Zusammenarbeit
an. M6gen wir dazu imstande sein,
miteinander, jeder an seinem Platz
und mit den ihm eigenen Talenten,
am Aufbau eines ganzheitlichen
Humanismus zu arbeiten, der allein
eine friedliche, gerechte und solida-
rische Welt sicherstellen kann. Die-
ser Wunsch geht einher mit meinem
Gebet an Gott fiir Sie, fiir Ihre Fami-
lien, fiir Ihre Mitarbeiter und fiir die
Volker, die Sie vertreten. Dank Thnen
allen.

-

KURZ BERICHTET:

Achtung von Streubomben

Der Heilige Stuhl ist mit dem Ergebnis der internationalen Konferenz
iiber Streubomben zufrieden. 46 von 49 Staaten, deren Vertreter in
Oslo (Norwegen) zusammengekommen waren, einigten sich am 23. Februar
darauf, bis 2008 ein weltweites Verbot des Einsatzes, des Verkaufs und der
Herstellung von Streubomben erwirken.

»Das Treffen war positiver als erwartet; jetzt ist die Tiir weit geoffnet«,
berichtete Erzbischof Silvano Tomasi, Stindiger Beobachter des Heiligen
Stuhl bei den Vereinten Nationen in Genf. Er wies darauf hin, dass das
Schlussdokument von entscheidender Bedeutung sei, da es die internatio-
nale Gemeinschaft dazu verpflichte, »sich mit einem juridischen Dokument
auszustatten, das diese Waffenart verbietet«.

Russland, China und die USA waren der Begegnung in Oslo fern ge-
blieben; die drei Staaten Japan, Polen und Ruménien verweigerten dem
Schlussdokument ihre Unterstiitzung.

Trotz Bemiihungen um eine internationale Achtung von Streubomben iibt
die Bundeswehr weiter mit solcher Munition. Dies entspreche den vélker-
rechtlichen Vorgaben, sagte eine Sprecherin des Verteidigungsministeriums
am 23.02.2007 in Berlin. Zugleich begriiite Aulenminister Frank-Walter
Steinmeier (SPD) die Einigung. Deutschland will in Kiirze einen Textentwurf
fiir das angestrebte Abkommen einbringen. »Dabei ist es entscheidend, dass
auch die Staaten mit besonders grolen Arsenalen von Streumunition einge-

bunden werden«, so der AuBenminister. (ZENIT/KNA)

)
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Menschenrechte sichern
Adenaver-Stiftung verstdrkt Engagement fiir Menschenrechte

Thema Menschenrechte verstérkt in den Blick. Ende 2006

Die CDU-nahe Konrad-Adenauer-Stiftung (KAS) nimmt das

legte sie — zwolf Jahre nach dem vorangegangenen Bericht
— dazu eine Broschire unter dem Titel sMenschenrechte sichern.
Globale Verantwortung und christlich-demokratischer Auftrag« vor,
in der die spezifischen Akzente ihrer Arbeit verdeutlicht werden.

Bei der Prisentation des Berichts
setzte CDU-Generalsekretir Ronald
Pofalla den Akzent vor allem auf drei
Linder, in denen Menschenrechts-
verletzungen zu beobachten seien.
So werde in der TURKEI nach wie vor
die christliche Minderheit diskrimi-
niert und in ihrer Religionsfreiheit
eingeschriinkt. Pofalla kiindigte an,
bei seinem niichsten Besuch in der
Tiirkei — auch im Blick auf das Ver-
hiltnis des Beitrittskandidaten zur
EU - das Thema bei Regierungsver-
tretern anzusprechen, ebenso wie die
»Familienmorde« an Frauen und die
Suizide, zu denen Frauen von ihren
Angehérigen gedriingt wiirden. Weiter
kritisierte er die Unterdriickung von
Oppositionellen in WEISSRUSSLAND.
Regime-Gegner wiirden willkiirlich
verhaftet und schikaniert. Auch die
Lage der Menschenrechte in RussLaND
gebe »Anlass zur Sorge«, meinte Po-

falla.

Kein »Kulturimperialismus«

In der Broschiire wendet sich die
KAS gegen den Einwand, das Kon-
zept der Menschenrechte enthalte
westliche »kulturimperialistische«
Elemente. Hinter diesem Vorwurf ver-
berge sich hdufig nur das machtpoli-
tische Interesse, die Ignorierung oder
Verletzung von Menschenrechten zu
rechtfertigen. Zugleich wird der Ver-
such zuriickgewiesen, den Menschen-
rechten auch »Menschenpflichten« an
die Seite zu stellen bzw. sie durch Fa-
milien- oder Gruppenrechte zu ergin-
zen. Dies, so die KAS, fiithre nur zu ei-
ner Schwichung des Menschenrechts-
begriffs. Auch als Individualrechte
hiitten sie eine soziale Komponente,
die nicht durch die Forderung nach
Erfiillung bestimmter gesellschaftspo-
litischer Pflichten ersetzt oder ergiinzt
zu werden brauche.
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Einen eigenen Abschnitt widmet
der Bericht der Auseinandersetzung
mit dem islamischen Menschen-
rechtsverstindnis. Sein Standard un-
terscheide sich »deutlich von dem des
Westens«, etwa indem es eine solche
Aufstellung von Pflichten neben den
Katalog unveriuBerlicher Menschen-
rechte stelle. Vor allem aber bereite
die Negierung einiger Menschen-
rechte Schwierigkeiten. Als »Kern-
probleme« in islamischen Staaten
filhrt die KAS die fehlende Religi-
onsfreiheit, die »Degradierung der
Frauen« sowie den Bereich der grau-
samen Bestrafungen an. Hinzu trete

das grundsitzliche Problem, dass ein
konservatives Islamverstdndnis au-
toritire Staatsstrukturen begiinstige.
In Landern ohne eine rechtliche und
institutionelle Trennung von Staat und
Religion nihmen theologische Lehren
viel unmittelbarer Einfluss auf staatli-
che Praktiken, was automatisch Aus-
wirkungen auf die Menschenrechts-
lage habe.

Im Blick auf Asien wendet sich
die KAS gegen die Vorstellung, dass
ein wirtschaftlicher Aufschwung
auch langfristig ohne Verbesserung
der menschenrechtlichen Grundla-
gen moglich sei. In Lateinamerika
tritt die Stiftung fiir die Aufarbeitung
der  Menschenrechtsverletzungen
wihrend der Militdrdiktaturen in den
1970er und 80er Jahren ein. Weitere
wichtige Betitigungsfelder seien dort
die Uberwindung von Armut, sozialer
Ungerechtigkeit und mangelnder po-
litischer Partizipation breiter Bevol-
kerungsschichten. (KINA)

(Hinweis: tm Internet abrufbar
unter www.kas.de))

KURZ BERICHTET:

58 Staaten wollen mehr gegen Einsatz von Kindersoldaten tun

Vertreter von 58 Staaten haben sich zu einem verstirkten Engagement
gegen den Einsatz von Kindersoldaten verpflichtet. Sie bekundeten am
Dienstag in Paris ihren Willen, international zu verhindern, dass Kinder
in bewaffneten Gruppen oder Streitkriften eingesetzt werden. Die Selbst-
verpflichtung stand am Ende einer internationalen Konferenz, zu der Fran-
kreich und das UN-Kinderhilfswerk UNESCO Regierungen und Nichtre-
gierungsorganisationen zusammengebracht hatte. Zu den rechtlich nicht
verbindlichen Beschliissen gehort unter anderem, Kinder aus Streitkréften
und bewaffneten Gruppen herauszuholen und wieder in die Gesellschaft
einzugliedern. Die Unterzeichner versprechen zudem, jene wirksam zu be-
strafen, die Kinder illegal rekrutieren. Dafiir solle es auch keine Amnestien

geben diirfen.

Die Konferenzteilnehmer billigten zugleich die »Pariser Prinzipienc,
die kiinftig das internationale Handeln gegen den Einsatz von Kindersol-
daten bestimmen sollen. Dabei handelt es sich um eine Aktualisierung der
»Prinzipien von Kapstadt« aus dem Jahr 1997, des ersten Programms zur
Entwaffnung und Wiedereingliederung von Kindersoldaten auf internationa-
ler Ebene. Das neue Dokument soll der UN-Vollversammlung zur Billigung
vorgelegt werden. Nach Schétzungen von Nichtregierungsorganisationen
werden derzeit weltweit rund 250.000 Kinder als Soldaten eingesetzt. 40
Prozent davon seien Middchen oder junge Frauen. Die meisten Kindersol-
daten gebe es in Afrika, vor allem im Kongo, dem Sudan, Somalia, Uganda,
Burundi und der Elfenbeinkiiste. Aber auch in den asiatischen Staaten
Afghanistan, Indonesien, Birma, Nepal und den Philippinen wiirden Kinder
zwangsverpflichtet. Mit Ausnahme von Birma und den Philippinen gehoren
die genannten Staaten zu den Unterzeichnern der Selbstverpflichtung. Die
beiden asiatischen Linder nahmen an der Konferenz nicht teil. (KINVA)
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ZUR PROLIFERATIONSPROBLEMATIK:

Die Atomprogamme Irans und Nordkoreas
Entwicklung der Lage von November 2006 bis Februar 2007 und Hintergriinde (Fortschreibung)

VON WERNER Bos

flikts um die Atomprogramme des Irans und Nordkoreas wird hier fortgesetzt. Immer

D ie in AUFTRAG 264 / Dezember 2006, Seite 26 ff. begonnene Chronologie des Kon-

deutlicher wird, dass der Nichtverbreitungsvertrag von 1968 heute schon Makulatur
ist, weil die klassischen Nuklearstaaten ihrer Abristungsverpflichtung nicht nachgekom-
men sind und immer mehr Nichtnuklearstaaten einen Nuklearwaffenbesitz anstreben.

1. Atomstaaten Indien und Pakistan
—18.11.06: Nach mehr als 30 Jahren Boykott hat der

US-Senat den Weg fiir eine nukleare Zusammenarbeit
der USA mit Indien geebnet. Das Abkommen erlaubt
die Kooperation mit der siidasiatischen Atommacht bei
der zivilen Nutzung der Kernenergie, obwohl Indien den
Atomwaffensperrvertrag nicht unterzeichnet hat. Das Ab-
kommen erlaubt Amerika, z.B. Nuklearbrennstoffe und
Reaktortechnologie zu liefern.

Die indische Regierung begriifite die breite Zustim-
mung des Senats zu diesem international umstrittenen
Abkommen, mit dem die USA Indien de facto als legitime
Atommacht anerkennen. Indien hat im Gegenzug zuge-
sagt, einen Teil seiner Atomanlagen unter internationale

Kontrolle der TAEA zu stellen.

— 25.11.06: China sichert Pakistan Hilfe auf dem Gebiet
der zivilen Nuklearhilfe zu. Die Volksrepublik lieferte
Pakistan in den vergangenen Jahren — in Umgehung der
internationalen Sanktionen — bereits die Technologie fiir
zwei Atomkraftwerke.

Der pakistanische Atomwissenschaftler Aq Khan soll
in der Vergangenheit mit Wissen seiner Regierung mili-
tdrische Nukleartechnologie an Iran und Nordkorea ver-
kauft haben. Fiir die USA war dies ein Grund, Indien
und nicht Pakistan eine Partnerschaft bei der zivilen
Nuklearenergie anzubieten.

—28.11.06: Indien testet seine Raketenabwehr und hat
erstmals mil einer alomwaffenfihigen Mittelstreckenra-
kete erfolgreich eine andere Rakele abgefangen, wenige
Tage nach einem Raketentest Pakistans.

—10.12.06: Zum dritten Mal innerhalb von drei Wochen
hat Pakistan eine atomwaffenfidhige Rakete getestet. Pa-
kistan und sein Erzrivale Indien testen seit ihren fast
zeitgleichen Atomwaffenversuchen von 1998 regelmifig
Raketen.

—26.01.07: Russland wird in Indien weitere Atomkraft-
werke bauen. Ein entsprechendes Abkommen wurde von
den Staatschefs unterzeichnet.

2. Iranproblematik
—04.11.06: Der Iran hat nach eigenen Angaben im Rah-
men des zehntidgigen Manovers »Grofler Prophet 2« er-
neut erfolgreiche Raketentests unternommen.
Frankreich, GroBbritannien und Deutschland (EU-Troi-
ka) haben einen Entwurf eine fiir Iran-Resolution im VN-
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Sicherheitsrat eingebracht. Er sieht ein Exportverbot fiir
Raketen- und Nukleartechnologie vor. Fiir Personen, die
am iranischen Atom- und Raketenprogramm mitwirken,
soll ein Einreiseverbot verhingt werden. Vermogenswerte
dieser Personen im Ausland sollen eingefroren werden.
Wihrend die USA entschiedene Schritte verlangen,
sperrt sich Russland und auch China hat Widerspruch
gegen den Entwurf signalisiert.

Die iranische Regierung zeigt sich von den Sanktions-
erwdgungen unbeeindruckt und riickt von ihrem Recht
auf nukleare Anreicherung »kein Jota« ab. Sie scheint
sich aber um ihr Ansehen in der Region Sorgen zu ma-
chen.

09.11.06: Bei den Gesprichen im VN-Sicherheitsrat
iiber Iran sind Art und Umfang der StrafmalBnahmen
zwischen USA und Russland heftig umstritten. Wihrend
Russland den européischen Entwurf entschiirfen will,
fordert Washington erheblich hirtere Sanktionen, z.B
weilgehende Finanzsanktionen und Einbeziehung des
von Russland gebauten Atomreaktors Buschehr sowie
eine Erkldrung, das iranische Atomprogramm sei »eine
Bedrohung fiir den internationalen Frieden«, was in der
VN-Sprache auch zur Legitimierung von militédrischen
MalBnahmen gebraucht wird. Chinas Botschafter sagte,
es gebe »bei einer Reihe schwieriger Punkte uniiber-
briickbare Meinungsunterschiede«.

11.11.06: Bei der Ankunft in Moskau erklirte der ira-
nische Vertreter iiberraschend, dass der friithere russische
Vorschlag zur Griindung eines gemeinsamen Unterneh-
mens zur Urananreicherung auf russischem Gebiet weiter
aktuell bleibe. Weiter sagte er, eine VN-Resolution wiirde
sich auf die Zusammenarbeit mit der [AEA negativ aus-
wirken. Nach dem Treffen in Moskau verlautete, er gehe
davon aus, dass die Verhandlungen iiber das Atompro-
gramm seines Landes fortgesetzt wiirden. Offensichtlich
sucht Iran Beistand Russlands.

23.11.06: Die Entscheidung iiber den an die IAEA ge-
richteten Antrag des Iran auf technische Hilfe fiir den
Bau des Schwerwasserreaktors Arak wurde auf Druck
der EU und der USA in einem ungewshnlichen Schritt
auf unbestimmte Zeit vertagt. VN-SR und die TAEA
hatten den Iran schon frither aufgefordert, das Projekt
einzustellen. Beim Betrieb des 40-Megawatt-Schwer-
wasser-Reaktors sollen gemil Iran radioaktive Isotope
fiir medizinische Zwecke produziert werden. Allerdings
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entstiinde auch Plutonium, das Material kann zum Bau
von Nuklearwaffen verwendet werden. In der Diktion des
Iran handelt es sich in Arak um einen »Forschungsreak-
tor«. Experten zufolge konnen die medizinisch nutzbaren
Produkte auch in modernen Leichtwasser-Reaktoren pro-
duziert werden, ohne dass Plutonium als Nebenprodukt

abfillt.
— 24.11.06: Israel bezeichnet die Tatsache, dass der Iran

moglicherweise kiinftig iber Atomwaffen verfiigen wird,
als groBte existenzielle Bedrohung. Aber Israel steht
nicht allein da, wenn es darum geht, sich gegen eine
potenzielle Atommacht zu wehren und es bereitet sich
auf einen Zweitschlag gegen den Iran vor. Um die Pro-
bleme mit Teheran zu entschirfen, bedarf es aber vor
allem politischer Anstrengungen.

- 25.11.06 Russland hat gegen den Prostest der USA be-
gonnen, Flugabwehrsysteme an Iran zu liefern. Der Iran
hatte im Dezember 2005 einen entspechenden Vertrag
mit Russland iiber den Bezug von 29 Tor-M1-Raketen-
systeme unterzeichnet.

—29.11.06: Wiihrend sich der Westen im VN-Sicherheits-
rat seit vier Wochen erfolglos darum bemiiht, wenigstens
die niedrigste Stufe von Sanktionen gegen Teheran zuwe-
ge zu bringen, lisst sich der Iran von Drohungen nicht
beeindrucken. Da auch ein eindeutiger Beweis nicht
aufzufinden ist, muss man auf Indizienbeweise zuriick-
greifen, wie
* der systematischen Tduschungs- und Versteckpolitik
gegeniiber der IAEA,

* von mysteriosen Spuren hoch angereicherten Urans

und

* wegen einer Mittelstreckenrakete, die mit ihrer Nutz-
last von nur einer Tonne eindeutig fiir Massenver-
nichtungswaffen ausgelegt ist.

Aber das sind eben nur Indizien fiir einen militidrischen
Missbrauch des Atomprogramms.

—09.12.06: Der neue Generalsekretir der VN, Ban Ki-
moon (ab 01.01.07), erklirt, dass der Sicherheitsrat den
Iran betreffend eine gute Resolution angenommen habe.
Der Iran sei nun gefordert, diese umzusetzen. Im Kern
ging es beim Iran um Vertrauen. Die internati-
onale Gemeinschaft glaube nicht, dass das ira-

diene.

—11.12.06: Iran hat nach eigener Darstellung
die Urananreicherung ausgeweitet und damit
den ersten Schritt zur industriellen Produktion
vom Atombrennstoff getan. Nach Ahmadined-
schads Einschitzung ist der Widerstand gegen
das Atomprogramm international geschwunden.
Der Westen sei weiter zuriickgewichen, weil der
Iran so beharrlich auf seinem Recht zur zivilen
Nutzung bestehe.

—12.12.06: In einer bisher beispiellosen Aktion
haben ca. 50-60 iranische Studenten eine Rede
des Priisidenten des Iran, Ahmadinedschad, an
der Teheraner Universitiit gestort. Sie ziindeten
Feuerwerkskorper, ziindeten ein Bild des Pra-
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sidenten an und lieferten sich Rangeleien mit Anhén-
gern.

— 13.12.06: Israels Ministerprisident Olmert hat in einem
Interview aus Anlass seines Deutschlandbesuches gegen-
iiber den Fernsehsender N24 und SAT 1 Israel in einer
Reihe mit den Atomméichten Amerika, Frankreich und
Russland gestellt und Wirbel ausgelost. So offen hatte
sich noch nie ein israelischer Ministerprisident in dieser
Frage geduBert und ein Tabu gebrochen, auch wenn man
allgemein Israel als Atommacht vermutete.

Wollte Olmert dem Iran drohen? An dem Tag, an dem in
Teheran die Holocaust-Verleugnungskonferenz begann?
Olmert hitte seine Gastgeber sehr in Verlegenheit brin-
gen konnen. Denn die isrealischen U-Boote, von denen
aus Atom-Raketen abgeschossen werden kénnten, sind
nicht nur deutsche Produktion, sondern teilweise gar

Geschenke Deutschlands.

—14.12.06: Irans Prisident Ahmadinedschad lésst seine
politischen Vorstellungen und Ambitionen verkiindigen:
»Wir haben zwei wichtige Missionen. Iran durch Gottes-
furcht und Opferbereitschaft zu einem fithrenden isla-
mischen Land zu machen, und dieses Modell dann der
ganzen Welt vorzustellen«. Seine Devise lautel: »Zuriick
zu den islamischen Wurzeln, aber mit modernem tech-
nologischen Know-how«. Atomtechnologie gehért dazu.
Aber auch in der Medizin und in der Wissenschaft will

er das Land an die Spitze der islamischen Welt fiihren.
—15.12.06: Bei den heutigen Wahlen der Expertenver-

sammlung und der Kommunalparlamente im Iran zeich-
net sich eine Stirkung der Reformkrifte ab. Damit wiirde
sich die Stimmung zumindest tendenziell gegen Ahma-

dinedschad drehen.

—19.12.06: Iran hat nach saudi-arabischen Berichten
faktisch einen schiitischen Staat innerhalb des Irak
aufgebaut. Der Iran finanziere schiitische Milizen und
bilde Kdampfer aus. Aulerdem unterstiitze er aktiv pro-
iranische Politiker im Irak.

—23.12.06: Der VN-SR verabschiedet schlieBlich nach

2 Monaten Beratung eine nach Russlands und Chinas
Willen abgemilderte Resolution mit Sanktionen gegen

TUREWENISTAN

(Grafik: http://de.wikipedia.org/wiki/Bild:Atomprogramm _des_Iran_2.png)
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den Iran. Die 15 Ratsmitglieder nahmen die neunseitige
Resolution einstimmig an. Die Resolution untersagt al-
len Mitgliedslindern die Lieferung von nuklearen Tech-
nologien an den Iran. Dariiber hinaus verfiigt sie, dass
das Vermogen von 11 namentlich genannten Personen
und 12 Unternehmen, die an dem iranischen Atom- und
Raketenprogramm mitarbeiten, eingefroren wird. Das
im Entwurf der EU-3 vorgesehene Reiseverbot fiir Mit-
arbeiter des Atomprogramms und fiir ranghohe Regie-
rungsvertreter wurde gestrichen und in einen Aufruf zur
Wachsamkeit solchen Reisen gegeniiber umgewandelt.

—30.12.06: Die gegen Iran verhingten Sanktionen des
VN-SR haben im Lande erstmals 6ffentliche Kritik an
der Atompolitik Ahmadinedschads hervorgerufen. Vertre-
ter der von Reformern gepriigten Vorgiingerregierungen
dullerten in der gemiBigten Tageszeitung »Kargozaran«
Sorge iiber die Folgen der jiingsten VN-Resolution 1737.
Um das Land nun vor einer Krise zu bewahren, miisse
es Zuflucht zu »kompetenten und moderaten Leuten«
nehmen.

Bei den Kommunalwahlen und den Wahlen zum Ex-
pertenrat Mitte Dezember hatten die Reformer gut ab-
geschnitten, was sie zu ihrer Kritik ermuntert haben
konnte. Westliche Regierungen haben stets darauf ge-
hofft, dass Sanktionen in der iranischen Elite zu einer
Neubewertung der Atompolitik fiihren kénnten.

—03.01.07: Der Priisident des Iran hat vor Demonstranten
in der siidiranischen Stadt Ahwas im Atomstreit erneut
den Ton verschirft und den USA mit einem »historischen
Schlag ins Gesicht« gedroht. Der Iran werde seine ato-
maren Pline ungeachtet der VN-Sanktionen weiter vor-
antreiben. » Die VN-Resolution hat fiir Iraner keine Giil-
tigkeit«. Gleichzeitig drohte er den Léindern, die »den
Iran schikanieren wollten«.

—06.01.07: Wihrend des Besuches der Bundeskanzlerin
Merkel bei Prisident Bush soll es in der 90-miniitigen
Arbeitssitzung und spiiter beim Abendessen vor allem
um die Iran-Politik gegangen sein. Merkel plidierte lei-
denschaftlich fiir ein »langsames, aber geschlossenes«
Vorgehen. Nur wenn es gelinge Indien, Russland und
China einigermaflen bei der Stange zu halten, kénne man
den Iran beeindrucken.

—13.01.07: Die USA verlegen weiteren Flugzeugtriger in
den Persischen Golf.

Prasident Bush fiithrt dem Regime im Iran ein paar
militdrische Instrumente vor. Offenkundig hat er sich
also gegen diplomatische Avancen entschieden und ge-
gen die Empfehlung, das direkte Gespriach mit Teheran
zu suchen. Das wiire auch einem weiten Sprung iiber den
eigenen Schatten gleichgekommen. Ob die konfrontative
Haltung, die Irans wilder Entschlossenheit entspricht,
sein Atomprogramm ohne Riicksicht auf VN-Beschliisse
voranzutreiben, verniinftig und gar Erfolg versprechend
ist, steht dahin. Vielleicht kommt die neue Konfrontation
einem Teil der iranischen Fiihrung sogar gelegen, weil
auch sie nicht mehr iiber Gesten des Entgegenkommens
nachdenken muss. Die USA behaupten, Iran schiire den
Glaubenskampf zwischen Schiiten und Sunniten und
liefere Waffen an die »Feinde« Amerikas. Tatsdchlich
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gibt es Anzeichen, dass der Iran sein groB3es Destabilisie-
rungspotenzial auch einsetzt, z.B. im Irak und Libanon.

— 18.01.07: Die US-Aulenministerin wiederholt die zuletzt
sehr scharfe Kritik am Iran. Teheran verletze »Tag fiir
Tag« die VN-Resolution, die das Land zur Aufgabe der
Uran-Anreicherung auffordert. »Dies sei nicht die Zeit,
um bilaterale Gespriche zu beginnenc, kritisierte sie die
Entsendung eines franzosischen Diplomaten nach Teher-
an. Die internationale Gemeinschaft miisse geschlossen
gegeniiber Iran auftreten. Washington driingt die Euro-
péer, hiirtere Sanktionen gegen Iran zu verhiingen, als sie
zurzeit die VN-Resolution vorsieht.

—20.01.07: In Missachtung der VN-Resolution hat Iran
sein Atomprogramm bedeutend erweitert. In seiner Uran-
anreicherungsanlage in Natans sind nach Berichten der
TAEA-Inspektoren die unterirdischen infrastrukturellen
Voraussetzungen fiir den Aufbau von 3.000 Zentrifugen
geschaffen worden. Bislang hatte das Land nur 300 die-
ser Geriite im Betrieb, mit denen auch Sprengstoff fiir
Atomwaffen gewonnen werden kann. Ahmadinedschad
will die Gerite am 28.Mérz 2007 im Rahmen eines »na-
tionalen Atomfests« in Betrieb nehmen, behauptet aber,
damit nur schwach angereichertes Uran herstellen zu
wollen, wie es in Kernkraftwerken benotigt wird. Diese
Zahl gilt als kritische Schwelle, da damit genug hoch
angereichertes Uran fiir den Bau von zwei Atombomben
jéhrlich gewonnen werden kann.

—22.01.07: Tran hat gestern ein dreitidgiges Manover der
Revolutionsgarden mit neuen Raketen angekiindigt.

— 27.01.07: Die Fachzeitschrift » Aviation Week and Space
Technologie« berichtet, Iran plane, mittels einer umge-
bauten Langstreckenrakete des Typs »Schahab 3« einen
Satelliten in eine erdnahe Umlaufbahn zu bringen. Dabei
erhoffe sich das Regime auch Aufschliisse dariiber, ob
aus der Rakete von bisher 1.600 km Reichweite eine In-
terkontinentalrakete bis fast 4.000 km entwickelt werden
kann.

Die TAEA fordert Iran auf, das vor wenigen Tagen von
Teheran aus Verdrgerung iiber die VN-Sanktionen ver-
hiingte Arbeitsverbot gegen 38 internationale Inspekteure
vor allem aus USA, Frankreich, GroBbritannien, Kanada
und Deutschland aufzuheben. Diese Linder gelten in
Teheran als Hauptgegner im Atomstreit. Russische und
chinesische Inspekteure durften dagegen einreisen.

Der IAEA-Generaldirektor El Baradei sagte beim Welt-
wirtschaftsforum in Davos, der Iran sei noch 5 bis 10
Jahre von der Herstellung einer Atomwaffe entfernt.

—28.01.07: In Teheran rief Irans Ex-Prisident Hasche-
mi-Rafsandschani die Politiker seines Landes zu einer
»kliigeren Wortwahl« im Atomstreit auf. Mit den VN-
Sanktionen von Ende Februar an sei die Lage alles an-
dere als normal.

—01.02.07: Nach Ansicht des Sicherheitsinstitus IISS in
London kann der Westen nicht mehr verhindern, dass
Iran in zwei bis drei Jahren iiber eine Nuklearwaffe ver-
fiigt. Die begrenzten verhiingten VN-Sanktionen kénnten
allenfalls den Ausbau des Atomprogramms bremsen.
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—02.02.07: Der Iran gestattet der IAEA — nach bishe-
riger Weigerung — im unterirdischen Teil der Uranan-
reicherungsanlage von Natans Uberwachungskameras
aufzustellen. Das Institut sieht Anzeichen dafiir, dass die
interne Kritik an Prisident Ahmadinedschad angesichts
des finaziellen und politischen Drucks auf Iran wiichst.

Auf diese Entwicklung setzten die USA.
—03.02.07: Die USA haben Spekulationen iiber Kriegs-

plidne gegen Iran zuriickgewiesen. »Wir planen keinen
Krieg gegen den Iran. Wir werden aber unsere Truppen
im Irak gegen vom Iran unterstiitzte Terroristen schiit-
zen« erklirte Prisident Bush. Die USA haben einen
zweiten Flugzeugtriiger in die Golfregion entsandt und
Patriot-Abwehrraketen in den Irak verlegt, was Beobach-
ter als Vorbereitung fiir einen Militdrangriff auf den Iran
interpretierten. Der afghanische AuBBenminister Spanta
warnte davor, mit einem US-Angriff auf Iran eine weitere
Front im Anti-Terror-Kampf zu eroffnen.

—04.02.07: Der Iran hat Journalisten und IAEA-Vertre-
tern aus Kuba, Malaysia und Agypten einen einstiindigen
Besuch der militérisch schwer bewachten Uranumwand-
lungsanlage in Isfahan erlaubt. Erklértes Ziel ist es, die
friedlichen Absichten des Atomprogramms zu zeigen.

—22.02.07: Iran hat das an diesem Tag abgelaufene Ulti-
matum der Resolution 1737 des UN-SR, die Urananrei-
cherung bis zu diesem Tag einzustellen, nicht erfiillt, im
Gegenteil seine Urananreicherungsversuche noch ver-
stirkt. Das geht wie erwartet aus einem vertraulichen
Bericht der IAEO hervor, der den VN am 22.02.07 iiber-
mittelt wurde. Demnach haben iranische Techniker in
der Anreicherungsanlage Natans etwa 66 kg des Gases
Uranhexafluorid zu reaktortauglichem Uran 235 verar-
beitet. Die Zahl der einsatzfihigen Gaszentrifugen wurde
auf 328 verdoppelt. Nach Auflenminister Steinmeier ist
durch die Weigerung Irans nun eine »Phase erreicht, die
eine neue Bewertung abverlangt«. Die EU, USA, Russ-
land und China wollen zunichst den Bericht der IAEO
priifen und gemeinsam »weitere Schritte festlegen«. Am
zweiseitigen Gesprichsansatz wird wohl festgehalten.
Dazu zdhlen einerseits die Forderung, Iran miisse durch
eindeutige Haltungen das internationale Vertrauen zu-
riickgewinnen, andererseits das Angebot, Iran fiir diesen
Fall weitreichende Kooperation anzubieten. Nach US-
Auffassung beginnt Iran die Wirkung der verhingten
Wirtschaftssanktionen zu spiiren, insbesondere bei den
Einschriankungen europiischer Exportkredite. Steinmei-
er: »Wir hoffen auf genug Vernunft bei den Verantwort-
lichen«, um zu erkennen, »dass ein noch so ehrgeiziges
Atomprogramm die Bevélkerung nicht satt macht.

Bewertung der Iranproblematik:

Sollte Teheran der Bau der Atombombe tatsiichlich ge-
lingen, hat das dramatische Auswirkungen auf die Region.
Die Konfrontation zwischen Schiiten (die in Iran dominie-
ren) und Sunniten tritt im Nahen Osten zunehmend an die
Stelle des Konflikts zwischen Israel und den Arabern.

In der gesamten Region haben sich die Regeln zu nu-
klearen Themen bereits gedndert. Agypten und mehrere
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Nordkoreanische Raketenschiisse am 5. Juli und Ort des
Atomwaffentests vom 9. Oktober 2006.
(Quelle: Japan Defence Agency)

Golfstaaten haben schon Interesse an einem Atompro-
gramm »zu friedlichen Zwecken« bekundet. Nun folgt auch
der jordanische Konig Abdullah II. mit dem Wunsch, tiber
die Atomkraft zu verfiigen. Nach seiner Ansicht haben sich
die nuklearen Spielregeln in der Region geéindert.

3. Entwicklung in Nord-Korea

— 02.12.06: Die Vorverhandlungen zur Wiederbelebung der
Sechslinder-Gespriche zu Nord-Korea sind ohne klares
Ergebnis zu Ende gegangen. Mehr als ein Funken Hoff-
nung fiir die fiinfte Runde der Gespriche in diesem Jahr
mit dem Ziel, eine atomwaffenfreie koreanische Halbin-
sel zu schaffen, besteht nicht. Laut Berichten aus Seoul
haben die VN-Sanktionen keine Auswirkungen z.B. auf
Infrastrukturprojekte, wo mit russischer und chinesischer
Hilfe repariert und gebaut wird. Auch Siidkorea will sei-
ne iiber Jahre gewachsenen innerkoreanischen Projekte
nicht wirklich gefihrden. Nur die USA und Japan sind
sich einig, einen harten Kurs zu fahren.

— 09.12.06: Hinsichtlich Nordkorea erwartet der desi-

gnierte UN-Generalsekretir Ban Ki-moon, dass die Sech-
ser-Atomgespriche demnéichst aufgenommen werden und
will beobachten, wie die Parteien die Beschliisse vom
September 2005 umsetzen. Damals hatte sich Nordkorea
verpflichtet alle Atomwaffenprogramme aufzugeben, um
im Gegenzug wirtschaftliche Hilfen und politische Zu-
sagen zu erhalten.

Der Siidkoreaner Ban Ki-moon will selber einen Bei-
trag leisten, damit die Atomwaffen so schnell wie moglich
von der koreanischen Halbinsel verschwinden. So plane
er, einen Sondergesandten fiir Nordkorea zu ernennen.

—12.12.06: Nach wochenlangem Tauziehen und mehr

als zwei Monate nach dem Atomwaffentest Nordkoreas
verkiindet China als Vermittler die Fortsetzung der seit
einem Jahr festgefahrenen Verhandlungen in Peking.

— 18.12.06: Nordkoreas Generale fiihlen sich mit der Bom-
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be stirker als zuvor. Mit dieser Haltung geht Nordkorea
heute nach 15 Monaten Unterbrechung in die neuen
Verhandlungen der Sechserrunde iiber eine Losung des
Atomstreits. Peking ist traditionell Gastgeber der Ge-
spriche, an denen neben Nord- und Siidkorea die USA,
Japan und Russland teilnehmen.

In der Region herrscht Skepsis, ob die fiinfte Runde
der Pekinger Atomgespriche, die 2003 begonnen hatten,
die tiefe Kluft zwischen Nordkorea und den USA iiber-
winden kann.

Die Nordkoreaner diirsten zwar nach internationaler
Anerkennung, werden ihre Atombombe aber trotzdem
nicht mehr hergeben.

—22.12.06: Die ersten Sechs-Linder-Gespriiche iiber
Nordkoreas Atomprogramm seit 15 Monaten sind in Pe-
king ohne greifbare Ergebnisse beendet worden. In einer
Abschlusserklidrung vereinbarten die Beteiligten, sich
»zur frithest moglichen Gelegenheit« wieder zu treffen,
ein Termin wurde aber nicht genannt. Die USA wollen
nicht auf die nordkoreanischen Forderungen eingehen,
als Voraussetzung fiir ernsthafte Verhandlungen die ge-
gen Pjongjang verhiingten Finanzsanktionen aufzuheben.
Sie hatten schon in 2005 dafiir gesorgt, dass 24 Millionen
US-Dollar nordkoreanischen Geldes bei der Banco Delta
Asia eingefroren worden waren. Sie werfen Nordkorea
zudem vor, es betreibe eine Hinhaltetaktik: Einen Tag
gehe es um die Finanzsanktionen, am nichsten verlange
Nordkorea etwas, von dem es wisse, dass es nicht zu er-
fiilllen sei, dann wieder beschwere es sich dariiber, dass
seine Gefiihle durch bestimmte Formulierungen verletzt
wiirden. Siidkorea kritisiert die Haltung der USA und
kénnte in einem Nachgeben nichts Schlimmes sehen.

Auf Nachfrage sagte der nordkoreanische Delegierte,
dass sein Land den Ausbau der atomaren Féhigkeiten
weiter betreiben werde.

Bei aller Enttduschung iiber den Abbruch, vielleicht
kann ja der Weg das Ziel sein und die Sechserrunde ein
reiner Selbstzweck sein, um der Friedenssicherung in
der Region ein Forum zu bieten.

—20.01.07: Sowohl die USA als auch Nordkorea haben
sich zuversichtlich gezeigt, dass die Sechsergespriche
iiber Pjongjangs Atomwaffenprogramm/Denuklearisie-
rung noch im Februar in Peking wieder aufgenommen
werden konnten. Die Zuversicht entstammt bilateralen
Gesprichen, in denen sich die USA offen zeigten, ei-
nen Teil des eingefrorenen nordkoreanische Guthabens
von 24 Mio Dollar freizugeben. Zudem wollen die USA
iiber den Abbau von Handelssanktionen nachdenken.
Im Gegenzug scheint Nordkorea bereit, die Wiederauf-
bereitung von Brennstiben im Nuklearreaktor Yongbyon
zu stoppen und gegebenenfalls wieder Inspektoren ins
Land zu lassen. Mit einem Durchbruch rechnet niemand.

Nordkorea hofft auf einen Regierungswechsel bei der
US-Priisidentschaftswahl 2008.

14

—05.02.07: Nordkorea stellt Bedingungen fiir einen Ver-
zicht auf den Bau von zwei Leichtwasser-Atomreaktoren.
Dies sind einmal Lieferungszusagen iiber 500.000 t Roh-
ol im Jahr sowie die Streichung des Landes von der US-
Liste der den Terrorismus unterstiitzenden Staaten.

4. Allgemeine Bewertung

Die Bewertung von Irans und Nordkoreas Nuklearpli-
ne schiiren weltweit die Angst vor militiirischer Uberlegen-
heit. Zahlreiche Staaten liebdugeln damit, eigene Atompro-
gramme aufzunehmen — darunter sogar Japan (11.12.06);
Nationalisten stellen lautstark die Forderung, die in Japan
bislang verpont war: Tokio soll sich jetzt endlich selbst
Atomwalffen zulegen, die Sicherheit des Inselreichs ste-
he auf dem Spiel. Der Besitz von Atomwalffen verringere
die Wahrscheinlichkeit, angegriffen zu werden, weil man
dann zuriickschlagen kénne. Damit ist ein Tabu gebrochen.
Sechs Jahrzehnte lang war die Ablehnung von Atomwaffen
politischer Grundkonsens in Japan.

Ahnliche Téne sind in immer mehr Lindern rund um
den Globus zu héren. In Fernost erwigen auch Siidkorea
und Taiwan, ihre eingemotteten Atompline hervorzuholen.
In mehreren arabischen Staaten und in der Tiirkei werden
Rufe nach der Bombe laut. Es droht eine neue Ara des
Wettriistens.

Die Androhung des Einsatzes und der Einsatz von
Atomwaffen sind volkerrechtswidrig. Das hat der Interna-
tionale Gerichtshof in Den Haag (Gerichtshof der Vereinten
Nationen) in seinem beratenden Gutachten auf Anforde-
rung der Generalversammlung vom 8. Juli 1996 festgestellt.
Er hat die Verpflichtung der Atomwaffenstaaten aus Artikel
6 des Nichtverbreitungsvertrages bekriftigt, wonach diese
verpflichtet seien, in gutem Glauben, Verhandlungen mit
dem Ziel zu fiihren, die Atomwalffen endgiiltig abzuschaf-
fen. Zwar haben sich Staaten, wie z.B. Israel, Indien, Pa-
kistan, Nordkorea, dieser Verpflichtung entzogen, indem
sie dem Vertragssystem einfach nicht beitraten. Jedoch gilt
selbstverstidndlich auch fiir diese Staaten, dass in jedem
Einsatz von Atomwaffen eine Verletzung des humanitiiren
Vilkerrechts zu sehen ist. In diesem Zusammenhang bricht
der politisch begriindete Vertrag der USA mit Indien das
Vélkerrecht. Bislang galt, was im Nichtverbreitungsver-
trag von 1968 festgeschrieben wurde, dass es auf der Welt
fiinf anerkannte Atomméchte gibt (USA, Russland, China,
GroBbritannien und Frankreich), die sich zur Abriistung
verpflichten, und dass sich im Gegenzug die anderen 183
Unterzeichnerstaaten keine Nuklearwaffen beschaffen. Das
Streben nach Atomwaffen ist jedoch ungebrochen; das Vol-
kerrecht wird mit Fiilen getreten. [
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Diskussionsrorum Weisssuch 2006:

Mit der Erkldrung des Bundesvorsitzenden »GKS-Position zum WeiBbuch 2006« vom
6. Dezember 2006' ist die Meinungshildung zum »WeiBbuch zur Sicherheitspolitik Deutschlands
und zur Zukunft der Bundeswehr« in unserer Gemeinschaft nicht abgeschlossen, sondern
geradezu erdffnet worden. Vor allem in den Sachausschiissen »Sicherheit und Frieden«
sowie »Innere Filhrung« werden die Aussagen und Inhalte des WeiBbuchs weiter und
intensiv erdrtert. Dies zeigen die beiden folgenden Aufsdtze, in denen Klaus Liebetanz
(S. 15-18) und Helmut Jermer (S. 18-21) ihre Meinungen duBern. Es folgen dann zwei
weitere Beitrge: Der entwicklungspolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Dr. Christian Ruck, plidiert fiir eine gemeinsame Strategie und bessere Verzahnung der
Entwicklungs- und Sicherheitspolitik (S. 22-24); schlieBlich folgt die Punktation einer Rede,
die BMVg Dr. Franz Josef Jung vor dem entwicklungspolitischen Kongress der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion am 31.01.2007 gehalten hat (S. 24 1.).

1 siehe AUFTRAG Nr. 265/Dezember 2006, Seite 8.

Fortschritte im sicherheitspolitischen Denken

VON Kraus LiEBETANZ

deswehr« ist ohne Zweifel ein wesentlicher Fortschritt im offiziellen sicherheitspo-

lischen Denken. Dieser Fortschritt macht sich v.a. an folgenden im WeiBbuch 2006
verwendeten Begriffe fest: numfassender« Sicherheitshegriff, Werteorientierung deutscher
Sicherheitspolitik, Beseitigung struktureller Krisenursachen und »Responsibility to protect«.
Allerdings wird in den angefiigten Kommentaren zu den o.a. vier Begriffen erldutert, dass
zwischen Anspruch und Wirklichkeit noch eine erhebliche Liicke klafft. Es besteht jedoch
die berechtigte Hoffnung, dass in den néchsten 10-20 Jahren durch weiteren Abbau von

D as neue »WeiBbuch zur Sicherheitspolitik Deutschlands und zur Zukunft der Bun-

Ressortegoismen, der Graben zwischen Wunsch und Wirklichkeit aufgefillt wird.

1. Der umfassende Sicherheitsbegriff
»Die in der Vergangenheit be-
wdhrten Strategien zur Abwehr dufe-
rer Gefahren — wie Abschreckung und
Einhegung — reichen gegen die neuen
asymmetrischen, héufig auch durch
nichistaatliche Akteure verursachten
Bedrohungen nicht aus.« (WB S. 21)
» Deutsche Sicherheitspolitik beruht
auf einem umfassenden Sicherheitsbe-
griff- Risiken und Bedrohungen muss
mit einem abgestimmten Instrumenta-
rium begegnet werden. Dazu gehiren
diplomatische, wirtschafiliche, ent-
wicklungspolitische, polizeiliche und
militirische Mittel, wenn geboten, auch
bewaffnete Einsdtze.« (WB S. 29)
»Allerdings kann diesen neuar-
tigen Risiken weder allein noch vor-
rangtg mit militirischen Mitteln be-
gegnet werden« (WB S. 23)
»Nicht in erster Linie muliti-
rische, sondern gesellschafiliche, iko-

nomische, okologische und kulturelle
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Bedingungen, die nur in multinati-
onalem Zusammenwirken beetnflusst
werden konnen, besttmmen die kiinf-
tige sicherheitspolitische Entwicklung.
Sicherheit kann daher weder rein na-
tional noch allein durch Streitkrdfie
gewdhrleistet werden. Erforderlich ist
vielmehr ein umfassender Ansatz, der
nur in vernetzten sicherheitspolitischen
Strukturen sowie tim Bewusstsein eines
umfassenden gesamistaatlichen und
globalen Sicherheitsverstindnisses zu

entwickeln ist.« (WB S. 29)

Kommentar: Der Denkansatz des » UMFAS-
SENDEN SICHERHEITSBEGRIFFES« als Ab-
kehr vom rein militdrischen Denken
ist zweifellos ein groBBer Fortschritt.
Es darf jedoch nicht iibersehen wer-
den, dass zwischen dem Anspruch des
neuen WeiBbuches und der Wirklich-
keit eine erhebliche Liicke klafft. Die
militdrischen und zivilen Instrumente
liegen bei der Friedenskonsolidierung

@ Bundesministerium
der Vertidigung
A \Ne\m\e
Dow“\om\\xe'\: TRALUS es)
WeilBbuch 2006

zur Sicherheitspolitik Deutschlands
und zur Zukunft der Bundesweehr

Online Ausgabe

in der Konfliktfolgephase finanziell
noch weit auseinander. Das trifft auch
fiir die Situation in Afghanistan, be-
sonders fiir den Aufbau einer lokalen
rechtstaatlichen Polizei wie auch fiir
die nachhaltige Entwicklungszusam-
menarbeit zu Gunsten der betroffenen
Bevolkerung, zu. Beides sind Schliis-
selfunktionen fiir eine erfolgreiche
Friedenskonsolidierung und eine
Exitstrategie fiir die eingesetzten
Streitkriifte. Es war unverstindlich,
warum der Innenausschuss des Deut-
schen Bundestages an der Debatte
iiber die Verlingerung des deutschen
Einsatzes in Afghanistan am 21. und
26. September 2006 nicht beteiligt
war. Dariiber hinaus muss das BMI
ein Attraktivitidtsprogramm fiir be-
fihigte Polizisten auflegen, welches
verhindert, dass vom fordernden in-
ternationalen Polizeieinsatz zuriick-
kehrende Polizisten obendrein noch
Karrierenachteile haben. Ferner
muss den Abgeordneten des Deut-
schen Bundestages bewusst werden,
dass bei Friedenseinsitzen deutscher
Krifte in »failing states« dem Aufbau
einer effektiven rechtstaatlichen Po-
lizei die gleiche Bedeutung zukommt
wie der militéirischen Absicherung
(Hans H. Dube, Regionaldirektor
der GTZ in Afghanistan). Derzeit gibt
Deutschland in Afghanistan jedoch
26 mal mehr fiir Militir als fiir den
Polizeiaufbau aus. Das muss sich
indern. Das Innenministerium sollte
zusitzliche Mittel fiir einen eigenen
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Haushalistitel »Internationale Polizei-
einsiitze« erhalten und nicht auf die
»Almosen« des BMZ und AA ange-
wiesen sein.

Voraussetzung fiir eine sinnvolle
Exitstrategie ist eine funktionierende
rechtstaatliche Polizei wie auch die
nachhaltige Entwicklungszusammen-
arbeit zu Gunsten der betroffenen Be-
volkerung. Nur so kann das Ziel der
Friedenskonsolidierung, ndmlich ein
sich selbst tragender Friedensprozess,
erreicht werden. Die eingesetzten
Soldaten werden sich zu dem immer
bewusster, dass ihr Einsatz in den
Krisenregionen nur in einem gewis-
sen Zeitfenster fiir Sicherheit sorgen
kann. Wenn in dieser Zeit die zivilen
Ressorts nicht in ausreichenden Mal3e
ihrer Verantwortung nachkommen,
scheitert der gesamte Friedensein-
satz. Es ist doppelt bitter, u.U. seine
Gesundheit oder sein junges Leben
fiir einen dann sinnlos gewordenen
Aufirag einsetzen zu miissen.

2. Werteorientierung deutscher
Sicherheitspolitik
»Das Grundgesetz setzt mit dem

Aufirag zur Wahrung des Friedens, zur

Einigung Europas, zur Beachtung und

Stiirkung des Volkerrechis, zur fried-

lichen Sireitbeilegung und zur Einord-

nung in ein System gegenseitiger kol-
lektiver Sicherheit unverindert giiltige

Orientierungspunkte.« (WB S. 28)

»Die Sicherheitspolitik Deutsch-
lands wird von den Werten des Grund-
gesetzes und dem Ziel geleitet, die

Interessen unseres Landes zu wahren,

insbesondere (u.a., Anm. d. Verf.):

— zur Achtung der Menschenrechte und
Stiirkung der internationalen Ord-
nung auf der Grundlage des Vilker-
rechis beizutragen,

— den freien und ungehinderten Welt-
handel als Grundlage unseres Wohl-
standes zu fordern und dabei die
Kluft zwischen armen und reichen
Weltregionen zu iiberwinden helfen. «

(WB S. 28)

Kommentar: Im WeiBbuch 2006 geht
es richtigerweise nicht nur um die
Sicherung unseres westlichen Wohl-
standes — gleichsam als einer »Insel
der Seligen« — sondern auch um die
Sicherheit und das menschenwiirdige
Uberleben der Bevilkerung in den
Krisengebieten. Wenn es nicht ge-
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lingt, den Menschen in den Krisen-
gebieten ein ertriigliches Auskommen
zu ermoglichen, wird Deutschland
und Europa ein wachsendes Problem
durch unkontrollierte Migration und
ideologisch bedingten Terrorismus
bekommen.

Hier liegt auch der Schliissel zur
langfristigen Problemlosung in Afgha-
nistan. Hier sind Schwierigkeiten bei
der Friedenskonsolidierung und einen
sich selbst tragenden Friedensprozess
besonders grof3. Afghanistan besteht
aus einer ariden (trockenen), brau-
nen Mondlandschaft ohne nennens-
werte Bodenschitze, einem rekord-
verdichtigen Drogenanbau und einer
archaischen, islamischen Clangesell-
schaft mit unterschiedlichen, verfein-
deten Stammen. Hinzu kommt noch
ein nahezu unbegrenztes Riickzugsge-
biet fiir islamistische Gruppierungen
in der Grenzregion zu Pakistan. Eine
Befriedung wird noch Jahrzehnte
dauern und Unsummen verschlin-
gen. Zur langfristigen Verbesserung
der Lebenssituation fiir die einfache
Bevolkerung gibt es keine sinnvolle
Alternative.

Trotz all dieser Probleme sollte
nicht vergessen werden, dass der Si-
cherungsauftrag der Bundeswehr im
Nordteil von Afghanistan zahlreichen
humanitidren und entwicklungspoli-
tischen Organisationen eine nahezu
ungestorte Arbeit erméglicht.! Damit
leisten die deutschen Streitkrifte
schon jetzt indirekt einen nicht uner-
heblichen Beitrag zur Armutsbekémp-
fung und zur Senkung der Sterblich-
keitsrate in Afghanistan. Bei einem
raschen Riickzug der deutschen
Streitkrifte wiirde das System von Ge-
sundheitsversorgung, sauberem Trink-
wasser und ausreichender Ernidhrung
wegen des unvermeidlich wieder auf-
flammenden Biirgerkriegs zusammen-
brechen und unabsehbaren Schaden
fiir die Zivilbevilkerung nach sich
ziehen. Der Teufelskreis aus Kilte
bis zu 30 Grad minus, Unterernih-
rung und kontaminiertem Trinkwas-
ser wiirde wieder dazu fiihren, dass
zehntausenden Menschen, besonders
Kindern, Frauen und ilteren Men-

1 Davon hat sich im Jahr 2006 der Autor
dieses Beitrages bei einer Uberpriifung
von Projekten der deutschen humaniti-
ren Hilfe im Auftrag des Auswiirtigen
Amtes iiberzeugen kénnen.

schen sterben. Die Ankiindigung der
Bundesregierung auf der NATO-Kon-
ferenz am 26. Januar 2007 in Briissel,
ihr integriertes Aufbausystem (PRT)
im deutschen Verantwortungsbereich
auszudehnen, ist konsequent und geht
in die richtige Richtung.

3. Beseitigung struktureller Krisenursachen

»Armut, Unterentwicklung, Bil-
dungsdefizite, Ressourcenknappheit,
Naturkatastrophen, Umwelizerstorung,
Krankheiten, Ungleichheiten und Men-
schenrechtsverletzungen bilden neben
anderen Faktoren den Nihrboden fiir
illegale Migration und sikularen wie
religiosen Extremismus. Sie konnen da-
mit zur Ursache fiir Instabilitit und in
threr radikalsten Form Wegbereiter des
internationalen Terrorismus werden. In
etner zunehmend interdependenten Welt
wirken sich diese Risiken nicht nur auf
thre unmittelbare Umgebung aus, son-
dern beriihren in vielfdltiger Weise die
Sicherheit der gesamten internationa-
len Gemeinschaft.« (WB S. 23)

» Entwicklungshemmnisse  und
fragile Staatlichkeit. ... In Teilen Afri-
kas und Asiens wird die politische und
gesellschafiliche Stabiliiiit neben den
durch Globalisierung hervorgerufenen
Fakioren immer wieder durch Versor-
gungs- wie auch Verteilungsproblemen
beeintrichtigt. Die Auswirkungen von
Klimaverdanderungen konnen die Ef-
fekte noch verstirken. Wirtschaftliche
und okologische Faktoren — hdufig ge-
steigert durch Ineffizienz und Korrup-
tton bis auf Regierungsebene — bilden
Ursachen fiir politische Spannungen.
Staatsversagen sowie eine unkontrol-
lierte Migration konnen zur Destabi-
lisierung ganzer Regionen beitragen
und die internationale Sicherheit
nachhaltig beeintrichtigen. Neben der
moralischen Verpflichtung ist es, auch
aus Verantwortung fiir die Sicherheit
unsres Landes, geboten zu helfen.«
(WB S. 26)

»Der Begriff »Zivile Krisenprd-
vention« ist nicht als Abgrenzung
zu militdrischer Krisenprivention zu
verstehen, sondern schlieft diese ein.
Er umfasst sowohl die Bearbeitung
von Konflikten vor dem Ausbruch von
Gewalt, das Krisenmanagement wie
auch die Konfliki-Nachsorge (Staats-
aufbau). Nur die nachhaltige Konso-
lidierung von Frieden und Stabilitdit
und die Schaffung von Eigenverant-
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wortung der Betroffenen (»ownership«)
konnen verhindern, dass Konflikte er-

neut ausbrechen.« (WB S. 30)

Kommentar: Der Begriff »ownership«
(Eigenverantwortlichkeit der Betrof-
fenen) ist fiir Entwicklungspolitiker
und Entwicklungsfachleute eine we-
sentliche Grundlage ihres Denkens
und Arbeitens. Das war nicht immer
so. Die weltweite Entwicklungshil-
fe hat in den 60er und 70er Jahre
hunderte von Milliarden US-Dollar
buchstiblich in den Sand gesetzt (sog
»weille Elefanten«), weil das Prinzip
der »ownership« nicht beachtet wur-
de. Statt dessen standen einseitige
und eigene Wirtschaftsinteressen im
Vordergrund.

Dem hierarchisch aufgebauten
und auf schnelle Erfolge ausgerich-
teten militidrischen System ist das
Prinzip der »ownership« wesens-
fremd. Hier hat die Bundeswehr bei
Einsétzen in der Friedenskonsolidie-
rung noch einen Nachholbedarf. Es
ist nicht einzusehen, warum deutsche
Soldaten im Ausland hauptsédchlich
Checkpoints betreiben und Patrouil-
len durchfiihren sollen. Wenn man
richtigerweise davon ausgeht, min-
destens 10-15 Jahre in den Krisen-
regionen militdrisch prisent zu blei-
ben, miissen Bundeswehr und NATO
in viel stirkerem MaBle als bislang
einheimische Verbidnde ausbilden.
Es kommt darauf an, die Fihigkeiten
des Partners zu stirken und nicht alles
allein machen zu wollen. Auch militi-
rische Hilfe muss Hilfe zur Selbsthilfe
in den Mittelpunkt der Bemiithungen
stellen, andernfalls wird die Bundes-
wehr zur Besatzungsarmee. Die Stiir-
kung der lokalen Streitkrifte ist auch
preiswerter und nachhaltiger, wie die
Erfahrungen deutscher Hilfsorganisa-
tionen zeigen. Wenn man den einhei-
mischen Kriften jedoch grundsitzlich
misstraut, kann man den Friedenspro-
zess ohnehin vergessen. Auf jeden Fall
konnte man so die Anzahl deutscher
Soldaten im Auslandeinsatz reduzie-
ren und ihrer ohnehin zunehmenden
Entwurzelung (hohe Scheidungsraten
durch hiufige Abwesenheit von der
Familie) entgegenwirken. US-Aul3en-
ministerin Condoleezza Rice hat auf
der o.a. NATO-AuBenministerkon-
ferenz im Januar 2007 angekiindigt,
dass die neue US-Finanzhilfe fiir Af-
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ghanistan 10,6 Milliarden US-Dollar
betragen werde. Davon sollen mehr
als drei Viertel in Ausbildung und
Ausriistung von afghanischer Polizei
und Armee flieen. Die Vereinigten
Staaten scheinen aus der Irak-Kat-
strophe gelernt zu haben.

4. Responsibility to protect

»Die Vereinten Nationen sind die
einzige internationale Organisati-
on mit universellem Charakter. Ihre
Charta bildet den grundlegenden vil-
kerrechtlichen Rahmen fiir die interna-
ttonalen Beziehungen.« (WB S. 57)

»Nach den Riickschligen Mitte
der 90er Jahre (Somalia, Ruanda,
Srebrenica) wurden die Friedensmis-
stonen der Vereinten Nationen einem
intensiven Reformprozess unterzogen.
Seit der Vorlage des »Brahimi-Be-
richts« im Jahr 2000 besteht Einigkeit,
dass Blauhelm-Missionen materiell
und personell angemessen ausgestattet
und in den meisten Fdllen mit einem
»robusten« Mandat versehen werden
miissen, das ithnen die Anwendung
von Gewalt nicht nur zur Selbstvertei-
digung, sondern auch zur Erfiillung
thres Aufirags und zum Schutz der ge-
fahrdeten Zivilbevolkerung erlaubt. «
(WB S. 57)

»In den vergangenen Jahren ist
das Bewusstsein fiir die Bedeutung ei-
ner gerechteren Weltordnung gewach-
sen, in der Menschenrechie geschiitzt
und das humanitire Volkerrecht ge-
starkt werden miissen. Nicht zuletzt
aufgrund der Erfahrungen im Kosovo
gewinnt auch im Volkerrecht der Ge-
danke zunehmend Anerkennung, dass
die Abwendung von humanitdiren Ka-
tastrophen, die Bekdimpfung terroris-
tischer Bedrohungen und der Schutz
der Menschenrechte den Einsatz von
Zwangsmafnahmen erfordern kon-
nen. Als Reaktion auf die Intervention
im Kosovo 1999 ist die volkerrechi-
liche Lehre von der »Responsibility to
Protect« entstanden. Auch wenn die
Staaten, die sich diese Lehre zu Eigen
gemacht haben, wahrscheinlich noch
nicht die Mehrheit sind, prigt die De-
batte um die » Responsibility to Protect«
doch zunehmend das Denken westlicher
Léinder. Dies wird langfristig Auswir-
kungen auf die Mandatierung interna-
tionaler Friedensmissionen durch den
Sicherheiisrat der Vereinten Nationen
haben. Denn gerade wenn es zum Ein-

satz militcirischer Mittel kommt, ist die
volkerrechtliche Legitimation entschei-

dend.« (WB S. 57-58)

Kommentar: Spiitestens beim Abschnitt
»Responsibility to Protect« wird klar,
dass die Hauptaufgabe des Bundes-
wehrsoldaten darin besteht, poten-
zieller Kdmpfer zu sein. Gelegentlich
entsteht in der veroffentlichen Mei-
nung der Eindruck, die Bundeswehr
sei eine »bewaffnete humanitire Hilf-
sorganisation«. Das ist sachlich und
faktisch falsch. Auf einem frieden-
sethischen Seminar von Pax Christi
und GKS »Frieden braucht Fachleute
— Zur Frage der Qualifizierung von
Fachkriften im Auslandseinsatz« im
April 2006 wurde anhand der Curri-
cula der Bundeswehr nachgewiesen,
dass sich die Ausbildung der Solda-
ten, Feldwebel und Offiziere zu 95 %
auf den origindren Auftrag der Bun-
deswehr bezieht, namlich Kampfer zu
sein. Das schlieBt natiirlich nicht aus,
dass die eingesetzten Soldaten klare
Kenntnisse iiber die Fihigkeiten und
Aufgaben der anderen am Friedens-
prozess beteiligten Akteure, wie Po-
lizisten, Entwicklungshelfer, huma-
nitire Helfer, Friedensfachkrifte und
Spezialisten im Staatsaufbau haben
sollten. Hier besteht noch Nachhol-
bedarf — im Ubrigen bei allen betei-
ligten Friedensakteuren, wie das o.a.
Seminar der Friedensakteure gezeigt
hat.?

AbschlieBende Bemerkungen:

1.Mit dem Ende des ideologisch ge-
priagten Ost-West-Konfliktes be-
findet sich die Bundesrepublik
Deutschland und die tibrige west-
liche Welt in einem tief greifenden
Paradigmenwechsel der Sicher-
heitspolitik. Dieser Systemwechsel
hat sich bereits in der »Agenda for
Peace« der Vereinten Nationen vom
31.12.2002 im Kapitel »Friedens-
konsolidierung in der Konfliktfolge-
zeit« (Post-Conflict Peace-Building)
angekiindigt. Bereits im Weilbuch
1994 steht: »Die »Agenda fiir den
Frieden« konnte zu einem Kom-
pass fiir die Weiterentwicklung der
Vereinten Nationen werden. Auch
in der Zukunft haben politische,

2 vgl. dazu AUFTRAG Heft 262, S. 8 {f.
Fortsetzung auf S. 18, unten
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Trotz Zustimmunyg, viele Wiinsche bleiben offen

VON HELMUT JERMER

Eine sicherheitspolitische Zusummenschau

as »Weifbuch 2006 zur Sicher-
D heitspolitik Deutschlands und

zur Zukunft der Bundeswehr«
wurde Ende Oktober 2006 der Offent-
lichkeit vorgestellt. Endlich — nach
zwolf Jahren geistiger Windstille
— erscheint ein Weilbuch (WB), mit
dem die Bundesregierung versucht,
wieder eine umfassende Plattform fiir
die sicherheitspolitische Diskussi-
on zu bieten. Erfreulich ist, dass es
iiberhaupt wieder ein Weilbuch gibt,
erschienen diese Binde als sicher-
heitspolitische Zusammenschau (mit
perspektivischem Anteil) in den 70er
und 80er Jahren doch im Zwei-Jah-
res-Rhythmus.

Eigentlich steht die Regierung in
einer Bringschuld; sie hat eine Infor-
mations- und Rechenschaftspflicht.
SchlieBlich soll der Biirger in einer
Demokratie informiert sein, wenn er
sich bei Wahlen und Umfragen qua-
lifiziert verhalten soll. Diese Kultur
schien iiber ein Jahrzehnt in (Pflicht-)

Vergessenheit geraten zu sein. Kein
Wunder also, wenn in der Bundesre-
publik Deutschland Sicherheitspolitik
im 6ffentlichen Bewusstsein nur eine
unbedeutende Rolle spielt und die
Bevolkerung an der Bundeswehr nur
»freundliches Desinteresse« zeigt.'
Nach dem Neustart nun sollten die po-
litisch Verantwortlichen »dran« blei-
ben, auch zur Selbstkontrolle, denn
eine mitunter sprunghafte Politik der
Verinderungen und Zumutungen, die
von »Eckwerten« zu »Eckpfeilern«
springt und dabei unnétige Kosten
durch beispielsweise riickstindig de-
finierte Riistungsprojekte verursacht,
mehren den Nutzen des Volkes nicht,
im Gegenteil!

Aus friedensethischer Sicht ist es
erfreulich, dass die Regierung Wer-
te, Interessen und Ziele formuliert
und ihre Sicherheitspolitik expres-
sis verbis an dem grundgesetzlichen
Koordinatensystem aus christlich-

1 Bundesprisident Horst Kéhler am
10. Oktober 2005.

Fortsetzung von S. 17

wirtschaftliche und humanitére
MaBnahmen klaren Vorrang fiir die
Sicherung und Stédrkung des Frie-
dens. Militdrische Zwangsmafnah-
men sind stets das duBlerste Mittel«
(NR. 463; vgl. dazu auch den Arti-
kel im AUFTRAG, Heft 246 Jahr-
gang 2002 »Paradigmenwechsel in
der Bundeswehrausbildung — Vom
Gefecht der verbundenen Waffen
zur Kooperation mit verschiedenen
Friedensakteuren«).

2.Ressortegoismus, ideologische Ver-
blendung, Arroganz und schlichtes
Nichtwissen verhindern jedoch bis
heute eine erfolgreiche und Ergeb-
nis orientierte Zusammenarbeit der
verschiedenen Akteure in der Frie-
denskonsolidierung, obwohl in der
Offentlichkeit wiederholt beschoni-
gend das Gegenteil behauptet wird.
Bis zu einer gedeihlichen und vom
gegenseitigen Verstindnis geprigten
Zusammenarbeit werden wohl noch
weitere Jahrzehnte vergehen bis die
Zeit reif ist.
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3.AbschlieBend soll folgender Ver-
gleich herangezogen werden, der
auf einer wahren Begebenheit
beruht: In einer in Deutschland
lebenden Familie ist die Mutter
Polin und der Vater Italiener.
Ihre beiden Schne sprechen mit
der Mutter polnisch, mit dem
Vater italienisch und unterein-
ander deutsch. In diese Familie
wird ein Médchen geboren. Mit
drei Jahren spricht die Kleine
immer noch kein einziges Wort.
Die Eltern sind beunruhigt und
konsultieren verschiedene Logo-
paden und Psychologen, jedoch
ohne Erfolg. Das Méadchen ist
bereits fiinf Jahre alt. Eines Ta-
ges beim Friihstiick spricht die
Kleine mit der Mutter polnisch,
mit dem Vater italienisch und
mit den Briidern deutsch.

Es wird spannend sein zu
beobachten, wann bei den
Akteuren der Friedenskonso-
lidierung der geistige Knoten
platzt!

abendlindischen Werten und Normen
misst: »mit dem Aufirag zur Wahrung
des Friedens, zur Einigung Europas,
zur Beachtung und Stirkung des Vol-
kerrechts ...« legt die Bundesregie-
rung (Seite 28) offen, welche Motive
ihr Handeln bestimmen. — Sie wird
daran gemessen werden, ob ihre Ent-
scheidungen ethisch fundiert sind.
Von dieser Vorgabe hat sie die (na-
tionalen) Interessen und Ziele ihrer
(Sicherheits-)Politik abgeleitet. Dar-
auf nun konnen sich alle Soldaten
der Bundeswehr beziehen, wenn sie
nach der Legitimitit ihres Auftrags
und nach dem Sinn ihres Dienstes
fragen. Der politische Auftraggeber
sollte auch in Zukunft darauf ach-
ten, dass die Motive seines Handelns
glaubwiirdig bleiben.?

In diesem Zusammenhang sei auf
folgende frithere Erklarungen der
GKS hingewiesen: »Kampfeinsditze
der Bundeswehr zum Schuiz funda-
mentaler Menschenrechte - politisch
sinnwoll, militirisch notwendig, ethisch
gerechifertigt« (Mai 2000). » Der Frie-
de ist moglich! - Erklirung der GKS
zu Friedenseinsdtzen deutscher Krdfie«
(November 2004) und »Soldaten -
Diener des Friedens. Ethische Impera-
twe fiir den soldatischen Dienst« (Juli
2006). Die GKS empfiehlt seit Jahren
die von der katholischen Sozialethik
vorgelegten ethischen Kriterien fiir
den Einsatz militdrischer Gewalt als
»geistigen Welzstein« fiir politische
Entscheidungen. Soldaten (Ausfiih-
rende) wollen die Motive nachvoll-
ziehen und akzeptieren kénnen (s.o.),
welche die politisch Verantwortlichen
(Auftraggeber) ihren Entscheidungen
zugrundegelegt haben. In diesem
Zusammenhang sind auch die noch
druckfrischen »Leitlinien fiir Aus-
landseinsdtze der Bundeswehr« der
CSU-Landesgruppe im Deutschen
Bundestag vom Januar 2007 zu seh-
en: »Wir wollen diesen Risiken dort be-
gegnen, wo sie enistehen, bevor sie fiir
uns gefdhrlich werden konnen.« Dies
deckt sich erfreulicherweise mit der
Einsicht des BMVg: »Wir wollen Ri-
stken und Bedrohungen fiir unsere Si-
cherheit vorbeugen und thnen rechizei-
tig dort begegnen, wo sie entstehen.

2 Viele Soldaten fragen sich z.B., ob es der
geschundenen Bevilkerung Afghanistans
nachhaltig(?) hilft, wenn sie — ungewollt
— auch Schlaf-Mohn-Felder bewachen ...

3 BM Jung am 31.01.2007.
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— Oder wartet man doch lieber, bis
die »Probleme« die eigene Haustiire
eindriicken, wie das im Mittelmeer-
Raum und auf den kanarischen Inseln
(z.B. Wirtschaftsfliichtlinge) bereits
der Fall ist?

Im Weibuch wird von einem
umfassenden Sicherheitsbegriff
ausgegangen, der diplomatische, wirt-
schaftliche, entwicklungspolitische,
polizeiliche und duBerstenfalls auch
militdrische Mittel umfasst.— Die Re-
gierung sollte Prioritéiten setzen und
Abliufe sinnvoll steuern; denn es ist
nur schwer nachvollziehbar, wenn
beispielsweise fiir ISAF (2006) das
vierfache an finanziellen Mitteln ein-
gesetzt wird wie fiir die wirtschaftliche
Entwicklung und ca. 25 mal mehr als
fiir den polizeilichen Aufbau? Rich-
tigerweise stellt das WB fest, dass
den neuen Bedrohungen und Risiken
»weder allein noch vorrangtg mit mi-
litdrischen Mitteln begegnet werden
kann.« (Seite 23) BM Jung sagte hier-
zu*: »Wir miissen dariiber nachdenken,
wie wir Sicherheits- und Entwicklungs-
politik fiir unseren Erfolg in Afgha-
nistan noch enger verzahnen konnen.
Wir brauchen einen Politikansatz aus
einem Guss. Dabei miissen Polizet und
Justiz noch stirker einbezogen werden.
Ich begriiffe daher, dass der »Ressort-
kreis Zivile Krisenprdvention« an der
Verbesserung des zivil-militdrischen
Schnittstellen-Managements arbeitet.
... Mit der tim Geschiifisbereich des
BMVyg eingerichteten Bundesakademie
fiir Sicherheitspolitik besitzen wir eine
Bildungseinrichtung, die den Blick
iiber den etgenen Tellerrand ermog-
licht. «

Es bleibt zu hoffen, dass den Wor-
ten Taten folgen und die angekiindig-
te im Sinne eines umfassendenden
Sicherheitsbegriffs zu bildende Netz-
werkstruktur durch verbesserte Ko-
ordination zwischen den beteiligten
Ressorts implementiert wird. Die-
se Bemiithungen sollten aber auch
durch eine hinreichende finanzielle
Ausstattung unterlegt werden. Wie es
aussieht, setzen Bundesregierung und
EU leider nur halbherzig an. So hat
die Fraktion »Biindnis 90/Die Grii-
nen« am 20.02.07 eine kleine Anfrage
an die Bundesregierung gerichtet, in

4 anlidsslich des entwicklungspolitischen
Kongresses der CDU/CSU Bundestags-
fraktion am 31. Januar 2007
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der unter anderem Folgendes kritisch
beleuchtet wird: »... haben die USA
angekiindigt, weitere 8,6 Mrd. $ fiir
den Aufbau der afghanischen Armee
und Polizeikrifie, und 2 Mrd. § fiir
den Wiederaufbau zur Verfiigung zu
stellen. Demgegeniiber sind von deut-
scher und europditscher Seite im zivilen
und polizeilichen Bereich, bei der Kor-
ruptions- und Drogenbekdimpfung nur
marginale zusdtzliche Anstrengungen
erkennbar. Die geplante ESVP-Missi-
on im Polizeibereich ist vergleichswei-
se bescheiden und die EU-Kommission
wird thr Engagement im Vergleich zu
den Vorjahren sogar zuriickfahren. «

rfreulich ist die — bereits unter

BM Struck erfolgte — Abkehr
vom pseudoreformerischen Ansatz
a la Echternacher Springprozession
fritherer Eckpfeiler- und Eckwertemo-
delle hin zur Transformation, einem
Prozess (permanenter Anpassung),
nach dem die Streitkriftestrukturen
Mal an der sich wandelnden Bedro-
hungslage nehmen.

Mit dieser klugen und weitsich-
tigen Losung ist — hoffentlich — die
strukturelle Verkrampfung endlich
aufgelost. Allerdings wird es interes-
sant sein zu beobachten, wie konse-
quent die Regierung die Mittel an die
sich verindernden Aufgaben anpasst.
Bereits die Weizsdcker-Kommission
(Mai 2000) sah die Probleme, die
sich durch das »Kohl & Riihe’sche
Kaputtsparen« aufgestaut haben und
forderte eine »Anschubfinanzierung«
zur Modernisierung der Bundeswehr.
In diesem Zusammenhang wire zu
kldren: Brauchen wir so viele (schwe-
re und teure) Waffensysteme, die zu
Zeiten des Kalten Krieges »bestellt«
wurden (und die ja spéter auch gewar-
tet werden wollen), wo doch mehr oder
weniger in allen sogenannten »Fihig-
kettskategorien« (Seite 112) deutliche
Defizite vorherrschen? Muss nicht die
Standardisierung viel nachhaltiger vo-
rangetrieben werden? (Nutzung von
Synergien und Dual-Use-Produkten
im WB richtig erkannt). Und miissen
nicht die Entwicklungsphasen (von
der Definition bis zur Produktion) von
Wehrtechnik wesentlich verkiirzt und
flexibler werden? Ein Bespiel: Die
Mitte der 80er Jahre herbeigefiihr-
te Entscheidung, ein europdisches
Jagdflugzeug zu entwickeln, wurde

immer wieder in Frage gestellt. Heu-
te heilit der » Jager 90« von damals
»Eurofighter« und befindet sich in
der Phase der Einfiihrung. Dieser
riistungspolitische Eiertanz wird im
WB schiongeschrieben und kommt
den Steuerzahler sehr teuer zu ste-
hen. Und ob dieses »neue« Flugzeug
— die Luftwaffe soll insgesamt 180
Stiick erhalten — die richtige Antwort
auf die Bedrohungsformen von heute
gibt, darf hinterfragt werden. Fiir Aus-
landseinsétze fehlt die Infrastruktur
(Flugzeugtriiger, Flugplitze, Logisitik
vor Ort. Auch die Fihigkeit zur Luft-
betankung 16st das Problem nicht
grundsitzlich). Die Finanzierung
dieses gewaltigen Riistungsprojektes
bindet auf viele Jahre Haushaltsmit-
tel und lihmt die so dringend notwen-
digen Beschaffungen von Ausriistung
fiir Auslandseinsitze. Diese oder eine
dhnliche Selbstkritik fehlt im WB.

Transformation ist nicht nur ein
Synonym fiir den Anpassungsprozess
der Bundeswehr. Auch die iibernati-
onalen Institutionen und Organisati-
onen wie NATO, EU und UNO bediir-
fen der dauernden Anpassung.

Die NATO als erfolgreichstes
Biindnis der Geschichte hat grofles
Verdienst am Ende des Kalten
Krieges (vom politisch angesetzten
Harmel-Report (1967 bis zum mi-
litirisch angewandten Doppelbe-
schluss von 1979) am deutschen und
europdischen Einigungsprozess und
dariiber hinaus. Aber sie darf sich
nicht auf ihren Lorbeeren ausruhen.
Stillstand wére Riickschritt. So sucht
das Atlantische Biindnis nach einer
tragfihigen und zukunfistrichtigen
»Policy and Strategy«. Konfliktgela-
dene Regionen im nahen Siid-Osten
(Balkan), vom Maghreb tiber den ge-
samten Mittleren Osten bis hin nach
Afghanistan beriihren zusammen mit
den Krisenherden Iran und Nordkorea
- direkt oder indirekt - die Sicherheit
der Nato-Staaten. Zutreffend stellt das
WB (Seite 37) fest: »Bedrohungen,
Konflikte und Krisen im globalen Um-
Seld wirken sich auf die Sicherheitsbe-
diirfnisse der NATO-Mitgliedstaaten
aus.« In diesem Zusammenhang stellt
sich die Frage, ob das, was die Bun-
desregierung als Beitrag zur Moderni-
sierung der Bundeswehr unternimmt,
auch und gerade im Hinblick auf ihre
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Biindnisverpflichtungen (Burdensha-
ring) ausreicht?

Dem strategischen Konzept der
NATO aus dem Jahre 1999 fehlt
(inzwischen) der weitblickende und
ganzheitliche Ansatz, wie er seiner-
zeit im Harmel-Report »... iiber die
kiinftigen Aufgaben der Allianz« ge-
wiithlt wurde. Auf der Grundlage des
NATO-Vertrages sollte eine Strategie
fiir freie Nationen formuliert werden,
die miteinander und fiireinander
Frieden, Stabilitit und Sicherheit ge-
wihrleisten, ohne irgendjemanden zu
bedrohen oder Gebietsanspriiche zu
erheben, und die dabei nicht nur mili-
tirische, sondern vor allem politische
Mittel nutzen, um eine wirkungsvolle
Vernetzung von NATO und EU zu er-
reichen (General a.D. Naumann).

Das in Riga im Herbst 2006 ver-
abschiedete Dokument » Comprehen-
sive Political Guidance« (CPG) ist zu
sehr Kompromisspapier, zu vage und
zu wenig verbindlich, um als verbind-
liche Grundlage fiir die Planung in
den Biindnisstaaten akzeptiert zu wer-
den. Ziel sollte vielmehr eine Strate-
gie der friedenspolitischen Weitsicht,
der sicherheitspolitischen Klugheit
und schlieBlich der Glaubwiirdigkeit
sein, die wahrscheinlich eintretende
Entwicklungen in den Blick nimmt,
Antworten (Responses) vorausdenkt
und — konsequenterweise — die dazu
notwendigen Kapazititen zur Verfii-
gung stellt. Das Biindnis kénnte auf
der Grundlage einer Gesamtstrategie
seine Streitkrifteplanung und sei-
ne eventuelle kiinftige Erweiterung
entwickeln. Das schiife Transparenz,
Berechenbarkeit und Vertrauen — und
letztlich das, worum es eigentlich
geht: Sicherheit.

u Recht wird die Europiische

Union mit ihrer Europiischen
Sicherheits- und Verteidigungspolitik
(EVSP) erst an zweiter Stelle (NATO
first) genannt, hat sie es doch bitter
notig, sich selbst auch auflen- und
sicherheitspolitisch in Stellung zu
bringen. Zu viele nationale Eigen-
interessen (Frankreich lisst griilen)
und finanzielle Impotenz lassen das,
was die »Gemeinsame Aullen- und
Sicherheitspolitik« (GASP) verheift,
bis heute als Papiertiger erscheinen.
(Die »Kongo-Mission« hat bestenfalls
eine Feigenblatt-Funktion.)
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Bisher zeigte sich die EU uneinig
und unentschlossen wie seinerzeit in
der Balkankrise oder beim Irak-Krieg,
wie im letzten Jahr wihrend des Kon-
fliktes zwischen Israel und dem Li-
banon. Und immer sind Soldaten die
Leidtragenden politischer Kurzsich-
tigkeit bzw. Inkompetenz, wenn sie
z.B. »Zeit schinden« sollen fiir immer
wieder vertagte politische Entschei-
dungen (end-state/exit KFOR etc.)
Die EU muss, will sie ernstgenom-
men werden, endlich Global Player
werden; sie muss sich entsprechend
profilieren und entschlossen handeln,
wenn Russland, China, Indien und
Brasilien weltpolitisch Einfluss neh-
men. Wo bleibt die EU-Verfassung,
wo der EU-AuBlenminister, der (nach
eben dieser fehlenden Verfassung)
die EU in allen Fragen der AuBlen-
beziehungen vertreten wiirde? Die
AuBenpolitik bekédme endlich ein Ge-
sicht und damit Profil; Europa wiirde
als ein einiger und einziger Akteur
wahrgenommen werden. Ist es wahr,
dass sich nach Aussage von BM Jung
(31.01.2007) die EU bei der Ausbil-
dung der Afghanischen Polizei (s.o0.)
umfangreich(?) engagieren will?

»Die Vereinten Nationen sind
die einzige internationale Organisa-
tton mit universellem Charakter. Ihre
Charta bildet den grundlegenden vil-
kerrechtlichen Rahmen fiir die inter-
nationalen Beziehungen.« (Seite 57)
Weiter stellt das WB fest, dass der
UN-Sicherheitsrat die Hauptverant-
wortung fiir die Wahrung des Weltfrie-
dens und die internationale Sicherheit
trage. — Dieser Verantwortung wird er
jedoch nur unzureichend gerecht. Die
UNO scheint gegenwiirtig reformunfi-
hig. Strukturen aus der Nachkriegs-
Ara sind zu Beton erstarrt. Eine Gene-
ralreform wire vor dem Hintergrund
der Weltlage dringend not-wendig
— im Sinne des Wortes. Mit Nuklear-
walffen iiberriistete Staaten haben sich
das Vetorecht angemal3it und spielen
damit im »machtpolitischen Sandhau-
fen«. Den ohnméchtigen nuklearen
Habenichtsen bleibt nichts anderes
iibrig, als beim Ausspielen nationaler
Impertinenz und Arroganz der Veto-
miéichte zuzusehen. So lisst sich der
Globus nicht befrieden. Kein Wun-
der, wenn der UN-Sicherheitsrat mit
seiner Feuerpatschen-Politik mitunter

zum UN-Sicherheitsrat missrit. Das
Volkerrecht scheint nebensichlich,
die Menschenrechte stehen vor dem
Hintergrund der national-egoistischen
Machtpolitiken nur im Wege. Da wird
mal weggesehen, wenn ein Genozid
(Ruanda, Sudan) passiert und ein se-
niler Greis in Simbabwe fiir sein eige-
nes Volk eine Hungersnot organisiert
oder wenn es um Rohstoffe (Sudan/
Darfur) geht. Ein totalitires Regime
wie China, ein autoritires wie Russ-
land und naive (Irak-Krieg) Vereinigte
Staaten nutzen ihre — im Grunde ge-
nommen — illegitime Macht aus und
spielen sich als »Akteure« auf, die
vor allem durch Unterlassen glidnzen.
Warum Frankreich und GroBbritan-
nien in dieser Runde sitzen, ldsst sich
heute genauso wenig rechtfertigen wie
das »Vetorecht« tiberhaupt.

Innere Angelegenheiten —

neu ausrichten und neu gewichten!
Die Allgemeine Wehrpflicht

sorgt dafiir, dass »der Biirger
eines Staates (...) der geborene Ver-
teidiger desselben« (Scharnhorst) ist;
sie bringt es — neben anderen sekun-
didren Effekten — mit sich, dass die
Bundeswehr in den demokratischen
Rechtsstaat eingeordnet und die Sol-
daten mit der Zivilgesellschaft ver-
bunden bleiben — ein hoher Wert!
(Seite 82 f) Allerdings ist zu fragen,
wie glaubwiirdig das Beharren der
beiden »Volks«parteien auf dieser
Wehrform ist. Die erleichterte Kriegs-
dienstverweigerung per Postkarte (seit
1977) hat bis heute dazu gefiihrt, dass
mehr junge Minner Zivil-(oder gar
keinen)Dienst leisten, als Stellen mit
Grundwehrdienstleistenden besetzt
sind. Der »Massenverschleill des Ge-
wissens« (Theodor Heuss hat bereits
1948 davor gewarnt!) ist lingst Wirk-
lichkeit. Unter solchen Umstéinden
von einer Allgemeinen Wehrpflicht zu
sprechen, verbietet sich fiir denkende
und rechtschaffene Menschen. Und
wie die inzwischen lingst ausgehohl-
te Dienstgerechtigkeit (immer wieder
geinderte Tauglichkeitskriterien, Aus-
schluss der Frauen, kein européischer
oder biindnisweiter Standard im Sinne
einer Gleichbehandlung) hergestellt
werden soll, verschweigt das WB. Die
(manipulierten) Zahlenschiebereien
der einschldgigen Statistiken leisten
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der Glaubwiirdigkeit einen Biren-
dienst! Allerdings konnte durch den
Ausbau der Heimatschutz-Kompo-
nente (Bundes-wehr im Sinne des
Begriffs!) und/oder durch die Einfiih-
rung einer Allgemeinen Dienstpflicht
mit Wahlfreiheit (einschlieflich Feu-
erwehren, Technisches Hilfswerk, Zi-
vil- und Katastrophen-, Umweltschutz
etc.) Abhilfe geschaffen werden. Die-
ser gemeinwohl-orientierte Ansatz
diirfte aber — noch bevor er laut ge-
dacht wird — am Kompetenzgerangel
zwischen den Ressorts einerseits und
den Lindern andererseits scheitern.

nnere Fithrung wird als leitendes

Prinzip fiir die Bundeswehr be-
trachtet, das bewirken soll, dass die
»Soldaten (Vorgesetzte zumal) iiber
eine enge und bewusste Bindung an
die in der Verfassung verankerten Wer-
te und Normen verfiigen«.

Erfreulich sind die Passagen,
welche die » Zukunfisfihighkeit« der
Fiihrungskonzeption beschreiben;
sie geht von einem Soldatentypus aus,
der sich nicht mehr nur als Kidmpfer,
sondern auch als Helfer, Schiitzer und
Vermittler begreifen muss — wahrlich
vornehme Aufgaben. Die herausra-
gende Bedeutung der politischen,
historischen und (inter-)kulturellen
Bildung ist inzwischen unstrittig
und allgemein anerkannt: »Intensive
ethisch-moralische Bildung (besser:
ethische Bildung und sittliche Bin-
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dung, der Verf.) irigt nicht nur dazu
bet, ein reflekiiertes berufliches Selbst-
verstandnis zu entwickeln, sondern for-
dert auch die Fihigkeit des Einzelnen,
in moralisch schwierigen Situationen
etgenverantwortlich zu handeln« (Seite
81): diese Aussage deckt sich voll mit
dem Anliegen der GKS und bestétigt
die Tiefgriindigkeit ihrer Leitsitze.
Allerdings darf gefragt werden, ob es
—nach tiber 50 Jahren Bundeswehr —
nicht hilfreich wiire, diese iiberall so
gelobte Fiihrungsphilosphie der Bun-

deswehr zu definieren, verbindlich zu
machen und damit zu standardisieren
(Vorschlag des Verfassers dazu im
Kasten).

Wenn Innere Fiihrung als »Aus-
gangspunkt eines Dialogs mit un-
seren Partnern« (Seite 81) verstan-
den wird, sollte auch dazu gesagt
werden, dass dieses Markenzeichen
deutscher Streitkriifte substantiell
und grundsiitzlich nicht zur Dispo-
sition steht.

e

INNERE FUHRUNG

ist eine dynamische Fiithrungskonzeption,
welche, ausgehend vom Menschenbild des Grundgesetzes,
die Unternehmenskultur der Bundeswehr entscheidend pragt,
das Miteinander der Soldaten konstruktiv regelt

und zu gewissenhaftem Dienen motiviert.

Aus der Wechselbeziehung Armee / Staat definiert sie
das Rollenverstindnis von »Streitkriften in der Demokratie«,
und aus dem Verhilinis Gesellschaft / Soldat heraus stiitzt

und gestaltet sie das Leitbild vom »Staatsbiirger in Uniform«.

Thre Prinzipien bewirken — richtig angewendet und umgesetzt —
auf vielfiltige Weise die Integration der Armee in den Staat,
konkret: des Biirgers in die Bundeswehr,

des Soldaten in die Gesellschaft und — schlielich —

der Bundeswehr in die Demokratie.

Entwicklungsdienst fir Abiturienten

A 2008 soll es einen neuen

Freiwilligen-Dienst fiir jun-
ge Menschen in der Entwicklungs-
hilfe geben. Ministerin Heidemarie
Wieczorek-Zeul (SPD) kiindigte an,
mittelfristig sollten bis zu 10.000
Plitze bei Nichtregierungsorganisa-
tionen geschaffen werden. Zunéchst
kommt eine dreijihrige Pilotphase.
Der Dienst ist fiir junge Erwachsene
zwischen 18 und 28 Jahren mit Abitur
gedacht und soll eine flexible Laufzeit
zwischen 3 und 24 Monaten haben.
Das Ministerium will dafiir bis zu 70
Millionen Euro im Jahr bereit stellen,
wobei die Teilnehmer monatlich 580
Euro sowie eine Krankenversicherung
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erhalten sollen. Zudem sollen sie
fachlich und piddagogisch begleitet
werden.
Entwicklungsorganisationen be-
grilBen das Vorhaben. Junge Men-
schen konnten auf diese Weise Erfah-
rungen sammeln, die sie ein Leben
lang prigten und sie zu wichtigen
Multiplikatoren fiir die Armuts- und
Hungerbekdmpfung sowie Vilkerver-
stindigung machten, so der General-
sekretir der Welthungerhilfe, Hans-
Joachim PreuB3. Auch das katholische
Hilfswerk Misereor reagierte positiv,
mahnte jedoch zugleich angemessene
Rahmenbedingungen an. Die Teilneh-
mer kénnten keine »billigen Entwick-

lungshelfer« sein, sagte der Leiter der
Abteilung Entwicklungspolitik, Bernd
Bornhorst. Auch er verspricht sich
von der Initiative mehr Verstindnis
fiir entwicklungspolitische Fragen in
der Gesellschaft.

Der Bund der Deutschen Katho-
lischen Jugend (BDK]) wies darauf
hin, dass beim Freiwilligen Sozialen
Jahr die Nachfrage die Zahl der Plit-
ze tibersteige. Der neue Dienst sei ein
guter Schritt, um junge Menschen in
ihrem Engagement fiir Gerechtigkeit
zu stirken. Zudem konnten Auslands-
dienste eine hohe bildungs- und ge-
sellschafts-politische Bedeutung be-
kommen. (KNA)
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ENTWICKLUNGS- UND SICHERHEITSPOLITIK:

Nationale Interessen gemeinsam
definieren und abgestimmt durchsetzen

Fiir eine gemeinsame Strategie und
bessere Verzahnung der Entwicklungs- und Sicherheitspolitik

voN DRr. CHRrisTiIaAN Ruck

Armutsbekdmpfung und die Beilegung von Konflikten weltweit
gehen Hand in Hand. Deshalb missen auch Entwicklungs-
und Sicherheitspolitik eng aufeinander abgestimmt werden.
Die Formulierung des Weif3buches und die praktischen Erfah-
rungen aus dem Kongo und aus Afghanistan belegen, dass
Deutschland auf dem richtigen Weg ist. Die praktische Zusam-
menarbeit kann jedoch noch verbessert werden. Dazu unter-
breitet Dr. Christian Ruck, entwicklungspolitischer Sprecher
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, folgende Vorschléage:

ach dem Ende des Kalten
‘ \‘ Krieges und mit zunehmender
wirtschaftlich-technolo-
gischer Globalisierung hat sich das
internationale Bedrohungsszenario
grundlegend verdndert. Notwendige
Konsequenz daraus ist auf der einen
Seite die Erweiterung unseres Si-
cherheitsverstiandnisses in Richtung
eines erweiterten Sicherheitsbegriffs.
Dieser erste Schritt wurde durch die
Formulierung des Weilbuches der
Bundesregierung vollzogen. Aufgrund
der verstdrkten internationalen Inter-
dependenz und der raschen Zunahme
globaler Herausforderungen (Bevolke-
rungsentwicklung, Migration, Armut,
Umweltzerstorung, technologische
Revolution, Verschuldung) muss die
Definition von Sicherheit der neuen
Realitdt Rechnung tragen und auch
die 6konomische, finanzielle, soziale
und okologische Dimension einschlie-
Ben und zu einer besseren praktischen
Zusammenarbeit der Akteure aus den
verschiedenen Bereichen fiihren.

Auf der anderen Seite sind grof3e
militdrische Angriffe auf Europa und
Deutschland unwahrscheinlich gewor-
den. Dafiir sind wir mit sicherheits-
politischen Risiken konfrontiert, die
vielschichtiger sowie weniger vorher-
sehbar sind. Wie eng sich heutzutage
dullere und innere Sicherheitsaspekte
miteinander verbinden, zeigen diese
Beispiele:

—  Der internationale Terrorismus ist
eine neuartige strategische Be-
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drohung. Er ist {iber Linder- und
Kontinentgrenzen hinweg vernetzt
und verfiigt iiber reichliche finan-
zielle und personelle Ressourcen.
Fiir Terroristen ist Europa sowohl
Ziel als auch Stiitzpunkt. Ur-
sprung und Anhingerschaft der
meisten internationalen Terroris-
tengruppen finden sich hingegen
in Entwicklungslédndern. Dortige
Massenarmut und Perspektivlo-
sigkeit bergen das Risiko in sich,
Millionen anfillig zu machen fiir
radikales Gedankengut.

Die Verbreitung von Massenver-
nichtungswaffen ist die mit Ab-
stand grofBite Bedrohung fiir den
Frieden. Auch Entwicklungslin-
der sind bereits Nuklearméchte
(z.B. Indien, Pakistan) oder stre-
ben woméglich danach (z.B. Iran).
Die Verbreitung von Raketentech-
nologie sorgt fiir zusitzliche In-
stabilitit und setzt auch Europa
wachsender Gefahr aus. Entwick-
lungslinder stellen inzwischen die
Mehrheit der Liander, die Raketen
mit Reichweiten iiber 1500 Kilo-
meter besitzen.

»Gescheiterte  Staaten«  (fai-
led states) bewirken ein breites
Spektrum sicherheitspolitischer
Risiken. Biirgerkriege, ethnisch-
religios motivierte Gewalt und
schlechte  Regierungsfiihrung
haben zur Schwichung bzw. zum
Verfall staatlicher und gesell-
schaftlicher Strukturen gefiihrt.

Warlords, Terroristen, Drogenba-

rone und organisierte Kriminelle

iibernehmen vielerorts die Herr-

schaft. Folge hiervon sind u.a.

eine Zunahme des Drogenhandels

sowie umfangreiche Migrationsbe-
wegungen Richtung Europa.

— Die Destabilisierung bestimmter
Entwicklungs- und Schwellenliin-
der kann das internationale Wirt-
schafts- und Finanzgeschehen und
unsere Interessen als Exportnati-
on negativ tangieren. Als Beispiel
sind die Krisen auf dem Balkan,
in Zentralasien, Zentralafrika und
Argentinien anzufiihren.

Diese Risiken miissen klar iden-
tifiziert und ihre Einddmmung als
eigenes, deutsches Interesse definiert
werden. Entwicklungszusammenarbeit
dient dann der Privention von Krisen
und Konflikten —gewissermallen als
Vorab-Verteidigung — im wohlverstan-
denen gegenseitigen Interesse.

In den letzten Jahren hat sich die
Distanz zwischen Entwicklungs- und
Sicherheitspolitik, zwischen milité-
rischen und entwicklungspolitischen
Akteuren merklich verringert. Dies
liegt vor allem an der Erkenntnis,
dass Entwicklung ohne Sicherheit
nicht méglich ist. Die meisten gegen-
wirtigen Kriege und Biirgerkriege
finden in Entwicklungsldndern statt.
In diesen Landern verhindern Sicher-
heitsrisiken sinnvolle Entwicklungsar-
beit oder das Kriegsgeschehen macht
bereits erreichte Entwicklungserfolge
nachtriglich zunichte.

Umgekehrt stehen sicherheitspo-
litische und friedenssichernde Maf3-
nahmen in Entwicklungslindern ohne
nachhaltige Entwicklung auf ténernen
Fiilen. Die Konfliktbeendigung und
militidrische Sicherung eines vor-
maligen Kriegs- oder Biirgerkriegs-
landes ist nur der Anfangspunkt fiir
dessen langfristige Stabilisierung
und nachhaltigen Aufbau. Die Ent-
wicklungspolitik ist im Rahmen des
»Peace-Building« ein wichtiger Ak-
teur. Sie befordert zusammen mit an-
deren Akteuren, wie zum Beispiel der
Polizei, den Aufbau der politischen,
wirtschaftlichen und sozialen Struktu-
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ren, die fiir einen soliden Staats- und
Gesellschaftsaufbau notwendig sind.
Richtig konzipiert, kann sie laut ei-
ner Weltbank-Analyse von 2003 Ri-
siken in Post-Konflikt-Situationen in
einem Umfang mindern helfen, der
eine Verringerung der Militdrpriasenz
erlaubt. Der Wiederaufbau durch die
Entwicklungszusammenarbeit ist der
zivile Beitrag zur Sicherheitspolitik,
aber auch ganz konkret die Exit-Stra-
tegie fiir unsere Soldaten, deren Ein-
satz nicht ewig dauern kann.

Stirkeres Engagement und
bessere Abstimmung
Die aus hergebrachten Traditi-
onen und Sektorbegrenzungen her-
auswachsende deutsche Politik wird
den Herausforderungen aber noch
nicht vollends gerecht, die sich aus
der Notwendigkeit einer immer enge-
ren Verkniipfung von Sicherheits- und

Entwicklungspolitik ergeben:

a. Ressortegoismen dominieren im-
mer noch iiber problembewusste
und zukunftsorientierte Kooperati-
on und bremsen einen kohdrenten
Politikansatz. Die Rolle des Bun-
dessicherheitsrat muss verbessert
werden. Ein Beitrag dazu wire
ein permanentes Sekrelariat des
Bundessicherheitsrates zur Uber-
wachung von Krisengebieten und
Krisenreaktionen, um eine besse-
re Verzahnung der verschiedenen
Politikfelder und -akteure zu er-
reichen.

b. Die bestehenden Konzepte, In-
strumente und Institutionen der
traditionellen Entwicklungs- und
Sicherheitspolitik kénnen nicht
einfach auf die neuen Heraus-
forderungen iibertragen werden.
Eine grundlegende konzeptionelle,
instrumentelle und institutionelle
Uberarbeitung ist notwendig und
muss von der Bundesregierung in
enger Abstimmung mit dem Bun-
destag angestrebt werden. Hierbei
miissen Auswiirtiges Amt, Bundes-
ministerium des Inneren wegen
der Rolle der Polizei ebenso zen-
trale Akteure sein, wie das Bun-
desministerium fiir Verteidigung
und das Bundesministerium fiir
Wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entwicklung. Erste konzepti-
onelle Ansitze sind im Weillbuch
verankert und finden beispiels-
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weise in Afghanistan schon ih-

ren Niederschlag. Doch ist eine

weitere institutionelle und ideelle

Verzahnung notwendig — vor allem

im Bereich der Priivention, damit

Bundeswehr-Einsiitze im Ausland

gar nicht mehr notwenig werden.

In grundlegende politische Ent-

scheidungen zu Fragen auswiir-

tiger Politik sollten stets unsere
nationalen Interessen einflieBBen.

Dies gilt nicht nur fiir militdrische

Einsitze, sondern sollte auch auf

unser entwicklungspolitisches En-

gagement ausgedehnt werden. Die

Bundesregierung muss Deutsch-

lands politischen und wirtschaft-

lichen Stellenwert in der Welt, den

Schutz unserer freiheitlich-demo-

kratischen Grundwerte sowie den

Zugang zu Rohstoffen als Fragen

nationalen Interesses klar definie-

ren, gegeniiber dem Biirger erkli-
ren und in der praktischen Poli-
tikgestaltung beriicksichtigen. Die
explizite Formulierung der Inter-
essen und Gesamtstrategie sollte

Antworten darauf finden, welche

Krisengebiete

— fiir die Abwehr von Gefahren
fiir unsere #uflere und innere
Sicherheit eine zentrale Rolle
spielen;

— der Ausgangspunkt eines be-
sonders hohen Bedrohungs-
potenzials sind;

— der Ursprung von Angriffen
auf unsere freiheitlich-demo-
kratischen Grundwerte sind;

— fiir die Steigerung von Deutsch-
lands politischem und wirt-
schaftlichem Stellenwert in
der Welt von besonderer Be-
deutung sind;

Der Autor: Dr. Christian Ruck, Jg. 1954,
ist entwicklungspolitischer Sprecher der
CDU/CSU-Fraktion und stellvertretender
Vorsitzender der CSU Landesgruppe im
Dt. Bundestag. Der Diplom&konom ar-
beitete als Regierungsrat im Grundsatz-
referat »Verkehrspolitik« im Bayerischen
Staatsministerium fir Wirtschaft und Ver-
kehr. Mitglied der CSU ist er seit 1974;
seit 1990 ist er Mitglied des Deutschen
Bundestages.

— fiir den Zugang zu den fiir
unsere Wirtschaft unverzicht-
baren Auslandsmérkten und
Rohstoffen besonders wichtig
sind;

— und fiir die Sicherung unserer
Energieversorgung eine zen-
trale Rolle spielen.

Die bisherigen CIMIC-Ansitze
(zivil-militdrische Zusammenar-
beit) sind begriilenswert, aber
bisher unzureichend konzipiert.
Es ist nicht priméire Aufgabe des
Militsirs, Wiederaufbauhilfe und
die Entwicklung tragfihiger und
stabiler staatlicher Strukturen
zu betreiben. Dies ist vielmehr
eine Aufgabe der Polizeikrif-
te hinsichtlich der offentlichen
Sicherheit, Rechtsstaatlichkeit
und Bekdmpfung organisierter
Kriminalitét einerseits und ent-
wicklungspolitischen und zivilen
Organisationen hinsichtlich der
Aufbauhilfe andererseits. Das
deutsche Modell der CIMIC-Ein-
siitze hat jedoch schon Vorbild-
charakter fiir andere Partner der
internationalen Zusammenarbeit.
Der Export dieses Konzeptes an
die Partner — beispielsweise an
die Kanadier, unsere »Nachbarn«
in Afghanistan — wire ein wich-
tiger Beitrag fiir den Erfolg der
gemeinsamen Mission.

Die Bundesregierung muss stiirker

auf die Vereinten Nationen (VN)

und mit der Ausfiihrung beauf-
tragte Biindnisse und Organisa-
tionen einwirken — konzeptionell
und personell, Defizite in den

Befehlstrukturen der gegenwir-

tigen VN-Friedensmissionen sind

zielgerichteter als bisher auszu-
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rdumen. Der eigene personelle
Beitrag dazu muss erhoht und
besser platziert werden. Durch
unseren Einfluss muss mit ra-
schen und flexiblen MafBnahmen
des »Peace-Building« muss der
Ubergang von der militérischen
Sicherung der Post-Konflikt-Situ-
ation zur entwicklungspolitischen
Unterstiitzung des Wiederaufbaus
und zur nachhaltigen politischen
Stabilisierung eingeleitet werden.
f.  Deutschland muss sich verbind-
lich zu seiner Verantwortung
hinsichtlich der Mitwirkung am
internationalen Konfliktmanage-
ment im Rahmen von Nato und
EU bekennen, das auf eine engere
Verzahnung der européischen Ver-
teidigungsstrukturen ausgerichtet
ist und aus dem heraus aufeinan-
der abgestimmte Ressortkonzepte
vorgelegt werden. Ein wichtiger
Teil hiervon kénnten gemeinsame
Lander- und Regionalstrategien
deutscher Sicherheits- und Ent-
wicklungspolitik sein. Auf diesem
Wege miissen wir zu einem Politi-
kansatz aus einem Guss auf deut-
scher wie auf européiischer Ebene
kommen. Sie muss sich zudem
gegeniiber der EU einsetzen fiir

uslandseinsiitze werden immer
Amehr zu einer Kernaufgabe der
Bundeswehr. Die Erfahrung
zeigt aber: Militédrische Einsitze allein
kénnen nicht fiir eine sich selbst tra-
gende Stabilitiit in den Einsatzgebieten
sorgen. Sie schaffen nur das Funda-
ment, auf dem zivile Akteure das Haus
bauen miissen. Dies haben wir in Af-
ghanistan aufs Neue erfahren!
Es gibt keine Sicherheit ohne
Entwicklung. Umgekehrt gibt es aber
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eine intensivere Nutzung der EU-
Peace-Facility zugunsten interna-
tionaler nichtziviler Friedensmis-
sionen vor allem in Afrika.

g. Die Bundesregierung muss si-
cherstellen, dass die Bundeswehr
einen den Interessen und der
Bedeutung unseres Landes im
Biindnis angemessenen nachhal-
tigen Beitrag hinsichtlich Perso-
nalstirke und -Struktur und der
Ausriistungserfordernisse fiir die
Aufgaben internationaler Krisen-
bewiltigung und der Verteidigung
fiir Nato, EU und VN bereitstellt.

h. Deutschland muss auf internatio-
naler Ebene seine gute Reputation
und die unserem Land in vielen
Entwicklungsldandern entgegen-
gebrachten Sympathien ofter und
besser dazu nutzen, eine Vermitt-
lerrolle in Krisen- und Konflikifil-
len anzubieten und zu erfiillen.

i.  Wir miissen den Aufbau und die
Erweiterung regionaler Ordnungs-
und Krisenbewiltigungsstruktu-
ren der Entwicklungslidnder (z.B.
die Afrikanische Union) effizi-
enter un-terstiitzen und deren
Fiihrungs-, Ausbildungs-, Kom-
munikations- und Logistikdefizite
beseitigen helfen.

j- Das BMZ muss die Organisati-

onsstruktur, die Ablidufe und die
Schwerpunktsetzung in der deut-
schen Entwicklungszusammenar-
beit reformieren, um auch dadurch
eine rasche, flexible und effektive
Reaktionsfihigkeit in Post-Kon-
flikt-Situationen und sonstigen
internationalen Krisen- und Kon-
fliktfillen sicherzustellen.

k. Deutschland muss erkennen, dass
fiir den Ubergang von Friedens-
sicherung zur Friedenserhaltung
vor allem auch dem Aufbau der
Polizei und ihrer Verwaltung vor
Ort eine zentrale Rolle zukommt.
Die Bedeutung dieser strate-
gischen Schnittstelle zwischen
Militireinsatz und zivilem Wie-
deraufbau muss bei der Erstellung
ressortiibergreifender Konzepte
beriicksichtigt und in der Opera-
tionsplanung von Beginn an be-
dacht werden.

Die bessere Verzahnung der Si-
cherheitspolitik und der Entwick-
lungspolitik ist schon im vollen Gange.
Wenn wir sie nun gemeinsam weiter-
treiben werden wir alle unserem Auf-
trag gerecht.

»Keine Sicherheit ohne Entwicklung —
Entwicklungspolitik in der globalen
Sicherheitsarchitektur«

Rede des Bundesministers der Verteidigung, Dr. Franz Josef Jung,

beim entwicklungspolitischen Kongresses der CDU/CSU-Bundestagsfraktion

am 31. Januar 2007

auch keine Entwicklung ohne Sicher-
heit. Deshalb miissen Sicherheits- und
Entwicklungspolitik eng verzahnt wer-
den.

These 1: Grundlage fiir die res-
sort-iibergreifende Zusam-
menarbeit sind gemeinsame
Ziele und eine gemeinsame
Strategie.

Die Bundesregierung hat im

Weillbuch 2006 ihre sicherheitspo-

litischen Ziele definiert. Und sie hat
Kriterien fiir unser militidrisches und
entwicklungspolitisches Engagement
festgelegt. Das sind unsere Werte,
Interessen und internationalen Ver-
pflichtungen. Fiir die Umsetzung un-
serer Ziele haben wir eine gemeinsame
Strategie definiert: Wir wollen Risiken
und Bedrohungen fiir unsere Sicher-
heit vorbeugen und ihnen rechtzeitig
dort begegnen, wo sie entstehen.

Der Beitrag der Entwicklungs-
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zusammenarbeit zur Gestaltung der
Globalisierung und zu Wohlstand und
Sicherheit in den Krisenregionen ist
auch im Interesse der Bundeswehr.
Denn hierin liegt eine wichtige Vor-
aussetzung fiir die erfolgreiche Durch-
fithrung und Beendigung militdrischer
Einsitze.

Entwicklungspolitische MafBinah-
men miissen schnellstméglich greifen
und wirksam sein, damit die Men-
schen unsere Soldaten nicht als Besat-
zer empfinden und sie die Vorteile des
Friedens erleben kénnen. Und so wird
eine frithestmogliche Verringerung der
Militiarprisenz ermoglicht.

These 2: Weitere Verbesserungen
bei der ressortiibergreifenden
Zusammenarbeit sind erfor-
derlich.

AA, BMZ und BMVg arbeiten
als eigenstindige Ressorts eng zu-
sammen. Beispiele dafiir sind der G8
Afrika Aktionsplan, der Aktionsplan
»Zivile Krisenprivention, Konflikt-
16sung und Friedenskonsolidierung«
und die Erarbeitung der Mandate fiir
die Einsitze der Bundeswehr.

Im Vordergrund steht die ressor-
tiilbergreifende  Stabilisierungsope-
ration in Afghanistan. Dazu fiihren
die Ministerien regelmiflige Abstim-
mungsgespriache durch. Personal wird
untereinander ausgetauscht; und Kon-
tingentfithrer der Bundeswehr werden
gemeinsam durch BMVg, AA und
BMZ auf ihre Aufgaben vorbereitet.

Unsere Regionalen Aufbauteams
(PRT) in Afghanistan sind ein Bei-
spiel fiir die effiziente ressortiiber-
greifende Koordination vor Ort in den
Einsatzgebieten. Wie schnell wir dort
auf neue Lagen reagieren, zeigen un-
sere Quick-Impact-Projekte im Nord-
osten Afghanistans. Diese Projekte
werden gemeinsam von Soldaten und
Entwicklungsexperten mit Haushalts-
mitteln der Einzelpldne 14 und 23
durchgefiihrt.

Wir miissen dariiber nachdenken,
wie wir Sicherheits- und Entwick-
lungspolitik fiir unseren Erfolg in Af-
ghanistan noch enger verzahnen kon-
nen. Wir brauchen einen Politikansatz
aus einem Guss. Dabei miissen Polizei
und Justiz noch stirker einbezogen
werden. Ich begriie daher, dass der
»Ressortkreis Zivile Krisenpriventi-
on« an der Verbesserung des zivil-mi-
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litéirischen Schnittstellenmanagements
arbeitet.

Vor allem die Fiihrungskrifte
benétigen ein klares Verstindnis des
Konzepts der Vernetzten Sicherheit.
Mit der im Geschiftsbereich des
BMVg eingerichteten Bundesakade-
mie fiir Sicherheitspolitik besitzen
wir eine Bildungseinrichtung, die den
Blick iiber den eigenen Tellerrand er-
moglicht.

These 3: Die Vernetzung sicher-
heitspolitisch relevanter In-
strumente muss auch auf in-
ternationaler Ebene verbes-
sert werden.

Auch auf internationaler Ebene
brauchen wir einen vernetzten Ansatz.
Nicht zuletzt die schnelle Reaktions-
fahigkeit von NATO Response Force
und EU Battle Groups erfordert effi-
ziente und flexible Strukturen.

Die NATO hat mit der Compre-
hensive Political Guidance dafiir
einen konzeptionellen Rahmen ge-
schaffen. Es geht ihr nicht um eigene
zivile Féhigkeiten, sondern um eine

verbesserte Kooperation mit zivilen
Akteuren.

Die EU unternimmt vielfiltige
Anstrengungen, um die Koordination
ihres breitgeficherten zivilen und zi-
vil-militdrischen Instrumentariums zu
verbessern. Dass es zurzeit zehn zivile
und eine militirische, aber keine zivil-
militdrische Operation der EU gibt,
zeigt den weiteren Koordinierungsbe-
darf.

In diesem Zusammenhang begrii-
Be ich die Absicht der EU, sich bei
der Ausbildung der afghanischen Po-
lizei umfangreich zu engagieren. Dies
unterstreicht sowohl die Bedeutung
einer engen Verzahnung der zivil-mi-
litdrischen Zusammenarbeit als auch
einer pragmatischen Kooperation von
NATO und EU auch in den Einsatz-
gebieten.

Wir miissen handeln, wenn wir mit
den sicherheitspolitischen Herausfor-
derungen von heute und morgen fertig
werden wollen. Und handeln heif3t: So
rasch und wirksam wir irgend moglich
handeln! Denn Krisen und Konflikte
folgen ihren eigenen Gesetzen. [

KURZ BERICHTET:

Bundeskanzlerin hdlt Entscheidung Gber Mahnmalstandort offen

Bundeskonzlerin Angela Merkel halt die Entscheidung Uber den Stand-
ort des geplanten Berliner Mahnmals fir im Dienst gestorbene Bun-
deswehrsoldaten offen. Bislang seien noch nicht alle Argumente ausge-
tauscht. Deshalb habe sie sich noch kein abschlieBendes Urteil gebildet,
schrieb Merkel nach einem Bericht der Illustrierten »stern« in einem Brief
an den CDU-Politiker Nikolaus Graf Adelmann. Merkel schloss sich damit
nicht ausdriicklich der Haltung von Verteidigungsminister Franz Josef
Jung (CDU) an, das Mahnmal auf dem Gelénde des BMVg zu errichten.
Die Bundeskanzlerin verwies stattdessen auch auf Vorschlége, das Eh-
renmal in der Néhe des Parlaments anzusiedeln, »um damit die Verant-
wortung der Abgeordneten bei der Entscheidung Uber Auslandseinsétze
zu dokumentierenc.

Eine Forsa-Umfrage fir den »stern« ergab, dass das geplante Mahn-
mal in der Bevélkerung mehrheitlich auf Zustimmung stéf3t. 69 Prozent
begriften die Anregung des Verteidigungsministers, 27 Prozent lehnten
ein Ehrenmal ab. Eine Mehrheit von 56 Prozent sprach sich fur einen
Standort beim Reichstag aus. Den von Jung favorisierten Platz auf dem
Gelénde seines Ministeriums halten dagegen nur 28 Prozent fir geeig-
net. Befragt wurden 1.000 Personen.

Die Gedenkstatte sollte urspringlich bereits im Vorjahr errichtet
werden. Nun rechnen die Verantwortlichen mit einer Fertigstellung bis
Ende 2007. Jingst hatten die drei friheren Verteidigungsminister Georg
Leber, Hans Apel (beide SPD) und Rupert Scholz (CDU) eine Errichtung
des Denkmals angemahnt. Nach Angaben des Ministeriums starben seit
Griundung der Bundeswehr rund 2.600 Armeeangehérige im Dienst,
etwa bei Starfighter-Abstirzen oder Unféllen im Manéver. Den ersten
Todesfall bei einem Auslandseinsatz gab es im Oktober 1993 in Kam-
bodscha. (KNA)
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KONFLIKTBEILEGUNG UND FRIEDENSSICHERUNG:

D

Biirgerkrieg im Sudan:
DARFUR — Was kann man tun?

Interessengelenkte Blockadepolitik aufbrechen

VON GENERALLEUTNANT KARL-HEINZ LATHER

ie Situation in Darfur ist in erster Linie eine Ka-
tastrophe fur die davon betroffenen Menschen
im Sudan selbst und in den Regionen Sub-Sa- - =
hara und Zentralafrika. Rund 300.000 Menschen ver- i

R ERN

loren bislang ihr Leben. Mehr als zwei Millionen sind =

innerhalb des Sudans vertrieben oder haben sich in
die Nachbarlénder geflichtet. Die internationale hu-
manitére Hilfe kommt nur mit Schwierigkeiten an, weil
die sudanesische Zentralregierung schlecht oder nicht
kooperiert und sténdig verzégert. Janjaweed-Rebellen
und sudanesische Armee sind eine stdndige Bedrohung
fur die Menschen des Darfur. Die Blauhelme der Afri-
kanischen Union (AU), im Rahmen der Peace Keeping

FEREREL
igiEasiiesd
FEFANLIE

Operation AMIS (African Union Mission in Sudan) ein- G

gesetzt, wirken wenig effektiv und sind mit einem nur
schwachen Mandat ausgestattet.
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Wo liegen die Ursachen des Konflikis?

Es gibt keine wirklich wirksame
Resolution des Sicherheitsrates
der Vereinten Nationen. Sie wird
durch das Veto der Volksrepublik
China verhindert; dies trotz di-
plomatischer Offensive der USA
sowie hiufiger Appelle des UN-
Generalsekretirs.

Das gegenwirtige AMIS-Mandat
ist sehr schwach. Die Afrika-
nische Union zeichnet sich durch
organisatorische und finanzielle
Schwiche aus. Die logistische
und organisatorische Hilfe durch
EU und NATO ist begrenzt. Afri-
ka tut sich schwer, diese unvor-
eingenommen zu akzeptieren.
Die sudanesische Regierung blo-
ckiert ein weitergehendes Mandat.
Sie ist weder politisch noch prak-
tisch kooperativ. Eine iiber AMIS
hinausgehende Friedenstruppe
will sie faktisch nicht dulden.
Die Biirgerkriegsparteien verfol-
gen widerstrebende, oft konkurrie-
rende Interessen. Sie sind daher
kaum an einen gemeinsamen Ver-
handlungstisch zu bekommen.
Viele Hilfsorganisationen sehen
sich zur Handlungsunfihigkeit
verurteilt, weil kein sicheres Um-

feld besteht.

* Chinaals nahezu alleiniger Haupt-
bezieher des im Sudan geférder-
ten Rohols hat kein Interesse an
einer schnellen Stabilisierung der
Lage. Zudem profitiert die Zen-
tralregierung in Khartum von den
chinesischen Zahlungen.

¢ Ein Wirtschafts- und/oder Waf-
fenembargo findet bisher keine
Zustimmung. Seine Wirksamkeit
wiire auch zweifelhaft, wiirden da-
von doch vor allem die Menschen
getroffen, die zurzeit schon Opfer
sind.

Deutsche Perspektiven

In der Bundesrepublik zeigt man
sich erstaunt, dass die AuBenministe-
rin und der UN-Botschafter der USA
mit kréiftigen Worten ein erweitertes
internationales Engagement fordern.
Einige deutsche Politiker, auch Re-
gierungsmitglieder, schlieffen eine
Beteiligung mit militidrischen Kriiften
der Bundeswehr nach Vorliegen einer
konkreten UN-Anfrage nicht aus, ja
fordern sie geradezu. Fiir andere steht
diese Frage zur Zeit nicht auf der
Agenda, da die Bundeswehr ohnehin
schon an zu vielen Orten dieser Welt,
auch in Afrika eingesetzt sei. Der
schnelle Ruf nach einem Militéirein-
satz macht wieder einmal deutlich,
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dass die internationale Diplomatie mit
ihrem préventiven Ansatz gescheitert
zu sein scheint.

Schwiiche internationaler Organisationen

Uberhaupt bleibt zu fragen, wie
die Vereinten Nationen als suprana-
tionale, mandatsstiftende und -ge-
bende Organisation internationalen
Konflikten a la Darfur/Sudan begeg-
nen kénnen. Besitzen sie noch hinrei-
chend politische Stirke und Gestal-
tungsmacht, um auf die Krisen und
Konflikte der Gegenwart und Zukunft
angemessen reagieren zu kionnen?
Und - wenn nicht die UN, wer dann?
Die EU und die NATO mégen fiir
manchen aus europiischer Sicht Al-
ternativen darstellen, benétigen aber
zum entschiedenen Handeln regelma-
Big ein volkerrechtliches Mandat der
UN. Es ist leider festzustellen, dass
praventive Politik und aktive Diplo-
matie sich immer dann schwer tun,
wenn die Akteure von Krisen und
Biirgerkriegen sich den angestrebten
Verhandlungslésungen versagen und
entziehen. Die Beispiele Ruanda,
frilheres Jugoslawien, Nordkorea,
Iran, erweiterter Mittlerer Osten und
andere mehr mogen deutlich machen,
dass ethnische Sduberungen bis hin
zum Volkermord, das Streben nach
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Atomwaffenbesitz und ethnisch-reli-
gioser Fanatismus politisch-diploma-
tisches Handeln sehr schwer, wenn
nicht gar unméglich machen.

Nichtstaatliche Agressoren

Treten zudem, wie es seit einigen
Jahren hiufig der Fall ist, nichtstaat-
liche Agressoren in die Konflikte ein,
so ldsst sich deren Verlauf noch weni-
ger beeinflussen. Al-Quaida, Taliban,
Janjaweed und andere entziehen sich
staatlicher Kontrolle. Sie sind asym-
metrische Konfliktteilnehmer. Kenn-
zeichen derartiger Konflikte ist also
eine zunehmende Entstaatlichung
und damit eine Situation, wie wir in
Europa sie aus der Zeit vor dem West-
fialischen Frieden von 1648 kennen.
Der klassische zwischenstaatliche
Konflikt, der, so schlimm er auch sein
mag, sich nach vereinbarten Regeln
des Kriegsvokerrechts regeln ldsst
und die Chance zur Verhandlungsls-
sung in sich birgt, scheint zunehmend
die Ausnahme zu werden.

Offentlicher Druck

Im Fall des Darfur haben wir es
mit einem innerstaatlichen (Biirger)
Krieg zu tun, der nicht nur asymmet-
rische Elemente, sondern vor allem
eine nicht kooperative sudanesische
Zentralregierung aufweist und der
in die Region ausstrahlt. Gefordert
durch die politisch-wirtschaftliche
Unterstiitzung eines stindigen Mit-
gliedes des UN-Sicherheitsrates zeigt
sich die Weltgemeinschaft der Staaten
(noch) nicht in der Lage, diesen Kon-
flikt mit politischen Mitteln zu losen;
denn jede durchgreifende Losung
héngt zum einen von einem Mandat
der VN und zum anderen von der Zu-
stimmung der Regierung des Sudan
ab. Trotz des oben geschilderten En-
gagements von Kofi Annan, der USA
und anderer bleibt festzustellen, dass
eine Losung der Darfur-Krise zur Zeit
nur schwer vorstellbar ist. Bleibt das
Prinzip Hoffnung, also das nimmer
miide Streben nach politisch-di-
plomatischen Ergebnissen, die den
Menschen in der Region eine fried-
lichere Zukunft bescheren. Die zur
Zeit laufenden Verhandlungen sind
noch inkonklusiv.

In jedem Fall gilt es, den Kon-
flikt in der offentlichen Debatte, in
den Medien zu halten. Er darf nicht
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in Vergessenheit geraten. Deutsch-
land kann hier bei seiner EU-Rats-
prisidentschaft und durch den G 8-
Vorsitz im Jahr 2007 eine fiihrende,
treibende Rolle bei der Suche nach
Losungen iibernehmen.

Kompromisslosigkeit iberwinden

Humanitire Hilfe vor Ort, so uner-
ldsslich sie als Soforthilfe fiir die ver-
triebenen Menschen ist, allein reicht
nicht aus. Ebenso wenig geniigt es,
sich auf einen friedensethisch-mora-
lischen Diskurs zu beschrinken. Eine
militdrische Intervention zu humani-
taren Zwecken bzw. eine humanitire
Intervention mit militirischen Mitteln,
die iiber das derzeitige AMIS-Mandat
hinausginge, scheint politisch (noch)
nicht erreichbar. EU und NATO kon-
nen nur mit erheblichen Schwierig-
keiten logistisch, organisatorisch und
mit einigen unbewaffneten Militédrbe-
obachtern unterstiitzen; denn mehr
ldsst der Sudan nicht zu. Gefragt ist
aber vor allem ein politischer Gesamt-
ansatz zur Losung der Problematik.
Die Forderung nach einem verstiirk-
tem Einsatz militdrischer Krifte und
Mittel allein reicht nicht aus. Sie zeigt
vielmehr, dass Politiker, Diplomaten,
Hilfsorganisationen und die Akteure

vor Ort handlungs-, lésungs- und
kompromissunfihig geworden sind.

Allerdings konnte ein Militdrein-
satz mit entsprechend robustem Man-
dat wohl dazu beitragen, eine Ausbrei-
tung des Biirgerkrieges zu verhindern
und den Vélkermord zu beenden. Die
derzeitige Beobachtermission, an der
auch deutsche Soldaten teilnehmen,
ist sehr begrenzt ausgelegt. Eine stér-
kere militirische Mission, etwa so wie
von Kofi Annan vorgeschlagen, liefle
die Hoffnung auf eine politische Ge-
samtlosung stirker werden. Europa,
die USA, die AU und auch Deutsch-
land werden ihren Anteil daran haben
miissen.

Den Vereinten Nationen und den
Menschen in Darfur und im Sudan
bleibt zu wiinschen, dass sehr bald
eine Losung gefunden werden kann,
die den Biirgerkrieg beendet. In dem
MaBe, in dem dies nicht oder nicht
schnell gelingt, werden das Vertrauen
in die politische Wirksamkeit und den
Wert der UN weiter ausgehohlt, wer-
den sich Sterben und Vertreibung im
Darfur fortsetzen. Halten wir also den
Druck auf UN, EU, die Volksrepublik
China und die Bundesregierung auf-

recht. [

~

Internationaler Gerichtshof nennt erstmals Darfur-Verddchtige

in Prozess vor dem Internationalen Strafgerichtshof wegen Verbrechen im Darfur-

Konflikt rickt néher. Chefankldger Luis Moreno-Ocampo nannte am 27.02.2007
in Den Haag die ersten Namen von Verdéchtigen, die fiir schwere Verbrechen gegen
die Zivilbevélkerung in der sudanesischen Krisenregion verantwortlich sein sollen.
Er legte dabei Ermittlungsergebnisse gegen den friheren Innenminister des Sudan,
Ahmad Muhammad Harun, sowie gegen Ali Kushayb, einen Anfihrer der bertch-
tigten Reiterbanden Dschandschawid vor. Die Richter priffen nun die Stichhaltigkeit
der Vorwirfe und entscheiden dann, ob Anklage erhoben wird.

Nach den bisherigen Ermittlungen soll der frihere Minister im Auftrag der
sudanesischen Regierung seit Anfang 2003 Zehntausende von Bewaffneten fir
Aktionen gegen Aufstéindische in Darfur rekrutiert haben. Er soll auch selbst an
Morden und anderen Verbrechen gegen Zivilisten mitgewirkt haben. Die Ubergriffe
hatten sich bewusst nicht gegen Bewaffnete gerichtet, die gegen die Zentralregierung
rebellierten, erklérten die Ermittler des Gerichtshofs. Vielmehr sei gezielt die Zivilbe-
vélkerung als angebliche Unterstitzer der oppositionellen Kréfte verfolgt worden.
Der Ex-Minister habe die Reitertrupps der Dschandschawid immer wieder zu neuen
Attacken auf die Unbewaffneten aufgerufen. Kushayb soll die Einsatzbefehle zur
Verfolgung der Bevolkerung gegeben haben. Zu Tausenden hétten die Bewaffneten
unter seinem Kommando dabei Zivilisten getétet, in groBem Umfang misshandelt,
vergewaltigt, vertrieben und ausgeplindert.

Mit den Ermittlungen folgt Moreno-Ocampo einem Auftrag des Weltsicher-
heitsrats vom Mérz 2005, die Krise in Darfur zu untersuchen. Da Khartum den
Strafgerichtshof nicht anerkennt und keine Ermittler ins Land lieB3, konnten Zeugen
nur im Ausland angehért werden. Der vor allem ethnisch begrindete Konflikt in
Darfur hat nach UN-Schétzungen bisher mehr als 200.000 Menschen das Leben
gekostet, mehr als 2 Millionen wurden vertrieben.  (KNA)
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Indonesien: Ohne Tsunami kein Friedensprozess!

Die Aceh Monitoring Mission der EU (AMM) — wenig beachtet, aber erfolgreich
Ein ehemaliger Soldat berichtet von seinem Einsatz als AMM-Berater

voN GUNTER NEUROTH

Vorgeschichte des Biirgerkrieges

Seit 1971 beginnend hatte sich
in Aceh, der nérdlichsten Provinz
Sumatras, mehr und mehr Wider-
stand gegen die Zentralregierung
in Jakarta geregt. Dies hatte neben
prinzipiellen Griinden (Opposition
gegen die als Besatzer betrachte-
ten Javanesen) auch wirtschaft-
liche und religiése Ursachen.

Die Einwohner von Aceh
wollten an dem Gewinn der Bo-
denschiitze ihrer Provinz— un-
ter anderem Ol und mit hoher
Wahrscheinlichkeit auch Drogen
— beteiligt sein, strebten aber auch
die Verankerung der islamischen
Rechtsordnung Sharia in der Ge-
setzgebung an.

Es bildete sich die militante
GAM (»Geraka Aceh Merdeka«
— Bewegung fiir ein freies Aceh) die
sich auch mehr und mehr als einzige
politische Gegenkraft zur Zentral-
regierung in Jakarta verstand. GAM
fand trotz hoher Verluste immer wie-
der Zulauf durch jiingere Kdmpfer.

Die Zahl der Todesopfer in dem
seit 1976 andauernden Biirgerkrieg

Abkommen vom 15.08.2005
zur Beendigung des seit 1976 anhaltenden
Biirgerkrieges in der Provinz Aceh

Die militante Separatistenorganisation GAM verpflichtet sich, bis
Ende 2005 schrittweise ihre etwa 3.500 Kampfer zu entwaffnen,
die im Gegenzug von der Regierung eine bedingungslose Amnes-
tie, Land und Hilfen fiir ein ziviles Leben erhalten.

Parallel reduziert die Regierung ihre 53.000 Sicherheitskrifte
50, dass ab Anfang 2006 noch rund 14.000 Soldaten und
9.000 Polizisten in der Provinz stationiert sind. Die bisher um-
kimpfte Provinz bleibt Teil des indonesischen Bundesstaates
bei weitgehender Autonomie. Die Provinzverwaltung erhlt
70 % der Staatseinkinfte aus Erdol- und Erdgasexporten
(gegentber nur etwa 5 % in der Vergangenheit).

Der Friedensprozess wurde von einer Aceh Monitoring Mission
(AMM) Gberwacht, zu der die EU-Staaten sowie Norwegen und
die Schweiz 231 und fiinf Staaten des Verbands Sidostasiatischer
Staaten (ASEAN) 93 zivile Beobachter entsandt hatten.

Erste Regionalwahlen zur Bestimmung der neuen Spitzen der
Verwaltung sollten Mitte 2006 stattfinden.

wird auf 15.000 Menschen geschiitzt.
Die Provinz befand sich im Ausnah-
mezustand. Es wurden iiber 30.000
zusitzliche Militir- und Polizeian-
gehorige nach Aceh verlegt, die das
Land mit einem System von Terror und
Unrecht iiberzogen. Eine so genann-
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te Exilregierung hatte sich nach
Schweden in Sicherheit gebracht.
Diese nahm im Jahr 2005 mal3-
geblich an den Verhandlungen
iiber einen friedlichen Ausgleich
teil, die zum Abkommen von Hel-
sinki fiihrte.

Tsunami-Schock hilft Krieg beenden

Als am 26.12.2004 ein Tsu-
nami die Region verwiistete und
mehr als 150.000 Todesopfer for-
derte, war dies nach mehreren ge-
scheiterten Friedensinitiativen im
Januar 2005 der Start fiir erneute
und ernsthafte Verhandlungen,
die am 15.08.2005 zum Helsin-
ki-Agreement fiihrten. Vermittler
war der ehemalige finnische Mi-
nisterpriasident Martti Ahtisaari.
Offiziell wurde tiber 3.000 Kamp-
fer verhandelt; nur diese und ihre
Angehorigen wurden nachtriglich
entschidigt, wenn auch mit fiir hie-
sige Verhiltnisse geringen Summen.

Uberwachung zur Konfliktbeilegung

Schon am 01.08.2005 hatte mit
der IMP (Initial Mission Presence)
mit den Vorbereitungen fiir die bisher
grofite Monitormission der EU begon-
nen. Die eigentliche Mission begann
am 15.09.2005 mit der ersten Waffen-
riicknahme und Zerstérung in Banda
Aceh, die ein hohes Medieninteresse
mit weltweiter Berichterstattung her-
vorrief (Bild S. 29). Das europdische
Personal kam aus Finnland, Schwe-
den, Didnemark, Belgien, Niederlan-
de, Frankreich, UK, Irland, Spanien,
Litauen, Osterreich; dazu kamen
einzelne Monitore aus den nicht EU-
Staaten Schweiz und Norwegen. Eur-
opa wurde hier viel stirker als Ganzes
betrachtet, als es in Europa selbst der
Fall ist. Trotz der durch die deutsche
Tsunami-Hilfe (besonders durch das
deutsche Feldhospital) gewonnenen
Sympathien wurde man als Europider
angesehen.

Ein Schliissel zum Erfolg war die
Beteiligung der ASEAN-Staaten Sin-
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Die Bevélkerung der Provinz
Aceh begrifite den Friedens-
prozess und nahm interessiert
Anteil an den AMM-Aktionen.
Die Bilder zeigen das Ein-
sammeln und Zerstéren

von Handfeuverwaffen.

gapur, Thailand, Philippinen, Malays-
ia und Brunei, die knapp die Hiilfte
der Monitore stellten. Sie brachten
den Vorteil der besseren Kenntnis der
Mentalitit, viele sprachen Bahassa
und waren als Muslime den Acehne-

sen vertrauter. Die Teams waren im-
mer anteilig besetzt; die Schliisselpo-
sitionen waren weitgehend parititisch
besetzt. Auch einer der drei Stellver-
treter des HoM (Head of mission) Pie-
ter Feith aus den Niederlanden war
ein General aus Thailand, dem spiter
einer aus Malaysia nachfolgte.

DepHoM Operations war ein Ge-
neral aus Finnland. Insgesamt waren
die skandinavischen Linder stark
vertreten und besetzten dadurch auch
etliche Fiihrungspositionen. Die Mo-
nitore waren hiufig aktive oder ehe-
malige Offiziere, es gab aber auch
Experten fiir Verwaltung, Justiz, Men-
schenrechte und Administration.

Die deutsche Beteiligung bestand
aus fiinf Monitoren aus dem Bereich
des AA, die durch das Zentrum Inne-
re Fithrung rekrutiert wurden sowie
vier Offiziere aus dem Bereich des
BMVg, entsandt vom Dezernat Beob-
achtermissionen des Einsatzfiihrungs-
kommandos. Alle waren ausgebildete
UN-Militéirbeobachter und hatten Er-
fahrungen aus andern Friedensmissi-
onen. Drei weitere Deutsche waren
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direkt durch die
EU  angestellt
und hatten entsprechende Verwal-
tungspositionen im Hauptquartier
in Banda Aceh. Alle drei Gruppen
hatten unterschiedliche Vertrige und
Vergiitung. Gemeinsam war ihnen der
diplomatische Status.

Die Aufteilung des Personales
erfolgte auf 11 Distriktoffices, die
iiber die ganze Provinz verteilt waren
und sehr schnell als Ansprechstelle
fiir die Meldung von Vorkommnissen
wie Menschenrechtsverletzungen an-
genommen wurde. Alle bekannt ge-
wordenen Vorfille wurden auf einer
wochentlich in Banda Aceh stattfin-
denden Konferenz diskutiert; nach
kurzer Zeit waren die Ubergriffe riick-
ldufig und der Waffenstillstand stabi-
lisierte sich mehr und mehr. Schon zu
Beginn der Mission war eine Amnestie
fiir mehrere hundert politische Héft-
linge, iiberwiegend GAM-Angehori-
ge, erfolgt. Weitere Hiftlinge wurden
nach und nach freigelassen.

Sicherheit durch Abriistung

In den ersten drei Monaten lag
der Schwerpunkt der Mission im Be-
reich Decommissioning; das bedeute-
te die Riicknahme, Registrierung und
Zerstorung der Waffen der Rebellen
durch AMM. Dazu waren 55 Monitore
auf vier mobile DECOMMS-Teams und

ein Steuerungs- und Kontrollelement

im HQ aufgeteilt; dieses bestand aus
vier Finnen, einem Deputy aus Singa-
por und dem Verfasser. Chef war der
pensionierte finnische Oberst Kalle
Liesinen. Uber einen Zeitraum von
drei Monaten, beginnend schon am
15.09.2006, dem ersten Tag des Ein-
satzes unter hohem Medieninteresse,
wurden die vertraglich vereinbarten
Walffen, iiberwiegend Gewehre, Pis-
tolen und Revolver sowie Granatwer-
fer im ganzen Einsatzgebiet zerstort
(Bilder o.). Im Gegenzug verlegte die
Regierung Teile der zusitzlich statio-
nierten Truppen und Polizeieinheiten,
insgesamt iiber 30.000 Mann, zuriick
nach Java und in andere Landes-
teile. Dies fithrte mehr und mehr zu
einer Verbesserung der Sicherheits-
lage der Bevolkerung, die sich nun
auch wieder nachts angstfrei bewe-
gen konnte. Die letzte Waffenabgabe
fand am 21.12.2006 in Banda Aceh
im FuBballstadion statt. In diesem
hatten schon vorher wieder mehrere
FuBballspiele stattgefunden, in denen
die Mannschaft von AMM zuerst ge-
gen GAM und TNI, danach aber auch
diese gegeneinander gespielt hatten.

Nach Ende der DECOMMS-Pha-
se verstirkten die DO"s mehr und
mehr ihre Rolle als Vermittler zwi-
schen den Parteien und verbesserten
durch intensive Patrouillentiitigkeit
das Vertrauensverhiiltnis zur Bevol-
kerung auch in abgelegenen Gebie-
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ten im Dschungel und in den Bergen.
Nachdem die Mission ab 15.03.2006
zahlenmiBig stark reduziert wurde,
blieb diese Rolle als Ansprechpartner
von Bedeutung. Das Mandat wurde
mehrfach verldngert und endete am
15.12.2006.

Politischer Neubeginn

In der Vorwoche hatten Wahlen
stattgefunden, die durch eine von
AMM unabhingige Wahlbeobachter-
kommission begleitet wurden. In Aceh
ist nun als einziger Provinz Indonesi-
ens die Sharia Bestandteil der Gesetz-
gebung. Dies zu verhindern, konnte
nicht Aufgabe der unabhingigen EU-
Mission AMM sein.

Bei den Wahlen selzte sich einer
der ehemaligen GAM-Fiihrer Yussuf
Irwandi durch und wird wohl noch
im Februar 2007 neuer Provinzgou-
verneur. Ob sich der politische Nach-
folger der GAM dauerhaft halten wird,

bleibt abzuwarten.

Aufgabe:

Im DECOMMS-Team wurde vom
Verfasser die Position des Plans Offi-
cers wahrgenommen. Dies beinhaltete
die zeitliche und ridumliche Planung
der Waffenriickgaben und Zerstérun-
gen in Zusammenarbeit mit den Kon-
fliktparteien sowie die graphische
Darstellung der Rédume und Orte mit
Hilfe des PC-Map-Systems und die
zeilgerechte Bereitstellung der Un-
terlagen an die beaufiragten Mobil-
teams. Zusitzlich wurde die Position
des DDO" s wahrgenommen, die eine
Zusammenarbeit mit dem Einsatz-
fithrungskommando, Dezernat Beob-
achtermissionen, und dem dortigen
Lagezentrum u.a. durch Routinemel-
dungen bedingte.

Diese Titigkeit erforderte auch
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Der Verfasser des Beitrags,
Hauptmann a.D. Ginter
Neuroth, mit einem selbst-
bewussten, zuverldssigen,
beim AMM angestellten
einheimischen Fahrer.
(Fotos: G. Neuroth)

die Betreuung und Begleitung
deutscher Radio- und Fern-
sehteams sowie Reporter von
Printmedien.

Nach Beendigung der Ent-
waffnungen erfolgte der Einsatz
im HQ als Coordination Officer
fiir den COS.

Risiken:

Ein wesentliches Risiko lag im
auftragsbedingten Umgangs mit Waf-
fen und Munition, deren Zustand von
gewohnten Standards abwichen. Da-
neben ergaben sich weitere Haupt-
risiken durch den ungewohnten
StraBenverkehr, durch Malaria, das
Dengue-Fieber, sowie in Aceh aufge-
tretene Fille von Vogelgrippe. Nicht
zu unterschitzen war die Gefdhrdung

durch Formaldhyd, das dort zur
Konservierung von Lebensmitteln,
vor allem von Fisch verwendet wird.
Hinzu kamen Umweltrisiken.

Communications:

Hauptfiihrungsmittel waren durch
die EM bereitgestellte Mobilephones,
soweit ein Netz vorhanden war; dar-
iiber hinaus kamen Satphones zum
Einsatz. Im HQ erfolgte eine Vernet-
zung der PC; allen Benutzern stand
die unbegrenzte Nutzung des Inter-
nets zur Verfiigung.

Die EU hat durch diesen Einsatz
ihre Fiahigkeiten auch als Vermittler
bei Friedensprozessen erfolgreich
unter Beweis gestellt. Die Aufgabe
wurde mit einem relativ geringen
Budget und zeitlich begrenzt gelost.
Europa hat in dieser hier zu wenig
beachteten Region einen enormen
politischen Erfolg errungen. Es hat
sicher auch bei den ASEAN-Staaten,
die sich inzwischen fiir eine Freihan-
delszone nach europiischem Vorbild
zusammengeschlossen haben, hohes
Ansehen gewonnen.

AuBer Spesen nichts gewesen?
Bundeswehr-Einsatz in der Demokratischen Republik Kongo

VON Kraus LIEBETANZ

zende des Bundeswehrverbandes, Oberst Bernhard Gertz, eine

Bei einer Pressekonferenz im November 2006 hat der Vorsit-

gemischte Bilanz des Kongo-Einsatzes der Bundeswehr gezo-
gen. Gertz sagte u.a., dass man den Kongo trotz der ersten Wahlen
seit mehr als 40 Jahren »in die Hénde der gleichen Leute gibt, die
es hemmungslos ausgeplindert haben«. Im folgenden Beitrag wird
untersucht, ob diese wenig differenzierte und deutsche Soldaten
und deren Familien demotivierende Auffassung des Vorsitzenden

des Bundeswehrverbands zutrifft.

Der Afrikanische Weltkrieg

Der afrikanische Weltkrieg von
1996-2001 hat den Kongo in einem
desolaten Zustand hinterlassen. An
diesem Krieg zur Ablésung des Mo-
buto-Regimes haben sich neben
den afrikanischen Staaten, wie u.a.
Ruanda, Uganda, Angola und Sim-
babwe auch die Vereinigten Staaten
von Amerika und Russland beteiligt.
Die USA haben Ruanda und Uganda
aufgeriistet und bei ihrem Vormarsch
auf Kinshasa logistisch unterstiitzt,
um den anglophonen Einfluss im

Kongo zu stdrken und sich wertvolle
Ressourcen, wie Coltan und andere
seltene Mineralien fiir die Weltraum-
forschung zu sichern. Russland hatte
mit seinen militdrischen GroBraum-
flugzeugen schweres Militirgerit von
Simbabwe nach Kinshasa geflogen,
damit die anglophonen Ugander und
Ruander (anglophone Tutsi), einstige
Verbiindete des neuen Usurpators im
Kongo Laurant-Désire Kabila, mit
Hife der Angolaner und der Elitesol-
daten aus Simbabwe aus dem Kongo
vertrieben werden konnten. Nach der

AUFTRAG 265 *« OSTERN 2007



Vertreibung unterstiitzten Ruanda und
Uganda befreundete Rebellenbewe-
gungen im Ostkongo, um diese Region
zu destabilisieren und auszupliindern
(Gold, Diamanten und Coltan). Die
Ursache fiir den Afrikanischen Welt-
krieg liegt u.a. in der unersittlichen
Gier der Industrienationen nach den
wertvollen Bodenschétzen des Kongo.
Zuriickgeblieben war die geschunde-
ne Bevolkerung des Kongo, die iiber
80 % Christen sind, davon iiber die
Hilfte Angehorige der Katholischen
Kirche.

Folgen des Krieges

Nach Schitzungen der Vereinten
Nationen haben wihrend des Krieges
und als Kriegfolgen ca. 3,8 Mio. Men-
schen ihr Leben verloren. Die meisten
Gesundheits- und Bildungseinrich-
tungen sowie die wirtschaftlichen
Grundlagen wurden zerstort. Vertrei-
bungen verschiirften zusitzlich die
Erndhrungssituation. Es gab zahl-
reiche Menschenrechtsverletzungen,
u.a. »kriegsstrategische« Vergewalti-
gungen, die hiufig Erkrankungen und
HIV Infektionen mit sich brachten.
Ermordung durch Milizionire, aber
auch durch Angehérige der regulédren
Streitkrifte waren an der Tagesord-
nung. Ein Zustand wie in Deutsch-
land zur Zeit des DreiBligjdhrigen
Krieges. Noch heute hungern 16 Mio.
Menschen von insgesamt 50 Mio. Ein-
wohner im Kongo. Nach Schétzungen
der Vereinten Nationen diirfte es beim
gegenwiirtigen Wirtschafts- und Be-
volkerungswachstum 41 Jahre dauern
bis das reale Bruttosozialprodukt von
1990 wieder erreicht wird.

Der Frieden von Pretoria (Sun City)
_ Seit Juli 2003 gibt es eine
Ubergangsregierung im Kongo auf
der Grundlage des in Pretoria am
17.12.2002 unterzeichneten Ab-
kommens, bei dem sich die siidafri-
kanische Regierung mit ihrem Frie-
densengagement besondere Verdienste
erworben hat. Mit Unterstiitzung der
Vereinten Nationen und der Europi-
ischen Union wurden dann landesweit
die ersten Parlaments- und Prisi-
dentschaftswahlen durchgefiihrt, die
iiberwiegend friedlich und weitgehend
unmanipuliert verlaufen sind.

Am 29. Oktober 2006 wurde
Joseph Kabila, der Sohn des 2001er-
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zierten Gizenga
(81 Jahre) angefiihrt. Erkldrtes Ziel
von Gizenga war es, in seine Regie-
rung keine fritheren Politiker aufzu-
nehmen, die wegen Korruption, Plii-
derung der Reichtiimer des Landes
und Vetternwirtschaft bekannt sind.
Mittlerweile sind die Regierungsmit-
glieder bekannt.! Was seine Ankiin-
digung betrifft, hat er Wort gehalten,
aber die Regierungspraxis steht noch
aus. Neben dem Gesamtparlament und
einem Senat wurden auch Provinzpar-
lamente gewihlt, die gleich unseren
Lianderparlamenten fiir eine gewisse
Dezentralisierung sorgen werden.
Die neue, durch ein Referendum
beschlossene Verfassung sieht vor,
dass mindestens ein Drittel der Er-
I6se aus den Bodenschétzen in der
jeweiligen Provinz verbleibt, um 6f-
fentliche Ausgaben fiir Gesundheit
und Bildung und MaBnahmen zur
wirtschaftlichen Entwicklung zu fi-
nanzieren. Hier wird es sicher noch
zu heftigen Auseinandersetzungen
zwischen dem organisierten Verbre-
chen, den profitierenden westlichen
Firmen und mutigen Parlamentariern
und Journalisten kommen. Nach der

1 Meldung von afp am 16.02.2007: »Die
am 5. Februar ernannte neue Regierung
wurde heute dem Staatspriisidenten, J.
Kabila, vorgestellt. Bis auf den seit sei-
ner Ernennung unauffindbaren Minister
fiir AuBenhandel, Kasongo Ilunga, waren
alle 59 Minister bei der Zeremonie an-
wesend«.

Unabhingigkeit hat sich eine aktive
nicht zu unterschiitzende Zivilgesell-
schaft gebildet, die jetzt ihr in der
Verfassung festgelegtes Recht einfor-
dern wird.

Erfolgreiche VN-Mission MONUC im Ostkongo

Seit 2003 haben die Vereinten
Nationen die Friedenstruppe MONUC
mit einem robusten Mandat ausgestat-
tet. Diese Truppe ist iiberwiegend im
Ostkongo an der Grenze zu Uganda
und Ruanda stationiert. Sie hat eine
Stirke von 18.000 Mann, ist iiber-
wiegend gepanzert und verfiigt iiber
Kampfhubschrauber. Sie wird aus
22 Nationen gebildet, darunter u.a.
Staaten wie Pakistan, Indien, Bang-
ladesch, Siid-Afrika und Guatemala.
Der Autor dieses Beitrages hat im
Mai 2005 den gesamten Ostkongo
(einschlieBlich Ituri) bereist, um im
Auftrag des Auswirtigen Amtes Pro-
jekte der deutschen humanitiren Hil-
fe zu tiberpriifen. Er konnte sich vom
segensreichen Wirken der MONUC
iiberzeugen: Kiihe weideten auf den
Bergen und junge Frauen bewegten
sich zwischen Ortschaften, ein un-
triigliches Zeichen fiir eine gewisse

Sicherheit.

Unruheprovinz lturi bald »feindfrei«

Im Jahr 2003 hat die EU-Missi-
on ARTEMIS, die iiberwiegend aus
franzosischen Soldaten gebildet wur-
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de, die Hauptstadt von Ituri, von Re-
bellen und Kindersoldaten gesiubert.
Die Rebellen haben sich dann in das
Hinterland zuriickgezogen und die
dort lebende Zivilbevolkerung drang-
saliert und teilweise vertrieben. Ins-
gesamt gab es sieben groflere von ei-
nerander unabhingige Rebellenbewe-
gungen. Nach Abzug der europiischen
Truppe wurde eine MONUC-Brigade
in Bunia stationiert, deren Kern von
pakistanischen Elitesoldaten gebildet
wurde. Zusammen mit den zentral-
kongolesischen Streitkriften FARDC
wurde dann ein Landstrich nach dem
anderen befreit. Die aufgebenden Re-
bellengruppen wurden teilweise in die
offiziellen Streitkriifte aufgenommen
oder durch Arbeitsbeschaffungsmalf3-
nahmen, z.B. einfacher Stralenbau
in die Zivilgesellschaft integriert. Im
Mai 2005 war bereits die Hilfte von
Ituri unter VN-Kontrolle. Im Januar
2007 gab es nur noch eine sich wi-
dersetzende Rebellenbewegung unter
Fithrung von Peter Karim im Unter-
bezirk Djugo, ca. 90 km nordostwérts
von Bunia. Dieser hétte bereits am
Ende des letzten Jahres aufgegeben,
wenn er nicht erfahren hitte, dass
Thomas Lubanga, ein ehemaliger
Rebellenfiihrer und spiiterer kongo-
lesischer General, an das Kriegsver-
brechertribunal nach Den Haag aus-
geliefert wurde. Menschenrechte und
Konfliktbearbeitung lassen sich eben
nicht immer vereinen!

Bisherige Mafnahmen des BMZ

Deutschland hat seine bilaterale
Entwicklungszusammenarbeit (EZ)
mit der DR Kongo auch wihrend der
Biirgerkriege der 1990er Jahre nicht
vollig ausgesetzt. Zu dieser Zeit und
bis 2001 konzentrierten sich die
deutschen Aktivititen auf humani-
tire MaBnahmen mit dem Ziel, die
Basisversorgung der Menschen her-
zustellen und auf die Férderung der
wirtschaftlichen Selbsthilfekrifte der
Zivilgesellschaft. Die offizielle Wie-
deraufnahme der EZ erfolgte mit dem
Besuch von Bundesministerin Heide-
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Flagge der DR Kongo:
gelber, finfzackiger Stern
und gelb-gerahmter,
roter Streifen auf

blavem Untergrund.

marie Wieczorek- Zeul
bei Staatspriisident Ka-
bila im Herbst 2004.
Damals wurden die bis
dahin »eingefrorenen«
Mittel fiir die finan-
zielle Zusammenarbeit
in Hohe von ca. 65 Mio. Euro frei-
gegeben. Zusitzlich wurden in den
Jahren 2004 und 2005 ca. 30 Mio.
Euro fiir MaBnahmen der finanziellen
und technischen Zusammenarbeit neu
zugesagt. AuBlerdem wurden in diesen
beiden Jahren iiber 12 Mio. Euro fiir
MaBnahmen der entwicklungsorien-
tierten Nothilfe bereitgestellt.?

Unterstiitzung der kirchlichen Arbeit

Die deutsche Entwicklungspolitik
unterstiitzt auch die Arbeit der deut-
schen Kirchen im Kongo. Die lokalen
Kirchen im Kongo — hier besonders
die Katholische Kirche — sind hiufig
die einzigen Institutionen, die nach
dem Ausfall der staatlichen Einrich-
tungen fiir Gesundheit und Bildung
sorgen. So wurden 69 Vorhaben der
Kirchen mit einem Gesamtvolumen
von ca. 26,7 Mio. Euro vom BMZ ge-
fordert. Die Schwerpunkte der Aktivi-
téiten liegen in den Bereichen Verbes-
serung von Gesundheit, beruflicher
Bildung, lidndlicher Entwicklung,
Trinkwasserversorgung, Foérderung
der Zivilgesellschaft und Grundbil-
dung. )

Stabilisierung und Uberbriickung

Ferner unterstiitzt Deutschland
das umfassende Demobilisierungs-
und Reintegrationsprogramm der
Weltbank in der Region der Groflen
Seen. Damit werden Frieden schaf-
fende Mallnahmen durch einen iiber-
regionalen Programmansatz mit dem
Ziel unterstiitzt, die Entwaffnung und
Demobilisierung von Exkombattanten
und deren Wiedereingliederung in die
Zivilgesellschaft zu gewihrleisten.

Dariiber hinaus werden insbe-
sondere im Osten des Kongo Frauen
immer wieder Opfer fiirchterlicher
Gewalttaten. In Zusammenarbeit mit
Nichtregierungsorganisationen werden
Mikroprojekte sowie medizinisch-psy-
chologische Betreuungsmafinahmen
fiir vergewaltigte Frauen durchge-
fithrt. Dabei geht es um die Opfer der
2 vgl. Interview mit der Parlamentarischen

Staatssekretiirin Karin Kortmann (SPD)

in AUFTRAG 263, S. 20 ff.

Gewalt, aber auch um Unterstiitzung
fiir diese Personen aufnehmende Ge-
meinden.

Perspektiven deutscher
Entwicklungszusammenarbeit

Die deutsche bilaterale Entwick-
lungspolitik ist derzeit in folgenden
Schwerpunkten titig:

1. Wasserver- und -entsorgung

2. Schutz und nachhaltige Nutzung
der Natiirlichen Ressourcen

3. Forderung der Wirtschaft und

Mikrofinanzwesen
4. Gesundheit
5. Die MaBnahmen zur Stabilisie-

rung des Landes werden mittel-

fristig fortgefiihrt (Reintegration
von Exkombattanten sowie Be-
treuung von Kriegsopfern).

Uber Beibehaltung oder Umstruk-
turierung dieser Schwerpunkte wer-
den im Laufe dieses Jahres Gespriche
mit der neuen kongolesischen Regie-
rung gefiihrt werden. Dabei wird auch
eine enge Koordination mit anderen
Gebern im Kongo notwendig sein.

Schwerpunkte der Europdischen Union

Die EU hat bereits deutliche
Schwerpunkte fiir die niichsten Jahre
gesetzt. Das Schwergewicht wird auf
der Reform des Sicherheitssektors,
der Justiz und der Rechtstaatlichkeit
sowie auf einer verantwortungsvollen
Staatsfithrung gelegt. Zudem werden
in unmittelbarer Zukunft MaBnahmen
im Bereich der Polizeireform (sowohl
Ausbildung als auch Umstrukturie-
rung), fiir eine Justizreform im Osten
des Landes, fiir die Demobilisierung
und Wiedereingliederung der ehema-
ligen Kombattanten, fiir kombinierte
MaBnahmen der humanitiren Hil-
fe und ldngerfristigen Entwicklung
im Osten der DR Kongo unterstiitzt.
Ferner sind begleitende Hilfen fiir
ein verantwortungsvolles offentliches
Finanzgebaren und Infrastrukturmaf3-
nahmen vorgesehen.

Die Rolle Deutschlands bei der
EU-Prdsidentschaft
Deutschland wird seine Rolle bei
der EU-Prisidentschaft dazu nutzen,
um folgende Schwerpunkte zu set-
zen:
* [Frstens die Frage der nachhal-
tigen und armutsorientierten
Nutzung der natiirlichen minera-
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lischen und fossilen Ressourcen
in die Gebergemeinschaft und bei
der kongolesischen Partnerseite
einzubringen. Hierzu wird die
Bundesrepublik auf das Protokoll
gegen illegale Rohstoffausbeu-
tung Bezug nehmen, das von den
Staatschefs des Friedensprozesses
Grolle Seen im Dezember 2006 in
Nairobi verabschiedet wurde.
Zweitens die Stiarkung der Fiih-
rung der kongolesischen Regie-
rung bei der nationalen Armuts-
strategie als Grundlage fiir die
Geberinterventionen. Dies kann
mittels Koordinierungsrolle im
Rahmen der EU-Prisidentschaft
und mit der Regierungsberatung
beim Planungsministerium erfol-
gen.

Zusammenfassung und Ausblick
Die DR Kongo hat aufgrund ihrer
enormen natiirlichen Ressour-
cen (Bodenschitze, wie Wolfram,
Mangan, Chromerze, Kobalt, Uran,
Erdol, Beryllium, Industriedia-
manten, 30% der Weltkupfervor-
kommen und ca. 80% der Welt-
Coltan-Vorkommen, ohne das kein
Mobiltelefon funktioniert, und
wertvolle Baumbestinde im Kon-
gobecken) sowie
der beginnenden
demokratischen
Kontrolle durch
einer aktive Zi-
vilgesellschaft
die reale Chan-
ce, zu einem sich
selbst tragenden
Friedensprozess
zu kommen, zu-
mal die EU ent-
schlossen ist, sie
dabei zu unter-
stiitzen.
Die Ausgangslage
bei der Friedens-
konsolidierung

Begegnung von
deutschen Soldaten
auf Patrouille mit
einer friedlich und
freundlich gestimm-
ten Menschenmenge
in den Straf3en von
Kinshasa.
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des Kongo ist ungleich besser
als die Situation in Afghanistan
mit seiner trockenen Mondland-
schaft ohne nennenswerte Bo-
denschiitze, seiner archaischen,
islamischen Clangesellschaft mit
rivalisierenden Stimmen und ei-
ner islamistischen Guerilla, die
iiber ein Riickzuggebiet in Pa-
kistan verfiigt. AuBerdem kann
nach Auffassung des BMZ davon
ausgegangen werden, dass die in-
ternationale Gebergemeinschaft
— im Gegensatz zu Afghanistan
— erheblich mehr Mittel in den
zivilen Aufbau des Kongo geben
wird als in militidrische MaBnah-
men.

Natiirlich kann nicht iiber Nacht
der Kongo und seine Elite ver-
dindert werden, die letztlich das
Ergebnis auch der Politik der In-
dustriestaaten der vergangenen
100 Jahres sind. Aber es gibt
heute ungleich bessere Moglich-
keiten, dass der Kongo zu sich
selbst findet — und es gibt noch
immer geniigend Gefahren fiir
das Land. Auch deshalb sollten
alle Kommentare unterbleiben,
die alte Vorurteile wiederholen
und den Kongo als das »Finste-

re Herz Afrikas« stigmatisieren.
Dies haben die frisch gewiihlten
kongolesischen Abgeordneten,
aber auch die deutschen Soldaten
der die Wahl sichernden EUFOR
und der ARTEMIS-Operation in
Bunia und deren Familien nicht
verdient. Das Gleiche gilt auch
fiir die zahlreichen deutschen
Entwicklungshelfer, Wahlbeob-

achter und Friedensfachkrifte.

4. Esist beabsichtigt, im AUFTRAG

iiber die weitere Entwicklung in
der DR Kongo zu berichten, nicht
zuletzt um die These »AuBler
Spesen nichts gewesen« zu wi-
derlegen und die »Afrikanische
Totenklage« des ansonsten sehr
geschiitzten Peter Scholl-Latour
zu relativieren. Dabei wird sich
der Autor auf die Erfahrungen des
BMZ und seine in der DR Kongo
arbeitenden Freunde verlassen.

a

Hinweis:
Informationen zur DR Kongo:
Geographie, Bevolkerung, Politik,

Wirtschaft, Geschichte, Fotos, Musik,

Glossar, Aktuelles, Kommentare, ...
www.kongo-kinshasa.de




WELTFRIEDENSTAG 2007

Die Feier des Weltfriedenstages in

der Katholischen Militdrseelsorge
Eine Betrachtung zur Entstehung und Entwicklung des Gedenktages

VON MANFRED HEINZ

1. Entstehung und Entwicklung

eines Bedenktages'

»Wir wenden Uns an alle Men-
schen guten Willens und rufen sie auf,
in aller Welt den ,Tag des Friedens’ am
ersten Tag des Kalenderjahres, dem 1.
Januar 1968, zu begehen. Wir wiirden
es begriiffen, wenn sich dann jedes
Jahr diese Feier wiederholen kénnte
als Wunsch und Gelobnis, an den An-
fang des Jahres, das die Zeit unseres
menschlichen Daseins misst und be-
schreibt, den Frieden zu stellen, um
in seiner gerechten und wohliuenden
Ausgeglichenheit die geschichiliche
Entwicklung der Zukunfi zu bestim-
men«*

Als Papst Paul VI. mit diesen Wor-
ten den ersten Aufruf zu einem »Welt-
tag des Friedens« einleitet, steht er
mit dieser pastoralen Initiative in
der Tradition seiner unmittelbaren
Vorgiinger im Petrusamt. Die Pépste
des 20. Jhs. von Benedikt XV. bis
Johannes XXIII. hatten immer wie-
der mahnend ihre Stimme fiir den

1 Fiir einen Weltfriedenstag oder auch An-
tikriegstag kennt der Jahreskalender drei
Daten:

1. In Deutschland wird alljéhrlich der
01.09. als Antikriegstag begangen. Es
wird damit an den Beginn des Zweiten
Weltkrieges mit dem Uberfall auf Polen
erinnert. Die Initiative ging vom Deut-
schen Gewerkschaftsbund aus, der erst-
mals am 01.09.1957 unter dem Motto
»Nie wieder Krieg« zu Aktionen aufrief.

Ebenfalls wurde der 01.09. in der DDR
als Weltfriedenstag gefeiert.

2. Der 21. September gilt weltweit als
UNO-Weltfriedenstag (International

Day of Peace), um die Idee des Friedens
sowohl innerhalb der Linder und Vélker
als auch zwischen ihnen zu beobachten
und zu stirken. Festgelegt wurde dieser
Tag von der Generalversammlung der
Vereinten Nationen 1981.

3. Der 1. Januar, ist weltweit in der
katholischen Kirche, erstmals seit 1968
ein besonderer Bedenktag.

2 Botschaft seiner Heiligkeit Papst Paul VI
zur Feier eines »Tages des Friedens« am
1. Januar 1968, Einleitungssatz. In Folge
zitiert im Weiteren als »Botschaft zum
Weltfriedenstag 1968«
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Frieden erhoben. Letzterer prigte im

Jahre 1963 in seinem pépstlichen

Rundschreiben »Pacem in terris« die

moderne theologisch-kirchliche wie

sozialethische Antwort auf die Frage
nach der Verhiltnisbestimmung von

Krieg und Frieden®.

Das Jahr 1967 war gekennzeichnet
gewesen durch verschiedene Krisen
und Kriegsgebiete. Im Nahen Osten
hatte der 6-Tage-Krieg zwischen dem
Staat Israel und seinen arabischen
Nachbarn stattgefunden, der Viet-
namkrieg dauerte an, auf dem afrika-
nischen Kontinent loderten verschie-
dene regionale und lokale Auseinan-
dersetzungen und im sogenannten
Kalten Krieg baute sich das atomare
Bedrohungspotential der GroBméchte
stetig auf.

So nahm auch Paul VI. »die Schat-
ten tiber seiner Weltstunde wahr und
appellierte leidenschaftlichen Her-
zens und in klarer Einsicht in die
realisierbaren Moglichkeiten an die
Menschheit, Frieden zu schaffen. «*

Auf diesem Hintergrund ist sein
Aufruf zu sehen, zu Beginn eines jeden
Jahres, erstmals am 01.01.1968 einen
Welttag des Friedens zu begehen. Der
Papst glaubte die Bestrebungen der
Volker und ihrer Staatsmiinner, der
internationalen Vereinigungen, der
religiosen Gemeinschaften und kul-
turellen, politischen und sozialen
Bewegungen zu treffen, die sich um
die Aufrechterhaltung des Friedens
bemiihen und die wiissten wie sehr
der Friede heute notwendig und zu-
gleich bedroht sei.?

Auffallend war, dass der Papst als
3 vgl. Prof. Dr. Ursula Nothelle-Wildfeuer

»Pacem in terris«, Vortrag zum Weltfrie-

denstag 16.1.2003 in Wilhelmshaven

(Manuskript).

4 Erzbischof DDr. Donato Squicciarini,
»Die Weltfriedensbotschaften Papst
Johannes Paul Il«: Beitriige zur Katho-
lischen Soziallehre, zitiert auf der Inter-
netseite der Katholischen Militirditzese
Osterreichs. Im Folgenden zitiert als
Squicciarini.

5 vgl. Botschaft zum Weltfriedenstag 1968

Oberhaupt der Katholischen Kirche
sich in seiner Botschaft an erster Stel-
le an »alle Menschen guten Willens«
wandte: »Der Vorschlag, den ersten
Tag des Jahres dem Frieden zu wei-
hen, soll nicht allein von uns, d.h. von
religiéser, katholischer Seite kommen.
Er suchte vielmehr die Beteiligung al-
ler, die den Frieden wahrhaft lieben,
geradeso als kiame dieser Vorschlag
aus thren Rethen ... Die Katholische
Kirche méchte ganz einfach, in der Ab-
sicht zu dienen und Beispiel zu geben,
diese Idee vor Augen stellen, damit sie
nicht nur weltweiten Beifall, sondern
auch iiberall vielfache Unterstiitzung
finde.«®

Im zweiten Teil seiner Botschaft
sprach der Papst dann direkt die
eigene Kirche an: »An euch, gelieb-
te Briider im Bischofsamte, an euch
geliebte Sohne und Gliubige unserer
heiligen katholischen Kirche rich-
ten Wir die Einladung, die Wir eben
verkiindet haben: eine besondere Fei-
erlichkeit dem Gedanken und Willen
zum Frieden einzurdumen am ersten
Tag des biirgerlichen Jahres, am ersten
Januar des kommenden Jahres. Diese
Feierlichketten soll den liturgischen
Kalender nicht abcindern, der den
»Neujahrstag« der Verehrung der gott-
lichen Mutterschaft Mariens und dem
heiligsten Namen Jesu vorbehdlt. Im
Gegenteil, diese hetligen und schionen
Gedenktage sollen vielmehr mit threm
Lichte aufleuchten lassen, was sie an
Giite, an Weisheit und Hoffnung in
sich schliefen fiir unser Beten, unsere
Betrachtung und unser Ringen um das
grofle und ersehnte Gut des Friedens,
dessen die Welt so sehr bedarf«.”

Eindriicklich erlduterte der Papst
den Hintergrund seines Anliegens:
»Man muss immer vom Frieden spre-
chen. Man muss die Welt dazu erzie-
hen, den Frieden zu lieben, den Frie-
den aufzubauen, den Frieden zu ver-

6 ebd.
7 ebd.
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teidigen. Und gegen die auflebenden
Vorboten des Krieges (nationalistische
Bestrebungen, Riistungen, Herausfor-
derungen zum Umsturz, Rassenhass,
Rachsucht usw.) und gegen die Be-
drohung eines taktischen Pazifismus,
der den zu vernichtenden Gegner
einzuschlifern sucht oder aber in den
Geistern den Sinn fiir Gerechtigkeit,
fiir Pflicht und Opfer abtstet, muss
man bei den Menschen unserer Zeit
und bei den kommenden Geschlech-
tern den Sinn und die Liebe fiir einen
Frieden wecken, der in der Wahrheit
begriindet ist, in der Gerechtigkeit, in
der Freiheit und in der Liebe.?

Der Aufruf des Papstes wurde im
Osservatore Romano versffentlicht.
Gleichzeitig trug der Vatikan dafiir
Sorge, dass er auf diplomatischen
Wege den internationalen Organisati-
onen und Regierungschefs, mit deren
Léindern der Vatikan freundschaftliche
Beziehungen unterhilt tibermittelt
wurde. Man trat an die Bischofskon-
ferenzen heran mit dem Wunsch, regi-
onale und lokale Vereinbarungen zur
Feier des Friedentages auch mit den
nichtkatholischen Konfessionen und
Religionen zu treffen.’

In Folge kamen zahlreiche zustim-
mende Appelle von Kirchenfiihrern,
so auch vom Weltrat der Kirchen in
Genf, dem 6kumenische Patriarch von
Konstantinopel, dem Patriarchen von
Moskau und ganz Russland.'

Von Beginn an stellten Papst Paul
VI. und ebenso Papst Johannes Paul
II. ihre Botschaften zum Weltfrie-
denstag jeweils unter ein bestimmtes
Leitthema. Die Vorbereitung wur-
de dem Pipstlichen Rat » Justitia et
Pax« anvertraut. Bis heute legt dieser
nach langen Beratungen, auch inner-
halb der Rémischen Kurie, jedes Jahr
einige Themen fest und unterbreitet
diese dem Heiligen Vater, der eines
davon auswiihlt.!!

In seiner Botschaft zum Weltfrie-

8 ebd.

9  vgl. »Was kénnen die Kirchen fiir den
Frieden tun ?«: Herder Korrespondenz
Nr. 2 vom 02.02.1968, S. 57

10 vgl. KNA-Meldung »Aktueller Vatikan-
dienst« Nr. 1 vom 02.01.1968

11 vgl. Interview mit Giampaolo Crepaldi
(Sekretir des Pépstlichen Rates fiir Ge-
rechtigkeit und Frieden): Arbeitshilfen
Nr. 165, hrsg. vom Sekretariat der Deut-
schen Bischofskonferenz zum Welttag
des Friedens 2003, S. 9. Im Folgenden
zitiert als Crepaldi
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denstag des Jahres 2004 erinnerte
Johannes Paul II. an die vorausge-
gangenen Leitthemen: »Die elf Bot-
schaften, die Papst Paul VI. an die
Welt gerichtet hat, haben allmdhlich
die Koordinaten des Weges abgesteckt,
der beschritten werden muss, um zum
Ideal des Friedens zu gelangen. Nach
und nach hat dieser grofie Papst die
verschiedenen Kapitel einer wahren
und eigentlichen Wissenschaft des
Friedens’ beleuchtet. Es kann hilfreich
sein, sich die Themen der Botschaften
wieder ins Geddichtnis zu rufen, die uns
der Montini-Papst zu diesem Anlass
hinterlassen hat. Jede von thnen besitzt
noch heute grofie Aktualitiit. ...

Im Laufe dieser 25 Jahre meines
Pontifikates habe ich meinerseits ver-
sucht, auf dem von meinem verehrten
Vorgdnger eingeschlagenen Weg wei-
terzugehen. Zu Beginn eines jeden
neuen Jahres habe ich die Menschen
guten Willens aufgerufen, iiber die
verschiedenen Aspekte eines geord-
neten Zusammenlebens im Lichte der
Vernunfi und des Glaubens nachzu-
denken. Auf diese Weise ist eine Zu-
sammenfassung der Lehre iiber den
Frieden entstanden, die gleichsam eine
Fibel zu diesem wichtigen Thema dar-
stellt: eine Fibel, die fiir jeden recht ge-
sinnten Menschen einfach zu verstehen
ist, die sich aber zugleich mit ihrem
cduperst anspruchsvollen Gehalt an alle
wendet, denen das Los der Menschheit
ein echtes Anliegen ist. ...«'* (s.a. An-
hang 1, S. 32)

Der Pipstliche Rat »Justitia et
Pax« bewertet die Feier der Welt-
friedenstage aus gesamtkirchlicher
Sicht:

»Die Informationen, die wir zum
Ablauf des Tages in den einzelnen
Kirchen erhalten, zeigen, dass es sich
um eine seelsorglich sehr erfolgreiche
Initiative handelt, da sie Gelegenheit
bietet zu bezeugen, wie stark sich die
Kirche fiir den Frieden einsetzt. «'

2. Die Feiern in der Katholischen
Militdrseelsorge
Die Initiative Papst Paul VI. zur
Feier des Weltfriedenstages war auch
in der Katholischen Militirseelsorge
sofort aufgegriffen worden. Der da-

12 Botschaft seiner Heiligkeit Papst Johan-
nes Paul II. zur Feier des Weltfriedens-
tages 01.01.2004

13 Crepaldi, a.a.0.,S. 9

malige Katholische Militédrbischof,
Dr. Franz Hengsbach, schreibt am
27. Dezember 1967 an seine Militér-
geistlichen:

»Bitte, liebe Mitbriider, machen
Sie sich die Gedanken der Friedensbot-
schaft unseres Heiligen Vaters zu Eigen.
Wir diirfen den lebendigen Triger des
Petrusamtes nicht allein lassen. Im
etnzelnen bitte ich Sie um folgendes:
1. Machen Sie den Inhalt der pdpst-

lichen Botschaft zum Gegenstand

threr Predigt am 1. Januar und

rufen Sie die Menschen dazu auf,

diesen 1. Januar 1968 im Gebet

und tatigem Bemiihen als Tag des

Friedens® zu begehen.

2. Fiigen Sie beim monatlichen
Standortgottesdienst tm Januar
besondere ,Fiirbitten fiir den Frie-
den‘ ein, wofiir Thnen eine Anre-
gung beigefiigt und iiberreichi
wird.

3. Um auch alle Soldaten mit dem
Friedensgottesdienst unseres Hei-
ligen Vaters vertraut zumachen,
bitte ich Sie, bei allen Standort-
gottesdiensten wdihrend des Mo-
nats Januar iiber diesen Aufruf zur
Feier eines ,Tages des Friedens® zu
predigen; dabei kinnen Sie sicher-
lich auch manche Gedanken aus
dem Kapitel V iiber die ,Forderung
des Friedens und der Aufbau der
Volkergemeinschafi® aus der Pas-
toralkonstitution Die Kirche in der
Welt von Heute verwenden und in
Erinnerung rufen.

4. Uberlegen Sie bei den monatlichen
Dienstbesprechungen im Januar,
wie kiinfiig in den Familien am
ersten Tage jedes neuen Jahres
besonders um den Frieden gebetet
werden kann, diese Uberlegungen
sollen vom etnzelnen Militdrgeist-
lichen auch mit seinem Pfarraus-
schuss fortgesetzt werden«.™*

Im Jahre 1975 wuchs dem Welt-
friedenstag in der » KIRCHE UNTER SoL-
DATEN« eine weitere besondere Bedeu-
tung zu. Die Katholische Militirseel-
sorge hatte sich an der Internationalen
Soldatenwallfahrt nach Rom beteiligt,
die aus Anlass des Heiligen Jahres
stattfand. Fast zeitgleich war auf der
Gemeinsamen Synode der Bistiimer in
der Bundesrepublik Deutschland der
Beschluss » Entwicklung und Frieden«

14 AKMB, AR 116 (Az 36-01-06-56):
Weltfriedenstag 1967-1977
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mit dem Kapitel »Die Friedensarbeit
der Kirche« verabschiedet worden.

In einem Grundsatzreferat zur
kirchlichen Friedensarbeit fiihrte
der damalige Militdrgeneralvikar Dr.
Martin Gritz bei der Jahreskonferenz
des Apostolat Militaire International
(AMI) aus:

»Es konnte eine gute Frucht des
Heiligen Jahres 1975 sein, wenn wir
dem Welifriedenstag erneut unsere
Aufmerksamkeit schenken und priifen
wollten, wie weit katholische Soldaten
den Welifriedenstag im Sinne einer
kirchlichen Friedensarbeit mitfeiern
oder mittragen konnen.

Ein Welifriedenstag tm Sinne
kirchlicher Friedensarbeit wiirde fiir
uns zundchst eine Gelegenheit dar-
stellen, in der Kirche und vor der Welt
ein Zeugnis dafiir abzulegen, dass Sol-
daten fiir die Friedensforderung umso
ansprechbarer sind, weil sie in der Er-
fiillung thres soldatischen Dienstes der
Friedenssicherung dienen.

Es wiirde auch und gerade katho-
lischen Soldaten gut anstehen, sich
Jahrlich von neuem auf den vom Hei-
ligen Vater so dringend gewiinschten
Welifriedenstag geistig und geistlich
vorzubereiten.

Es wdre ein beachtlicher Beitrag
zur Forderung des Friedens, wenn sich
Jahrlich einmal im Zusammenhang
mit dem Weltfriedenstag katholische
Soldaten in den einzelnen Teilkirchen
die keineswegs gleiche, jedoch allen
gemeinsame Aufgabe stellten, in der
thnen moglichen und gemdfen Weise
den Welifriedenstag unserer Kirche
mitzutragen«.'®

Katholische Soldaten, insbeson-
dere in der Gemeinschaft Katho-
lischer Soldaten (GKS) verbandlich
engagierte, nahmen diese Anregung
dankbar auf und machten von nun an
die Feier des Weltfriedenstages zu ih-
rem besonderen Anliegen. Sie traten
an die ortlichen Bischéfe heran und
baten sie, die in ihrem Bereich stati-
onierten Soldaten verbiindeter Streit-
krifte mit Soldaten der Bundeswehr
aus Anlass des Weltfriedenstages zu
einem gemeinsamen Gottesdienst ein-
zuladen.'®
15 Martin Gritz »Was heiflt und bedeutet

kirchliche Friedensarbeit ? (pacem

facientes in novitate vitae): Zeitschrift

»Militdrseelsorge«, 18. Jg. 1976, S. 14

16 So stellt der »auftrag« Nr. 84/Juni
1977, S. 80-82 unter der Uberschrift
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Auch seitens der Zentralen Ver-
sammlung (ZV) der katholischen Sol-
daten wurde das Anliegen unterstiitzt.
Ihr damaliger Vorsitzender, Oberst
Dr. Helmut Korn, schrieb in seinem
Rundbrief 3/1976 an alle Mitglieder
der Pfarrgemeinderite und die Spre-
cher der GKS-Kreise:

»Der WELTFRIEDENSTAG 1977
wird nach dem Beschluss der Deut-
schen Bischofskonferenz in unserem
Land am 6. Februar begangen werden.
... Die GKS hat sich — gemdify einer
Anregung des A.M.I. vorgenommen,
den WELTFRIEDENSTAG zu einem
geetgneten Termin in der Nihe des 6.
Februar 1977 in besonderer Weise auf
regionaler oder Wehrbereichsebene zu
begehen, und zwar in Gottesdiensten
und Begegnungen mit katholischen
Soldaten der befreundeten Stationie-
rungsstreitkrifie oder mit Soldaten
benachbarter Linder. Es sollen schon
Jjetzt im Herbst entsprechende Aus-
schiisse gebildet und die notwendigen
Vorbereitungen getroffen werden. Der
Vorstand ZV bittet darum, dass alle
Gremien der Mitverantwortung die
Gestaltung und Durchfiihrung des
WELTFRIEDENSTAGES 1977 mit-
tragen und durch Mitarbeit in den
vorbereitenden Ausschiissen sicher-
stellen. "

Den ersten groBen internationalen
Gottesdienst dieser Art feierte am 13.
Januar 1977 der damalige Erzbischof
von Kéln, Josef Kardinal Hoffner, mit
700 Soldaten der im Erzbistum Kéln
stationierten Angehérigen von Streit-
kriften der Belgischen Armee und der
Bundeswehr in der Kélner St. Apos-
teln Kirche.'® Schon im Folgejahr
musste der Gottesdienst wegen der
groBBen Teilnehmerzahl in den Kélner
Dom verlegt werden und findet seit
dieser Zeit dort statt.

Auch in anderen (Erz-)Bistiimern

»Soldaten bekennen sich zum Thema
des Weltfriedenstages« Meldungen aus
dem Jahre 1977 zusammen iiber eine
Festveranstaltung der GKS in Bonn, den
deutsch-belgischen Gottesdienst mit 700
deutschen und belgischen Soldaten in
Kéln, iiber eine GKS Veranstaltung in
Miinchen und iiber einen Gottesdienst
mit amerikanischen, franzésischen und
deutschen Soldaten in der Mainzer St.
Alban-Kirche.

17 AKMB, AR 116 (Az 36-01-06-56):
Weltfriedenstag 1967-1977

18 vgl. KNA-Meldung: Westdeutscher
Dienst Nr. 8 vom 14.01.1977

entwickelte sich die gemeinsame Feier
der Weltfriedenstage zu einem festen
Datum im Kalender der zustéindigen
Ortsbischife. Besonders erwiihnens-
wert ist, dass auch nach Ausweitung
der Katholischen Militdrseelsorge in
den Bereich der neuen Bundeslidnder
hier diese Tradition aufgenommen
werden konnte. Am 10.03.1993 fand
der erste Gottesdienst dieser Art in
der Kathedrale zu Dresden statt.'” In
der Einleitung seiner Predigt fiihrte
der Bischof von Dresden-Meil3en,
Joachim Reinelt, aus: »Soldaten im
Gottesdienst — damit hatten wir frii-
her Probleme. Volksarmee — Friedens-
armee, das haben wir nicht geglaubt.
Hier hat sich mit Ménnern und Frau-
en, die glaubwiirdig und persénlich
Menschen des Friedens sein wollen und
diesen Frieden aus eigenem Antrieb,
nicht nur auf Befehl, schiitzen wollen,
vieles gedndert. Es ist freilich bedau-
erlich, dass die Menschen so feindse-
lig sein konnen, dass man das kostbare
Gut des Friedens durch Soldaten schiit-
zen muss. Aber es wiire Triumeret zu
meinen, ohne Armeen wéire der Frieden
von selbst gegeben. «*

3. Die Feier der Weltfriedenstage heute

Von allen bisherigen Militirbi-
schifen, ob Franz Kardinal Hengs-
bach, Erzbischof Dr. Elmar Maria
Kredel, Erzbischof Dr. Johannes Dyba
oder Bischof Dr. Walter Mixa, wurde
und wird die Feier des Welifriedens-
tages durch die Soldaten begriifit und
wertgeschétzt.

Von den Anfidngen bis heute hat
der Welttag des Friedens fiir die Ka-
tholische Militédrseelsorge seinen ho-
hen Stellenwert behalten.?! Er wird
sowohl an den einzelnen Standorten
von den Militédrseelsorgern zusam-
men mit ihren Seelsorgebezirksriten
und GKS-Kreisen initiiert als auch
im regionalen Rahmen zusammen
mit den Ortsbischéfen begangen. Die
Vorbereitung und Durchfiihrung letz-
terer Feiern liegt dann in der Zustén-

19 vgl. Ute Baubkus »Friedensgottesdienst
in Dresden«: KOMPASS Nr. 8 vom
02.04.1993, S. 2 f.

20 Bischof Joachim Reinelt, Predigtma-
nusskript

2] Teilnehmerzahlen 2004 an Weltfriedens-
tagsgottesdiensten (soweit genannt) sind
entnommen Berichten: KOMPASS Nr. 3,
4 und 5/2004: Kéln 1.500, Miinster 500,
Trier 900, Augsburg 700, Wiirzburg 600,
Hildesheim 600, Biberach 400
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digkeit des jeweiligen Katholischen
Leitenden Militirdekans. Die Ein-
bindung in die Gesamtkirche zeigen
eindrucksvoll die fiir das Jahr 2005
geplanten Gottesdienste mit Dioze-
sanbischéfen in 13 (Erz-)Bistiimern
in 14 deutschen Stidten.*

Aufgrund der besonderen Gege-
benheiten im Jurisdiktionsbereich des
Katholischen Militdrbischofs kann
der Weltfriedenstag nicht an einem
zentralen Termin begangen werden.
Soweit dies moglich ist, finden die
Feiern jedoch zu Beginn des Jahres
statt. So feiern die Militiargeistlichen
oftmals den ersten Standortgottes-
dienst zum Jahresanfang in der In-
tension des Weltfriedenstages.

Bei der Feier mit dem jewei-
ligen Ortsbistum steht ein festlicher
Gottesdienst im Mittelpunkt. Die
Teilnahme der Soldaten erfolgt frei-
willig. Familienangehorige werden
eingeladen. Hinzu kommen in ver-
schiedenen Standorten katholische
Soldaten auslindischer Streitkriifte.
An den Gottesdienst schlieBt sich,
oftmals unterstiitzt durch die Bun-
deswehrstellen vor Ort, ein Empfang,
eine Stunde der Begegnung oder eine
Vortragsveranstaltung an. In Gruwor-

22 Termine der Weltfriedenstagsgottes-
dienste in den (Erz-)Diszesen 2005:
20.01. im Dom zu Kéln mit Erzbischof
Joachim Kardinal Meisner
20.01. in Wilhelmshaven mit Weihbi-
schof Heinrich Timmerevers

27.01. in Ettlingen mit Weihbischof Dr.
Paul Wehrle

27.01. im Dom Wiirzburg mit Bischof
Dr. Friedhelm Hoffmann

03.02. in Rendsburg mit Erzbischof Dr.
Werner Thissen

03.02. im Dom zu Hildesheim mit Dio-
zesanadministrator Weihbischof Hans-
Georg Koitz

10.02. in Schwerin mit Erzbischof Dr.
Werner Thissen

03.03. im Dom zu Miinster mit Bischof
Dr. Reinhard Lettmann

10.03. in der Berliner St. Hedwigska-
thedrale mit Georg Kardinal Sterzinsky
14.04.. im Dom zu Trier mit Bischof Dr.
Reinhard Marx

27.04. im Dom zu Aachen mit Bischof
Dr. Heinrich Mussinghoff (Soldatengot-
tesdienst)

27.04 in Dresden mit Bischof Joachim
Reinelt (Soldatengottesdienst)

10.05. in Sondershausen mit Bischof Dr.
Joachim Wanke

11.05. im Dom zu Augsburg mit Weihbi-
schof Josef Griinwald
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ten von Représentanten aus Kirche,
Politik und Offentlichkeit wird auch
der besondere Dienst der Soldaten
und ihre damit verbundene Lebens-
situation angesprochen. Regionale
Print-Medien, die jeweilige Bistums-
zeitung oder auch regionale Radio
und TV-Medien berichten iiber den in
ihrem Einzugsbereich stattfindenden
Weltfriedenstag.

Eine weitere Form den Weltfrie-
denstag zu begehen, ist die Durch-
fithrung einer Akademieveranstaltung
zum jeweiligen Leitthema. Besondere
Bedeutung hat die Festveranstaltung,
die der GKS-Kreis Bonn (d.h. dort, wo
der Bundesminister der Verteidigung
seinen ersten Dienstsitz hat) gestaltet.
Meist wird hierzu ein hochrangiger
Referent im Rahmen einer Feierstun-
de eingeladen.

Seitens von Befehlshabern und
Kommandeuren finden die Ver-
anstaltungen zum Weltfriedenstag
Wohlwollen und Unterstiitzung. Sie
nehmen hiufig selbst personlich an
ihnen teil.

Zur Vorbereitung und Durchfiih-
rung des Weltfriedenstages erhalten
alle Dienststellen der Katholischen
Militédrseelsorge und die Katholischen
Standortpfarrer im Nebenamt die vom
Vatikan veroffentlichte Botschaft zum
Weltfriedentag (zur Botschafi 2007
s.S. 39 ff.) sowie die dazu erschie-
nene Arbeitshilfe der Deutschen Bi-
schofskonferenz. Ebenfalls erhalten
die Dienststellen die Arbeitshilfe
zur Gestaltung der »Gemeinsamen
Gebetsstunde zum Weltfriedenstag«,
einer Initiative des BDK]J und der Ka-
tholischen Frauengemeinschaft, mit-
getragen von weiteren katholischen
Verbinden,

Diese Materialien finden auch

23 »Die gemeinsame Gebetsstunde zum
Weltfriedenstag« ist eine Initiative des
Bundes der Deutschen Katholischen
Jugend und der Katholischen Frauenge-
meinschaft Deutschlands, mitgetragen
vom Sportverband Deutsche Jugend-
kraft, vom Katholischen Deutschen
Frauenbund, von der Gemeinschaft
Katholischer Ménner Deutschland und
der Internationalen Friedensbewegung
Pax Christi. Jéhrlich ergeht hierzu ein
entsprechender Aufruf zum Weltfrie-
denstag und in Anlehnung an das Motto
des Weltfriedenstages ein thematischer
Vorschlag fiir die Gestaltung der Ge-
betsstunde. Materialen kénnen iiber
den BDK]J Bundesvorstand, Postfach
320520, 40420 Diisseldorf bezogen wer-
den.

Verwendung im Lebenskundlichen
Unterricht und in den Lebenskund-
lichen Offizier- und Unteroffizier-
Arbeitsgemeinschaften. Im Veran-
staltungskatalog der Katholischen
Militérseelsorge sind die jdhrlichen
Gottesdienste und Feierstunden an-
lasslich des Weltfriedenstages als
eigens forderungswiirdig ausgewie-
sen’,

4. Nach-Denkliches zum Weltfriedenstag
»Welifriedenstage bieten Anlass
zur gemeinschaftlichen Besinnung
im liturgischen, im akademischen, im
internationalen Raume. Sie entbehren
nicht eines gewissen deklamatorischen
Charakters, der unverzichtbar bleibt,
zugleich sollen sie als Imperative an
die Ohren und zu den Herzen aller
Menschen ... dringen.«*
Weltfriedenstage »bedeuten nach
dem Willen Papst Paul VI. und sei-
ner Nachfolger im Petrusamt eine
Herausforderung zur ,Metanoia’ zum
Umdenken, zu einer Anderung der
Grundgesinnung und des praktischen
Verhaltens. Ja, man konnte sagen, die
papstlichen Welifriedenstage sind ein
Provokation im Namen des Evange-
liums. Sie wollen den Routinier, der
einen neuen Jahresempfang mit ge-
wohnten Ritualen fetert, herausreifien
aus der Gleichgiiltigheit gegeniiber
dem Hass und den vielen Spielarten
feindseliger Konfliktaustragung. <*
Am Ende seiner ersten Botschaft
zum Weltfriedenstag ermutigte Papst
Paul VI.: »Wir kénnen aus der Vor-
schrifi des Fvangeliums zu verzeithen
und Barmherzigkeit zu tiben, beleben-
de Ansaizpunkte fiir das Gesellschaffts-
leben kniipfen. Wir vor allem, ehrwiir-
dige Briider und geliebte Sohne, haben
eine einzigartige Waffe fiir den Frieden
zu unserer Verfiigung: das Gebet mit
seinen wunderbaren Krafiquellen auf
moralischer Ebene und der Einwirkung
iibernatiirlicher Faktoren geistlicher
und politischer Erneuerung. Das Ge-
bet bietet jedem die Moglichkeit, sich
personlich und aufrichitg nach den
tiefsten Griinden des Verletztseins und
der Gewalttiitigkeit zu fragen, die sich
im Herzen eines jeden eventuell finden
kénnen.<*" (s.a. Anhang 2, S. 38)

24 vgl. Vergleiche: 1.

25 Squicciarini

26 ebd.

27 Botschaft zum Weltfriedenstag 1968
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ANHANG 1:

o B W N~

O 0 N O

11)1978:

1) 1979:

2) 1980:
3) 1981:

4) 1982:
5) 1983:

6) 1984:
7) 1985:
8) 1986:

9) 1987:

10)1988:

) 1968:
) 1969:
) 1970:
) 1971:
) 1972:

) 1973:
) 1974:
) 1975:
) 1976:
10)1977:

Botschaften von Papst Paul VI.
1. Januar: Weltfriedenstag
Menschenrechte, der Weg zum Frieden
Erziehung zum Frieden durch Versshnung

Jeder Mensch ist mein Bruder

Willst du den Frieden,
so arbeite fiir die Gerechtigkeit

Der Friede ist moglich

Der Friede hédngt auch von dir ab!
Versohnung, der Weg zum Frieden
Die echten Waffen des Friedens

Wenn du den Frieden willst,
verteidige das Leben

Nein zur Gewalt — Ja zum Frieden

Botschaften von Papst Johannes Paul I1.:

Zum Frieden erziehen,
um zum Frieden zu gelangen

Die Wahrheit, Stirke des Friedens

Schiitze die Freiheit,
dann dienst du dem Frieden

Der Friede, Gottes Geschenk,

dem Menschen anvertraut

Der Dialog fiir den Frieden:
Eine Forderung an unsere Zeit

Der Friede entspringt einem neuen Herzen
Frieden und Jugend zusammen unterwegs
Der Friede, Wert ohne Grenzen.
Nord-Siid, Ost-West: Ein einziger Friede
Entwicklung und Solidaritiit:

Zwei Schliissel zum Frieden
Religionsfreiheit, Bedingung fiir
friedliches Zusammenleben

Die Welttage des Friedens 1968-2006

11) 1989: Um Frieden zu schaffen,
Minderheiten achten
12) 1990: Friede mit Gott, dem Schopfer,
Friede mit der ganzen Schopfung
13) 1991: Wenn du den Frieden willst,
achte das Gewissen jedes Menschen
14) 1992: Die Gldubigen vereint im Aufbau
des Friedens
15) 1993: Willst du den Frieden,
komm den Armen entgegen
16) 1994: Aus der Familie erwéchst der Friede
fiir die Menschheitsfamilie
17) 1995: Die Frau: Erzieherin zum Frieden
18) 1996: Bereiten wir den Kindern eine friedliche
Zukunft
19) 1997: Biete die Vergebung an,
empfange den Frieden
20) 1998: Aus der Gerechtigkeit des einzelnen
erwiichst der Frieden fiir alle
21) 1999: In der Achtung der Menschenrechte liegt
das Geheimnis des wahren Friedens
22) 2000: »Friede auf Erden den Menschen,
die Gott liebt«
23) 2001: Dialog zwischen den Kulturen fiir eine
Zivilisation der Liebe und des Friedens
24) 2002: Kein Friede ohne Gerechtigkeit,
keine Gerechtigkeit ohne Vergebung
25) 2003: »Pacem in terris« : Eine bleibende Aufgabe
26) 2004: Das Volkerrecht, ein Weg zum Frieden
27) 2005: Lass dich nicht vom Bosen besiegen,
sondern besiege das Bose durch das Gute!

(Rém 12,21)

Botschaft von Papst Benedikt XVI.
1) 2006: »Der Friede liegt in der Wahrheit«
2) 2007 Der Mensch — Herz des Friedens

ANHANG 2:  Anldsslich des ersten von ihm ausgerufenen Tages des Friedens, verfasste Papst Paul V1. folgendes Gebet,
das er am 01.01.1968 erstmals von der duBeren Loggia des Petersdomes aus sprach:

Herr, Gott des Friedens

Du hast die Menschen geschaffen, sie sind das Werk Deiner Gite,
bestimmt zur Teilnahme an Deiner Herrlichkeit.

Wir preisen Dich und sagen Dir Dank! Du hast uns Jesus gesandt,
Deinen vielgeliebten Sohn. Im Geheimnis des Osterfestes hast Du
ihn bestellt zum Vollbringer des Heiles, zur Quelle allen Friedens,
zum Band, das alle in Briiderlichkeit verbindet.

Wir sagen Dir auch Dank fiir alle Sehnsucht, alles Bemiihen, alles
Tun, das Dein Geist des Friedens in unserer Zeit entflammt, um

den Hass durch die Liebe zu iberwinden, das Misstrauen durch das
Verstehen, die Gleichgiiltigkeit durch die briiderliche Verbundenheit.

Offne noch mehr unseren Geist und unser Herz fiir alle unsere
Briider, die jetzt die Liebe brauchen, auf dass wir immer mehr zu
Vollbringern des Friedens werden.

Gedenke, Vater der Barmherzigkeit, in der Geburtsstunde einer Welt
wachsender Briiderlichkeit all derer, die in Not sind, die leiden und
sterben, damit auf alle Menschen aller Rassen und Sprachen Dein
Reich der Gerechtigkeit, des Friedens und der Liebe herabkomme!
Auf dass die Erde erfillt sei von Deiner Herrlichkeit! Amen

(zit. aus KNA Dokumentation Nr. 1 vom 02.01.1968)

J
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EinfGhrung zur Botschaft des
Papstes zum Weltfriedenstag 2007

Die menschliche Person und verkiirzte Menschenbilder

lischen Militéirseelsorge« (S. 35-38 in diesem AUFTRAG) schildert der

I vorstehenden Beitrag »Die Feier des Weltfriedenstages in der Katho-

wissenschaftliche Referent im Referat »Seelsorge« des KMBA, Dipl.-
theol. Manfred Heinz, das Entstehen und die Entwicklung der Feier der Welt-
friedenstage in der Kirche unter Soldaten. Auf Anregung des Apostolat Militaire
International (A.M.1.) aus dem Jahr 1975, die von der GKS aufgegriffen wurde
und die sich die Katholische Militdrseelsorge gerne zu Eigen gemacht hatte,
begehen die deutschen Bischafe seit 1977 alljdhrlich diesen Weltfriedenstag in
feierlichen Gottesdiensten mit den in ihren Diézesen stationierten Soldaten.
Die zentrale Aussage Benedikts XVI. in seiner Botschaft zum Weltfriedenstag
2007 lautet: Wenn weitere Fortschritte bei der Reduzierung von bewaffneten
Konflikten erzielt werden sollen, muss der Wiirde der menschlichen Person mehr
Aufmerksamkeit geschenkt werden. Bezeichnenderweise trigt sein Dokument
den Titel, »Der Mensci — Herz pes Friepens.« Nachstehend eine kurze Einfih-
rung in die Papstbotschaft (Wortlaut s.S. 40-44), die wegen ihrer grundsétz-
lichen Aussagen gerade von allen (katholischen) Soldaten und nicht nur in den
Sachausschiissen der GKS studiert und erdrtert werden sollte.

»Ich bin iiberzeugt, dass durch die
Achtung der Person der Friede gefor-
dert wird und mit der Herstellung des
Friedens die Voraussetzungen fiir einen
authentischen ,ganzheitlichen Huma-
nismus® geschaffen werden«, schreibt
der Papst in Abschnitt 1.

Da der Mensch nach dem Bild
Gottes geschaffen ist, sei er mit der
Wiirde ausgestattet, Person zu sein.
Und zugleich sei er zu einem Bund
mit seinem Schopfer berufen; konkret
dazu, ihm eine Antwort des Glaubens
und der Liebe zu geben und einen
personlichen Beitrag zum Fortschritt
der Welt zu leisten.

Das Recht auf Leben und Religionsfreiheit

Der Friede ist nach Benedikt
XVL »Gabe und Aufgabe zugleich«
(3). Er sei Ausdruck des gottlichen
Wirkens, das in der Erschaffung
eines geordneten und harmonischen
Universums und in unserer Erlésung
zum Ausdruck komme. Der Friede sei
zugleich aber auch eine Aufgabe, die
jeden von uns zu einer personlichen
Antwort verpflichte. Wenn wir uns
auf der Grundlage der Achtung vor
der Wiirde jedes Menschen fiir den
Frieden einsetzten, dann bedeute
dies, dass wir die Rechte eines jeden
anerkennen; und das setze voraus,
dass wir das Recht des Menschen auf
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Leben in jeder Phase seines Lebens
verteidigen und schiitzen.

Ein weiteres elementares Recht
sei das der Religionsfreiheit. »Das
Recht auf Leben und auf die freie Au-
Jerung des eigenen Glaubens an Gott
ist nicht der Macht des Menschen un-
terworfen« (4).

Zu den weiteren Aspekten der
Botschaft gehort die Uberwindung der
sozialen Ungerechtigkeiten, damit alle
Menschen die grundlegenden mate-
riellen Giiter und die fundamentalen
Menschenrechte erlangen kénnen.
AuBlerdem ruft der Papst nachdriick-
lich dazu auf, die Lebensbedingungen
fiir Frauen zu verbessern und die Ach-
tung vor ihrer Wiirde zu garantieren.

In diesem Zusammenhang warnt
der Papst auch vor anthropologischen
Vorstellungen, die in sich selbst den
Keim zu Feindseligkeit und Gewalt
tragen. Als weitere Gefahr nennt er
fundamentalistische Gottesvorstel-
lungen, die zu Gewalt und Feindse-
ligkeit anstacheln. Wortlich schreibt
er: »Wenn eine gewisse Auffassung von
Gott den Ursprung verbrecherischer
Handlungen bildet, ist das ein Zeichen
dafiir, dass diese Auffassung bereits zu
einer Ideologie geworden tst« (10).

Sodann wendet sich Benedikt
XVI. einem Thema zu, auf das er be-
sonders beharrlich immer wieder zu-

Titelblatt der Arbeitshilfe 204 der
Deutschen Bischofskonferenz zur
Feier des Weltfriedenstages 2007

riickkommt: Er warnt vor den Gefahren
des Relativismus. Eine »schwache«
Sicht des Menschen (das heil3t eine
Sicht, die jeder auch exzentrischen
Vorstellung Raum gibt, vgl. Abschnitt
11), fithre zu schwachen Menschen-
rechten. Wenn sich diese Rechte auf
ein schwaches Menschenbild griin-
deten — wie sollten sie dann nicht
auch selber geschwiicht sein?, fragt
der Heilige Vater. Die Rechte wiirden
zwar als absolut hingestellt, aber das
Fundament, das man fiir sie anfiihre,
sei nur relativ.

Wenn die Menschenrechte nicht
in objektiven Anspriichen der dem
Menschen von Gott gegebenen Na-
tur verwurzelt seien, dann unterldgen
sie der Laune der sich wandelnden
Priorititen und gesellschaftlichen
Zwinge. Der Papst ruft die Verein-
ten Nationen deshalb dazu auf, das
Fundament der Menschenrechte nicht
aus dem Blick zu verlieren. Wortlich
schreibt Benedikt XVI. diesbeziiglich:
»Das bewahrt sie (die internationalen
Organe) vor der leider immer latent
vorhandenen Gefahr, in eine nur posi-
twistische Interpretation dieser Rechte
abzugleiten« (13).

Eine berechtigte Hoffnung auf
Frieden hingt also von einer grol3e-
ren Achtung vor den fundamentalen,
unveriinderlichen Prinzipien ab, die
in der Natur des Menschen verankert

sind. (PS/KNA)
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1 Zu Beginn
edes neuen
Jahres méchte ich
den Regierenden
und den Verantwortlichen der Natio-
nen sowie allen Menschen guten Wil-
lens meinen Friedenswunsch iibermit-
teln. Ich richte ihn besonders an alle,
die sich in Schmerz und Leid befin-
den, die unter der Bedrohung durch
Gewalt und bewalfnete Auseinander-
setzungen leben oder deren Wiirde
mit Fiilen getreten wird und die auf
ihre menschliche und gesellschafi-
liche Befreiung warten. Ich richte ihn
an die Kinder, die mit ihrer Unschuld
die Menschbheit reicher an Giite und
Hoffnung werden lassen und durch
ihren Schmerz uns alle anregen, uns
zu Wegbereitern der Gerechtigkeit
und des Friedens zu machen. Gerade
im Gedanken an die Kinder, beson-
ders an diejenigen, deren Zukunft ge-
fihrdet ist durch die Ausbeutung und
Schlechtigkeit skrupelloser Erwach-
sener, wollte ich, dass sich anlisslich
des Weltfriedenstages die allgemeine
Aufmerksamkeit auf das Thema »Der
Mensch — Herz des Friedens« kon-
zentriere. Ich bin ndmlich tiberzeugt,
dass durch die Achtung der Person
der Friede gefordert wird und dass mit
der Herstellung des Friedens die Vor-
aussetzungen geschaffen werden fiir
einen authentischen »ganzheitlichen
Humanismus«. Auf diese Weise wird
eine unbeschwerte Zukunft fiir die
folgenden Generationen vorbereitet.

Der Mensch und der Friede:
Gabe und Aufgabe

Die Heilige Schrift sagt: »Gott
eschuf den Menschen als sein Ab-
bild; als Abbild Gottes schuf er ihn.
Als Mann und Frau schuf er sie« (Gen
1,27). Da er nach dem Bilde Gottes
geschaffen ist, hat der Mensch die
Wiirde, Person zu sein; er ist nicht
blof3 etwas, sondern jemand, der im-
stande ist, sich zu erkennen, iiber
sich Herr zu sein, sich in Freiheit
hinzugeben und in Gemeinschaft mit
anderen Personen zu treten. Zugleich
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ist er aus Gnade zu einem Bund mit
seinem Schépfer berufen, um diesem
eine Antwort des Glaubens und der
Liebe zu geben, die niemand anderer
an seiner Stelle geben kann.! Aus die-
ser wunderbaren Perspektive versteht
man die dem Menschen anvertraute
Aufgabe, in der Liebefihigkeit selbst
zu reifen und der Welt zum Fortschritt
zu verhelfen, indem er sie in der Ge-
rechtigkeit und im Frieden erneuert.
In einer eindrucksvollen Synthese
lehrt der hl. Augustinus: »Gott, der
uns ohne uns erschaffen hat, wollte
uns nicht ohne uns erlésen.«* Darum
ist es eine Pflicht aller Menschen, das
Bewusstsein des Doppelaspekts der
Gabe und der Aufgabe zu pflegen.

3 Auch der Friede ist Gabe und
o Aufgabe zugleich. Wenn es
wahr ist, dass der Friede zwischen
den Einzelnen und den Volkern — die
Féhigkeit, nebeneinander zu leben
und Beziehungen der Gerechtigkeit
und der Solidaritit zu kniipfen — eine
Verpflichtung darstellt, die keine Un-
terbrechung kennt, trifft es auch und
sogar noch mehr zu, dass der Friede
ein Geschenk Gottes ist. Der Friede
ist ndmlich ein Merkmal des gott-
lichen Handelns, das sowohl in der
Erschaffung eines geordneten und
harmonischen Universums zum Aus-
druck kommt, als auch in der Erls-
sung der Menschheit, die es notig hat,
aus der Unordnung der Siinde zuriick
gewonnen zu werden. Schopfung und
Erlosung bieten also den Schliissel
zum Verstidndnis des Sinnes unseres
Daseins auf der Erde. Mein verehrter
Vorgiinger Johannes Paul II. sagte in
seiner Ansprache vor der Generalver-
sammlung der Vereinten Nationen am
5. Oktober 1995: »Wir leben nicht in
einer irrationalen, sinnlosen Welt [...],
es gibt eine moralische Logik, die das
menschliche Dasein erleuchtet und
den Dialog zwischen den Menschen

1 vgl. Katechismus der Katholischen Kir-
che, 357.
2 Sermo 169, 11, 13: PL 38, 923.

DER MENSCH - HERZ DES FRIEDENS

Botschaft Seiner Heiligkeit Papst Benedikt XVI. zur Feier des Weltfriedenstages am 1. Januar 2007

und den Vélkern ermiglicht.<* Die
transzendente » Grammatik «, d.h. die
Gesamtheit von Regeln des indivi-
duellen Handelns und des Sich-auf-
einander-Beziehens der Menschen
nach Gerechtigkeit und Solidaritéit
ist in die Gewissen eingeschrieben,
in denen sich der weise Plan Gottes
widerspiegelt. Ich habe es erst kiirz-
lich bekriftigt: »Wir glauben, dass das
ewige Wort, die Vernunft am Anfang
steht und nicht die Unvernunfi.«* Der
Friede ist also auch eine Aufgabe, die
jeden zu einer personlichen, mit dem
gottlichen Plan iibereinstimmenden
Antwort verpflichtet. Das Kriterium,
nach dem sich diese Antwort aus-
richten muss, kann nur die Achtung
der von seinem Schopfer ins Herz des
Menschen eingeschriebenen »Gram-
matik« sein.

Aus dieser Sicht sind die Normen
des natiirlichen Rechtes nicht als Vor-
schriften zu betrachten, die von auflen
auferlegt werden, als stellten sie die
menschliche Freiheit unter Zwang.
Sie miissen im Gegenteil als eine
Berufung angenommen werden, den
universalen gottlichen Plan, der in die
Natur des Menschen eingeschrieben
ist, treu zu verwirklichen. Geleitet von
diesen Normen, konnen die Viélker
— innerhalb der jeweiligen Kulturen
— dem grofiten Geheimnis niher kom-
men, dem Mysterium Gottes. Die An-
erkennung und die Achtung des na-
tiirlichen Rechtes bilden daher auch
heute die grol3e Basis fiir den Dialog
zwischen den Gldubigen der verschie-
denen Religionen und zwischen Glau-
bigen und Glaubenslosen. Das ist ein
groBer Konvergenzpunkt und somit
eine fundamentale Voraussetzung fiir
einen authentischen Frieden.

Das Recht auf Leben und Religionsfreiheit
4 Die Pflicht zur Achtung der Wiir-
ede jedes Menschen, in dessen
Wesen sich das Bild des Schépfers

widerspiegelt, beinhaltet konsequen-

3 Nr3.
4 Homilie auf dem Islinger Feld in Re-
gensburg (12. September 2006).
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terweise, dass man iiber
die menschliche Person
nicht nach Belieben ver- \

Der Friede griindet sich ndmlich auf die Beriicksichtigung der Rechte aller.

\ Gleichheit auf dieser
Ebene ist also ein zu je-
/ ner natiirlichen »Gram-

fiigen darf. Wer sich der

grofleren politischen, technologischen
und 6konomischen Macht erfreut,
darf sich ihrer nicht bedienen, um
die Rechte der Anderen, weniger Er-
folgreichen zu verletzen. Der Friede
griindet sich ndmlich auf die Beriick-
sichtigung der Rechte aller. In diesem
Bewusstsein macht sich die Kirche
zur Verfechterin der Grundrechte je-
des Menschen. Im Besonderen fordert
sie die Achtung des Lebens und der
Religionsfreiheit ein. Die Achtung
des Rechtes auf Leben in jeder Le-
bensphase setzt einen Fixpunkt von
entscheidender Bedeutung: Das Le-
ben ist ein Geschenk, iiber das das
Individuum kein vollstéindiges Verfii-
gungsrecht besitzt. In gleicher Weise
stellt die Behauptung des Rechtes auf
Religionsfreiheit den Menschen in
Beziehung zu einem transzendenten
Prinzip, das ihn der menschlichen
Willkiir entzieht. Das Recht auf Le-
ben und auf die freie AuBBerung des
eigenen Glaubens an Gott ist nicht
der Macht des Menschen unterworfen.
Der Friede bedarf der Festsetzung ei-
ner klaren Grenzlinie zwischen dem,
was verfiigbar, und dem, was nicht
verfiighar ist: So werden unannehm-
bare Eingriffe in den Bestand jener
Werte vermieden, die dem Menschen
als solchem eigen sind.

Was das Recht auf Leben be-

o trifft, so ist es geboten, die Mar-

ter anzuprangern, die ihm in unserer
Gesellschaft zugefiigt wird: Neben
den Opfern der bewaffneten Kon-
flikte, des Terrorismus und der ver-
schiedenen Formen von Gewalt gibt
es das lautlose Sterben durch Hunger,
Abtreibung, Experimente an Embryo-
nen und durch Euthanasie. Muss man
nicht in alldem einen Angriff auf den
Frieden sehen? Abtreibung und Ex-
perimente an Embryonen sind das di-
rekte Gegenteil einer Grundhaltung
der Annahme des Anderen, die zur
Herstellung dauerhafter Friedens-
beziehungen unentbehrlich

nen Glaubens — die Schwierigkeiten
dar, denen sowohl die Christen als
auch die Anhinger anderer Religi-
onen hiufig begegnen, wenn es sich
darum handelt, die eigenen religiosen
Uberzeugungen offentlich und frei zu
bekennen. Speziell auf die Christen
bezogen, muss ich schmerzlich fest-
stellen, dass sie manchmal nicht nur
behindert werden; in einigen Staaten
werden sie sogar verfolgt, und selbst
in jiingster Zeit mussten tragische
Fille grausamer Gewalt verzeichnet
werden. Es gibt Regime, die allen
eine Einheitsreligion aufzwingen,
wihrend religios indifferente Regie-
rungen nicht eine gewaltsame Verfol-
gung schiiren, wohl aber eine syste-
matische kulturelle Verhohnung reli-
givser Uberzeugungen begiinstigen.
In jedem Fall wird ein menschliches
Grundrecht missachtet, was schwere
Auswirkungen auf das friedliche Zu-
sammenleben nach sich zieht. Das
fordert unweigerlich eine Mentalitét
und eine Kultur, die dem Frieden ab-
triiglich sind.

Die naturgegebene Gleichheit
aller Menschen
6 An der Wurzel nicht weniger

o Spannungen, die den Frieden
bedrohen, liegen sicherlich die vie-
len ungerechten Ungleichheiten, die
tragischerweise noch in der Welt vor-
handen sind. Besonders bedrohlich
sind darunter einerseits die Unter-
schiede in der Moglichkeit, die we-
sentlichen Giiter wie Nahrung, Was-
ser, ein Zuhause und die Gesundheit
zu erlangen, und andererseits die
fortdauernde Ungleichheit von Mann
und Frau in der Ausiibung der funda-
mentalen Menschenrechte.

Ein Element von grofiter Wichtig-
keit fiir die Herstellung des Friedens
ist die Anerkennung der wesentlichen
Gleichheit unter den Menschen,
die aus ihrer gemeinsamen trans-
zendenten Wiirde hervorgeht. Die

matik « gehérendes Gut
aller, das aus dem gottlichen Schop-
fungsplan ableitbar ist — ein Gut, das
nicht missachtet oder gering geschétzt
werden kann, ohne schwerwiegende
Auswirkungen zu verursachen, die
den Frieden gefidhrden. Die duflerst
schwere Not, unter der viele Volker
vor allem des afrikanischen Konti-
nents leiden, ist der Ursprung gewalt-
samer Einforderungen der Anspriiche
und stellt deshalb eine schreckliche
Verletzung des Friedens dar.

Auch die unzureichende Beach-
o tung der Lage der Frau bringt in
das soziale Gleichgewicht Faktoren
der Unbestindigkeit hinein. Ich denke
an die Ausbeutung von Frauen, die wie
Objekte behandelt werden, und an die
vielen Formen mangelnder Achtung
vor ihrer Wiirde; ich denke auch — in
anderem Zusammenhang — an die in
einigen Kulturen fortdauernden an-
thropologischen Vorstellungen, die der
Frau eine Stellung zuweisen, die sie in
starkem MaBle der Willkiir des Man-
nes unterwirft, mit Konsequenzen, die
die Wiirde ihrer Person verletzten und
die Inanspruchnahme ihrer grundle-
genden Freiheiten beschneiden. Man
darf sich nicht der Illusion hingeben,
dass der Friede gesichert sei, solange
nicht auch diese Formen der Diskri-
minierung iiberwunden sind, welche
die jedem Menschen vom Schopfer
verliehene personliche Wiirde ver-
letzen.

Die »Okologie des Friedensc

Johannes Paul II. schreibt in
eder Enzyklika Centesimus an-
nus: »Nicht allein die Erde ist dem
Menschen von Gott gegeben worden,
damit er unter Beachtung ihrer ur-
spriinglichen Zielsetzung zum Guten
von thr Gebrauch machen soll, son-
dern der Mensch selbst ist sich von
Gott geschenkt worden und muss
darum die natiirliche und moralische
Struktur, mit der er ausgestaitet wur-

ist. Ein weiteres besorgnis-
erregendes Symptom fiir den
Mangel an Frieden in der
Welt stellen — in Bezug auf
die freie AuBerung des eige-

Das Recht auf Leben und auf die freie AuBerung des eigenen
Glaubens an Gott ist nicht der Macht des Menschen unterworfen.
Der Friede bedarf der Festsetzung einer klaren Grenzlinie zwischen
dem, was verfigbar, und dem, was nicht verfiighar ist.

™\ 5 Vgl Kongregation fiir die
| Glaubenslehre: Schreiben an
die Bischéfe der Katholischen
Kirche iiber die Zusammenar-
beit von Minnern und Frauen
in der Kirche und in der Welt,
31. Mai 2004, Nr. 15-16.
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de, respektieren.«® Wenn der Mensch
sich dieser, ihm vom Schépfer anver-
trauten Aufgabe entsprechend ver-
hélt, kann er gemeinsam mit seinen
Mitmenschen eine Welt des Friedens
erstehen lassen. Neben der Okologie
der Natur gibt es also auch eine — wie
man es ausdriicken konnte — »Hu-
mandokologie«, die ihrerseits eine
»Sozialokologie« erfordert. Und das
bedeutet, dass sich die Menschheit,
wenn ihr der Frieden am Herzen liegt,
die bestehenden Verbindungen zwi-
schen der Natur-Okologie — also der
Riicksicht auf die Natur — und der auf
den Menschen bezogenen Okologie
immer mehr vor Augen halten muss.
Die Erfahrung zeigt, dass jede Riick-
sichtslosigkeit gegeniiber der Umwelt
dem menschlichen Zusammenleben
Schaden zufiigt und umgekehrt. Im-
mer deutlicher tritt der untrennbare
Zusammenhang zwischen dem Frie-
den mit der Schépfung und dem Frie-
den unter den Menschen in Erschei-
nung. Der eine wie der andere setzt
den Frieden mit Gott voraus. Das als
»Sonnengesang« bekannte poetische
Gebet des heiligen Franziskus ist ein
wunderbares, stets aktuelles Beispiel
fiir diese mannigfaltige Okologie des
Friedens.

Wie eng dieser Zusammenhang

e zwischen der einen und der an-
deren Okologie ist, kénnen wir anhand
des tdglich wachsenden Problems der
Energieversorgung verstehen. In die-
sen Jahren sind neue Nationen mit
Elan in die industrielle Produktion
eingestiegen und haben dadurch den
Energiebedarf erhsht. Das verursacht
einen Wettlauf zu den verfiigbaren
Ressourcen, der mit fritheren Situati-
onen nicht zu vergleichen ist. Gleich-
zeitig lebt man in einigen Teilen der
Erde noch in Verhiltnissen eines
groBen Riickstandes, in denen die
Entwicklung — auch aufgrund der Er-
hohung des Energiepreises praktisch
verhindert wird. Was soll aus diesen
Vélkern werden? Welche Art der Ent-
wicklung oder Nicht-Entwicklung
wird ihnen durch die Energieknapp-
heit aufgezwungen werden? Welche
Ungerechtigkeiten und Antagonis-
men wird der Wettlauf zu den Ener-
giequellen auslosen? Und wie werden
diejenigen reagieren, die von diesem

6 Nr 38.
42

" N
‘ Ein Krieg im Namen Gottes

| ist niemals gutzuheiBen! |
o %

Wettlauf ausgeschlossen bleiben?
Das sind Fragen, die deutlich werden
lassen, wie eng die Riicksicht auf die
Natur mit der Notwendigkeit verbun-
den ist, zwischen den Menschen und
den Nationen Beziehungen zu kniip-
fen, die auf die Wiirde der Person
achten und fihig sind, ihre wirklichen
Bediirfnisse zu befriedigen. Die Zer-
stérung der Umwelt, ein unangemes-
sener und egoistischer Umgang mit
ihr und der gewaltsame Aufkauf ihrer
Ressourcen erzeugen Verletzungen,
Konflikte und Kriege, eben weil sie
die Frucht eines unmenschlichen
Entwicklungs-Konzepts sind. Eine
Entwicklung, die sich nur auf den
technisch-wirtschaftlichen ~ Aspekt
beschriinken wiirde und die ethisch-
religiose Dimension vernachlissigte,
wire ndmlich keine ganzheitliche
menschliche Entwicklung und wiirde
schlieBlich wegen ihrer Einseitigkeit
die zerstorerischen Fihigkeiten des
Menschen antreiben.

Verkiirzte Menschenbilder
1 Darum eilt es — wenn auch

oim Rahmen der aktuellen
Schwierigkeiten und internationalen
Spannungen —, sich darum zu bemiih-
en, eine Humanokologie ins Leben zu
rufen, die dem »Baum des Friedens«
zum Wachstum verhilft. Um eine sol-
che Unternehmung anzugehen, ist es
notwendig, sich von einem Menschen-
bild leiten zu lassen, das nicht durch
ideologische und kulturelle Vorurteile
oder durch politische und wirtschaft-
liche Interessen verdorben ist, die zu
Hass und Gewalt verfiihren. Es ist
verstindlich, dass das Menschen-
bild in den verschiedenen Kulturen
unterschiedlich ist. Unannehmbar
ist dagegen, wenn anthropologische
Vorstellungen gehegt werden, die in
sich selbst den Keim des Kontrastes
und der Gewalt tragen. Ebenso inak-
zeptabel sind Gottesvorstellungen,
die Unduldsamkeit gegeniiber den

Inakzeptabel sind Gottesvorstellungen, die
Unduldsamkeit gegeniiber den Mitmenschen
erregen und zur Anwendung von Gewalt
ihnen gegeniiber anspornen.

Mitmenschen erregen und zur An-
wendung von Gewalt ihnen gegenii-
ber anspornen. Das ist ein Punkt, der
in aller Klarheit bekriftigt werden
muss: Ein Krieg im Namen Gottes
ist niemals gutzuheilen! Wenn eine
gewisse Auffassung von Gott den Ur-
sprung verbrecherischer Handlungen
bildet, ist das ein Zeichen dafiir, dass
diese Auffassung sich bereits in eine
Ideologie verwandelt hat.

1 Heute ist jedoch der Friede
enicht nur in Frage gestellt
durch den Konflikt zwischen den ver-
schiedenen verkiirzten Menschenbil-
dern, bzw. zwischen den Ideologien.
Er ist es auch durch die Gleichgiil-
tigkeit gegeniiber dem, was die wahre
Natur des Menschen ausmacht. Viele
Zeitgenossen leugnen ndmlich die
Existenz einer spezifischen mensch-
lichen Natur und erméglichen so die
verschrobensten  Interpretationen
dessen, was wesentlich zum Men-
schen gehort. Auch hier bedarf es
der Klarheit: eine »schwache« Sicht
des Menschen, die jeder auch ex-
zentrischen Vorstellung Raum gibit,
begiinstigt nur augenscheinlich den
Frieden. In Wirklichkeit behindert
sie den echten Dialog und 6ffnet dem
Dazwischentreten autoritirer Zwéinge
den Weg. So liisst sie schlieBlich den
Menschen selbst schutzlos dastehen,
und er wird zur einfachen Beute von
Unterdriickung und Gewalt.

Menschenrechte und infernationale
Organisationen

1 2 Ein echter und haltbarer

e friede setzt die Achtung
der Menschenrechte voraus. Wenn
diese Rechte sich jedoch auf ein
schwaches Menschenbild griinden,
wie sollten dann nicht auch sie sel-
ber geschwiicht sein? Hier wird das
tiefe Ungeniigen einer relativistischen
Auffassung vom Menschen offenbar,
wenn es sich darum handelt, seine
Anspriiche zu rechtfertigen und sei-
ne Rechte zu verteidigen. Die Aporie
ist in diesem Fall offenkundig: Die
Rechte werden als absolut hinge-
stellt, aber das Fundament, das man
fiir sie anfiihrt, ist nur relativ. Ist es
dann verwunderlich, wenn angesichts
der »unbequemen« Forderungen des
einen oder anderen Rechtes jemand
aufsteht, um es anzufechten oder sei-
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ne Marginalisierung zu beschliefSen?
Nur wenn sie in objektiven Ansprii-
chen der dem Menschen von Gott
gegebenen Natur verwurzelt sind,
konnen die ihm zuerkannten Rechte
durchgesetzt werden, ohne dass ihre
Widerrufung zu befiirchten ist. Im
Ubrigen ist es offensichtlich, dass die
Rechte des Menschen fiir ihn auch
Pflichten beinhalten. Mahatma Gan-
dhi hat seine Meinung dazu in den
schonen Worten zum Ausdruck ge-
bracht: » Der Ganges der Rechite flief3t
vom Himalaja der Pflichten herab.«
Nur wenn iiber diese Grundvorausset-
zung Klarheit geschaffen wird, kon-
nen die Menschenrechte, die heute
stindigen Angriffen ausgesetzt sind,
in angemessener Weise verteidigt
werden. Ohne eine solche Klarheit
verwendet man schlieBlich denselben
Ausdruck — eben den Begriff »Men-
schenrechte« — und verbindet damit
sehr unterschiedliche Vorstellungen
von seinem Subjekt: Fiir einige ist
es die menschliche Person,

WELTFRIEDENSTAG 2007

Fundament der Menschenrechte nicht
aus den Augen verlieren. Das bewahrt
sie vor der leider immer latent vor-
handenen Gefahr, in eine nur positi-
vistische Interpretation dieser Rechte
abzugleiten. Sollte dies geschehen,
wiirde sich herausstellen, dass die
internationalen Organe nicht iiber
das notige Ansehen verfiigen, um ihre
Rolle als Verteidiger der Grundrechte
der Person und der Vélker zu entfal-
ten — eine Aufgabe, in der aber die
grundsitzliche Rechtfertigung ihres
Daseins und ihres Handelns besteht.

Humanitdres Volkerrecht und
innerstaatliches Recht

1 Ausgehend von dem Bewusst-

e sein, dass es unverduferliche
Menschenrechte gibt, die mit der ge-
meinsamen Natur der Menschen zu-
sammenhéngen, ist ein humanitiires
Volkerrecht ausgearbeitet worden, zu
dessen Beachtung die Staaten auch
im Kriegsfall verpflichtet sind. Das

iiber die ethischen Grenzen, die den
Einsatz heutiger Mittel zum Schutz
der nationalen Sicherheit betreffen.
Immer hiufiger werden nidmlich die
Kriege nicht erklart, vor allem, wenn
terroristische Gruppen sie auslésen,
die entschieden sind, ihre Ziele mit
jedwedem Mittel zu erreichen. An-
gesichts der erschiitternden Szena-
rien dieser letzten Jahre konnen die
Staaten unmoglich die Notwendigkeit
verkennen, sich klarere Regeln zu ge-
ben, die fihig sind, dem dramatischen
Abdriften, das wir erleben, wirksam
entgegenzutreten. Der Krieg stellt
immer einen Misserfolg fiir die inter-
nationale Gemeinschaft dar und einen
schweren Verlust an Menschlichkeit.
Wenn es trotz allem dazu kommt,
miissen zumindest die wesentlichen
Prinzipien der Menschlichkeit und
die grundlegenden Werte jeglichen
zivilen Zusammenlebens gewahrt
werden durch die Aufstellung von
Verhaltensnormen, die die Schiiden so

weit wie moglich begrenzen und

die durch eine stindige
Wiirde und durch Rechte
ausgezeichnet ist, die stets,
iiberall und jedem gegenii-
ber giiltig sind; fiir andere
ist es der Mensch mit ver-

dnderlicher Wiirde und mit \

Wenn es zu einem Krieg kommt, miissen zumindest die we-
sentlichen Prinzipien der Menschlichkeit und die grundlegenden
Werte jeglichen zivilen Zusammenlebens gewahrt werden durch
die Aufstellung von Verhaltensnormen, die die Schiiden so weit
wie maglich begrenzen und darauf ausgerichtet sind, die Leiden

der Zivilbevolkerung und aller Opfer der Konflikte zu erleichtern. | 1 5 o das groBe Beunruhi-
/

\  darauf ausgerichtet sind, die
Leiden der Zivilbevilkerung
und aller Opfer der Konflikte

zu erleichtern.”

Ein anderes Element,

Rechten, die immer neu aus-
gehandelt werden konnen: in
ihren Inhalten, ihrer zeitlichen Dauer
und ihrem Geltungsbereich.

1 Auf den Schutz der Men-

eschenrechte beziehen sich
bestindig die internationalen Organe
und besonders die Organisation der
Vereinten Nationen, die sich mit der
Allgemeinen Erkldrung von 1948 die
Forderung dieser Rechte als funda-
mentale Aufgabe vorgenommen hat.
Diese Erkldrung wird wie eine Art von
der gesamten Menschheit iibernom-
mene moralische Verpflichtung ange-
sehen. Darin liegt eine tiefe Wahrheit,
vor allem, wenn als das Fundament
der in der Erklidrung beschriebenen
Rechte nicht nur einfach der Be-
schluss der Versammlung angesehen
wird, die sie approbiert hat, sondern
die Natur des Menschen selbst und
seine unverduBerliche Wiirde als
einer von Gott erschaffenen Person.
Darum ist es wichtig, dass die in-
ternationalen Organe das natiirliche
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ist leider — abgesehen von der Ver-
gangenheit — in einigen Situationen
kriegerischer Auseinandersetzungen
in jiingster Zeit nicht entsprechend
zur Anwendung gekommen. So ist es
z.B. in dem Konflikt geschehen, des-
sen Schauplatz vor einigen Monaten
der Siid-Libanon war, wo die Pflicht,
unschuldige Opfer zu schiitzen und
ihnen zu helfen und die Zivilbevol-
kerung nicht einzubeziehen, zum
grof3en Teil nicht beachtet wurde. Das
schmerzliche Schicksal des Libanon
und die neue Beschaffenheit der Kon-
flikte, besonders seit die terroristische
Bedrohung ungekannte Formen der
Gewalt in Gang gesetzt hat, erfordern,
dass die internationale Gemeinschaft
das humanitire Volkerrecht bekriftigt
und es auf alle heutigen Situationen
bewaffneter Konflikte — einschliel3-
lich der vom geltenden Vélkerrecht
nicht vorausgesehenen — bezieht.
AuBerdem verlangt das Ubel des Ter-
rorismus ein vertieftes Nachdenken

gung hervorruft, ist der jiingst
von einigen Staaten geiiul3erte
Wille, sich mit Nuklearwaffen auszu-
riisten. Dadurch hat sich das verbrei-
tete Klima der Unsicherheit und der
Angst vor einer moglichen atomaren
Katastrophe weiter verschirft. Das
wirft die Menschen zuriick in die zer-
miirbenden Angste der Epoche des so
genannten »Kalten Kriegs«. Danach
hoffte man, die atomare Gefahr sei
definitiv gebannt und die Mensch-
heit kénne endlich einen dauerhaften
Seufzer der Erleichterung tun. Wie
aktuell erscheint in diesem Zusam-
menhang die Mahnung des Zweiten
Vatikanischen Konzils: » Jede Kriegs-
handlung, die auf die Vernichtung
ganzer Stidte oder weiterer Gebiete
und threr Bevolkerung unterschiedslos
abstellt, ist ein Verbrechen gegen Gott
und gegen den Menschen, das fest und

7 Diesbeziiglich hat der Katechismus der
Katholischen Kirche sehr ernste und
genaue Kriterien vorgelegt: vgl. Nr.
2307-2317.

43



WELTFRIEDENSTAG 2007

entschieden zu verwerfen ist.<® Leider
verdichten sich weiterhin bedrohliche
Schatten am Horizont der Menschheit.
Der Weg, um eine Zukunft des Frie-
dens fiir alle zu sichern, besteht nicht
nur in internationalen Ubereinkiinf-
ten iiber die Nicht-Verbreitung von
Nuklearwaffen, sondern auch in dem
Bemiihen, mit Entschiedenheit ihre
Verminderung und ihren endgiiltigen
Abbau zu verfolgen. Man lasse nichts
unversucht, um auf dem Verhand-
lungsweg diese Ziele zu erreichen!
Das Schicksal der gesamten Mensch-
heitsfamilie steht auf dem Spiel!

Die Kirche zum Schutz der Transzendenz
der menschlichen Person

1 6 SchlieBlich méchte ich einen

edringenden Aufruf an das
Volk Gottes richten, dass jeder Christ
sich verpflichtet fithlen mége, uner-
miidlicher Friedensstifter und mutiger
Verteidiger der Wiirde des Menschen

8  Pastoralkonstitution Gaudium et spes,
80.

Internationaler Soldatengottesdienst im Hohen Dom zu Koln

und seiner unveriuBlerlichen Rech-
te zu sein. Dankbar gegeniiber dem
Herrn, dass er ihn berufen hat, zu
seiner Kirche zu gehoren, die in der
Welt » Zeichen und Schutz der Trans-
zendenz der menschlichen Person<® ist,
soll der Christ nie miide werden, das
grundlegende Gut des Friedens von
ihm zu erbitten, das im Leben jedes
Einzelnen von solcher Bedeutung ist.
AuBerdem wird er stolz darauf sein,
mit groBherziger Hingabe der Sache
des Friedens zu dienen, indem er den
Mitmenschen entgegenkommt, beson-
ders denen, die nicht allein unter Ar-
mut und Elend leiden, sondern dazu
auch dieses kostbare Gut entbehren
miissen. Jesus hat uns offenbart, dass
»Gott Liebe ist« (vgl. Joh 4,8) und dass
die grofite Berufung jedes Menschen
die Liebe ist. In Christus kénnen wir
die héchsten Griinde finden, uns zu
beharrlichen Verfechtern der Men-
schenwiirde und zu mutigen Erbauern
des Friedens zu machen.

9 ebd., 76.

Friedens« feierte Joachim Kardinal Meisner am 11. Januar

l ' nter dem Leitwort »Die menschliche Person — Herzmitte des

2007 mit Soldaten verschiedener Lander (1) und Angehéri-
gen der Bundespolizei den 40. Internationalen Soldatengottesdienst
aus Anlass des Weltfriedenstages. Unter den Teilnehmern befanden
sich Bundesminister der Verteidigung Dr. Franz Josef Jung (3), der
Generalinspekteur der Bundeswehr General Wolfgang Schneider-
han, der Wehrbeauftragte des Deutschen Bundestages Reinhold
Robbe (3), der Kélner Oberburgermeister Fritz Schramma und an-
dere hochrangige Représentanten aus Bundeswehr und Politik.

Trotz eisiger Kilte war der Hohe
Dom zu KOLN mit iiber 1.500 Got-
tesdienstteilnehmern gut besucht. Als
Zeichen der internationalen Beteili-
gung wurden die Lesungen zweispra-
chig, die Fiirbitten in den verschie-

denen Sprachen der anwesenden
Nationen (Ungarn, GroBbritannien,
USA, Spanien, Frankreich, Korea)
vorgetragen (2). In der Predigt fiihrte
Kardinal Meisner (Bild 4 mit Militér-
generalvikar Walter Wakenhut und

1 7 Moge also der Beitrag jedes
o Glaubigen zur Forderung
eines echten »ganzheitlichen Huma-
nismus« nach den Lehren der En-
zykliken Populorum progressio und
Sollicitudo rei socialis, deren 40. und
20. Jahrestag wir gerade in diesem
Jahr feiern werden, nicht nachlas-
sen. Zu Beginn des Jahres 2007, auf
das wir — wenn auch unter Gefahren
und Problemen — mit hoffnungsvollem
Herzen blicken, vertraue ich der Ko-
nigin des Friedens und Mutter Jesu
Christi, »unseres Friedens« (vgl. Eph
2,14), mein instindiges Gebet fiir die
gesamte Menschheit an. Moge Ma-
ria uns in ihrem Sohn den Weg des
Friedens zeigen und unsere Augen
erleuchten, damit wir sein Angesicht
im Gesicht jedes Menschen erken-
nen —im Menschen als dem Herz des
Friedens!
Aus dem Vatikan, am 08.12.2006.
© LIBRERIA EDITRICE VATICANA
— VATIKANSTADT

dem Leitenden Katholischen Militér-
dekan Kéln-Wahn Rainer Schnettker)
aus, dass der Weg zum Frieden nur
iiber die Herzen der Menschen zu
gewinnen sei. Die groe Gefahr habe
schon der heilige Augustinus in einem
»in sich selbst verkurvten Herz« (cor
incurvatum in se) gesehen. Das Herz
konne sowohl die beriihmte Morder-
grube, aber auch eine Goldgrube
sein.

Der Mensch sei als Ebenbild
Gottes erschaffen. Das begriinde sei-
ne unantastbare Wiirde und befiihige
ihn, Gott anzubeten. Doch dringten
sich, so der Kardinal, in unserer Welt
moderne Gotter wie Erfolg, Image,
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soziale Wiirde, politischer Einfluss
in den Mittelpunkt und die Anbetung
Gottes werde in den Hintergrund ge-
driickt. Diese allein aber kénne den
Menschen vor einer Diktatur der Zwe-
cke und Zwiinge schiitzen. »Es gibt
die Wiirde des Rechits iiber alle Zwe-
cke, es gibt den unantastbaren Wert
des irdisch Wertlosen, z.B. den Wert
des ungeborenen Kindes, den Wert
des unheilbaren Kranken«, sagte der
Prediger und er forderte die Soldaten
auf: »Seid Spezialisten in Sachen
Menschenwiirde! Das ist das Ziel
aller Friedensbemiihungen, denn es
geht nicht so sehr um die Umstinde,
sondern in erster Linie um die Men-
schen«.

GKS-Vorsitzender fordert »Einmischen«
Beim anschlieBenden Empfang
im Maternushaus betonte der Bun-
desvorsitzende der GKS, Oberstleut-
nant Paul Brochhagen (5), dass es
wohl gut sei, wenn wir gemeinsam
fiir den Frieden beteten und auf die

Gnade Gottes hofften. Aber Hoffen
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allein geniige nicht, wir miissten als
Christen auch erkennbar unseren
Dienst tun. Wir miissten an der po-
litischen Debatte teilnehmen, wie es
sich fiir einen miindigen Biirger in
Uniform gehore. So wie der Minister
im Vorwort zum WeiBbuch die Debat-
te angemahnt hat. Wenn die Soldaten
wegen der notwendigen Priorisierung
der Einsiitze und vor lauter Transfor-
mation keine Zeit mehr hitten, sich
mit den existenziellen Fragen ihres
Berufes zu beschiiftigen, dann sei es
mit dem Leitbild des Staatsbiirgers
in Uniform schlecht bestellt, meinte
Brochhagen. Er versprach, die GKS
werde ihren Beitrag zur friedens- und
berufsethischen Diskussion leisten
und sich mit der notwendigen Zi-
vilcourage auch einmischen. Zum
Abschluss zitierte er in Kolscher
Mundart einen deftigen Ausspruch
der Kélner Rockband BAP »Arsch
huh, Zing ussenander« und forderte
die Giste auf, beim anschlieBenden

Kélsch sich dieses Zitat iibersetzen
zu lassen.  (BB)

Die Feier des Weltfriedenstages 2007 in der Kirche unter Soldaten

11.01.2007
25.01.2007
25.01.2007
01.02.2007
13.02.2007

Januar

09:30 Uhr
10:00 Uhr

Februar

15.03.2007
29.03.2007
26.04.2007

26.04.2007

Mai 08.05.2007

Oktober

— Terminibersicht —

Internationaler Soldatengottesdienst in Kdln mit Joachim Kardinal Meisner

Pontifikalamt zum Weltfriedenstag in Wiirzburg mit Bischof Dr. Friedhelm Hofmann
Pontifikalamt zum Weltfriedenstag in Wilhelmshaven mit Weihbischof Heinrich Timmerevers
23. Friedensgottesdienst mit Bischof Norbert Trelle um 9.30 Uhr im Dom zu Hildesheim

Pontifikalamt in Dresden mit Bischof Joachim Reinelt in der Garnisonskirche St. Martin
(Der 13 Februar ist auch der Jahrestag der Bombennacht 1945 )

Pontifikalamt zum Weltfriedenstag in Schwerin mit Weihbischof Norbert Werbs
Internationaler Soldatengottesdienst mit Bischof Dr. Reinhard Lettmann im Hohen Dom zu Minster

Pontifikalamt zum Weltfriedenstag mit Georg Kardinal Sterzinsky
in der Berliner Hedwigskathedrale

Internationaler Soldatentag mit Festgottesdienst im Hohen Dom zu Trier
(traditionsgemdB wihrend der Heilig-Rock-Tage in Trier)

Friedensgottesdienst mit Bischof Dr. Joachim Wanke in Hipstedt fiir die
Standorte Mihlhausen, Bad Frankenhausen und Sondershausen (Bereich Erfurt)

Feier des GKS-Kreises Bonn zum Weltfriedenstag 2007

Uber die durchgefiihrten Feiern des Weltfriedenstages wird im »kompass« und im Internet auf der Website des

Katholischen Militdrbischofsamtes »www.kmba.de« oder »www.militaerseelsorge.bundeswehr.de/portal/a/kmbac berichtet.
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RELIGION UND GESELLSCHAFT

Koptisches Kreuz

1. Einleitung

er nach Agypten reist, mochte
vor allem die Fiille grandi-
oser Zeugnisse aus pha-

raonischer Zeit besuchen. Da bleibt
fir andere Sehenswiirdigkeiten kei-
ne Zeit. Dabei ist Agypten die zwei-
te Wiege der Christenheit und kann
auf eine zweitausendjihrige christli-
che Tradition zuriickblicken, die bis
heute lebendig geblieben ist. Die Bin-
dung des Christentums an das Land
am Nil beginnt im Neuen Testament
mit der Flucht der Heiligen Familie
nach Agypten. Im Matthéusevangeli-
um (2,14-15) heifit es:

»Da stand Josef in der Nacht auf

und floh mit dem Kind und dessen

Mutter nach Agypten. Dort blieb er

Das christliche Erbe Agyptens

Teil 1: Die koptisch-orthodoxe Kirche

VoN DieTer KiLIaN

bis zum Tod des Herodes. Denn es

sollte sich erfiillen, was der Herr

durch den Propheten gesagt hat:

Aus Agypten habe ich meinen

Sohn gerufen.«

Die vielschichtigen Beziehungen
zwischen den Religionsgemeinschaf-
ten eines Landes im Rahmen einer
kurzen Darstellung zu beschreiben,
kann nicht mehr sein als eine sub-
jektive, zeitlich und értlich begrenzte
Aufnahme. Fihrt man offenen Auges
durch die Millionenstadt, fallen die
vielen Kirchen auf, deren Tiirme stolz
das Kreuz — oft direkt neben dem
Halbmond eines Minaretts — zum
Himmel erheben. Allein im engeren
Stadtgebiet von Kairo zihlt man iiber
80, nimmt man die Vorstidte wie He-
liopolis und Gizeh hinzu, steigt ihre
Zahl auf iiber 130, vor allem kopti-
scher Gotteshiuser, aber auch ande-
rer christlicher Glaubensrichtungen.
Sie fithren keineswegs ein Dasein im
Verborgenen. Die meist ockerfarbenen
Gebidude stehen an viel befahrenen
StraBen und Kreisverkehren. Zwar
sind die Grundstiicke oft von hohen
Mauern umgeben, doch dies ist auch

46

bei Moscheen der Fall. Heute wird das
vielschichtige, wechselvolle christliche
Erbe — zumindest optisch — durch die
Polizei geschiitzt; selbst das Fotogra-
fieren von Kirchen ist grotesker Weise
untersagt. Neben der Beruhigung der
Touristen ist solcher Aktivismus aber
auch Ausdruck des nicht spannungs-
freien Verhiiltnisses der Religionen.
Am Himmel stehen Kreuz und Halb-
mond eintréichtig nebeneinander, doch
in der Realitéit am Boden ist dies nicht
der Fall. Nirgendwo auf der Welt, auch
nicht in Agypten, leben die Menschen
verschiedener Glaubensrichtungen in
volliger Harmonie. Nur wenige Kir-
chen verdienen das Pridikat »alt«
— auch dies ist ein Zeichen des oft
schweren Existenzkampfes einer reli-
giosen Minderheit. Die Bevilkerungs-
zahl Agyptens schwankt. Lag sie im
Jahre 2004 noch bei etwa 76 Millio-
nen, so diirfte sie sich 2007 der 80
Millionen-Grenze nihern. Die Kopten'
stellen davon etwa 7 bis 8 %, d. h.
zwischen 6 und 9 Millionen; die mei-
sten gehoren der koptisch-orthodoxen
Kirche an.?

2. Die dgyptische Verfassung
und die Religion
rtikel 2 der dgyptischen Verfas-
Asung(‘ von 1971 bestimmt, dass
der Islam Staatsreligion ist.

Gleichwohl ist »Soziale Solidaritiit«
gem. Art. 7 die Grundlage der dgyp-

1 Das Wort »Kopte” ist vom griechischen
Wort fiir Agypter — »Aigyptos« — abge-
leitet.

2 Nach einer Aufstellung des Italieni-
schen Sekretariats des kirchlichen
Hilfswerkes »Kirche in Not« wurden fiir
das Jahr 1998 folgende Zahlen genannt:
koptisch-orthodoxe Christen 3,7 Mio.
und 216.506 Katholiken; zudem gibt
es eine kleine koptisch-protestantische
Gemeinde. Die kopt.-orthodoxe Kirche
beziffert ihren Anteil mit 12 % bis 20 %
und gibt die Zahl ihrer Glaubigen mit
mehr als 10 Millionen zuziiglich mehr
als einer Million im Ausland an.

3 Durch Volksentscheid vom 22. Mai 1980

geédndert.

Kirche und Moschee — Kreuz und
Halbmond vereint am Himmel
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tischen Gesellschaft und nicht etwa
die Religion. Uberdies garantieren die
Art. 40 und 46 allen Biirgern Religi-
onsfreiheit, deren freie Ausiibung und
ihre Gleichheit vor dem Gesetz.* So ist
selbst das Amt des Staatprisidenten
nach Art. 75 der Verfassung nicht an
eine bestimmte Religion gebunden;
damit kionnte — allerdings nur in der
Theorie — auch ein Nicht-Muslim an
die Staatsspitze treten: Das Mindestal-
ter und die Amtsdauer des Prisiden-
ten sind nach gregorianischen Jahren
und nicht etwa nach den Mondjahren
des islamischen Kalenders festge-
legt. Doch diese neutralen Auflagen
der Verfassung stoflen sich im Alltag
mit der Tatsache, dass etwa 90 % der
Agypter Muslime sind, und diese das
tdgliche Leben, d.h. die Verfassungs-
wirklichkeit, bestimmen. Gleichwohl
ist die koptische Kirche weder eine
Kirche des Schweigens — wie vormals
jene im Ostblock — noch eine im Un-
tergrund. Die Kopten verstecken ihre
Religion nicht. Im Gegenteil: In zahl-
reichen kleinen Liden und Geschéf-
ten hidngen Heiligenbilder an den
Winden, in manchen Pkw baumelt
ein Rosenkranz am Riickspiegel und
beim koptischen Metzger, der — das
Muslimen verbotene — Schweinefleisch
verkauft, steht eine Madonna auf dem
Tresen. Es sind Zeichen des Glaubens.
Jedoch sind die Kopten — von wenigen
Ausnahmen abgesehen — trotz ihres
hohen Bildungs-, Wirtschafts- und
Finanzpotenzials vom politischen Le-
ben, von hohen Amtern in Regierung,
Polizei und Armee, sowie bedeutenden
akademischen Positionen weitgehend
ausgeschlossen. Dies hat in den letz-
ten Jahrzehnten viele hochqualifi-
zierte Kopten bewogen, das Land zu
verlassen.

Zu den Ausnahmen zihlen u.a.
die beiden Politiker Boutros Bou-
tros-Ghali (* 1922) und Dr. Yous-
sef Boutros-Ghali (¥ 1952). Ersterer
wurde 1977 unter Sadat® Staatsmini-

4 So wurde 2004 in einer Reihe von Fil-
len durch édgyptische Gerichte — unter
Berufung auf die Verfassung — der
Riickkehr zum christlichen Glauben
nach vorherigem Ubertritt zum Islam
stattgegeben und damit gegen Shari“a-
Recht entschieden.

5 Ernahm 1977 als Staatsminister im
dgyptischen AuBlenministerium an der
historischen Reise Sadats nach Jerusa-
lem teil und gilt auch einer der Archi-
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CHRISTEN IN AGYPTEN

Heiligenbilder beim koptischen Gemisehandler

ster im AuBenministerium und 1991
stellvertretender AuBBenminister. Von
1992 bis 1996 war er Generalsekre-
tir der UNQO. Sein Neffe, Dr. Youssef
Boutros-Ghali, ist — nach mehreren
hohen Amtern — seit 1997 Mitglied
im dgyptischen Kabinett.® Im Jahre
2006 wurde der Kopte Tamer Remon
Iskandar als Richter an den Obersten
Gerichtshof berufen.

Bedingt durch die Auswanderung
entstanden in den letzten Jahrzehnten
in Australien, Europa und Nordame-
rika zahlreiche koptisch-orthodoxe
Exil-Gemeinden. Bereits 1980 wurde

tekten des Abkommens von Camp David,
das zur Aussohnung zwischen Agypten
und Israel fiihrte. Sein Grofivater (1846-
1910), ein vormaliger dgyptischer Minis-
terprésident, hatte die Kirche St. Bout-
ros in Kairo-Abbasiya erbauen lassen, in
der er spiter beigesetzt wurde.

6 Von 1981 bis 1986 arbeitete er im In-
ternationalen Wahrungsfond (IMF) und
von 1986 bis 1993 als Wirtschaftsbera-
ter von Prisident Mubarak. Von 1997
bis 1999 war er Wirtschaftsminister im
dgyptischen Kabinett, danach bis Ende
2004 Minister fiir Aulenhandel. 2004

iibernahm er das Finanzressort.

in Waldsolms-Kréffelbach im Taunus
das erste koptische Kloster in Europa
eingeweiht.”

Im Verhiltnis zur muslimischen
Mehrheit und der Tatsache, dass der
Islam in Agypten seit 1980 Staatsre-
ligion ist, heilit die Devise der kop-
tischen Kirche: »Wir verstecken uns
nicht, fordern aber die muslimische
Mehrheit auch nicht heraus«. In den
ersten Jahren seiner Amtszeit erhob
Papst Shenouda II1I. wiederholt seine
Stimme, wenn Christen in Not gerie-
ten. Im Juni 1981 wiiteten fanatische
Islamisten in Zawya-el-Hamra, einem
Stadtviertel von Kairo, wo Christen
und Muslime seit langem beisammen
wohnten, zwei Tage lang ungehindert,
bevor die Polizei einschritt; etwa 20
Menschen kamen ums Leben. Shenou-
da forderte Aufklarung. Doch Prisi-
dent Sadat erklirte ihn fiir abgesetzt
und stellte ihn — ebenso wie den obers-
ten Fiihrer der Muslimbriiderschaft

7 In Deutschland leben ca. 6.000 Kopten
in acht Gemeinden (Hamburg, Hanno-
ver, Berlin, Bitburg, Diisseldorf, Frank-
furt, Stuttgart und Miinchen).
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— unter Hausarrest. 1985 hob Sadats
Nachfolger Hosni Mubarak den Arrest
auf. Seitdem meidet Shenouda nicht
nur offentliche Kritik, sondern stellt
sich bisweilen auch auf die Seite der
Muslime. Dies ist nicht unumstritten.
Vor allem jiingere Kopten werfen ih-
rem religiésen Oberhaupt vor, mit sol-
chem Taktieren die Lage der Kopten
zu schwiichen. Statt selbstbewusst die
in der Verfassung verbrieften Rechte
einzufordern, beuge er sich dem Druck
radikaler Muslime. Jedoch wird She-
noudas Konzept von der Mehrheit der
Glédubigen getragen, und damit haben
sich die Christen — trotz einer Vielzahl
von gewalttiitigen Ubergriffen vor al-
lem in léindlichen Gebieten — behaup-
tet. Geholfen haben ihr dariiber hin-
aus auch der innere Zusammenhalt,
ihre wirtschaftliche und bildungsma-
Bige Stirke, sowie ihr soziales Enga-
gement. Die iiberwiegende Mehrheit
der Muslime lebt in Eintracht mit den
christlichen Nachbarn. Doch soziale
Kontakte untereinander gibt es kaum.
Zudem werden solche durch das Fa-
milienrecht — beider Seiten iibrigens
— erschwert. Muslimischen Frauen
z.B. ist die Ehe mit einem Christen
untersagt; daher muss er zum Islam
konvertieren. Die koptische Kirche
ihrerseits exkommuniziert Koptinnen,
die muslimische Minner heiraten, und
koptischen Ménnern ist es per Kir-
chenrecht verboten, eine Muslimin
zu heiraten. Selbst nicht-koptische
Christen, die einen Kopten heiraten
mochten, miissen zum koptischen Ri-
tus wechseln. Das Zusammenleben ist
daher eher als desinteressiertes Ne-
beneinander, gepaart mit Misstrauen
zu beschreiben, nur sehr selten aber
mit Feindseligkeit. Wenn solche ent-
steht, dann nicht aus religiosen, son-
dern aus wirtschaftlichen Motiven. In
der Mega-Stadt am Nil bemiiht sich
jeder, iiber die vielfiltigen Hiirden
des Alltags zu kommen. Da bleiben
fiir religiose Dispute weder Zeit noch
Kraft. Die Kopten haben durch ein
hervorragendes Bildungssystem Wohl-
stand geschaffen und stellen heute das
Bildungsbiirgertum. Obwohl sie nur
einen geringen Prozentsatz der dgyp-
tischen Bevolkerung ausmachen, liegt
ihr Anteil bei akademischen Berufen
bei etwa 25 % und bei Fiithrungspo-
sitionen in Wirtschaft und in Finanz-
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wesen noch dariiber.? Das weckt oft
Neid, der in Aggression miindet. Und
so nutzen militante Islamisten Angriffe
auf koptische Einrichtungen auch, um
die Regierung zu treffen, wissen sie
doch, dass jeder Anschlag die sensible
Pflanze des fiir Agypten lebenswich-
tigen Tourismus zumindest geraume
Zeit an den Rand des Verdorrens und
damit die Herrschenden in Bedréingnis
bringen kann. Als Préisident Mubarak
Anfang April 2001 — kurze Zeit nach
gewalttitigen Ubergriffen, bei denen
in Oberigypten 20 Christen und ein
Muslim starben — in die USA reiste
und dort Demonstrationen gegen ihn
erwartet wurden, appellierte Shenouda
in einem bisher einmaligen Schritt an
seine koptischen Glaubensbriider in
den USA, »sich zu keinerlei Handlun-
gen hinreifien zu lassen, die geeignet
wiiren, das Ansehen Agyptens oder die
Interessen der Kirche zu verletzen«.
Beinahe spiegelbildlich vermeidet
die offizielle Politik der dgyptischen
Regierung nicht nur jede Form offener
Konfrontation mit den Christen, son-
dern bemiiht sich entsprechend der
Verfassung um gute Zusammenar-
beit. Der koptisch-orthodoxe Bischof
fiir Deutschland, Anba Damian, sagte
dazu jiingst:° » Unser Président Muba-
rak hilft uns. Wir beten, dass er uns
noch jahrelang erhalten bleibt, so dass

8  Allerdings sind sie auch am unteren
Ende der sozialen Skala — bei den Miill-
menschen (»Zabbalin«) — vertreten.

9 Interview vom 22. Januar 2007 mit dem
katholischen Hilfswerk »Kirche in Not«
in der Radio-Sendung »Weltkirche aktu-
ell«.
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wir weiterhin in Agypten existieren
konnen«.

Am feierlichen Gottesdienst von
Papst Shenouda zum koptischen Weih-
nachtsfest nehmen regelmiBig neben
Gamal Mubarak, dem Sohn des Priisi-
denten, einige muslimische Kabinetts-
mitglieder und der einzige koptische
Minister Dr. Youssef Boutros-Ghali
teil. Die Messe wird in voller Liange
live im &gyptischen Fernsehen iiber-
tragen. Dann brechen auch die klei-
nen, nicht sonderlich stimmgewaltigen
Kirchenglocken ihr Schweigen, die
tagsiiber nur selten zum Gebet rufen.
Als Papst Shenouda in seine Kathedra-
le einzieht, unterbricht ihr nichtliches
Léuten die Stille, und als er — lange
nach Mitternacht — seinen Schlussse-
gen erteilt, ertonen sie wieder — eine
kleine »Rache« fiir das fiinfmalige
tigliche, lautsprecherverstirkte Ru-
fen der Muezzins. Shenouda schlieBt
— wie alle christlichen Wiirdentriiger
— das Staatsoberhaupt in seine Fiir-
bitten mit ein.

Bei offiziellen Anlissen und an
hohen religiosen Feiertagen demons-
trieren Regierung und koptisch-or-
thodoxe Amtskirche Einigkeit. So
nahm Shenouda an den Trauerfeier-
lichkeiten fiir Jassir Arafat in Kairo
im November 2004 teil. Auf offizieller
Ebene tauscht man Festtagsgriille
aus — GroB3-Sheikh Tantawi an Papst
Shenouda zum Weihnachts- und Os-
terfest und umgekehrt letzterer an den
obersten sunnitischen Wiirdentriager
zu den beiden muslimischen Eid-Fes-
ten (am Ende des Ramadans und dem
Opferfest im Pilgermonat Hadsch).
Zunehmend bemiiht man sich, auch
das christliche Erbe des Landes in
Erinnerung zuriickzurufen. Im drm-
lichen Kairoer Stadtteil Al-Matariya
wurde im Juni 2000 im Beisein von
Staatsprisident Mubarak ein kleiner
Park durch Papst Shenouda I1I. einge-
weiht. Unter dem Namen »St. Mary’s
Tree« (»Shagarat Mariam«) wird an
jene Stelle erinnert, an der die Heili-
ge Familie wiihrend ihres dgyptischen
Asyls verweilt haben soll. Da auch die
Muslime Maria — wenngleich nur als
»Mutter des Propheten Jesus« — ver-
ehren, liegt ein solches Zeichen um
Verstindigung noch innerhalb der To-
leranzgrenze, ohne den Konflikt mit
strenggldubigen Muslimen herauszu-
fordern. Verkehrsschilder weisen auf
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diese christliche Stitte hin. (s. Foto
S. 51 mit dem Hinweis auf den »Baum
der Jungfrau Maria«) 2002 wurde das
koptische Weihnachtsfest am 7. Janu-
ar zum dgyptischen Nationalfeiertag
erklirt. Als Papst Shenouda im Juni
2006 in einer Miinchner Klinik be-
handelt wurde, musste der dgyptische
Botschafter in Deutschland Moham-
med Orabi auf Weisung Mubaraks ei-
nen Krankenbesuch abstatten, und bei
seinen Auslandsreisen wird Shenouda
durch die dgyptischen Diplomaten vor
Ort stets hochrangig wahrgenommen.

Im Alltag der Menschen gleich
welcher Religion wirkt sich das Ver-
fassungsgebot auf den ersten Blick
nur marginal aus. Das Land ist um-
geben und durchdrungen von vielge-
staltigen westlichen Einfliissen; der
»christliche« Kalender ist nur einer
davon. Selbst auf vielen Griibern
strenggldubiger Muslime stehen die
Lebensdaten in beiden Kalendern.
Der technologische Fortschritt mit In-
ternet und Satellitenschiisseln, Han-
dys und MP3-Player ist allgegenwiir-
tig und gefihrdet durch sein breites,
unkontrolliertes Informationsangebot
den alleinigen Deutungsanspruch
muslimischer Fundamentalisten. Si-
cher, fiinfmal am Tag legt sich der aus
tausend Lautsprechern schallende Ruf
der Muezzine zum Gebet — bisweilen
quikend, manchmal auch melodisch
— wie ein Tuch iiber die Stadt. Die
Hektik Kairos bleibt dadurch — an-
ders als in Saudi Arabien — zumindest
wochentags vollig unberiihrt. Nur am
Freitag zum Gemeinschaftsgebet sind
die Moscheen gut gefiillt, und auch
abseits beten die Ménner auf provi-
sorisch ausgebreiteten Decken. Doch
diese vielen Glidubigen sind nichts im
Vergleich zum gleichzeitigen gewal-
tigen Besucheransturm auf den Kai-
roer Zoo.

Hin und wieder sieht man in 6f-
fentlichen Verkehrsmitteln einen Auf-
kleber mit der Aufschrift »Erinnere
Dich an Allah!« Manchmal stellt ein
besonders Frommer seinen Glauben in
der U-Bahn demonstrativ heraus, in
dem er aus dem Koran rezitiert oder
auf seinem Kassettenrekorder eine
Predigt so laut gestellt hat, dass die
anderen Fahrgiste mithoren konnen.
Die dgyptische Toleranz lédsst jedem
seinen Spielraum, wobei in diesem
Falle mancher, den es stéren mag, ru-
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hig bleibt, um nicht als Kritiker der
Religion angeprangert zu werden. Am
auffilligsten kiinden die Sicherheits-
vorkehrungen der grolen Hotels von
der Furcht vor religiosen Fanatikern.
Die Auffahrt zum eleganten »Four
Seasons-Hotel« am Nilufer ist durch
je fiinf versenkbare, massive Edel-
stahlrohre mit 20 ecm Durchmesser
gesichert. Die Giste werden durch
Sicherheitsschleusen gebeten. Die-se
MaBnahmen sind aber zugleich auch
Warnsignale an jene, denen die-se Ho-
tels mit ihrem westlich orientierten Ei-
genleben ein Dorn im Auge sind: Wir
lassen uns von euch nicht unterkrie-
gen! Nicht, dass es unter den Giisten,
dem Hotel- und dem Sicherheitsperso-
nal keine tiefgliubigen Muslime giibe
— bisweilen sieht man einen Kellner
in einer Ecke beten —, aber sie tragen
den Glauben nicht wie eine Standarte
vor sich her.

Obwohl vielerorts Kirche und Mo-
schee nur durch eine schmale Straf3e
von einander getrennt sind, gibt es
keine »Okumene« zwischen Kopten
und Muslimen z.B. in Form gemein-
samer Projekte oder einer Zusammen-
arbeit auf Gemeindeebene. Dazu fehlt
auf muslimischer Seite die organisa-
torische Struktur. Der Muslim kennt
keine personliche Bindung an »seine«
Moschee oder »seinen« Vorbeter, den
Imam.

Das Risiko fiir das Zusammen-
leben liegt in der dgyptischen Un-
terschicht. Arm, arbeitslos und un-
gebildet ist sie eine leichte Beute fiir
religiose Scharfmacher. Eine kleine
Minderheit radikaler Muslime nimmt
das Postulat »Staatsreligion« als Frei-
brief fiir Gewalt gegen Nicht-Muslime.
Und so kommt es immer wieder zu
Gewaltakten. Nach Angaben des da-
maligen Bischofs von Minja, Naguib,
dem heutigen koptisch-katholischen
Patriarchen, kamen zwischen 1992
und 1997 etwa 220 Christen durch
islamische Extremisten ums Leben.
In den letzten zehn Jahren ist — nach
inoffiziellen Schitzungen — die Zahl
der Todesopfer allerdings riickldufig
und auf unter 70 gesunken.

Kaum zu erkennen ist die schlei-
chende Diskriminierung von Kopten,
z.B. beim beruflichen Aufstieg oder
in Form des Ausiibens sozialer und
wirtschaftlicher Repressalien. Uber
Zahlen zum Islam konvertierter Kop-

ten schweigen beide Seiten. Oft ist hier
allerdings Familienrecht der Ausloser
und nicht religiése Uberzeugung.'®
Der Bau neuer Kirchen ist langwie-
rig. Noch immer bestimmt ein Erlass
des Osmanischen Reiches von 1856,
dass Nicht-Muslime fiir den Bau einer
Gebetsstiitte eine Genehmigung des
Prasidenten benétigen. Ende 2005
ist dies — bezogen auf Umbauten und
Renovierung — zwar an die 26 Pro-
vinzgouverneure delegiert worden, was
aber nicht per se eine Verkiirzung der
Genehmigungszeit bedeutet muss.

3. Skizzen zur
koptisch-orthodoxen Kirche
— Geschichte

ie koptische (auch: alexan-
D drinische) Kirche gehort zu

den Orientalisch-Orthodoxen
Kirchen. Sie fiihrt ihren Ursprung auf
das Wirken des éltesten der Evange-
listen Johannes Markus zuriick. Nach
der Uberlieferung soll er in Agypten
gelebt haben und 68 n.Chr. in Alexan-
dria als Mértyrer gestorben sein. Die
traditionsreiche Stadt am Mittelmeer
war — neben Antiochia, Jerusalem,
Konstantinopel und Rom — der Sitz
eines der fiinf Patriarchate der Ur-
kirche. GroBe Teile der dgyptischen
Bevolkerung traten zum Christentum
tiber. Erst mit der Ausbreitung des Is-
lams im 7. Jh. gerieten die Christen
in die Minderheit. Auf dem Konzil
von Chalcedon' im Jahre 451 kam
es wegen des Disputes iiber die Frage
nach der Natur Christi — Gott oder
Mensch — zur Spaltung. Den Vertre-
tern der alt-orientalischen Kirchen
(u.a. den Armeniern und Kopten)
wurde vorgeworfen, sie glaubten nur
an die gottliche Natur Christi, leug-
neten hingegen dessen menschliches
Wesen. Der Vorwurf des Monophysitis-
mus wird heute von den Kopten strikt
zuriickgewiesen. Nach koptischer Leh-
re hat Jesus eine gott-menschliche Na-
tur, die wie Feuer und Eisen in einem
glithenden Eisenstiick vereinigt ist

10 Nach dem Shari“a-Recht muss sich eine
vormals christliche Ehefrau, die zum
Islam konvertiert ist, von ihrem christli-
chen Ehemann scheiden lassen. Will er
dies jedoch vermeiden, um z.B. die Kin-
der nicht zu verlieren, muss er ebenfalls
zum Islam iibertreten.

11 Es fand vom 8. Oktober bis 1. November
451 im kleinasiatischen Bitynien (heute
nordwestliche Tiirkei) statt.
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— Jesus ist daher auch fiir sie wahrer
Mensch und wahrer Gott.

»Wir glauben, dass unser Herr,
Gott und Erléser Jesus Christus,
das fleischgewordene Wort, voll-
kommen in Seiner Gottheit und
vollkommen ist in Seinem Mensch-
sein. Er machte Sein Menschsein
eins mit Seiner Gottheit«.'?

Heute sind die Griinde der Spal-
tung gekldrt und iiberwunden und
die Unterschiede der Lehre zwischen
der koptisch-orthodoxen und den

12 Gemeinsame Christologie-Formel zwi-
schen der romischen und der koptischen

Kirche vom 12. Februar 1988.

Kathedralkirche
St¥MarkusjiniKairo=Abbasiya
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Seine Heiligkeit Papst
Shenouda lll., Ober-
haupt der koptisch-
orthodoxen Kirche am
Fest der Geburt Jesu
(kopt. Weihnachtsfest)
am 7. Januar 2007.

iibrigen Kirchen gering.
Dennoch blieben mehre-
re Versuche, die Spaltung
zu iiberwinden, erfolg-
los. Die Einrichtung des
vormaligen Lateinischen
Patriarchats von Alexan-
dria im Jahre 1895 durch
Papst Leo XIIL. fithrte am
Ende des 19. Jhs. zur Ab-
trennung einer kleineren
Zahl koptisch-katholischer Christen
von der koptisch-orthodoxen Ge-
meinde. Die negativen Auswirkungen
blieben jedoch begrenzt. Mit etwa 6
bis 9 Millionen Gliubigen ist die kop-
tisch-orthodoxe Kirche heute die do-
minierende christliche Nationalkirche
Agyptens. Die mit Rom unierte kop-
tische (koptisch-katholische) Kirche
mit etwa 260.000 Gldubigen spielt
in der Wahrnehmung durch Regie-
rung und Offentlichkeit eine nachge-
ordnete Rolle. 1950 trennte sich die
dthiopisch-orthodoxe Kirche von der
koptischen. Als Eritrea 1993 unab-
hingig wurde, inthronisierte Papst

Shenouda den greisen Abuna Filipos
(1901-2003) in Asmara zum ersten
eritreischen Patriarchen und weihte
fiinf Bischofe. Damit wurden auch
die Kopten in Eritrea von Alexandria
unabhiingig.

— Struktur

ie Struktur der koptisch-ortho-
D doxen Kirche ist hierarchisch.

Oberhaupt ist der »Papst von
Alexandrien und Patriarch des Stuhles
des hl. Markus in ganz Afrika und dem
Orient«. In der altkirchlichen Rang-
ordnung war er — nach dem rémischen
Papst und noch vor dem skumenischen
Patriarchen von Konstantinopel, sowie
den Patriarchen von Antiochia und Je-
rusalem — der zweithichste Bischof der
Christenheit. Innerhalb der koptischen
Hierarchie besitzt er jedoch »nur«
den Rang eines »primus inter pares«
— eines Ersten unter Gleichen —, nicht
aber die absolute Vorrangstellung des
»primus inter omnes«. Er besitzt auch
keinen Anspruch auf Unfehlbarkeit in
Glaubens- und Sittenfragen.

Im Jahre 1971 trat Seine Heilig-
keit Papst Shenouda I11."* das Amt als
116. Nachfolger des Heiligen Markus
und damit als 117. Papst auf dem
Patriarchenstuhl von Alexandria an.
Zusammen mit der Heiligen Synode,
d.h. der Gemeinschaft aller Bischofe,
obliegt ihm die Kirchenleitung. Zwei
Stellvertreter — einer in Kairo und ei-
ner in Alexandria — stehen ihm zur
Seite. 2006 beging Shenouda sein 35-
jihriges Amtsjubildum.

Die koptischen Pipste residie-
ren seit dem 11. Jh. im Kloster »Deir
el Anba Rueiss« in Kairo. Auf dem
weitldufigen Komplex — von einer acht
Meter hohen Mauer umgeben und von
dgyptischer Polizei streng bewacht —
befinden sich neben der spartanischen
Residenz des Papstes und mehreren

13 Papst Shenouda I11. wurde als Nazir
Gayid Rafail am 3. August 1923 in
Agypten geboren. Nach Studium und
Ausbildung zum Reserveoffizier trat
er 1954 — mit 31 Jahren — in ein Wiis-
tenkloster ein und wurde 1955 zum
Priester geweiht. Bis 1962 war er Sekre-
tdr von Papst Kyrillos VI. (1959-1971)
und diente danach als Bischof. Nach
Kyrillos Tod wurde er am 31. Oktober
1971 zu dessen Nachfolger gewiihlt.
1990 verlieh ihm die Rheinische Fried-
rich-Wilhelm Universitit in Bonn die
Ehrendoktorwiirde der Katholisch-Theo-
logischen Fakultt.
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gepflegten, kleineren Gérten ein theo-
logisches Seminar, eine Bibliothek und
zahlreiche Wirtschafisgebiude. Uber-
ragt wird alles durch die — im Juni
1968 im Beisein von Staatsprisident
Nasser und dem éthiopischen Kaiser
Haile Selassie durch Papst Kyrillos
VI. eingeweihte — Kathedralkirche St.
Markus (Foto S. 50). Die insgesamt
53 Diozesen (Eparchien) in Agypten
und im Ausland werden von 11 Me-
tropoliten und 53 Diozesanbischofen
geleitet. Daneben gibt es eine Reihe
weiterer Bischofe in der Verwaltung
des Patriarchats. Etwa 2.000 Priester
stehen — oft unterstiitzt von Diakonen
— den Gemeinden vor. Nach eigener
Darstellung wird die Aufgabe des
Priesters mit den Begriffen Vater-
schaft, Liebe und Dienst an und in
der Gemeinschaft, nicht aber mit Ver-
waltung und Autoritdt umschrieben.
Und so sieht man den Priester nach
dem Gottesdienst mitten unter seinen
Glédubigen. Bischéfe und Ménche un-
terliegen dem Zélibat, Priester und
Diakone hingegen diirfen heiraten.
Jegliche Einmischung in die Politik ist
ihnen untersagt. Frauen haben keine
priesterlichen Funktionen, sind aber
in die soziale Arbeit eingebunden. Es
gibt eine wachsende Zahl von Kop-
tinnen, die sich zwar zur Ehelosigkeit
verpflichten, jedoch nicht im Kloster
leben, sondern der Gemeinschaft die-
nen mochten. Diese Auffassung stiel3
in der koptischen Amtskirche anfangs
auf Widerstand, da deren Monchs-
und Nonnentradi-tion ausschlieBlich
auf das Klosterleben, nicht aber den
Dienst fiir die Gemeinschaft ausge-
richtet ist. Als aber viele dieser Frau-
en zur koptisch-katholischen Kirche
wechselten, beugte sich die Kirchen-
fiihrung diesem Trend; seitdem ist
die Zahl geweihter Diakonissinnen
sprunghaft gestiegen.

Die beiden letzten koptischen
Pipste Kyrillos VI. und Shenouda
III. leiteten eine grofie Erweckungs-
bewegung ein und verliehen der ge-
schwiichten Kirche neue Kraft. Marie-
nerscheinungen im Stadtteil Zeitun im
Nordosten Kairos, verstirkten diesen
Trend. Vom 2. April 1968 bis 1971
und 1988 schwebte in unregelméaBigen
Abstéinden des Nachts iiber der Kuppel
des Marien-Doms in Zeitun (Foto o0.)
eine Lichtgestalt, die der Gottesmutter
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Marien-Dom
und Wall-
fahrtskirche
der Heiligen
Jungfrau in
Kairo-Zeitun
mit der Licht-
gestalt der
Jungfrau Ma-
ria am Turm

dhnlich sah. Teilweise
drédngten sich mehr als
zweihunderttausend
Menschen in den engen
StraBen um den Dom,
um die Erscheinung zu
sehen. Auch Heilungen
oftmals aussichtsloser
Krankheiten ereigneten
sich dort in jener Zeit.
Der Jahrestag ihres
Erscheinens wird stets
festlich begangen. Die
kleine, schneeweille
Wallfahrtkirche  ge-
geniiber dem massiven
Betondom wird tiglich
von einem unabléssigen Strom junger
und alter, gesunder und kranker Men-
schen besucht.

Eine der wichtigsten Kraftquel-
len der koptischen Kirche war und
ist das Monchtum,'* dessen Tradition
bislang allerdings ausschlieBlich auf
das kontemplative Leben, nicht aber
auf soziale Aktivititen ausgerichtet
ist. Eine Reihe von Kldstern setzt bis
heute diese Uberlieferung fort.

— Lehre

ie Kopten pflegen die sieben
DSakramentelS, durch die den
Gldubigen reale Gnaden zu-

teil werden. Es wiirde die Darstellung
sprengen, in die Tiefe der kopt
Liturgie vordringen zu
wollen, daher sollen nur

einige Grundziige der
Eucharistiefeier'® charak-

14 Heute gibt es in Agypten
noch 18 koptische Klaster
(12 Ménner u. 6 Frauen-
klgster) mit etwa 1.000
Ménchen und 500 Nonnen.

15 Taufe, Firmung, Eucharistie
BuBsakrament, Priester-
/Bischofsweihe, Ehe und
Krankensalbung

16 Andere liturgische Feiern er

terisiert werden. Die koptische Kirche
kennt drei Liturgien. Die Urspriinge
gehen auf die griechische Liturgie des
hl. Markus zuriick; spiter wurden sie
in die koptische Sprache iibersetzt.
Und so ist die altéigyptische — kop-
tische — Sprache bis heute Liturgie-
sprache. Da diese aber nur noch von
wenigen Familien als Muttersprache
gesprochen wird, erfolgen Lesungen
und Predigt auch auf Arabisch. Uber-
dies lernen die Kleinsten nach jedem
Gottesdienst eine halbe Stunde die
koptischen Gebete und Gesénge aus-

sich u.a. auf Taufen, EheschlieBungen
und die Weihe von Bischéfen, Priestern,
Diakonen sowie die von Kirchen.
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Der Altarraum ist durch die Iko-
nostase vom Hauptschiff getrennt
(Schematische Darstellung einer kop-
tischen Kirche s.Abb.o.), jedoch von
drei Tiiren (Vorhinge) durchbrochen.
Die Gldubigen erleben die Messfeier
durch die geoffnete, breite Haupttiir
(»Konigstiir«). Die koptische Eucha-
ristiefeier wird vor allem durch den
Kirchengesang geprigt. Dieser wird
»a capella« — von Solisten und einem
Chor — vorgetragen. Die Gemeinde
wird in die Gesiinge einbezogen. Die
Liturgie ist aufgeteilt in eine Vormes-
se (u.a. mit der Bereitung der Gaben),
den Wortgottesdienst (u.a. mit Le-
sung des Evangeliums und Predigt)
und der eigentlichen Eucharistiefeier
(u.a. mit Glaubensbekenntnis, den
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Hochgebeten —Anaphoren — und der
Kommunion). Dadurch dauert die Li-
turgie der Heiligen Messe zwischen
zwei und drei Stunden, an Festtagen
auch ldanger. Obwohl der Sonntag in
Agypten kein offizieller Feiertag ist,
sind die Kirchen bis auf den letzten
Platz gefiillt.

Die koptische Kirche nutzt fiir
ihre Feste noch den altdgyptischen
Kalender, der als iltester Kalender
iiberhaupt gilt. Dieser ist in zwolf Mo-
nate mit 30 Tagen eingeteilt. Hinzu
kommt ein so genannter »kleiner Mo-
nat« mit nur 5 oder 6 Tagen. Im Jahre
284 n.Chr."” stellten sie ithn um, und

17 Zum Ende des 3. Jhs. erreichten die
Verfolgungen der Kopten unter Kaiser
Diokletian einen Hohepunkt. Etwa
800.000 Menschen sollen fiir ihren

seitdem heilt er »Mértyrerkalender«.
Die koptische Kirche begeht sieben
Haupt- und sieben kleinere Feste.
Erstere sind: Marid Verkiindigung
(7. April), Geburt Jesu (Weihnachten
— 7. Januar), Taufe Jesu (19. Januar),
Palmsonntag, Ostersonntag, Him-
melfahrt und Pfingsten (bewegliche
Feste). Zu den »7 »kleinen« Festen
zéhlen: Beschneidung des Herrn (14.
Januar), Tag des ersten Wunders Jesu
(auf der Hochzeit von Kanaa — 12. Ja-
nuar), Marid Lichtmess (auch: Marid
Reinigung — 15. Februar), Griindon-
nerstag, Sonntag des Heiligen Thomas
(WeiBer Sonntag), Flucht der Heiligen
Familie nach Agypten (1. Juni) und
die Verklirung Jesu (19. August). Da-
neben enthélt der koptische Kalender
eine lange Liste von Heiligen und
Mértyrern, deren Andenken gefeiert
und deren Reliquien verehrt werden.
Besonders herausgehoben sind die
Feste zu Ehren der Gottesmutter (u.a.
Geburt und Tod Marias). An mehr als
200 Tagen pro Jahr (u.a. in der 55-td-
gigen Fastenzeit vor Ostern und in der
Adventszeit) enthilt sich der Kopte al-
ler tierischer Produkte (Milch, Butter,
Eier, Fleisch und z.T auch Fisch). Zwi-
schen Sonnenaufgang und -untergang
ist — wie im muslimischen Ramadan
— auch jegliche Fliissigkeitsaufnahme
untersagt. Die Kopten fasten dariiber
hinaus auch mittwochs und freitags.
Vor Einnahme der Kommunion gilt ein
neunstiindiges Fastengebot.
Ungewohnt und erfrischend ist
die spielerische, enge Einbindung der
Kinder in das kirchliche Leben. Kaum
war der Schlusssegen nach dem Weih-
nachtsgottesdienst am 7. Januar 2007
in der St. Georgskirche der Kairoer
Vorstadt Nasr City erteilt, hallten Ex-
plosionen durch die hohe Vorhalle der
Kirche. In den Duft des Weihrauches
mischte sich der von Schwarzpulver.
Doch es war kein Angriff militanter
Muslime. Die Kinder — Jungen und
Midchen — begingen das Fest auf
ihre Weise: mit hunderten von Feuer-
werkskorpern. Die hohen Mauern ver-
stirkten die akustische Wirkung der
Boller. Doch niemand hob warnend
und pikiert den Finger oder verbot gar
die wilde Knallerei — im Gegenteil.
Priester, Diakone und Eltern schauten

Glauben gestorben sein. Die koptische
Kirche spricht von etwa einer Million
Mértyrern allein seit dem 7. Jh.
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Papst Johannes Paul Il. und Papst
Shenouda Ill. im Februar 2000
(Fotos: D. Kilian)

lichelnd dem Treiben zu. Spiel- und
FuBballplatz findet man auf nahezu
jedem groBeren Kirchengelinde. Die
koptische Kirche ist nicht nur Ort des
Gebets und der Andacht, sowie der
Ruhe in der hektischen GroBstadt,
sondern — &dhnlich einer Moschee
— auch der soziale und gesellschaft-
liche Mittelpunkt der Gemeinde. Das
stirkt den Gemeinsinn der Glaubigen
und lisst vergessen, dass die meis-
ten modernen Kirchenbauten auch in
Agypten in ihrer erdriickenden und
eintonigen Betonarchitektur keinen
Preis der Kategorie »Schoner beten«
gewonnen.

4.  Die koptisch-orthodoxe
Kirche und Rom

ie orthodoxe Kirche Agyp-
D tens versteht sich mit Rom als

gleichberechtigt, und so war
der Dialog zwischen beiden anfangs
eher zihfliissig. Mehr als 1.500 Jahre
der Trennung kénnen nicht von heute
auf morgen iiberwunden werden. Doch
in den letzten Jahrzehnten hat sich die

Zusammenarbeit verstirkt. Der Druck

von aullen mag dazu beigetragen ha-

ben.'”® Der Wiener Erzbischof Franz
Kardinal Kénig (1905-2004) iiber-
nahm 1964 mit seiner Stiftung »Pro
Oriente« eine Vorreiterrolle, nachdem
das 2. Vatikanische Konzil mit dem
Dekret »Unitatis Redintegratio« zum
Dialog mit anderen christlichen Kon-
fessionen aufgefordert hatte. Im Mai
1973 stattete Papst Shenouda III. als
erstes koptisches Oberhaupt dem Va-
tikan einen offiziellen Besuch ab. Der
Dialog fand danach in der »Interna-
tionalen gemischten Kommission der
romisch-katholischen und der kop-
tisch-orthodoxen Kirche« zwischen
1974 und 1992 statt. Am 12. Februar
1988 wurde im nordigyptischen Klos-
ter Anba Bishoy im Wadi Natroun eine
»Gemeinsame Christologie-Formel«
zwischen der romischen und der kop-

18 Dies schlieBt auch den innerkirchlichen
Dialog z.B. im »Middle East Council of
Churches« (MECC) ein. Ihm gehéren
neben der katholischen und den pro-
testan-tischen auch die orientalisch-or-
thodoxen Kirchen sowie die orthodoxen
Ostkirchen im Nahen Osten an.
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CHRISTEN IN AGYPTEN

tischen Kirche unterzeichnet. Am 24.
Februar 2000 reiste Papst Johannes
Paul II. als erster rémischer Papst in
das Land am Nil, traf — neben Priisi-
dent Mubarak und dem Grof3-Sheikh
der Al-Azhar-Universitiit Tantawi —
auch mit Papst Shenouda zusammen
(Foto o.) und besuchte das griechisch-

dem Sinai. Zu Recht verstehen sich
die koptischen Christen als »Front-
Kirche« zum Islam. Und so wies Papst
Johannes Paul II. auf diese — im Wes-
ten kaum beachtete — Rolle hin:

»Um dieses Erbe treu zu wah-

ren und zu lehren, brachte und

bringt die Kirche in Agypten

orthodoxe St. Katherinenkloster auf

grofie Opfer.« A

GEFUNDEN:  Kopten nach Brandanschlag auf ihre Hduser inhaftiert
und von der Polizei zu Selbstbezichtigungen gezwungen

D ie dgyptische Polizei hat im oberigyptischen Armant zwei kop-

tisch-orthodoxe Familien festgenommen, nachdem diese zur Poli-

zeistation gekommen waren, um Brandanschliige auf ihre Hiuser
anzuzeigen, berichtet die Internationale Gesellschaft fiir Menschenrechte
(IGFM). Die Polizeibeamten weigerten sich, den Fall zu untersuchen.
Zur Begriindung wurde angegeben, dass es keine Beweise gibe und der
Schaden nur minimal sei. Die Kopten wurden statt dessen von der Polizei
gezwungen, ein Protokoll zu unterschreiben, wonach sie ihre Hiuser selbst
angeziindet hétten, um die Tat Muslimen anzulasten und Polizeischutz
einzufordern. Wie die IGFM weiter berichtet, wurden die Familien zuvor
36 Stunden lang festgehalten.

Den Angriffen auf die koptischen Héuser gingen am 13. Februar
Anschlige auf vier, von Christen gefiihrte Geschifte voraus, berichtet
die IGFM weiter.

Obwohl laut einer koptischen Zeitung das Zusammenleben von Chris-
ten und Muslimen in Armant, im Gegensatz zu anderen Landesteilen, als
harmonisch anzusehen sei, gibt es doch Berichte, nach denen sich oft
dgyptische Sicherheitskriifte an den anti-christlichen Gewalttaten betei-
ligen. Im Jahr 2006 sind allein bei Angriffen auf Kirchen in el-Udaysaat
und Alexandria zwei Kopten getdtet und mehr als zwanzig verletzt worden.
Die IGFM fordert die dgyptische Regierung daher auf, MaBinahmen zu
ergreifen, um religios motivierte Gewalttaten, besonders in den Reihen
des Polizeiapparates, einzuddmmen. (nach www.menschenrechte.de)
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Auf dem Weg der Dritten Europdischen

Okumenischen Versammlung 2006/2007
— Auch GKS eingeladen —

Leitwort: »Das Licht Christi scheint auf alle.
Hoffnungen auf Erneuerung und Einheit in Europa«

tehd

®

VON KLAUS ACHMANN

Auf dem Weg nach Sibiu/Hermannstadt

Der »konziliare Prozess« fiir Ge-
rechtigkeit, Frieden und Bewahrung
der Schopfung war 1983 in Vancou-
ver als gemeinsamer Weg der Kirchen
beschlossen worden. Nach den beiden
groBBen Versammlungen in Basel 1989
und Graz 1997 soll nun vom 4. bis 9.
September 2007 in Sibiu/Hermann-
stadt (Ruméinien) die Dritte Euro-
piische Okumenische Versammlung
(EOV 3) stattfinden. Sie soll ein »oku-
menischer Pilgerweg« durch ganz Eu-
ropa sein, der seinen Hohepunkt und
Abschluss in Sibiu finden wird. Dort
werden sich etwa 2.000 Delegierte aus
den Kirchen und den kirchlichen Ge-
meinschaften treffen.

Die EOV 3 wird gemeinsam vom
Rat der Europiischen Bischofskon-
ferenzen (Consilium Conferentiarum
Episcoporum Europae — CCEE) und
der Konferenz Europiischer Kirchen
(KEK) getragen. Bereits 2002 hatte
das gemeinsame Komitee beider Kon-
ferenzen die ersten Uberlegungen fiir
ein neues 6kumenisches Treffen be-
gonnen. Dabei stand der Gedanke im
Mittelpunkt, dass Europa heute drin-
gend das gemeinsame Zeugnis der
Christen braucht.

Die Hauptveranstaltung in Sibiu/
Hermannstadt wird in einer ganzen
Reihe von vorangehenden Treffen
vorbereitet. Im rémisch-katholisch
geprigten Rom fand im Januar 2006
die Auftaktveranstaltung mit 150 De-
legierten aus Kirchen Bischofskonfe-
renzen, okumenischen Organisationen,
Gemeinschaften und kirchlichen Be-
wegungen statt, gefolgt von einer wei-
teren Begegnung in der Lutherstadt
Wittenberg im Februar 2007 (s.0.).
Die Deutsche Bischofskonferenz war
bei beiden Veranstaltungen durch den
Magdeburger Bischof Dr. Feige vertre-
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ten. Als Veranstaltung auf regionaler
Ebene wurde im Dezember 2006 eine
Vorbereitungstagung der Arbeitsge-
meinschaft Christlicher Kirchen in
Deutschland (ACK) in der Evange-
lischen Akademie Loccum durchge-
fithrt. Die dort vertretenen Kirchenlei-
tungen, Basisgruppen, ckumenischen
Gemeinschaften, Gemeinden und Ver-
bénde verstindigten sich auf Themen
und Handlungsempfehlungen, die in
allen Bereichen diskutiert und wei-
ter verfolgt werden sollen. So werden
die Kirchen und Gemeinden gebeten,
auf die Einheit der Kirchen und das
gemeinsame Beten und das gemein-
same Zeugnis hinzuwirken. Ferner
sollen die Kirchen u.a. einen Beitrag
zum Aufbau Europas leisten, die Re-
ligionsfreiheit aktiv durch Gespriche
mit unseren jiidischen Geschwistern
und den Muslimen stéirken sowie Ver-
s6hnungsprozesse und gewaltfreie
Konfliktlosungen unterstiitzen.

Die iiber 80 von der Deutschen Bi-
schofskonferenz benannten deutschen
katholischen Teilnehmer an dem Tref-
fen in Sibiu/Hermannstadt — darunter
auch ein Vertreter der GKS — werden
sich am 27. April 2007 in Fulda zu
einem vorbereitenden Treffen zusam-
menfinden. Nach der EOV 3 sollen
sich dann im November in Kassel die
deutschen Vertreter der Kirchen, Ba-
sisgruppen, okumenischen Initiativen
und Gemeinschaften treffen, um die
Erfahrungen aus Sibiu aufzuarbeiten
und Perspektiven fiir die Weiterent-
wicklung der dort behandelten The-
men fiir die Okumene in Deutschland
zu erarbeiten.

Okumene und Europa
Thematische Grundlage der EOV
3 ist die von der KEK und dem CCEE
gemeinsam vorgelegte »Charta Oe-
cumenica« von 2001, die bereits zu
wachsender 6kumenischer Gemein-

schaft an vielen Orten und europaweit
gefiihrt hat. Die Charta Oecumenica
ist das erste gemeinsame Dokument
der europiischen Kirchen seit mehr
als 1000 Jahren. Sie fasst zusammen,
was in den ersten beiden 6kume-
nischen Versammlungen in Basel und
Graz an Gemeinsamkeiten erreicht
wurde. Der Text dieser Charta ent-
hilt eine Selbstverpflichtung der be-
teiligten Kirchen. Er hat sowohl eine
theologische wie auch eine politische
und eine interreligivse Dimension. Die

Charta beschreibt die gemeinsamen

Aufgaben der Kirchen im sich verei-

nigenden Europa und benennt Inhalte

und Ziele der skumenischen Arbeit.

Zu dem Themen der EOV 3 geho-
ren insbesondere
— Fragen, die unmittelbar das kirch-

liche Leben und die Okumene

betreffen, vor allem das Ringen
um die sichtbare Einheit der Kir-
chen;

— der europiische Einigungspro-
zess, Migrationsbewegungen und
die Globalisierung;

— die Begegnung mit anderen Reli-
gionen;

— schlieBlich die »traditionellen«
Themen der 6kumenischen Ver-
sammlungen: Die Bewahrung der
Schopfung und die Férderung von
Gerechtigkeit und Frieden.

Im Einladungsschreiben der
Deutschen Bischofskonferenz an die
deutschen katholischen Teilnehmer
wird hervorgehoben, dass die geistig-
kulturelle Situation Europas besonde-
re Aufmerksamkeit erfahren soll:

»Es geht um das missionarische

Zeugnis in einem sikularer wer-

denden Europa, das zugleich

durch religose Pluralisierung
und eine wachsende Suche nach

Sinn und spiritueller Erfahrung

bestimmt wird. Die Versammlung

will nach Antworten suchen, die
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3. OKUMENISCHE VERSAMMLUNG 2007

Stadtansicht von Sibiu (ehem. Hermannstadt) in Slebenburgen/Rumcmen vor dem schneebedeckten Gebirgszug der
Sidkarparten. In dieser Kulturhauptstadt Europas des Jahres 2007 findet im September der Abschluss der 3. Okume-
nischen Versammlung statt, zu der sich Vertreter der Kirchen und christlichen Gemeinschaften aus ganz Europas treffen.

das Christentum auf die Heraus-
forderungen Europas geben kann,
und den Beitrag des Glaubens und
der Gliubigen fiir eine Erneue-
rung der Grundausrichtungen der
kulturell — geistigen Dimension
Europas erortern.«

Das Leitthema der EOV 3 »Das
LicHT CHRISTI SCHEINT AUF ALLE« nimmt
Bezug auf das christologische Symbol
des Lichts als Leitfaden der Schop-
fungs- und Heilsgeschichte. Der Un-
tertitel »HOFFNUNG FUR ERNEUERUNG
UND EINHEIT IN EUROPA« unterstreicht
die Rolle des Evangeliums im heu-
tigen Europa, so der Prisident des
Rates der Européischen Bischofskon-
ferenzen, Bischof Amédée Grab, in
einem Geleitwort zum einem Mate-
rialheft fiir die Gemeinden und 6ku-
menischen Initiativen, die den Weg
nach Sibiu gedanklich und im Gebet
begleiten wollen. Durch diese Christen
in ganz Europa soll es moglich wer-
den, dass die EOV 3 mehr wird als
nur eine grofle zentrale Veranstaltung:
»Im Hoéren und Beten, Arbeiten und
Feiern entsteht eine Okumenische
Versammlung mit vielen Stationenc,
heift es in der Einfiihrung zu diesem
Materialheft.

Die Beratungen in Sibiu/Hermann-
stadt werden — anders als bei fritheren
okumenischen Versammlungen — nicht
auf die Erstellung eines groen Ab-
schlussdokuments ausgerichtet sein.
Schwerpunkt soll vielmehr die Be-
gegnung der verschiedenen Kirchen
und christlichen Gemeinschaften sein.
Besonders die geplanten vielfiltigen
liturgischen Feiern werden zentrale
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Ereignisse sein. Einen besonderen
Stellenwert wird in dem mehrheitlich
orthodoxen Gastland Ruméinien die
Begegnung mit der Orthodoxie sein.

Die Reise nach Sibiu wird zu
einem auch fiir uns Deutsche ge-
schichtlich bedeutsamen Ort fiihren.
Hermannstadt wurde 1150 durch
deutsche Siedler gegriindet. Es war
eine der wichtigsten deutschen Stiidte
in Siebenbiirgen. Im 14. Jh. entwickel-
te sich Hermannstadt zu einem bedeu-
tenden Handelszentrum. Heute noch
weitgehend erhaltene starke Befesti-
gungen erinnern an die Tiirkenkriege.
Nach dem 1. Weltkrieg kam das da-
mals immer noch hauptséichlich von
Deutschen bewohnte Hermannstadt,
das politisch jahrhundertelang zu Un-
garn gehort hatte, zu Ruménien. 2007
ist Sibiu/Hermannstadt zusammen mit
Luxemburg Kulturhauptstadt Europas.
Die Stadt ist offiziell zweisprachig. So
sind die Ortstafeln ruménisch und
deutsch beschriftet. Wochentlich er-
scheint eine deutschsprachige Zei-
tung. Sibiu/Hermannstadt hat einen
alten Stadtkern und viele Sehens-
wiirdigkeiten. Als Universitétsstadt
ist Sibiu/Hermannstadt auch der Sitz
der Theologischen Fakultiiten sowohl
lutherischer als auch orthodoxer Kon-
fession.

Was bedeutet die EOV 3 fiir die GKS?

Wie schon friiher bei Versamm-
lungen im Rahmen des konziliaren
Prozesses wird die GKS bei der EOV
3 vertreten sein. Dies legt nahe, dass
sich die GKS-Kreise und -Bereiche,
aber auch die Sachausschiisse bei
ihren Veranstaltungen auf die the-

matischen Schwerpunkte der &ku-
menischen Versammlung beziehen:
Zusammenarbeit der Kirchen, Chris-
tentum in Europa.

Schon in der Vergangenheit hat
sich die GKS mit mehreren thema-
tischen Aspekten auseinandergesetzt,
die jetzt in der Vorbereitung auf das
okumenische Treffen wieder von Be-
deutung sind: So haben wir uns mit
dem Thema Islam auseinandergesetzt;
Europa war Gegenstand des letzten
Seminars der GKS-Akademie Oberst
Helmut Korn; zahlreiche Aspekte der
Friedensthematik haben wir gemein-
sam mit Vertretern von pax christi dis-
kutiert. Auch in den Sachausschiissen
wurde manches behandelt, was uns
jetzt in den Vorbereitungstexten der
verschiedenen Organisationen wieder
entgegentritt.

Kritisch bleibt anzumerken, dass
der Verzicht auf ein Abschlussdoku-
ment die Verbreitung der Ergebnisse
von Arbeitsgruppen und Diskussionen
behindern wird. Auch eine stirkere
politische Wirkung wird dadurch er-
schwert.

Dennoch wird unser Vertreter in
Sibiu/Hermannstadt die Grundgedan-
ken der katholischen Friedenslehre in
die entsprechenden Arbeitsgruppen
einbringen kionnen und miissen. Und
letztendlich konnen alle Angehiorigen
der GKS die Anliegen der ckume-
nischen Versammlung in Gedanken
und im Gebet begleiten, denn es ist
der Wunsch der Deutschen Bischofs-
konferenz, dass die Katholiken in
Deutschland durch »Héren und Be-
ten, Arbeiten und Feiern« einbezogen
werden. [
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60 Jahre Kirche in Not

VON BERTRAM BASTIAN

RX/ E l 81947 von
Werenfried mit

Pater
»kein Platz in der Herberge« begon-
nen wurde, feierte am 4. Februar 2007
als weltweites Hilfswerk pépstlichen
Rechtes mit einem Pontifikalamt im
Hohen Dom zu Kéln sein Jubildum.

Kurz nach dem zweiten Weltkrieg
sah Pater Werenfried van Straaten das
Elend der Vertriebenen in Nachkriegs-
deutschland und sammelte fiir den
Gegner von gestern Geld- und Sach-
spenden bei unseren westlichen Nach-
barn Holland und Belgien. Der Erfolg
gab ihm Recht, die Leute spendeten.
Da es in Deutschland zu dieser Zeit
nichts zu kaufen gab, bat er um Nah-
rungsmittel wie Speck, was ihm den
Namen »Speckpater« einbrachte. Uber
den Hass und das Misstrauen hinweg
wurde so den Notleitenden geholfen.
Danach organisierte er Hilfe fiir die
Rucksackpriester, die zu Ful} ihre weit
auseinander liegenden Gemeinden
betreuten, bis hin zu den sogenann-
ten »Kapellenwagen«, umgebauten
Autobussen und Lastkraftwagen, die
als Kirche umgebaut, dort hinfuhren,
wo keine katholische Kirche zur Ver-
fiigung stand, um die heilige Messe
zu feiern.

Spiter wurde die Hilfeleistung
ausgedehnt und der Name »KIRCHE IN
NOT — OSTPRIESTERHILFE« war geboren.
Heute hilft Kirche in Not in mehr als
130 Lindern dieser Erde durch Aus-
und Weiterbildung von Seminaristen
und Priestern, Lebensunterhalt von
Priestern und Ordensleuten, Bau und
Renovierung von Kirchen und Ausbil-
dungsstitten, Druck und Verbreitung
der Bibel und anderer religioser Lite-
ratur, Ausstrahlung christlicher Fern-
seh- und Radioprogramme, Fahrzeuge
fiir die Seelsorge. Der Sitz der inter-
nationalen Zentrale ist Konigsstein/
Taunus, in weiteren 16 Lindern hat
Kirche in Not nationale Zentralen.

Wihrend der Predigt zum Fest-
gottesdienst im Kélner Dom ermahnte
Joachim Kardinal Meisner die Mitar-
beiter des Hilfswerkes, nicht zu einer
Behorde zu werden, sondern eine Be-
wegung zu bleiben, welche die Nihe
der Menschen suche. Am Anfang habe
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die Liebe gestanden, der Ruf nach
Versohnung nach dem Krieg und das
totale Vertrauen in Gott. Er wiinschte
dem Hilfswerk, dass dieser Geist des
Anfanges nicht nachlassen mége. »So
wie Gott Petrus die Netze fiillte, so hat
auch dieser Gott den Millionenhut des
Paters gefiillt und wird ihn weiter fiil-
len.«

Bevor dies am Ende der Festver-
anstaltung im Maternushaus dann
Wirklichkeit wurde, erfolgte ein bewe-
gendes Gesprich mit dem Erzbischof
von Galilda Dr. Elias Chacour, der
von den Schwierigkeiten der mit Rom
unierten, melkitisch-katholischen Kir-
che sprach. In aller Eindringlichkeit
schilderte der Erzbischof, wie wich-
tig es sei, dass Christen im heiligen
Land bleiben, damit an den Stitten
des Evangeliums nicht nur tote Steine
von den Geschehnissen zeugen, son-
dern lebendige Gemeinden, die den
katholischen Glauben leben. Er warb
um Freundschaft, aber nicht um den
Preis, den anderen zu hassen. Nur ge-
meinsam koénnten wir leben und iiber-
leben, fiihrte der Erzbischof aus. Fiir
diese Gemeinden zu beten, sei eine
gute Sache, aber noch schéner und
wichtiger sei es, diese Gemeinden zu
besuchen und so den anderen Reli-
gionen zu zeigen, dass sie Teil einer
Weltkirche seien. Sein Traum sei eine
Schule, in der Juden, Muslime und
Katholiken in einer Klasse sitzen und
unterrichtet werden. Er bat um Hilfe
zur Selbsthilfe, dass im eigenen Land
eigene Schulen, eigene Kirchen usw.
gebaut werden konnten. In Galilia
lebten rund 147.000 Christen, die sich
in ca. 74.000 melkitische Christen, in
ca. 12.000 rémisch-katholische und
40.000 griechisch-orthodoxe Chris-
ten unterteilen. Diese miissten mit
den anderen Religionen im Einklang
dort leben, so Dr. Chacour. Es gel-
te, ihre Identitit zu wahren und den
christlichen Glauben zu leben sowie
zu zeigen, dass die heiligen Stitten
nicht nur von den anderen Religionen
»bewohnt« wiirden. Als ein Zeichen
fiir die Solidaritdt mit den dortigen
Christen bezeichnete er die Reise
des Stindigen Rates der Deutschen

Bischofskonferenz ins Heilige Land.
Auch hier bat der Erzbischof um den
Besuch in den dortigen Gemeinden.
Eindringlich sein Hinweis an alle,
dass die Fernsehbilder von den Aus-
schreitungen — wo auch immer — nie
einen reprisentativen Einblick in die
dortigen Glaubensgemeinschaften ver-
mitteln wiirden.

Nach einer Gesangseinlage wur-
den bei einem Podiumsgespriich per-
sonliche Eindriicke vom Wirken des
Hilfswerkes geschildert. Unter ande-
rem auch von Denis Moller, einem
Preistriiger von »Jugend forscht«, der
sein Preisgeld dem Hilfswerk fiir die
Unterstiitzung der katholischen Kirche
in der Mongolei zur Verfiigung stell-
te. Die langjihrige Generalsekretiirin
des internationalen Gesamtwerkes
und jetzige Prasidentin der deutschen
Sektion, Frau Antonia Willemsen,
berichtete iiber die Anfangszeiten
des Hilfswerkes und wie bereitwillig
Pater Werenfried sich immer in den
Dienst der Kirche stellte. Ob Papst-
Johannes XXIII. ihn bat, Siidamerika
zu unterstiitzen und dort seine »Netze
auszuwerfen«, ob Paul VI. ihn an-
sprach, sich um Afrika zu kiimmern
oder Johannes Paul 1. ihn zur Mithilfe
bei der Versshnung mit der russischen
Kirche einlud, stets ging Pater Weren-
fried mit ganzem Schwung an die Sa-
che heran und trieb sie vorwirts.

Die Laudatio zu diesem Festakt
hielt Kardinal Castrillo Hoyos, der
lange Jahre als Prifekt im Vatikan
auch fiir das Hilfswerk »Hilfe in Not«
zustindig war. Aus Kolumbien stam-
mend hob er seine positiven Erfah-
rungen mit dieser wirklich unbiiro-
kratischen Organisation hervor. »Ein
Hilfswerk lebt von Charismen, von
Personen und von der Fahigkeit, sich
schopferisch immer neuen Aufgaben
zu stellen« fiihrte der Kardinal aus
und wiinschte Kirche in Not, dass dies
auch in Zukunft das Leitmotiv des
Handelns bliebe, denn das Hilfswerk
stellt echte Niichstenliebe dar. [

Das Hilfwerk und seine Projekte im
Internet: <www.kirche-in-not.de>

AUFTRAG 265 + OSTERN 2007



RELIGION UND GESELLSCHAFT

KURZ BERICHTET AUS RELIGION UND GESELLSCHAFT:

Die Kirche in der Statistik:
Der »Annuario Pontificio« 2007«
Papst Benedikt XVI. vorgestellt

as aktuelle Jahrbuch der katho-

lischen Kirche wurde am 12.
Februar im Vatikan vorgestellt. Der
»Annuario Pontificio« erscheint auf
Ttalienisch. Neben der aktuellen Liste
der Pipste und der Zusammensetzung
des Kardinalskollegiums beziehungs-
weise der Romischen Kurie umfasst
das Jahrbuch ein vollstindiges Ver-
zeichnis aller Digzesen und Kirchen-
territorien, ein Verzeichnis der Or-
densgemeinschaften sowie ein Register
aller Personen, die in den genannten
Kapiteln angefiihrt werden. Dariiber
hinaus scheinen alle kirchlichen Wiir-
dentriger auf, die einen pépstlichen
Ehrentitel (Apostolischer Protonotar,
Prélat, Kaplan Seiner Heiligkeit/Mon-
signore) erhalten haben.

Nach dem aktuellen Jahrbuch er-
richtete Benedikt XVI. im Lauf des
vergangenen Jahres zwolf neue Bi-
schofssitze. AuB3erdem wurden neun
Metropolitansitze sowie eine Aposto-
lische Administration eingerichtet.
Insgesamt wurden 180 neue Bischife
ernannt.

Die statistischen Daten erlauben
es, die hauptsichlichen Aspekte der
pastoralen Priisenz und Aktivitit der
katholischen Kirche in den 2.915 Kir-
chenbezirken der ganzen Welt zusam-
menzufassen.

Von 2004 bis 2005 stieg die Zahl
der Katholiken weltweit von 1.098 auf
1.115 Millionen. Dies bedeutet einen
Zuwachs von 1,5 %. Dieses Wachstum
entspricht beinahe dem Wachstum der
Weltbevolkerung (1,2 %), was bedeu-
tet, dass der Katholikenanteil an der
Weltbevolkerung mit 17,2 % stabil
geblieben ist.

Eine geographische Analyse der
Entwicklungen der letzten zwei Jahre
zeigt auf, dass die Zahl der Katholi-
ken in Afrika um 3,1 % gestiegen ist,
withrend das Wachstum der afrikani-
schen Gesamtbevilkerung in diesem
Zeitraum etwas weniger als 2,5 % be-
tragt.

Auch auf dem asiatischen und
amerikanischen Kontinent ist festzu-
stellen, dass sich die Katholiken stir-
ker vermehrt haben als die Bevolke-
rung dieser Kontinente. Die Zuwachs-
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rate betrdgt 2,71 % in Asien (Bevolke-
rungswachstum 1,18 %) und 1,2 % in
Amerika (Bevolkerungswachstum 0,9
%). In Europa ist bei nahezu gleich
bleibender Gesamtbevilkerung ein
leichter Zuwachs bei der Anzahl der
Katholiken auszumachen.

Die Zahl der Diszesan- und Or-
denspriester stieg im Biennium 2004-
2006 von 405.891 auf 406.411 (Zu-
wachsrate: 0,13 % weltweit). Neben
beachtlichen Zuwachsraten in Asien
(3,8 %) und Afrika (3,55 %) ist ein
Riickgang in Europa (0,5 %), in Ame-
rika (0,5 %) und in Ozeanien (1,8 %)
zu verzeichnen.

Die prozentuale Verteilung der
Priester pro Kontinent weist im Bien-
nium 2004-2006 leichte Verinderun-
gen auf: Auf Afrika und Asien entfie-
len im Jahr 2004 19,58 % aller Pries-
ter, im Jahr 2005 waren es 20,38 %.

Christen leichte Beute fiir Islamisten

us religiésen Griinden verfolgte

Menschen sind nach Einschét-
zung des Direktors des Internationalen
Instituts fiir Religionsfreiheit, Thomas
Schirrmacher, zu 75 % Christen. Bei
den aus religiosen Griinden ermorde-
ten Menschen seien es sogar mehr als
80 %, sagte der Bonner Theologe und
Menschenrechtler der in Berlin er-
scheinenden »Welt am Sonntag«. Die
Verfolger kommen nach Einschétzung
Schirrmachers keineswegs nur aus is-
lamischen Gottesstaaten. Unterdriickt
wiirden Christen auch im kommunis-
tischen Machtbereich, etwa in China,
Nordkorea und Vietnam. Der Insti-
tutsdirektor zeigte sich beunruhigt
dariiber, dass bisher religios neutrale
Staaten wie Indien, Malaysia oder Al-
gerien die Religionsfreiheit ihrer Min-
derheiten massiv einschrinkten.

Als einen Grund fiir die weltweite
Christenverfolgung sieht Schirrma-
cher den Pazifismus vieler Gemein-
den. In Indonesien beispielsweise,
wo im Schnitt téglich eine Kirche nie-
dergebrannt werde, hitten sich viele
Gemeinden entschieden, auf Gegenge-
walt zu verzichten. Damit wiirden sie
zur »leichten Beute fiir Islamisten«.
Nicht unerheblich fiir die Gewalt sei
auch das »phdnomenale Wachstum
des Christentums auflerhalb Europas«.

In Amerika dnderte sich diese Kenn-
zahl praktisch nicht (29,8 %), ebenso
wenig wie in Ozeanien (1 %).

Europa ist der einzige Kontinent,
in dem die Zahl der Priester abnimmt.
Im Jahr 2004 stellten die 199.978 eu-
ropéischen Priester 49,3 % der Priester
in aller Welt, ein Jahr spéter 48,8 %.

Die Zahl der Studenten in den
Diézesan- oder Ordensseminaren
stieg von 113.044 im Jahr 2004 auf
114.439 im Jahr 2005 an. Insgesamt
ist im Biennium eine Wachstumsrate
von 1,23 % zu registrieren: Afrika
(+3,46 %); Asien (+2,9 %); Amerika
(0,6 %). In Europa ist ein Riickgang
um 1,9 % festzustellen. Unter 100
Anwirtern auf das Priestertum be-
fanden sich im Jahr 2005 statistisch
betrachtet 32 Amerikaner, 26 Asi-
aten, 21 Afrikaner, 20 Européer und
1 Ozeanier.  (ZENIT)

Seit 1970 habe sich die Christenheit
in Asien und Afrika verdreifacht.
Das »Voranpreschen der christlichen
Religion«, insbesondere durch frei-
kirchliche Missionare in Afrika und
Asien, fiihre dort zu Spannungen.
Andersgliubige Bevolkerungsmehr-
heiten fiirchteten Uberfremdung und
den Verlust kultureller Identitét.

Nach Einschétzung Schirrmachers
wird das Thema Christenverfolgung
inzwischen »ernster genommen denn
je«. Selbst die UNO beschiftige sich
mit dem Schutz der religiosen Grup-
pen. Am Montag erschien das neue
»Jahrbuch der Christenverfolgung«,
das von der Internationalen Gesell-
schaft fiir Menschenrechte (IGFM)
und vom Arbeitskreis fiir Religions-
freiheit der Evangelischen Allianz
herausgegeben wurde

Uberschiitzte Dialogbereitschaft
ei einem Expertengespriich dullerte
der Freiburger Religionsgeschicht-
ler Bernhard Uhde die Ansicht, Chris-
ten iiberschitzten die Dialogbereit-
schaft anderer Religionen. Der Islam
verstehe sich als Korrektur der Chris-
tologie. Er sehe sich als Reformbewe-
gung gegen Judentum und Christentum
und damit durchaus in einer aufkl&-
rerischen Rolle. So sei die christliche
Dreieinigkeitslehre fiir Muslime mit
Vernunft unvereinbar.  (KNA).
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Neue polnische »Erziehungsoffiziere« in den Garnisonen

voN JoacHIm G. GORLICH

it dem Beginn des Jahres
2007 haben in Polens Gar-
nisonen etwa 600 »Erzie-

hungsoffiziere« ihren Dienst angetre-
ten. »Sie sollen die Soldaten lehren,
was Patriotismus ist und wie man die
Drogensucht bekdmpft«, schreibt die
halbamtliche »Rzeczpospolita« (Die
Republik) in Warschau. Das letztere
Thema ist besonders wichtig, da es
bereits das Offizierkorps erreicht hat.

Zwei Parolen seien daher wichtig:
der »Biirger in Uniform« und »Unser
Platz in der EU, ergiinzt das Minis-
terium fiir nationale Verteidigung.
Aus dem Ukas wird ein Weiteres noch
sichtbar: Diese Offiziere sollen eben
auch die Drogen- und Alkoholsucht in-
nerhalb des Offizierkorps bekdmpfen
und helfen, den Zugang dieser Drogen
in die Kasernen zu unterbinden.

Aus den Untersuchungen des
Militérinstituts fiir soziologische For-
schungen geht nidmlich hervor, dass
drei Prozent der Berufssoldaten, d.h.
jeder zehnte Offizier und Unteroffizier,
jeder sechste »einfache« Soldat, also
mehr als 2.000 Soldaten drogenab-
héngig sind.

Im Gegensatz zu den kommunis-
tischen Vorgéngern sollen die neuen
Erziehungsoffiziere apolitisch, d.h.
parteilos sein. Verteidigungsminister
Radoslaw Sikorski® sagt, er kinne sich

1 Am 07.02.2007 war Radoslaw Sikor-
ski wegen Spannungen innerhalb der
Regierung aus seinem Amt als Verteidi-
gungsminister Polens entlassen worden.
Gleichzeitig berief Staatsprisident Lech
Kaczynski dem bisherigen Chef seiner
Kanzlei Aleksander Szczyglo in das Amt
des Verteidigungsministers. Szczyglo gilt
als enger Vertrauter des Priisidenten.

noch gut an die Ara der Politoffiziere
erinnern, und diese Zeit sei nun vor-
bei. Die neuen Erziehungsoffiziere
sind allesamt Absolventen der Psycho-
logie und Soziologie. lhre Einfiihrung
kostet das Verteidigungsministerium
ca. zwei Millionen Euro.

Die Einrichtung der »Politoffi-
ziere«, die bei den Offizieren sogar
die Partnerinnen-Auswahl vor der
EheschlieBung mitbestimmten, die
kiinftigen Ehefrauen auf »Herz und
Niere« nach ihrem ideologischen Zu-
stand erforschten, ist eigentlich bereits
seit der »Wende« 1989 vorbei. Allzu
eifrige Politruks mussten ihren Hut
nehmen und die Armee verlassen. Es
gab aber nicht wenige, die umgehend
die Néhe der Kirchen suchten und sich
rasch versetzen und zu »Erziehungsof-
fizieren« umschulen lieBen. [

Katholiken beharren auf Gottesbezug
in der EU-Verfassung

as Zentralkomitee der deutschen Katho-
D liken (ZdK) beharrt auf einem Gottesbezug

in der EU-Verfassung. Ein Schweigen des
Textes zu den christlichen Wurzeln wiirde deutlich
in die Richtung eines laizistischen Europas wei-
sen, erklirte ZdK-Prisident Hans Joachim Meyer
Anfang Januar in Bonn. Er dankte Bundeskanzle-
rin Angela Merkel (CDU), dass sie sich wihrend
der deutschen EU-Présidentschaft fiir einen Got-
tesbezug einsetzen wolle.

Meyer forderte zudem eine Weiterentwicklung
des européischen Sozialmodells. Andernfalls kon-
ne die Europaskepsis vieler Biirger nicht abge-
baut werden. Die soziale Dimension sei in einem
kiinftigen Verfassungsvertrag »erkennbar festzu-
schreiben«. Weiter pliadiert das ZdK dafiir, die
Grundrechtecharta der EU-Verfassung moglichst
umgehend rechtsverbindlich in Kraft zu setzen.
In der Charta seien wesentliche Rechte veran-
kert, die iiber die Regelungen der Europiischen
Menschenrechtskonvention hinausgingen. Dazu
gehorten das Recht auf bezahlten Mutterschafts-
urlaub, auf unentgeltliche Arbeitsvermittlung und

Streik. (KNA)
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TV-Nutzung auch 2006 gestiegen

Fernsehen geschaut wie nie zuvor. Jeder Biirger

ab 14 Jahren sah 227 Minuten pro Tag, wie der
Werbezeiten-Vermarkter der RTL-Gruppe, IP Deutsch-
land, im Januar in K6ln mitteilte. Trotz massenhafter
»Public Viewings« sei der Rekordwert des Vorjahrs um
eine Minute iibertroffen worden. Im internationalen
Vergleich belegt Deutschland demnach einen Mittel-
platz hinter den USA (299 Minuten), Italien (249) und
GroBbritannien (235). Die Spanier sind den Deutschen
in punkto TV-Konsum ebenbiirtig; weniger gesehen
wird in Frankreich (219) und Japan (214).

Auch die Bildschirmmedien Teletext und Internet
legten den Angaben zufolge 2006 zu. 17,07 Millionen
Menschen informierten sich im Schnitt tiglich im Te-
letext. Das waren gut 0,75 Millionen mehr als 2005.
Dariiber hinaus gingen 37,2 Millionen Menschen und
damit mehr als die Hiilfte der Bevélkerung online.

Die Zahlen widerlegten die Annahme, dass das
Internet mit zunehmender Verbreitung das Fernsehen
verdriinge, so IP Deutschland. Auch bei der Internet-
nutzung belegt die Bundesrepublik einen Mittelplatz
zwischen den USA (73 Prozent der Bevilkerung),
Grof3britannien (66,6) den Niederlanden (66,3) und
Japan (62,3) sowie Frankreich (50,5), Italien (36,1)
und Spanien (35,0). (KNA)

D ie Deutschen haben im WM- Jahr 2006 so viel
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Erschreckender Vormarsch des Islams
in der heutigen Welt

Der Islam hat sich in christlichen Landern weit stdrker ausgebreitet als umgekehrt

VoN Pror. DRr. RuboLr GRruLicH

gleich man im Westen
wegen der arabischen
Sprache des Korans oft

das Arabertum mit dem Islam gleich-
setzt, sind es doch heute nichtara-
bische Staaten, in denen die meisten
Muslime leben. An der Spitze steht
Indonesien mit iiber 180 Millionen
Muslimen. Es folgen Pakistan mit
130 Millionen, Bangladesch mit 105,
Indien mit 90, China mit 80, Iran und
die Tiirkei mit 70 Millionen Muslimen.
Erst dann kommt mit Agypten ein ara-
bisches Land, von dessen 70 Millionen
Gesamtbevilkerung die Muslime etwa
60 Millionen ausmachen.

Diese absoluten Zahlen besagen
aber wenig, da die Prozentsitze der
Muslime bezogen auf die Gesamtbe-
volkerung zwar in Indonesien (88 %),
Pakistan (97 %), Bangladesch (88 %),
dem Iran (99 %) und der Tiirkei (98
%) sehr hoch, im Falle Indiens (mehr
als 10 %) oder China (6 %) relativ
gering sind.

Allerdings leben die Muslime
auch in Indien und China meist
in kompakten traditionellen Sied-
lungsgebieten und bestimmen das
Erscheinungsbild ganzer Provinzen,
Bundesldnder oder Republiken, wie
dies auch in den zentralasiatischen
Republiken der ehemaligen Sowjet-
union der Fall war. Dort sind seit dem
Zerfall der UdSSR ein halbes Dutzend
neuer muslimischer Staaten entstan-
den. Sicher kénnen wir von weit iiber
einer Milliarde Muslime in der Welt
ausgehen, das sind zwanzig vom Hun-
dert der Weltbevélkerung.

Mehr als 95 Prozent der Bevélke-
rung stellen die Muslime in Lindern
wie Afghanistan, Algerien, Irak, Je-
men, Jordanien, den Arabischen Emi-
raten, im Iran, den Komoren, in Li-
byen, den Malediven, Mali, Marokko,
Mauretanien, Niger, Oman, Pakistan,
Saudi Arabien, Senegal, Somalia,
Tunesien und der Tiirkei. Doch sind
in den olreichen Lindern der Ara-
bischen Halbinsel Hunderttausende
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von auslidndischen christlichen Arbei-
tern beschiiftigt.

Mehr als vier von fiinf Einwoh-
nern sind Muslime in Agypten, Bang-
ladesch, Bahrain, Dschibuti, Gambia,
Guinea, Indonesien, Katar, in Kuwait
und Syrien, wobei in vielen Fillen
keine exakten Zahlen vorliegen. Eine
muslimische Mehrheit gibt es auch
in Staaten wie dem Libanon, Sudan,
Tschad, Malaysia und in Europa in
Albanien, Bosnien und dem Kosovo,
das mit seiner Unabhingigkeit rech-
net.

Ihre Stérke zeigen die islamischen
Staaten durch ihren 1974 in Dschid-
da erfolgten Zusammenschluss in
der Islamischen Weltkonferenz (ICO
= Islamic Conference Organisati-
on), mit einer eigenen islamischen
Nachrichtenagentur (INA), der Isla-
mischen Entwicklungsbank (IsDB)
und der Islamischen Presseunion
(IsPU). Vorldufer dieser ICO waren
die Islamische Weltliga und die Is-
lamische Allianz Kénig Feisals von
Saudi-Arabien. Versuche des Iran und

Die Welt des Islam

Libyens erfolgten, einen so genannten
»Islamischen Rat« bzw. eine »Orga-
nisation der Islamischen Welt« zu
schaffen. Sitz der ICO ist Dschidda,
der der Islamischen Presseunion Lon-
don. Der ICO gehéren 50 Staaten und
Organisationen an, das sind fast alle
Staaten mit islamischer Mehrheitsbe-
volkerung. Ziel der ICO ist die Forde-
rung der Einheit und Zusammenarbeit
aller islamischen Staaten, der Kampf
gegen den Kolonialismus und fiir die
Riickgewinnung der heiligen Stitten
in Jerusalem.

Islam in Europa erst seit
tiirkischer Eroberung
Europa leben Muslime erst
seit den Jahrhunderten der
tiirkischen Eroberung in Albanien,

Bulgarien, Griechenland, Bosnien,

Serbien, Montenegro, Mazedonien

und Ruméinien.

— Bereits 1354 hatten die Osmanen
die Dardanellen iiberschritten, wo
sie in Europa Ful} fassten,

— schon 1361 Adrianopel eroberten
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und zur zweiten Hauptstadt mach-
ten.

— 1389 schlugen sie das serbische
Heer auf dem Amselfeld,

— 1453 eroberten sie Konstantinopel,
1463 Bosnien, 1521 Belgrad und

— 1526 Ungarn.

— Thre Zahl diirfte gegen Ende des
20. Jhs. im ehemaligen Jugoslawien
iiber vier Millionen, zwei Millionen
in Albanien, 1,5 Millionen in Bul-
garien, 150.000 in Griechenland
und 50.000 in Ruménien betragen
haben.

Im europiischen Russland gibt
heute es mehr als zwolf Millionen
Muslime, dazu als Erbe der alten
Sowjetunion Hunderttausende in den
Nachfolgerepubliken. Vélker wie die
Tataren und Baschkiren, Krimtataren
und die Volker des Kaukasus sind tra-
ditionell muslimisch.

Was die Nachfolgerstaaten Ju-
goslawiens angeht, so stellen sie in
Bosnien die relative Mehrheit mit
zwei Millionen, in Mazedonien gibt
es iiber 600.000 Muslime, im Kosovo
1,7 Millionen, im iibrigen Serbien
iiber 100.000, ebenso in Montene-
gro sowie je 50.000 in Kroatien und
in Slowenien. In Polen gibt es noch
5.000 einheimische Muslime aus der
Zeit der Tataren. Die Muslime in al-
len anderen europiischen Staaten sind
erst im Gefolge der modernen Wan-
derstrome, vor allem nach dem Zwei-
ten Weltkrieg, ansiissig geworden: in
Deutschland etwa vier, in Frankreich
drei, in GroBbritannien 2,2 Millio-
nen.
Durch  Einbiirgerung  vieler
Muslime in europdischen Lidndern
und durch Heirat européischer Frauen
mit Muslimen ist die genaue Zahl der
Anhinger des Islams bei uns schwer
zu bestimmen.

Islam sieht Europa
als Missionsgebiet
Der Islam in Europa wird aber
lingst in die weltweite islamische
Missionsplanung einbezogen. Das zei-
gen iiberregional titige islamische Or-
ganisationen wie der »Islamic Council
of Europe« in London und der »Mo-
scheenrat fiir Europa« in Briissel.
Ein Vergleich der Ausbreitung
des Islams in christlichen Lindern
mit der christlichen Présenz in isla-
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mischen Staaten im 20. Jhs. fillt ein-
deutig zuungunsten des Christentums
aus. Wihrend das Christentum zum
Beispiel in rein islamischen Liandern
wie Afghanistan, Saudi-Arabien, den
Arabischen Emiraten oder dem Jemen
nie Ful} fassen durfte, gibt es seit den
letzten Jahrzehnten des 20. Jhs. be-
reits Millionen von Muslimen in den
ehemals rein christlichen Lédndern
West- und Mitteleuropas.

AuBlerdem ist in vielen musli-
mischen Liandern im 20. Jh. die Zahl
der Christen erschreckend zuriickge-
gangen, zum Beispiel in der Tiirkei,
wo von Millionen Christen vor dem
Ersten Weltkrieg durch die Vertrei-
bung und Ausrottung der Armenier
und Assyrer und die Umsiedlung der
Griechen nur noch hunderttausend
iibrig blieben, aber auch in Algerien,
wo die Abwanderung von iiber einer
Million Algerien-Franzosen die Chris-
ten zu einer unbedeutenden Minder-
heit machte. In einem muslimischen
Land wie Somalia gibt es heute trotz
jahrzehntelanger italienischer Herr-
schaft im Lande weniger Katholiken
(250) als Muslime in Luxemburg
(10.000).

Gerade solche Vergleiche zeigen
den Vormarsch des Islams: Die Zahl
der Muslime in Osterreich und der

Schweiz ist viel groBer als die Zahl
der Christen im Iran, in der Tiirkei,
Kuwait oder Libyen. Es gibt in Bel-
gien mehr Muslime als Christen in
Bangladesch, ganz zu schweigen von
den Millionenzahlen der Muslime in
Deutschland, Frankreich und Grof3-
britannien. Solche Zahlen von Chris-
ten gibt es eigentlich nur in Indone-
sien oder dem Sudan. Im Sudan ist
ihre Lage seit Jahrzehnten beklagens-
wert, in Indonesien hat sich die Lage
in den letzten Jahren entscheidend
verschlechtert. [

Hinweis:

Beim Kongress »Treffpunkt Welt-
kirche« des weltweiten katholischen
Hilfswerks »Kirche in Not« 2006 in
Augsburg hat sich eine hochkardtige
katholische Podiumsrunde mit dem
Vordringen des Islams beschdftigt. Mit
dabei waren neben anderen Bischife
und Priester aus Nigeria, Maureta-
nien, der Arabischen Halbinsel und
der Tiirket sowie Muslime, die Christen
geworden sind. Die Diskussion kann
als DVD unentgeltlich angefordert
werden bei:

KIRCHE IN NOT, Telefon:
089/7607055, Fax: 089/7696262,
info@kirche-in-not.de,
www.kirche-in-not.de.

K
KURZ BERICHTET:

Therapie.

M * 4 50 MURSCHIDAT, weiblichen Geistlichen, will Rabat
].tder Gefahr eines islamischen Fundamentalismus be-
gegnen. Wie die britische BBC berichtete, ist das nordafrika-
nische Marokko damit das erste muslimisch geprigte Land, das
ausgebildete Theologinnen, die mit Ausnahme der Leitung von
Gebeten alle Funktionen eines Imam ausiiben sollen, einsetzen
will. Zu den zentralen Aufgaben der Murschidat gehorten die
Leitung religioser Diskussionen sowie die Beratung in reli-
giosen Fragen, vor allem von Frauen. Anlass fiir diesen Weg
waren die Selbstmordattentate von Islamisten im Mai 2003, die
41 Todesopfer forderten. Der zustéindige Minister Ahmed Tou-
fiq erklirte dazu, der Terrorismus sei das ernste Symptom einer
Krankheit in der Gesellschaft, und diese miisse mit allen denk-
baren Maflnahmen bekidmpft werden. Der BBC-Korrespondent
wies indes auch darauf hin, dass mehrere der Murschidat be-
reits als Sympathisantinnen der islamistischen Organisation
»Gerechtigkeit und Wohlfahrt« aufgefallen seien.

(KNA)
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Eine im EU Parlament eingereichte Deklaration zum
Islamverstdndnis findet in Europa kaum Resonanz

er britische Europaabgeord-
D nete Gerard Batten hat am 13.
Dezember 2006 dem Europi-
ischen Parlament eine Deklaration
zum Verstidndnis des Islam vorgelegt.

Die von Sam Salomon verfasste Erkli-

rung soll Muslimen aus allen Rich-

tungen die Gelegenheit geben, sich
zu den freiheitlich-demokratischen

Grundwerten Europas zu bekennen

und sich von extremistischen Inter-

pretationen ihrer religiésen Texte zu
distanzieren. Salomon ist ein vom

Islam zum Christentum konvertierter

Experte fiir islamisches Recht.

In der Erkldrung sind 10 ver-
pflichtende Artikel fiir die musli-
mische Gemeinschaft enthalten. Er-
wartet wird zum Beispiel:

* Respekt vor anderen Religionen
und die Herausgabe einer Fatwa,
die die Anwendung von Zwang,
Gewalt oder Drohungen gegen-
iiber deren Anhéngern ablehnt;

* Respekt gegeniiber allen Zivili-
sationen, Kulturen und Traditi-
onen;

* die Hoherstellung der nationalen
Gesetzgebung gegeniiber der Sha-
ria;

* die Anerkennung der in den west-
lichen Gesellschaften garantierten
Freiheiten, insbesondere der
Glaubens- und Meinungsfreiheit
und die Ablehnung gewaltsamer
Aktionen gegeniiber Menschen,
die diese Freiheiten in Anspruch
nehmen;

* das Verbot Fatwas zu erlassen,
die Gewalt oder Androhung von
Gewalt gegen Personen oder Ins-
titutionen zur Folge haben;

* den Appell an muslimische Ins-
titutionen, die Interpretationen
genau der Koranverse zu iiber-
priifen, die zu einem Jihad und
zur Gewalt gegeniiber Nicht-Mus-
limen aufrufen.

Wie der Rechtsexperte Salomon
bekannt gab, erhoffen sich die Initia-
toren, dass viele muslimische Organi-
sationen in Europa diese Deklaration
unterzeichnen und es im »Haus des
Islam« keinen Platz fiir Leute geben
wiirde, die diese Verpflichtungen
nicht einhielten. Damit wiirden sich
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Muslime 6ffentlich zu einer Religion
des Friedens bekennen und klarstel-
len, dass sich Extremisten nicht auf
anerkannte muslimische Texte beru-
fen konnten, sondern im Gegenteil
diese fiir ihre eigenen Interessen ins-
trumentalisierten.

Barren vertritt in seinem Vorwort
zur Deklaration die Auffassung, ein
theokratisch-fundamentalistisches
Islamverstindnis sei nicht mit einer
freiheitlichen Demokratie in Westeu-
ropa vereinbar. »Die iiberwiegende
Mehrheit der Muslime«, so Barren,

sei jedoch freundlich, riicksichtsvoll,
bejahe die Gesetzgebung und arbeite
hart«. Die Regierungen und Gesell-
schaften Europas miissten gerade di-
ese friedliebenden Mitbiirger stirken
und schiitzen.

Wie Barren gegeniiber Ron
Kubsch, einem Mitarbeiter des Ins-
tituts fiir Islamfragen, mitteilte, seien
bisher »keine direkten Kommentare
von muslimischen Verbéinden einge-
gangen«. Wihrend die Deklaration in
den USA und in anderen Teilen der
Welt viel Beachtung finde, wiirde die
britische und européische Offentlich-
keit sie weitgehend ignorieren.

(Quelle: www.islaminstitut.de)

DEUTSCHE BISCHOFE BESUCHEN ISRAEL:

Schwierige Perspektiven
B erlins Botschafter in Israel, Harald Kindermann, hat den deutschen

Bischéfen bei ihrem bis Sonntag dauernden Aufenthalt im Heiligen

Land eine niichterne Beschreibung der Lage in Nahost gegeben.
»Das gegenseitige Vertrauen ist auf dem Nullpunkt.« Die eine Seite traue
der anderen »nicht von jetzt bis Mittag«. Zwar gebe es in Israels Gesell-
schaft einen Willen zum Frieden, da die Menschen unter der Logik der
Gewalt litten und vielfach traumatisiert seien, so der Diplomat. Aber es
dominiere eine »Unféhigkeit, dorthin zu kommen«. In den vergangenen
Jahren habe sich der Konflikt zudem »in einer ungliicklichen Weise inter-
nationalisiert«. Immer mehr zentrale Akteure seien im Ausland, was eine
Losung erschwere. Und: Das gro3e Thema fiir Israel sei nicht der Konflikt
mit den Palistinensern, sondern der Iran. Zwar bedauerten Israelis, dass
die deutsche Seite die Entwicklung im Iran nicht mit der nétigen Schirfe
sehe. Deutschland werde aber in der Region — nicht zuletzt wegen der
Wertschitzung fiir Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) — als ehrlicher
Makler wahrgenommen.

Mit Appellen zu einem Interessenausgleich im Nahen Osten haben
die Bischofe am 25.02. ihre Pilgerreise ins Heilige Land beendet. Vor
Journalisten in Jerusalem bezeichnete Kardinal Karl Lehmann die Situ-
ation in Israel und Paléstina als »gefdhrliche Sackgasse« und warnte vor
einem irreparablen Vertrauensverlust zwischen Israelis und Paléstinensern.
Lehmann betonte erneut das Recht der Israelis, in Frieden zu leben, sowie
das Recht der Paléstinenser auf einen freien und souverinen Staat.

Zugleich warnte der Kardinal vor den Folgen des israelischen Sied-
lungsbaus mit Sicherheitszdunen und -mauern, getrennten Strallennetzen
und Check-Points. Diese Malnahmen boten vielleicht einen aktuellen
Gewinn an Sicherheit fiir die Israelis, konnten aber »dem Frieden auf
lange Sicht nicht dienen«. Die Situation der Palédstinenser bewertete der
Kardinal als erschreckend und »geradezu katastrophal«. Bethlehem wirke
wie ein lebendiges Gefingnis. Es gebe eine drastische Einschrinkung der
Bewegungsfreiheit, die zum Teil Familien auf Dauer voneinander trenne.
Die Bischife konnten keine politischen Vermittler sein; sie miissten aber
immer wieder auf das Leiden der Menschen aufmerksam machen. Dabei
siihen sie auch die Angste der Israelis, deren staatliches Existenzrecht von

(KNA)

manchen immer noch in Frage gestellt werde.
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oman Herzog — am 5. April
R1934 im bayerischen Lands-
hut geboren — war bei Kriegs-
ende 1945 elf Jahre alt. Seine Familie
hat zwar militdrische Wurzeln, jedoch
liegen diese weit zuriick: Urgrof3va-
ter Schulze miitterlicherseits aus der
Uckermark hatte als Soldat in den
Kriegen 1866 und 1870/71 gekdmpft
und war mit dem Eisernen Kreuz
Il. Klasse ausgezeichnet worden.
Der GroBvater viterlicherseits war
1891 als Berufssoldat in die baye-
rische Armee eingetreten und hatte
16 Jahre gedient (Soldatenjargon
»Sechzehnender«). Am Ende seiner
Laufbahn »SpieB« (Kompaniefeld-
webel) geworden, war er danach mit
dem Zivilversorgungsschein in die
Beamtenlaufbahn gewechselt. Sein
Vater Theodor Herzog (1905-1980)
war als Leitender Angestellter einer
Schnupftabakfabrik! und wegen eines
Herzfehlers bei Beginn des Zweiten
Weltkriegs zundchst »unabkémmlich«
(uk) gestellt. Im Jahre 1943 wurde er
aber doch noch als Soldat (Flieger)
zum Bodenpersonal der Luftwaffe ein-
gezogen — kurzzeitig in Polen, spiter
heimatnah in Schongau und Schleif3-
heim.
»Ich habe meinem Vater nie ver-
iibelt, dass er kein Widerstands-
kimpfer gewesen ist. <
Herzog gehort nicht zur Riege
selbstherrlicher Moralapostel, die sich
phariséierhaft zu Richtern iiber ihre
Vorviter aufschwingen. In den weni-

1 Schnupftabak zihlte zu den kriegswich-
tigen Marketenderwaren.

2 Diekmann, Kai; Reitz, Ulrich; Stock,
Wolfgang: »Roman Herzog — Der neue
Bundespriisident im Gespriich«, S. 31.
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50 JAHRE BUNDESWEHR:

Der siebte Bundesprdsident
und die Bundeswehr

Professor Dr. iur. Roman Herzog — wohlwollende Distanz

vON DIETER KiLIAN

gen Kriegserinnerungen des jungen
Roman waren die ersten Begegnungen
mit dem Militdr negativ geprégt: zum
einen, weil der Familie der Vater fehl-
te, und zum anderen, weil der kleine
Junge durch hiufige Besuche in La-
zaretten das Leid verwundeter Solda-
ten hautnah erlebte. Zwar waren die
schweren Bombenangriffe auf Miin-
chen im 70 km entfernten Landshut
nur zu erahnen, doch es gab auch
wenige Angriffe auf die Stadt selbst
— mit Alarm und bangem Warten im
Luftschutzkeller. Angst herrschte in
den letzten Wochen des Krieges vor
fanatischen SS-Truppen, welche mit
sinnlosen Durchhalteaktionen Luft-
angriffe amerikanischer Truppen
provozierten. Insgesamt aber blieb
Landshut durch seine geographische
Randlage von schwereren Kriegsfol-
gen verschont.

Als amerikanische Truppen in
den Morgenstunden des 1. Mai 1945
Herzogs Heimatstadt besetzten, war
der Krieg iiberstanden. Nach kurzer
Kriegsgefangenschaft bei den US-
Truppen wechselte Vater Theodor
Herzog 1946 sein Metier und wurde
Museumsdirektor und Stadtarchivar
in Landshut — ein Beruf, dem per se
ein konservatives Element innewohnt.
Den fulminanten Aufstieg seines él-
testen Sohnes? konnte er nur noch bis
zum Vizeprisidenten des Bundesver-
fassungsgerichtes erleben; Mutter
Helene (1902-1978) hingegen war
bereits zwei Jahre vor dem Vater ver-
storben.

Die Familie von Roman Herzogs
erster Frau Christiane (geb. Kraul3;
1936-2000) hatte engere Beziehun-
gen zum Militédr. Sie war die Tochter
des evangelischen Pastors Paul Kraul3.
Nach einer Banklehre hatte er den
Beruf gewechselt und Theologie stu-
diert. 1935 wurde er Standortpfarrer

3 Der jiingere Bruder, Dr. Theo Herzog,
wurde 1937 geboren.

in Miinchen. Im Zweiten Weltkrieg
war er — von 1939 bis zum Ende —
Militérpfarrer in der 7. (Bayerischen)
Infanteriedivision® und nahm am Fran-
kreich- und Russlandfeldzug teil. Im
Zentrum seiner Aufgaben stand der
geistliche Beistand fiir verwundete
und sterbende Soldaten in Feldla-
zaretten. 1945 geriet Pastor Krauf3
mehrere Monate in US-Kriegsgefan-
genschaft. Nach dem Krieg wurde er
zuniichst Pfarrer in Berchtesgaden
und spiiter Dekan in Landshut. Als
Gattin des Bundesprisidenten brachte
Christiane Herzog ihre iiberaus posi-
tive Haltung zu den Streitkriften z.B.
durch Einladungen an Ehefrauen von
Soldaten zum Ausdruck.

Bei Aufstellung der Bundeswehr
war Herzog bereits 21 Jahre alt
und studierte. Als Angehoriger der
sog. »weillen Jahrginge« wurde er
zwar nicht mehr einberufen, doch sei-
ne Haltung zu den neuen Streitkriften
war positiv.

»Ich war klar fiir die Wiederbe-

waffnung, obwohl ich damit rech-

nen musste, eingezogen zu werden.

Meine Freunde waren der gleichen

Meinung®

Im Falle einer Einberufung hiitte
sich Herzog dieser Pflicht daher nicht
entzogen. Er begriindet diese Haltung
mit dem Aufstand in der DDR am 17.
Juni 1953:

»Daraus haben wir die Lehre gezo-

gen. Man muf3 sich verteidigen«.®

Das Drama »Des Teufels General «
von Carl Zuckmayer habe, sagt Her-

4 Die Division gehorte zum Wehrkreis
VIIL. 1935-36 war Generalleutnant Franz
Halder, der spiitere Chef des General-
stabs des Heeres, ihr Kommandeur.

5 Herzog, Roman: »Der unbequeme Pri-
sident — Roman Herzog im Gesprich
mit Manfred Bissinger und Hans-Ulrich
Jorges«, S. 46.

6 Ebenda
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zog,” bis heute eine groBe Bedeutung
fiir ihn wegen des Spannungsbogens
zwischen Ablehnung der Nazis einer-
seits und der Liebe zu Deutschland
auf der anderen Seite.

er Schwerpunkt der ersten 15

Jahre seines beruflichen Lebens-
weges nach Studium und Promotion
im Jahre 1958 in Miinchen lag bei
seiner Téatigkeit als Hochschulleh-
rer fiir Staatsrecht und Politik. 1966
wechselte Herzog an die Freie Uni-
versitit nach Berlin, die er aber drei
Jahre spiiter — »angewidert von den
chaotischen Zustdnden« an der Hoch-
schule, schreibt Wiedemeyer, — wie-
der verlieB. Herzog — die Studenten-
proteste treffend und bissig zugleich
als »nachgeholtes Indianerspiel aus
der Jugend«® skizzierend — wechsel-
te in vertraute und vor allem ruhigere
siilddeutsche Gefilde — an die Hoch-
schule fiir Verwaltungswissenschaften
nach Speyer. 1973 — mit 39 Jahren
— folgte der Sprung in die Politik:
Herzog wurde Bevollméchtigter des
Landes Rheinland-Pfalz bei der Bun-
desregierung und nahm dieses Amt
fiinf Jahre wahr. 1978 wechselte er
in das Kabinett des baden-wiirttem-
bergischen Ministerprisidenten Hans
Filbinger (* 1913) nach Stuttgart und
leitete zwei Jahre das Ressort fiir Kul-
tur und Sport. 1980 wurde er in den
Stuttgarter Landtag gewiihlt und iiber-
nahm das Amt des Innenministers. In
den Jahren von Herzogs beruflicher
Laufbahn als Professor fiir Staats-
recht, als Landespolitiker und an der
Spitze des Verfassungsgerichtes gab
es keine nennenswerten dienstlichen
Kontakte zur Bundeswehr. Allerdings
entwickelte sich damals eine Freund-
schaft zwischen dem Ehepaar Herzog
und dem Berufsoffizier von Berlichin-
gen und dessen Frau Alexandra. Gotz
Freiherr von Berlichingen-Jagsthau-
sen (1935-1994), einer der Nachfah-
ren jenes legenddren Reichsritters
»mit der eisernen Hand« und Sohn
eines Offiziers, war 1956 in die Bun-
deswehr eingetreten und als Oberst-
leutnant in seiner letzten Verwendung
Kommandeur im Verteidigungskreis-
kommando (VKK) 513 in Heilbronn,
nicht weit entfernt vom Stammschloss
seiner Familie in Jagsthausen. Nach

7 EbendaS. 56
8 EbendaS. 66
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dem frithen Tod beider Ehepartner —
Gotz Freiherr von Berlichingen starb
1994 und Christiane Herzog sechs
Jahre spiter, — heirateten Roman
Herzog und Alexandra Freifrau von
Berlichingen (geb. von Vultejus).

Mit der Ernennung zum Richter
am Bundesverfassungsgericht
und dessen Vizeprisidenten im nah-
en Karlsruhe endete 1983 Herzogs
Zeit in der praktischen Politik. Vier
Jahre spéter — 1987 — tibernahm er
das héchste deutsche Gericht als
dessen Prisident und riickte da-
mit protokollarisch an Platz fiinf in
Deutschland. In dieser Funktion war
er am 11. Juni 1990 Ehrengast auf
der 31. Kommandeurtagung der Bun-
deswehr in Fellbach bei Stuttgart, zu
der Generalinspekteur Dieter Weller-
shoff (1933-2005) eingeladen hatte.
Das Thema »AuBere Sicherheit und
Verfassung« hitte ihn »in Verlegen-
heit gebracht«, gestand Herzog, weil
er befiirchtete, die Offiziere wiirden
mehr von ihm dazu horen wollen, als
er leisten konne. Doch er analysierte
die verfassungsrechtlichen Bedin-
gungen der Landesverteidigung klar
und wich dabei heiklen Aspekten
keineswegs aus. So sagte er z.B. zum
Spannungsverhélinis zwischen dem
Verteidigungsbegriff des Grundge-
setzes und der Legitimation eines
operativen Gegenangriffes in seiner
plakativen Ausdrucksweise:
»Ich finde tm Grundgesetz keine
Norm, die den Verteidiger nur vor
die Alternative stellt, ob er sich im
Boden festkrallen oder ob er sich
zuriickziehen will. Das wiirde ja
bedeuten, dass einmal verlorenes
Terrain auf Zeit und Fwigkeit ver-
loren bleiben miisste. «
Verteidigung umfasse also auch
den Gegenangriff. Weitergehende
Fragen jedoch — z.B. wie weil dieser
auf das Gebiet des Angreifers vor-
getragen werden diirfe — musste er
wegen der seinem Amte gegeniiber
gebotenen Zuriickhaltung und auch,
um rechtliche Prijudizierung zu ver-
meiden unbeantwortet lassen. Bei der
Problematik eines Priventivangriffs
wies Herzog darauf hin, dass dieser
in dhnlicher Form unter dem Begriff
der Notwehr auch im Strafrecht veran-
kert wire. Herzog wihlte — in strikter
Auslegung des Wortes »zuvorkom-

men« — damals eine enge Auslegung
des lateinischen »praevenire«. — d.h.
wenn ein Angriff mit an Sicherheit
grenzender Wahrscheinlichkeit inner-
halb der nichsten Stunden bevorstiin-
de. Ob dies aber auch fiir eine staats-
rechtliche Notwehr mit militdrischen
Mitteln gelten kénne, liel er »im
Raume stehen«. Als Bundesprisident
priizisierte er bei der Gesellschaft fiir
Auswiirtige Politik in Bonn am 13.
Mirz 1995 seine Vorstellungen iiber
die Politik des Vorbeugens. Gegen
globale Risiken — wie Fundamenta-
lismus, Bevilkerungsexplosion, Mig-
ration, Drogenhandel und die Folgen
der Armut — »helfen nur soziale und
wirtschaftliche Antworten«.

»Wenn wir den Risiken nicht vor

Ort begegnen, werden sie zu uns

kommen. «

Mit dem »nur« schloss er milité-
rische Antworten aus. Spiter haben
manche Politiker dies filschlicherwei-
se auch im Sinne einer offensiveren
Militérpolitik verstanden. Die Dis-
kussion, ob Wehrdienstverweigerung
Ausnahmerecht sei oder nicht, riet
Herzog geistig und nicht juristisch zu
fithren. Dies gelte auch fiir die Argu-
mentation, aus dem im Grundgesetz
verankerten  Verteidigungsauftrag
lasse sich »eine besondere Dignitét
des Dienstes in der Bundeswehr« ab-
leiten.

Die héchste Stufe von Herzogs be-
ruflicher Laufbahn war ein Er-
gebnis politischen Zufalls: Zunichst
sollte Steffen Heitmann (* 1944), der
sidchsische Justizminister, als erster
Ostdeutscher an die Staatsspitze tre-
ten. Doch diese Planung war politisch
nicht durchsetzbar. Und so wurde an
seiner Stelle Roman Herzog am 23.
Mai 1994 zum siebten Bundesprisi-
denten gewiihlt und trat sein Amt am
1. Juli an. Wihrend die ersten drei
Bundesprisidenten — Heuss, Liibke
und Heinemann — zwei Weltkriege,
und die folgenden drei Staatsober-
héupter — Scheel, Carstens und von
Weizsicker — einen groflen Krieg er-
lebt hatten, war der siebte Bundespri-
sident der erste, der nicht mehr zur
Kriegsgeneration gehorte. Erst jetzt,
im héchsten Staatsamt und am Ende
seiner beruflichen Laufbahn, kam Ro-
man Herzog in direkten dienstlichen
Kontakt zur Bundeswehr. Wahrend
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der fiinfjahrigen Amtszeit Herzogs
wurde das Verteidigungsressort von
den Ministern Volker Riihe (* 1942/
CDU) und Rudolf Scharping (* 1947/
SPD) geleitet. Herzog hatte zu bei-
den Ministern und den Generalins-
pekteuren Klaus Naumann (* 1939)
und Hartmut Bagger (¥ 1938) einen
ausgezeichneten Kontakt. Zweimal
pro Jahr lie} er sich in personlichen
Gesprichen, die bis zu zwei Stunden
wiihrten, iiber aktuelle sicherheits-
politische Themen und die Lage der
Bundeswehr vortragen. Besonders
Naumann genoss wegen dessen her-
ausragender Sachkenntnis Herzogs
besondere Wertschitzung. Der erste
Besuch des neuen Staatsoberhauptes
bei der Bundeswehr fiihrte am 8. De-
zember 1994 zur Heeresunteroffizier-
schule (HUS) nach Delitzsch in die
»Feldwebel Erich Boldt-Kaserne«.
Es war eine Geste, die nicht nur den
Truppenteilen in den neuen Bundes-
lindern, sondern auch dem Unterof-
fizierkorps der Bundeswehr galt, das
— in der Offentlichkeit leider immer
noch weitgehend unbemerkt — neben
der Inneren Fiihrung eine der groflen
Erfolgsgeschichten der Bundeswehr
in Bezug auf Erziehung und Ausbil-
dung ist. Herzog lobte die Leistung
der Integration der Nationalen Volks-
armee (NVA), »fiir die es kein ge-
schichtliches Vorbild gibt« und sagte
zur Rolle und Aufgabe des Unterof-
fiziers:
»Der Unteroffizier ist zu einem
selbstiandigen Triger von Verant-
wortung geworden, vor allem dort,
wo er als Fiihrer einer Teileinheit
eingesetzt ist. Und was man von
einer Armee halten kann, erfihre
man nicht nur aus Gesprichen mit
der Generalitiit, sondern gerade
mit Unteroffizieren. «
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Bundesprésident
Herzog empféngt
General Hartmut
Bagger, den neuen
Generalinspekteur
der Bundeswehr
am 5. Marz 1996.
(Foto: BPA)

Er driickte seine Sorge an der
»besorgniserregend hohen Zahl der
Kriegsdienstverweigerer« und dem
nicht allzu hohen Ansehen, »das der
Soldatenberuf bei Befragungen auf
der Skala der beliebtesten Berufswiin-
sche einnimmt«, aus. Dies zu dndern,
konne nur einer Gemeinschafisleis-
tung von Politik und militdrischer
Fiihrung gelingen. Der Appell verhall-
te. Am 22. September 1994 empfing
der Bundespriisident die Mitglieder
des NATO-Militidrausschusses unter
Fithrung ihres Vorsitzenden, des bri-
tischen Field Marshals Sir Richard
Vincent (* 1931), im Schloss Belle-
vue und dankte den Verbiindeten fiir
deren Unterstiitzung bei der Wieder-
vereinigung. Drei Wochen spiter, am
12. Oktober, besuchte Herzog das
NATO-Hauptquartier in Briissel. Es
war der erste Besuch eines deutschen
Staatsoberhauptes beim Biindnis nach
dem Zerfall des Ostblocks. Dabei wies
Herzog auf die Notwendigkeit einer
Mehrdimensionalitdt der Verteidigung
hin.

»Sicherheit ist heute weniger als

friiher ... eine militirische Frage.

Sicherheitsvorsorge fordert mehr

denn je, die Ursachen militirischer

Konflikte anzugehen und prdven-

tive Konfliktverhiitung sowie Kri-

senbewdltigung zu betreiben. «

Auch dieser Hinweis des Bundes-
prisidenten wurde bei Auslandsein-
sitzen der Bundeswehr bisher nur
ansatzweise umgesetzt; allerdings
setzen internationale Bedingungen
nationalem politischen Spielraum
enge Grenzen.

1 99 5war ein Jahr hiufiger

Begegnungen mit Sol-
daten. Am 5. April 1995 empfing
Herzog alle bisherigen Verbindungs-

offiziere beim Staatsoberhaupt’ in der
Villa Hammerschmidt. Wenige Tage
spéter, am 25. April 1995, besuchte
er die Bundessicherheitsakademie in
Bonn.!® Zum 100-jdhrigen Jubilium
des Nord-Ostsee-Kanals wihrend
der Kieler Woche unternahm er am
20. Juni eine vierstiindige Fahrt auf
der »Gorch Fock«. Bei solchen Be-
suchen praktizierte Herzog, was er in
Delitzsch gesagt hatte: das Gesprich
auch mit Unteroffizieren und Mann-
schaften. Am 26. Juli 1995 unternahm
Herzog — zusammen mit Generalins-
pekteur Naumann und Vizeadmiral
Hans-Rudolf Boehmer (* 1938), dem
Inspekteur der Marine — im Rahmen
der »Sail 95« in Bremerhaven eine
mehrstiindige Fahrt auf dem Minen-
suchboot »Dillingen«. Nur wenige
Tage spiter folgte ein weiterer Besuch
bei der Marine, diesmal in Nordholz
und auf der Fregatte »Liibeck«.

Im Herbst 1995 beging die Bun-
deswehr unter dem Motto »40 Jahre
Bundeswehr — 5 Jahre Armee der Ein-
heit« ihren 40. Geburtstag. Der GroB3e
Zapfenstreich im Bonner Hofgarten
am 26. Oktober in Anwesenheit von
Bundespriisident Herzog und Bun-
deskanzler Kohl geriet zu einem wiir-
delosen Schauspiel parteipolitischer
Profilierungs- und Grabenkidmpfe. So
blieb der damalige SPD-Vorsitzende
und spitere Verteidigungsminister
Rudolf Scharping der Zeremonie de-
monstrativ fern. Die Fraktionsspreche-
rin der »Griinen/Biindnis 90«, Kerstin
Miiller, begriilte Scharpings Schritt,
»sich solcher schrecklichen milité-
rischen Zeremonien« durch Nichtan-
wesenheit zu entziehen.'! Einige Tage
spiter, am 12. November, wiirdigte
der Bundespriisident dieses Ereignis
trotz einiger Widerstinde im Bundes-
prisidialamt zur besten Sendezeit um
19.45 Uhr in einer Fernsehansprache.
Der Tag ihrer Griindung sei »ein guter
Tag fiir uns alle« gewesen. Die Deut-
schen hitten die zuriickliegenden

9 Damals lebten noch alle Verbindungs-
offiziere (VerbOffz). Zwischenzeitlich
verstarben Brigadegeneral Wolfgang
Sand (1937-2001), erster VerbOffz bei
Richard von Weizsédcker von 1984 bis
1988 und Kapitiin zur See Heinz Herche
(1923-2004), der als erster VerbOffz der
Bundeswehr iiberhaupt bei Bundespriisi-
dent Heinrich Liibke gedient hatte.

10 Seit 19. Mérz 2004 in Berlin

11 Vgl. Pressespiegel der Bundeswehr vom
26.10.1995
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Jahre des Friedens auch der Existenz
und der Leistung der Bundeswehr zu
verdanken. Drei Tage spiter warf er
auf der 35. Kommandeurtagung der
Bundeswehr in Miinchen — unter
Klaus Naumann als Generalinspek-
teur — bei seiner zweiten Rede vor
den Kommandeuren nach 1990 in
Fellbach, diesmal als Bundesprisi-
dent, die Frage nach Notwendigkeit
und Legitimation der Wehrpflicht
und dem Verhiiltnis zum Zivildienst
auf. Differenzierter als viele Politiker
und Militirs, die das »Hohe Lied der
Wehr- und Biirgerpflicht« eher aus
praktischen Erwidgungen »singenc,
wies der versierte Rechtsgelehrte auf
die verfassungsrechtlichen Auflagen
hin:
»Wehrpflicht macht alle Biirger
verantwortlich fiir die Sicherheit
thres Gemeinwesens. Und sie
macht iibrigens auch die Politi-
ker in besonderem Mafie sensibel
fiir Einsdtze, ... Die vielfiltigen
Vorteile fiir Staat und Streitkrifie
reichen aber ... nicht als Begriin-
dung aus, ebenso wenig wie wol-
kige Rufe nach mehr Pflichtgefiihl
der jungen Leute. Die Wehrpflicht
ist ein so tiefer Eingriff in die in-
dwviduelle Freiheit des jungen Biir-
gers, dass thn der demokratische
Rechisstaat nur fordern darf, wenn
es die duflere Sicherheit des Staates
wirklich gebietet. Sie ist also kein
allgemeingiiltiges ewiges Prinzip,
sondern ste ist auch abhingig von
der konkreten Sicherheitslage. «
Seine Begriindung fiir »Wehr-
pflicht ist originire Biirgerpflicht«
klingt rational und nicht emotional:
»Zwar ist auch der Zivildienst
ein bedeutsamer Faktor ... un-
seres Landes, und auch die Zwil-
dienstleistenden verdienen hohen
Respekt. Aber die Wehrpflicht ist
fiir uns unabdingbar. ... Ich stehe

Bundesprésident Herzog im
Gespréch mit deutschen Blauhelm-
Sanitdtssoldaten der »UN-Observer
Mission in Georgia« (UNOMIG) am
13. Juni 1996 beim Staatsbankett in

Georgiens Hauptstadt Tiflis.

(Foto: Archiv BrigGen a.D. Heider)
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aber auch zur Verpflichtung des

Parlaments, ... den Wehrdienst

als die gegeniiber dem Zivildienst

vorrangige Pflicht offentlich her-
auszustellen. Es wdre falsch, aus
der vom Bundesverfassungsgericht
geforderten Gleichbehandlung der

Wehrdienst- und Zivildienstleis-

tenden eine Gleichrangigkeit bei-

der Dienstformen abzuleiten. Ge-
sellschaftlich wichtig und wertvoll

— auch daran mochte ich keinen

Zweifel lassen — sind allerdings

beide Dienste. «

In der Offentlichkeit ist diese
Differenzierung untergegangen. Fiir
Herzog waren es nicht nur Worte und
Appelle: Nach Klaus Robert Freiherr
von Weizsiicker, dem iiltesten Sohn
Richard von Weizsiickers, leisteten
auch seine beiden Séhne — vor des-
sen Amitszeit als Staatsoberhaupt
— Wehrdienst. Sie waren Gebirgsji-
ger, »aber »es hat keiner das Gebirge
gejagt«,'? bemerkte Herzog treffend
in seiner trockenen Art und wies da-
bei zugleich auf sprachliche Unsau-
berkeiten militirischer Terminologie
hin."* Marcus Herzog (* 1960) musste
1979 dazu sogar sein Physik-Studium
unterbrechen. Er wurde zur Heeres-
flugabwehr der 1. Gebirgsdivision
einberufen und diente als Kraftfah-
rer und Funker. Sein jiingerer Bruder
Hans-Georg (* 1965) ging 1983 »aus
innerer Uberzeugung«'* direkt nach

12 Herzog, Roman: Der unbequeme Priisi-
dent S.117.

13 So jagt z.B. der Panzerjiger feindliche
Panzer; der Fallschirmjiger aber keines-
wegs feindliche Fallschirme.

14 Filmer, Werner; Schwan, Heribert: Ro-
man Herzog — Die Biographie. S. 344.

el PO L
e

dem Abitur zur Bundeswehr und re-
parierte Panzerabwehr-Raketensyste-
me in einem Instandsetzungsbataillon
der 1. Gebirgsdivision. 1985 schied
er als Fahnrich der Reserve aus.

Herzogs Amtszeit war sicherheits-
politisch ereignisreich: Am 12.
Juli 1994 bestitigte das Bundes-
verfassungsgericht, dass die Bun-
deswehr zu Friedensmissionen bis
hin zu Kampfeinsitzen im Rahmen
der UNO und der NATO durch die
Bundesregierung eingesetzt werden
darf, wenn das Parlament zuvor mit
einfacher Mehrheit zugestimmt hat.
Herzog hatte an dieser Entscheidung
— obwohl sie erst nach seiner Zeit am
Verfassungsgericht verkiindet wurde —
mitgewirkt. Damit brach das Karten-
haus angeblich verfassungsrechtlicher
Einschrankungen — Herzog sprach
einmal vom »Ende des Trittbrettfah-
rens«'> — zusammen. Nach zwei »Ver-
suchsliufen« mit einem Feldlazarett
in Kambodscha und dem passiven So-
malia-Einsatz — begann mit IFOR und
SFOR - die deutsche Beteiligung an
den NATO-Friedenstruppen auf dem
Balkan — getragen von breiter parla-
mentarischer Mehrheit. In seiner ers-
ten auBlenpolitischen Grundsatzrede
ging Herzog am 13. Mérz 1995 auf
die Frage deutscher Interessen ein
und beschrieb sie als »unsere un-
mittelbaren nationalen Interessen wie
Sicherheit und Bewahrung von Wohl-
stand. ... Unsere Partner wiirden uns
ohnehin nicht glauben, dass wir nur

15 Ansprache bei der Deutschen Gesell-
schaft fiir Auswiirtige Politik am
13.03.1995 in Bonn.
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internationalen Altruismus (= Selbst-
losigkeit) im Schilde fiihren. «

Am 12. September 1995 besuchte
Herzog die Luftwaffe in Norvenich
und zollte ihr dabei Respekt, weil sie
mit ihren » Féhigketten zur schnellen
Reaktion und ihrer Einsatzwirksam-
keit auch iiber grofle Entfernungen
den politisch Verantwortlichen eine
Vielzahl von Handlungsmaoglichkeiten
eriffnet. '

Als das erste deutsche IFOR-
Kontingent im Friithjahr 1996 aus dem
Einsatz auf dem Balkan zuriickkehr-
te, empfing Herzog am 21. Mai eine
Abordnung von Soldaten in der Villa
Hammerschmidt, und einen Monat
spiter, am 27. Juni, lie er sich an
der Infanterieschule in Hammelburg
die Vorbereitung deutscher Soldaten
auf die Auslandseinsitze vorstellen.

Am 31. Mai 1996 fand zum ersten
Mal ein &ffentliches Feierliches Ge-
16bnis in Berlin statt. Bei strahlendem
Sonnenschein waren 300 Rekruten
des Jédgerbataillons 581 in Kladow und
des Panzerbataillons 423 in Briick vor
dem Reiterdenkmal des Groen Kur-
fiirsten im Park des Charlottenburger
Schlosses angetreten, um ihr Gelsb-
nis abzulegen. Vor den Soldaten der
Panzerbrigade 42 »Brandenburg« und
zahlreichen Gisten, unter ihnen Ber-
lins Regierender Biirgermeister Eber-
hard Diepgen, betonte das Staatsober-
haupt, »... die Bundeswehr gehort in
die Mitte unserer Gesellschafi, und wir
diirfen sie nicht hinter Kasernentoren
verstecken.«'?

Betrachtet man jedoch das Si-
cherheitsaufgebot, das auch heute,
Jahre spiiter, bei offentlichen Gelgb-
nissen noch notwendig ist, um einen
reibungslosen und ungestorten Ablauf
der Zeremonie sicherzustellen, so
zeigt dies, wie weit die Bundeswehr
noch von versohnlicher Normalitét im
Inneren entfernt ist. Gemessen daran
ist die Ausséhnung mit den ehema-
ligen Kriegsgegnern in Osteuropa um
Léngen voraus. Am 31. August 1994
fand die wiirdige Abschiedsfeier der
russischen Truppen (Westgruppe der
Truppen — WGT) aus Berlin in An-
wesenheit des russischen Prisidenten
Boris Jelzin (* 1931) und des deut-

16 BMVg — »Streitkrifte in der Demo-
kratie — Reden von Bundesprésident
Roman Herzog, S. 42.

17 Herzog, Roman: Reden, S. 61.
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schen Bundeskanzlers statt. Wenige
Tage spiiter, am 8. September, wurden
die in Berlin stationierten Truppen der
drei Westalliierten mit einem Grof3-
en Zapfenstreich am Brandenburger
Tor verabschiedet. Bundesprisident
Herzog gab aus diesem Anlass fiir
die Ehrengiste ein festliches Essen
im Schloss Bellevue.

Herzog empfing am 12. Januar
1996 — im Beisein von General Nau-
mann — die Oberbefehlshaber der al-
liierten Truppen in Deutschland und
fithrte damit eine Tradition fort, die
Richard von Weizsicker begonnen
hatte. Im Rahmen eines gemeinsamen
Mittagessens verabschiedete er in
sehr personlichen Worten, die Her-
zogs Wertschitzung deutlich mach-
ten, den scheidenden Generalins-
pekteur aus dieser Runde. Naumann
iibernahm wenige Wochen spiiter als
vierter deutscher Offizier — nach den
Generalen Heusinger, Steinhoff und
Altenburg — den Vorsitz des NATO-
Militdrausschusses. General Hartmut
Bagger (* 1938) folgte als neuer Ge-
neralinspekteur und begleitete die
letzten drei Jahre von Herzogs Amts-
zeit; am 5. Mérz 1996 empfing ihn der
Bundesprisident zum Antrittsbesuch.
Auch er genoss das volle Vertrauen
Herzogs.

ie Biographie Herzogs von Werner

Filmer widmet ihr letztes Kapi-
tel — unter dem Titel »Crew« — den
engsten Mitarbeitern des Prisidenten.
Doch das Militéir bleibt dabei wie so-
oft anonym; lapidar heilit es: »Ne-
ben ... bekam der Bundesprisident
auch einen neuen Adjutanten«.'® Mit
Oberst i.G. Ulrich Heider (* 1945)
hatte im Juli 1994 erstmals ein Luft-
waffenoffizier die Aufgabe des Verbin-
dungsoffiziers beim Staatsoberhaupt
iibernommen. Als Heider im Oktober
1996 Stellvertretender Kommandeur
der Fiihrungsakademie und damit Bri-
gadegeneral wurde, folgte ihm Kapi-
tdn zur See (spiter Flottillenadmiral)
Hubertus von Puttkamer (* 1948), der
den Bundesprisidenten bis zum Ende
von dessen Amtszeit 1999 als Verbin-
dungsoffizier begleitete. In Herzogs
direktem Umfeld gab es zwei weitere
Beamte mit einem direkten Draht zur

Bundeswehr: Pressesprecher Roland
Lohkamp (* 1944) — Sohn eines Be-

18 Filmer, S. 372.

rufsoffiziers — war Leutnant der Reser-
ve und Hansjorg Dellmann (* 1938),
der Leiter seines personlichen Biiros,
Major der Reserve.

Am 11. Dezember 1996 besuchte
Herzog die Fiithrungsakademie der
Bundeswehr unter ihrem Komman-
deur, Konteradmiral Rudolf Lange
(* 1941). Mit seiner Aussage »Risi-
koscheues Nichthandeln ist auf Dauer
ristkoreicher, gefihrlicher und auch
unmoralischer als umsichtiges und
entschlossenes, wenn auch moglicher-
weise unvollkommenes Handeln zum
richtigen Zettpunki.« differenzierte
Herzog jenen alten militdrischen Fiih-
rungsgrundsatz, dass »Unterlassung
und Versdumnis ebenso verhdngnis-
voll sein kénnen wie Handeln aus
falschem Entschluss«. Gleichzeitig
wies er darauf hin, dass der Kern des
Clausewitzschen Denkens mit seiner
Betonung des Primats der Politik auf
»Béindigung und Domestizierung von
Krieg und Gewalt« ausgerichtet war.

»Fiir die Rolle moderner Streit-

kriifte in Politik und Gesellschaft

muss man weniger nach dem We-
sen des Krieges als nach der Natur
von Politik fragen. «

Jeder Auslandseinsatz sei daran
auszurichten, wie er »am wirkungs-
vollsten und schonendsten« zu Frie-
den und Stabilitét fithre. Wiederholt
schon hatte er auf diese Bedingung
hingewiesen und eine Mehrdimensi-
onalitit der Verteidigung gefordert.
Herzog lobte zwar die offene und
in die Gesellschaft integrierte Bun-
deswehr mit ihrem »vorbildlichen
Bildungssystem«, der »konkurrenz-
fahigen Unternehmenskultur« und
ihrer »modernen Fiihrungsphiloso-
phie«, wie er die Innere Fiihrung
richtigerweise nannte, mahnte aber
auch ein »unverkrampfteres Verhlt-
nis zwischen Streitkriften und Gesell-
schaft« an. Soldaten »handelten im
Vollzug des politischen Willens« und
sollten sich daher auf einen breiten
Konsens in Politik und Bevélkerung
abstiitzen konnen. Wenige Monate
spéter bewies die Bundeswehr nicht
nur ihre Fahigkeit als wirksames In-
strument der Aullenpolitik, sondern
auch der Krisenvorsorge: Im Miirz
1997 evakuierten deutsche Soldaten
bei der »Operation Libelle« in Alba-
nien unter Schusswaffengebrauch in
Not geratene Zivilisten.
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om 24. Mirz bis zum 10. Juni

1999, d.h. in den letzten Mona-
ten der Amtszeit Herzogs und zum
50. Jahrestag der Griindung sowohl
der Bundesrepublik Deutschland als
auch der Nordatlantischen Allianz,
kam es zum Lufteinsatz der NATO
gegen Jugoslawien, dem »Kosovo-
Krieg«. Erstmals waren auch Soldaten
der Bundeswehr daran beteiligt. Da
es aber fiir den NATO-Einsatz keinen
Beschluss des Sicherheitsrates der
Vereinten Nationen gab — Russland
und China hatten einer militirischen
Intervention nicht zugestimmt — sind
viele Vilkerrechtler bis heute der An-
sicht, dass die NATO dem in Artikel
2 Abs. 4 der UN-Charta formulierten
Gewaltverbot zuwidergehandelt habe,
und der Krieg gegen Jugoslawien da-
mit vilkerrechtswidrig war. Herzog hat
seine Haltung zum Krieg oft dargelegt,
so u.a. beim Festakt zum 25-jghrigen
Bestehen des Hamburger Instituts fiir
Friedensforschung am 18. September
1996 im Rathaus der Hansestadt:

»Der Krieg, der in der Geschichte

der Menschheit immer ein Un-

gliick war, ist in den vergangenen

Jahrzehnten, wenn ich so sagen

darf, etn immer grofieres Ungliick

geworden. <"’

Gleichwohl war Herzog — wie er
es bereits 1990 in Fellbach vor den
Kommandeuren der Bundeswehr an-
gedeutet hatte — der Auffassung, es
giibe unabhiingig von Art. 51 der UN-
Charta im Vélkerrecht ein Gewohn-
heitsrecht der Staatengemeinschaft
zur »Nothilfe« zugunsten einer von
ihrem Heimatstaat drangsalierten
ethnischen Minderheit. In der Plenar-
sitzung des Deutschen Bundestages
am 5. Mai 1999 berief sich der Frak-
tionsvorsitzende der SPD, Dr. Peter
Struck, auf eine Ansprache Herzogs
an der Universitit Freiburg am 28.
April 1999:

»Bundesprdsident Herzog hat die

Entscheidung der EU-Regierungs-

chefs als den Beleg dafiir gewertet,

dass der europdische Zug wieder
ins Rollen gekommen ist; denn
sie bedeutet nach Meinung des

Prasidenten nicht mehr und nicht

weniger, als dass die Europder

19 Herzog, Roman — Demokratie als Frie-
densstrategie. Reden und Beitriige des
Bundesprisidenten, hrsg. von Dieter S.

Lutz, Baden-Baden 1997, S. 184.
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Staatsbesuch in Slo-
wenien. VI.n.r.: Bun-
desprésident Herzog,
Oberst i.G. Heider,
Staatsprésident Milan
Kucan und dessen mi-
litarischer Adjutant .
(Foto: Privatarchiv
BrigGen a.D. Heider)

Seite an Seite Gefahren fiir Leib

und Leben ihrer Soldaten auf sich

nehmen, um Menschenrechte und
damit Demokratie als gemeinsame

Werte durchzusetzen und zu vertei-

digen.«*

Ist dies ein Plddoyer Herzogs fiir
den Einsatz militirischer Gewalt? Ja,
aber nur in sehr engen Grenzen, und
genau diese hatte er im Dezember
1996 an der Fiihrungsakademie in
Hamburg am Beispiel des NATO-Ein-
satzes auf dem Balkan umrissen:

»Der Krieg im ehemaligen Jugo-

slawien hat jedoch gezeigt: Wenn

diplomatische, politische und
wirtschaftliche Mittel nicht aus-
reichen, ist in letzter Konsequenz
der entschlossene Einsatz von

Streitkrifien auch heute noch ein

Miitel der Politik, um Aggression

einzuddmmen und Wege fiir poli-

tische Losungen zu dffnen. «

Doch ihr Einsatz — so ergiinzte
Herzog — miisse sich daran messen,
wie er im Gesamtzusammenhang

»am ehesten, wirkungsvollsten und
schonendsten zum Frieden, zur Be-
endigung von Gewalt und damit
zu dauerhafier Stabilitiit beitrdigt.
... Der Einsatz von Streitkrdfien
spielt im Gefiige des aufen- und
sicherheitspolitischen Instrumen-
tariums zwar eine Rolle, aber es ist
eine spezifische und, fast méochte
man sagen auf das Unvermeid-
liche gerichtete Rolle.«

or dem Weltwirtschaftsforum in
Davos am 28. Januar 1999 be-
nutzte Herzog den Begriff »Imperativ
der Verantwortung” des Philosophen
Hans Jonas (1903-1993) und in sei-

20 Plenarprotokoll 14/38 vom 05.05.1999,
Seite 3075.

ner Ansprache zum 50. Jahrestag der
Griindung der Bundesrepublik am
24. Mai 1999 sprach er von einer
schweren Entscheidung, doch »es
reiche nicht Menschenrechte nur zu
fordern. Sie miissen auch tatsichlich
verwirklicht und im Extremfall auch
durchgesetzt werden.« Zugleich aber
wies er — wie schon an der Fiihrungs-
akademie — daraufhin, dass »der Ein-
satz militirischer Gewalt ... heute und
in Zukunft immer nur ultima ratio«
sein diirfe.
»Er bedarf sorgfiltigster Abwii-
gung, auch hinsichtlich der ange-
wandten Mittel, und das oberste
politische Ziel, der Frieden und
die Wahrung der Menschenrechte,
darf nicht fiir einen Moment aus
den Augen gelassen werden. «
Bereits am 26. April 1999 hatte
Herzog anlisslich des Besuches des
Generalsekretirs der Vereinten Nati-
onen, Kofi Annan, im Berliner Hotel
Adlon zum Kosovo-Krieg Stellung
bezogen:
»Die Tetlnahme deutscher Solda-
ten ist aber gerade eine Lehre auch
aus unserer eigenen Geschichie:
Wer Volkermord und menschenver-
achtender Gewalt tatenlos zusieht,
der macht sich selbst schuldig.
Der Kosovo- Konflikt ist Test fiir
unsere Entschlossenheit ... Wenn
die NATO ohne ausdriickliches
Mandat des Sicherheitsrates im
Kosovo eingriff, so geschah das
doch in Anlehnung an Resoluti-
onen der Vereinten Nationen und
zur Beendigung der Gewalt des
MiloSevic-Regimes, die auch von
den Vereinten Nationen verurtetilt
wurde«.
Herzog baut hier allerdings ein
zerbrechliches rechtliches Konstrukt,
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in dem er von einer Duldung und in-
neren Billigung durch den Sicher-
heitsrat ausgeht. Dass der Luftkrieg
der Allianz gegen Rest-Jugoslawien
jedoch wirklich erst nach Ausschop-
fung aller diplomatischen Schritte er-
folgte, ist umstritten. Bundeskanzler
Gerhard Schréder begriindete zwar
den deutschen Schritt zur Gewalt in
der 31. Sitzung des Deutschen Bun-
destages am 26. Marz 1999 damit,
dass das Biindnis dazu gezwungen
worden wire, »um weitere schwere und
systematische Verletzungen der Men-
schenrechte im Kosovo zu unterbinden
und um eine humanitdre Katastrophe
dort zu verhindern«. Auch Strafantrige
beim Generalbundesanwalt wegen ei-
ner Beteiligung der Bundeswehr wur-
den abgewiesen, da die Entscheidung
der Bundesregierung gerade nicht in
der Absicht vorgenommen worden
wire, das friedliche Zusammenleben
der Voélker zu storen, und eine Ver-
letzung des Artikels 26 des Grund-
gesetzes damit nicht gegeben wire.
Gleichwohl bleibt ein schaler Nach-
geschmack, denn offenbar entsprach
das der Offentlichkeit vermittelte La-
gebild hinsichtlich der Vertreibungen
im Kosovo und deren Einstufung als
Vélkermord nicht den tatséichlichen
Gegebenheiten.

athos und zu groBles staatliches
Gepriinge war und ist dem bo-
denstidndigen, niichternen und ana-
lytischen, bisweilen auch ironischen
Herzog — wie vormals Heuss und Hei-
nemann — fremd. » Hoheitsvolles Tra-

Literatur:

BMVg — »Streitkriifte in der Demo-
kratie — Reden von Bundespri-
sident Roman Herzog«, Sonder-
druck — ohne Ort & Datum.

Bulletin 2005 — CD des Presse- und
Informationsamtes der Bundes-
regierung — Jahrgang 1996 bis
2005.

Diekmann, Kai; Reitz Ulrich; Stock,
Wolfgang: Roman Herzog — Der
neue Bundesprisident im Ge-
spréich. Bastei-Liibbe-Taschen-
buch, Band 61. Bergisch Glad-
bach 1994.
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ra als typische Kulisse fiir autoritires
Gehabe geht ihm gegen den Strich«.”
Auch militirische Formen hat er da-
her distanziert, gleichwohl aber mit
Akzeptanz und im Wissen um ihre
Notwendigkeit und Hintergriinde
— bisweilen auch mit fein dosiertem
Humor — betrachtet. Beim Staatsbe-
such in Brasilien im November 1995
spielte die Militdrkapelle auf dem
Flugplatz Salgado Filho in Porto Ale-
gre bei der Ankunft des Bundespri-
sidenten die Hymne der ehemaligen
DDR (»Becher-Hymne«). Herzog,
der »zunichst gar nicht merkte, was
da posaunt wurde« — so die FAZ vom
26.11.95 — reagierte gelassen, und
auch Oberst Heider, sein Verbin-
dungsoffizier, behielt die Hand zur
Ehrenbezeugung an der Schirmmiitze.
Herzog meinte danach:

»Ich hab® in den Augenwinkeln

meinen Adjutanten griiffend gese-

hen und dann sind wir halt stehen
geblieben. «*

Mit dieser diplomatischen Grof3-
ziigigkeit tibersahen beide die Panne,
ersparten dem ohnehin blamierten
Gastgeber einen Eklat und ordneten
das Versehen der Rubrik »Episoden«
zu.

»Sein Watschelgang versperrt ihm
die Méglichkeit, eine Ehrenformation
der Bundeswehr so schneidig abzu-
schreiten wie Richard von Weizsicker
es demonstrierte«, schreibt Wiede-

21 Keller, Peter: Prisident Herzhaft, S. 122.
22 zitiert nach: Heider, Ulrich, BrigGen
a.D. vom 05.02.2007.

Filmer, Werner; Schwan, Heribert:
Roman Herzog — Die Biogra-
phie. C. Bertelsmann Verlag,
Miinchen 1994.

Herzog, Roman: Reden und Inter-
views (L. Juli 1994 — 30. Juni
1995) Band 1/1. Hrsg. Presse-
und Informationsamt der Bun-
desregierung 1995.

Herzog, Roman: Demokratie als
Friedensstrategie — Reden und
Beitridge des Bundesprisi-
denten, hrsg. von Dieter S. Lutz.
Baden-Baden 1997.

meyer siiffisant.?® Doch dies ist, weil
nur auf die Optik bezogen, zu vorder-
griindig. Es gibt auch Generale, die
vor der Front keinen iiberzeugenden
visuellen Eindruck machen. Wich-
tiger hingegen sind Integritit, Glaub-
wiirdigkeit und eine klare Sprache.
Genau damit konnte Herzog — getreu
seinem Motto »Wahrheit und Klarheit«
— die Soldaten iiberzeugen und fand
so schnell Kontakt zu ithnen. Herzog
hielt nicht nur der Bundeswehr, son-
dern der gesamten Gesellschaft, vor
allem deren Eliten, den Spiegel vor,
wies auf Fehlentwicklungen hin und
gab Leitlinien:

»Eliten miissen sich durch Lets-

tung, Entscheidungswillen und

thre Rolle als Vorbild rechiferti-
gen«,
sagte er am 26. April 1997 in Ber-
lin in seiner sog. »Ruck-Rede«; die
militédrische Fithrung ist darin einge-
schlossen.

Auch nach seiner Amtszeit lief3
Herzog die Verbindung zur Bundes-
wehr nicht abreilen: so weilte er
anlisslich der Kieler Woche im Juni
2002 — zum wiederholten Male — an
Bord des Segelschulschiffes »Gorch
Fock«. Einen Monat spéter gratulierte
er als Mentor des 86. Lehrgangs fiir
Offizieranwérter (OA) der Luftwaffe
den 286 Soldaten — darunter erstma-
lig auch 27 weiblichen — zum bestan-
denen Lehrgang an der Offizierschule
der Luftwaffe in Fiirstenfeldbruck.

23 Wiedemeyer, Wolfgang: Roman Herzog
Der erste gesamtdeutsche Priisident,

S. 18.

Herzog, Roman: Der unbequeme
Prisident. Verlag Bonn aktuell
2002.

Herzog, Roman: Der unbequeme
Prisident — Roman Herzog im
Gesprich mit Manfred Bissinger
und Hans-Ulrich Jorges. Hoff-
mann und Campe, Hamburg
1994.

Keller, Peter: Priasident Herzhaft.
Mut-Verlag, Asendorf 1995.
Wiedemeyer, Wolfgang: Roman Her-
zog. Der erste gesamtdeutsche
Prisident. Verlag Bonn aktuell.
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50 JAHRE BUNDESWEHR U. Z-KDV

Viel Gegenwind — 50 Jahre Zentralstelle
fiir Kriegsdienstverweigerer

VoN KNA-MITARBEITERIN ANTONIA GEMEIN

napp drei Millionen junge Ménner haben bislang in Deutsch-
land den Kriegsdienst verweigert. Jahrzehntelang als »Ohne-

ichel« oder »Drickeberger« beschimpft, mussten sie sich
lange Zeit vor Prifungsausschissen rechtfertigen und ihre Gewis-
sensgrunde darlegen. Dass sie dem oft harten gesellschaftlichen
Gegenwind trotzen konnten, hat auch mit einer Einrichtung zu tun,
die am 2. Mérz 50 Jahre alt wurde: der Zentralstelle fir Recht und
Schutz der Kriegsdienstverweigerer aus Gewissensgrinden im nie-
dersdchsischen Bockhorn. »Niemand darf gegen sein Gewissen zum
Kriegsdienst mit der Waffe gezwungen werdenc, heif3t es im Grund-
gesetz. Um dieses nach den Erfahrungen des Nationalsozialismus
in die Verfassung eingefigte Recht durchzusetzen, betreibt die aus
Spenden finanzierte Organisation Lobbyarbeit, berét Parlamente

und Gerichte und setzt sich fir Verweigerer ein.

Die in der Tradition der Friedens-
verbdnde der Weimarer Republik ste-
hende Zentralstelle KDV wurde am
2. Mérz 1957 in Dortmund gegriindet.
Wenige Monate zuvor war das Wehr-
pflichtgesetz in Kraft getreten; die
Debatte um die Wiederbewaffnung
hatte die Bundesrepublik gespalten.
Am 1. April 1957 traten die ersten
Rekruten ihren Dienst in der Bundes-
wehr an. Traumatisiert von den Erin-
nerungen an den Zweiten Weltkrieg,
ergriffen Pazifisten die Initiative: Der
Theologe Friedrich Siegmund-Schult-
ze wurde zum ersten Prisidenten der
Zentralstelle gewdhlt.

Heute tragen mehr als 30 Mit-
gliedsverbidnde die Zentralstelle.
Von den Quikern iiber kirchliche
Verbinde bis zu den Jungsozialis-
ten reicht das vielfarbige Biindnis.
Die Initiativen stort vor allem, dass
eine KDV aus Gewissensgriinden
zwar Verfassungsrang hat, aber
dennoch einer Uberpriifung unter-
liegt. Die Rate derjenigen, die bei
der vermeintlichen Gewissenspriifung
durchfielen, war grof3. Hunderttau-
sende hatten auch nach mehrfachen
Priifungsverfahren keine Chance und
mussten zum Bund. Mancher packte
deshalb lieber seine Koffer und floh
ins entmilitarisierte Berlin, erinnert
sich Geschiiftsfiihrer Peter Tobiassen.
Deshalb sieht die Zentralstelle ihren
groften Erfolg auch in der Abschaf-
fung der Priifungsverfahren 2003.
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»Zu unseren wichtigsten Errun-
genschaften gehort auch die gleiche
Besoldung von Wehr- und Zivildienst-
leistenden«, zihlt Tobiassen weitere
Erfolge und Misserfolge auf. Heftig
attackierte 1984 der damalige Vorsit-
zende und evangelische Pastor Ulrich
Finckh auch die »Strafmonate«, die
den Zivildienst gegeniiber dem Wehr-
dienst um ein Drittel verldngerten. Das
hatte das Bundesverfassungsgericht
wegen der hohen Wochendienstzeiten
bei der Bundeswehr zugelassen. Mitt-
lerweile herrscht wieder Gleichstand.
Weitere Meilensteine waren die Ab-
senkung des Einberufungsalters von
28 auf 23 Jahre und nahezu gleiche
BerufsfordermaBBnahmen fiir die Zivis,
erinnert sich Tobiassen.

Trotz des inzwischen bedeutend
besseren Images der Kriegsdienst-
verweigerer sieht die Zentralstelle

Logo zum Fest auf der Website
<www.zentralstelle-kdv>

bei 10.000 Anfragen im Jahr noch
geniigend Aufgaben vor sich. So for-
dert sie von der groBen Koalition An-
derungen bei der Einberufungspraxis
von Wehr- und Zivildienstleistenden.
Weil Dienstleistende ein Jahr linger
Studiengebiihren zahlen miissten,
solle auf die Einberufung von Abi-
turienten mit Studienplatz zuniichst
verzichtet werden und diese erst
nach dem Studium erfolgen. »Eben-
so schwer trifft es Menschen, die aus
ihrem Arbeitsverhélinis gerissen wer-
den«, beschreibt der Geschiiftsfiihrer
die Hirtefille.

Zudem liegt nach Auffassung
der Zentralstelle eine generelle Be-
nachteiligung von Zivil- gegeniiber
Wehrdienstleistenden vor. »Der Ver-
teidigungsminister hat jiingst verkiin-
det, 51.000 junge Ménner einberufen
zu wollen. Dann bleiben aber rund
389.000 im gleichen Alter iibrig, die
nicht mehr gebraucht werden und nie
etwas von der Bundeswehr horen«,
so Tobiassen. Demgegeniiber wiirden
rund 85.000 junge Méanner zum Zivil-
dienst einberufen. Nach dem Willen
der Zentralstelle sollen nicht mehr
Verweigerer zum Zivildienst herange-
zogen werden als Wehrpflichtige zum
Grundwehrdienst. [

VOR 400 JAHREN:

wurde 1607 in Grifenhainichen bei Wittenberg geboren und
starb 1676 in Liibben im Spreewald. Gerhardts Lieder gehoren
zum Weltkulturerbe und werden in vielen Sprachen gesungen. Lieder
mit seinen Texten finden sich auch im katholischen Gebets- und Ge-
sangbuch »Gotteslob«. Zu Gerhardts bekanntesten Werken gehéren »O
Haupt voll Blut und Wunden«, »Lobet den Herren« und »Ich steh an

D er evangelische Kirchenlied-Dichter und Pfarrer Paul Gerhardt

deiner Krippe hier«.  (KNA)

Paul Gerhardt geboren:
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KIRCHE UNTER SOLDATEN:

-

katholisch.de: Warum engagiert sich
die Kirche innerhalb der Bundes-
wehr?

Bischof Mixa: Die Militirseelsorge
ist Ausdruck der kirchlichen Sorge
fiir die Soldaten und Soldatinnen.
Die Kirche weil3 sich — das Zweite
Vatikanische Konzil hat dies noch
einmal besonders betont — zu einer
Militéirseelsorge verpflichtet, die die
Soldaten spirituell und diakonisch
begleitet, aufgrund eben der Lebens-
bedingungen dieser Soldaten. Fiir den
Beruf des Soldaten sind verschiedene,
spezifische Risiken charakteristisch
die — gerade in den letzten Jahren
angesichts einer wachsenden Anzahl
militdrischer Kriseninterventionen
— uns allen deutlicher als in fritheren
Jahren bewusst werden. Soldaten
miissen das Risiko ihrer eigenen
Schidigung akzeptieren, werden mit
Zerstorungen und Grausamkeiten
konfrontiert und handeln in Krisen
und Gefidhrdungssituationen, in de-
nen sie auch psychischen Belastun-
gen ausgesetzt sind. Jeder Soldat trigt
zudem ein hohes moralisches Risiko,
denn er ist fiir Situationen ausgebildet
in denen Gewaltanwendung erforder-
lich sein kann. Gewaltanwendung ist
immer ein Ubel und ethisch rechtfer-
tigungsbediirftig. Deshalb spricht die
Apostolische Konstitution — »Spiri-
tuali militum curae« (1989) — von
den besonderen Lebensbedingungen
der Soldaten, die auch eine beson-
dere Form der Seelsorge notwendig
machen.

katholisch.de: Wie ist aus Ihrer Sicht
der Stellenwert der Militirseelsorge
innerhalb der Bundeswehr?

Bischof Mixa: Die Militirseelsorge
ist der vom Staat gewiinschte und
von den Kirchen geleistete Beitrag
zur Sicherung der freien religiosen
Betiitigung und der seelsorgerlichen
Begleitung der Soldatinnen und Sol-
daten der Deutschen Bundeswehr.
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Diese seelsorgerliche Begleitung der
Soldaten im Auslandseinsatz aber
auch zu Hause findet in der Bundes-
wehr hohe Anerkennung. Im Einsatz
tragen unsere Seelsorger erheblich
dazu bei, personliche Probleme so-
wie Grenzerfahrungen des mensch-
lichen Lebens in einem christlichen
Horizont aufzuarbeiten. Ich kann hier
nur Beispiele der Titigkeitsfelder un-
serer Militédrseelsorger anfithren. Wir
feiern Gottesdienste mit den Soldaten,
wir leisten Beistand bei Verwundung
und Tod und wir tragen in letzter Zeit
verstirkt Sorge fiir die Familien der
Soldaten, die hohen Belastungen aus-
gesetzt sind.

katholisch.de: Wie beurteilen Sie das
ethische Grundgeriist in der Bundes-
wehr?

Bischof Mixa: Das ethische Grund-
geriist der Bundeswehr wird bestimmt
durch die Konzeption der Inneren
Fithrung. Wir deutschen Bischife
haben im November 2005 in unserer
Erkldrung — »Soldaten als Diener des
Friedens. Erklidrung zur Stellung und
Aufgabe der Bundeswehr« — diese
Konzeption der »Inneren Fithrung»
ausdriicklich gewiirdigt. In ihren
Grundziigen besagt sie:

Erstens ist militdrisches Handeln
durch die Rechtsordnung begrenzt.
Der Befehlsgewalt und Gehorsams-
pflicht der Soldaten sind damit Gren-
zen geselzt. Zweitens sind die Grund-
und Menschenrechte der Soldaten
geschiitzt. Militdrisch notwendige
Einschrinkungen dieser Rechte wer-
den durch Gesetze geregelt. Drittens
ist jeder Soldat deshalb »Staatsbiirger
in Uniform«.

Damit ist ein demokratiekonformes
Leitbild eines »guten Soldaten« for-
muliert, der verantwortlich handelt,
iiber moralische Urteils- und Hand-
lungskompetenz verfiigt und sich
einem demokratischen Ethos des Re-
spekts vor dem Menschenrecht aller
verpflichtet weil3. Diese Grundsiitze
sind in der Bundeswehr unstrittig. In
allen militédrischen Vorschriften zur
Inneren Fiihrung wird die Verpflich-
tung der Soldaten, die Menschenwiir-

Militdrbischof Dr. Walter Mixa im Gesprdch mit katholisch.de

de zu achten und zu schiitzen, beson-
ders betont.

katholisch.de: Was muss sich Ihrer
Meinung nach dndern, damit sich
Vorfille wie die »Totenschindung»
zukiinftig nicht wiederholen?

Bischof Mixa: Natiirlich ist ein Leit-
bild wie das des »Staatsbiirgers in
Uniform« nicht »angeboren», sondern
muss »gebildet« werden. Die Bundes-
wehr kann deshalb nicht nachlassen
in ihren Bemiihungen — die »Toten-
schiindung« in Afghanistan und die
Ereignisse in Coesfeld vor einigen
Jahren zeigen dies deutlich — mog-
lichst fiir alle Soldaten und Solda-
tinnen ethische Bildungsprozesse
zu initiieren. Die Militdrseelsorge
unterstiitzt diese Bemiihungen durch
die Erteilung eines Lebenskundlichen
Unterrichtes.

katholisch.de: Gibt es vor dem aktu-
ellen Hintergrund steigender Ausland-
seinsdtze Uberlegungen, Militirseel-
sorge wetter auszubauen?

Bischof Mixa: Dass mich immer
wieder Anfragen aus der Truppe er-
reichen, in denen um Militirseelsor-
ger fiir bestimmte Einsalzorte gebeten
wird, ist zweifellos ein Zeichen grol3-
er Wertschitzung dieses kirchlichen
Dienstes. Bei unserer derzeitigen
Personalstirke sind nicht alle For-
derungen erfiillbar, auch wenn ich
dies als verantwortlicher Bischof nur
bedauern kann. Die seelsorgerliche
Einsatzbegleitung hat zwar oberste
Prioritiit. Gleichzeitig muss aber die
Militirseelsorge auch in den Heimat-
standorten gewiihrleistet werden, nicht
zuletzt fiir die einsatzbetroffenen Sol-
datenfamilien. Ich sehe derzeit keine
Méglichkeit, zusitzliche Stellen fiir
Militdarseelsorger zu schaffen. Aller-
dings wird im Katholischen Militéir-
bischofsamt alles Menschenmégliche
getan, um die vorhandenen Personal-
ressourcen optimal zu nutzen.

katholisch.de: Wie beurteilen Ste
den Gegensatz zwischen Glaube und
Krieg? Wiirde die katholische Kirche
im Rahmen der Militirseelsorge z. B.
einen Einsatz deutscher Soldaten im
Irakkrieg mittragen?
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Bischof Mixa: Kriegerische Gewalt-
anwendung ist niemals gottgewollt.
Ein Krieg kann in bestimmten Situ-
ationen aber das kleinere Ubel sein,
so zum Beispiel die Abwehr eines
Angriffs zur Selbstverteidigung oder
zur Verteidigung eines Wehrlosen.
Die Auslandseinsétze unserer Bun-
deswehr beruhen auf Beschliissen des
Deutschen Bundestages und damit
letztlich auf den Gewissensentschei-
dungen der Abgeordneten. Die katho-
lische Kirche respektiert diese demo-
kratisch getroffenen Entscheidungen
und die Militdrseelsorger begleiten
die Soldaten bei diesen Einsiitzen.

katholisch.de: Was bedeutet es fiir die
Arbeit der Katholischen Militiirseel-
sorge, dass immer mehr Angehorige
anderer Religionen innerhalb der
Bundeswehr vertreten sind?

Bischof Mixa: Exakte Zahlen, wie
viele Angehorige nichtchristlicher
Religionen in der Bundeswehr Dienst
tun, sind nicht vorhanden. Es gibt
aber keinen Grund zur Annahme,
dass hier die Zahl 1.000 iiberschritten
sei. Die freie und ungestorte Religi-
onsausiibung gilt fiir alle Soldatinnen
und Soldaten. Die Glaubens-, Gewis-
sens- und Bekenntnisfreiheit fiir alle
Religionsgemeinschaften sind deshalb
in der Bundeswehr gewihrleistet. Die
Militéirseelsorge unterstiitzt die Anlie-
gen nichtchristlicher Soldaten nach
Seelsorge und einer Lebensgestal-
tung nach den Vorschriften ihrer je-
weiligen Religion. Sie steht auch den
militdrischen Vorgesetzten beratend
zur Verfiigung, falls Fragen im Um-
gang mit nichtchristlichen Soldaten
entstehen. Trotz einer leicht wach-
senden Zahl muslimischer Soldaten,
sind in den Streitkriften dadurch kei-
ne Probleme entstanden bzw. wurden
diese schnell und pragmatisch, unter
Beriicksichtigung der grundlegenden
Rechte nichtchristlicher Soldaten,
etwa in der Frage religioser Speise-
vorschriften, gelost.

katholisch.de: Welche Rolle spielt
Okumene in der Militirseelsorge und
welche Herausforderungen sind damit
verbunden?

Bischof Mixa: Es ist erst wenige Tage
her, dass unser Heiliger Vater Papst
Benedict XVI. in einer Audienz zu
deutschen Pilgern sagte, dass die ge-
meinsame Sorge fiir die Menschen ein
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wichtiger Schritt ist, damit Christen
sich niher kommen. In den 50 Jahren,
in denen eine katholische und eine
evangelische Militdrseelsorge in der
Deutschen Bundeswehr ihren Dienst
taten, kam es zu vielféltiger Zusam-
menarbeit in unserer gemeinsamen
Sorge fiir die Soldaten zu Hause, im
Einsatz und bei deren Familien. Ohne
diese Kooperation und partnerschaft-
liche Zusammenarbeit konnte vieles,
was die Militdrseelsorge fiir die Sol-
daten tut, nicht geschehen. In dem
man sich in der gemeinsamen Arbeit
nidher kennenlernt, wird gerade das
Trennende um so schmerzhafter erfah-
ren. Wir sind noch auf dem Weg zur
Einheit, die ein Geschenk Gottes ist.
Viele Soldaten, deren konfessionelles
Bewusstsein oft nicht ausgeprigt ist,
formulieren Erwartungen, gerade
was die sonntiiglichen Gottesdienste
betrifft, die diese Differenzen und
Unterschiede nicht mehr beriicksich-
tigen. Hier miissen wir unser katho-
lisches Selbstverstindnis behaupten
und durchsetzen, auch wenn dies bei
Soldaten und oft auch bei unseren
evangelischen Partnern auf Unver-
stdndnis stobt.

katholisch.de: Welchen Stellenwert hat
die Militirseelsorge innerkirchlich und
in welcher Form wird sie unterstiitzt?

Bischof Mixa: Die Sorge fiir die
Soldaten ist eine gesamtkirchliche
Verantwortung. RegelméBig berichte
ich meinen bischéflichen Mitbrii-

dem amtierenden Bundesminister,
funktioniert erfreulich reibungslos
und effizient. Dies war auch bereits
bei beiden Vorgéngern, mit denen ich
in meiner Funktion als Militidrbischof
zusammenarbeiten konnte, der Fall.
Auch hinsichtlich der Administration
ist der Kontakt gut.

katholisch.de: Was fiir ein Feedback
bekommen Sie von den Militiarpfarr-
ern, die im Ausland waren?

Bischof Mixa: Fast jeder Militir-
pfarrer, der einen Auslandseinsatz
seelsorgerlich begleitet hat, berichtet
von der guten Erfahrung als Seelsor-
ger wirklich beansprucht worden zu
sein.

An den Einsatzorten leben die Geist-
lichen in enger Verbundenheit mit der
Truppe. Sie teilen die nicht immer an-
genehmen Lebensbedingungen der
Soldatinnen und Soldaten. Sie teilen
auch die vielfiltigen Gefahren eines
militdrischen Einsatzes. Aber dieses
gemeinsame Aushalten lebenswidriger
Umstédnde schafft eine Vertrautheit
zwischen Seelsorger und Gemeinde,
die sich viele zivile Pfarrer wiinschen
wiirden. In einem Feldlager gibt es
keine »Schwellenangst» vor Kirche
und Pfarrhaus. Der Militdrpfarrer ist
immer prisent und ansprechbar.

katholisch.de: Herr Bischof, wir dan-
ken Ihnen fiir dieses Gesprdch.

Gunda Ostermann und

Jens Ofiera

Interview:

Militarbischof Dr. Walter Mixa im Gespréch
mit Verteidigungsminister Dr. Franz-Josef Jung

am 12. Februar anlésslich eines Besuches

im BMVg (Foto: www.bundeswehr.de)

dern auf den Vollversammlungen der
Deutschen Bischofskonferenz von
der Arbeit der Militéirseelsorge. Trotz
eines spiirbaren Mangels an Priestern
in vielen Bistiimern, stellen die ka-
tholischen Bischéfe in Deutschland
immer wieder Priester und auch Pas-
toralreferenten fiir den Dienst in der
Militirseelsorge frei. Dies dokumen-
tiert die Solidaritit mit und die Ver-
antwortung fiir die Soldaten.

katholisch.de: Wie beurteilen Sie die
Zusammenarbeit mit dem Bundesver-
teidigungsministerium?

Bischof Mixa: Die Zusammenar-
beit mit dem Bundesministerium der
Verteidigung, insbesondere auch mit
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Einladung

49 INTE HHATFEI NALE SOLDATE NWELL FAHRT

sPElennage Mi & Inberrialonal

Anmeldung bl Ihrép Katholischen Siandaripfarrer!
SeH 1958 treffen sich jedes Jahr Soldaten aus etwa

30 Nationen in Lourdes / Sudfrankreich zur Interna-

tionalen Soldatenwallfahrt. Aus der Bundesrepublik
Deutschland gab es bisher Gber 100.000 Teilnehmer.
Die 49. Internationale
Soldatenwallfahrt steht [ AGSH]

_ U
unter dem Leitwort: G.IQIT’T"E
Am Mittwoch, den 9. Mai |

2007, fahren voraussicht-
lich drei Sonderzige aus
Kiel, Neubrandenburg,
und Minchen zu dem
grofiten Wallfahrtsort der
Katholischen Kirche. Die
Ruckkehr in die Standorte
wird am Dienstag, den
15. Mai 2007, erfolgen.
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Auf Grund des Erlasses BMVg - FG S | 3
- Az 36-01-06 vom 15.12.1998 gilt:
Soldaten kann gem. § 9 Soldatenur-
laubsverordnung (SUV) in Verbindung
mit Nr. 74 der AusfUhrungsbestim-
mungen zur SUV (ZDv 14/5 »Solda-
tengesetz» F 511) fur die Teilnahme
an der Wallfahrt Sonderurlaub im
notwendigen Umfang gewdéhrt wer-
den, wenn dienstliche Grunde nicht
entgegenstehen. Die Anrechnung von
Erholungsurlaub bzw. Freistellung vom
Dienst ist nicht zulassig.
In Lourdes erwartet Sie ein volles Pro-
gramm unter dem Motto:

»BEGEGNUNG — FREUDE — BESINNUNG

— GEBET — FREUNDSCHAFT — FRIEDE».

Aus dem Programm:

Donnerstag: Besichtigung des
Wallfahrisbezirkes und der Stadt

Freitag: Deutscher Eréffnungsgottes-
dienst mit dem Militarbischof.
- Kreuzweg — Fufiwallfahrt
— Internationale Eréffnungsfeier.

Samstag: HI. Messe mit dem Militéar-
bischof — Begegnung mit dem
Militarbischof im Zeltlager,
Internationales Gebet mit den
Kranken
— Internationale Lichterprozession.

Sonntag: Internationale HI. Messe
— Internationale Abschiedsfeier
— Konzert des deutschen Musik-
korps.

Auf der Hin- und Rickfahrt ist je ein
Zwischenaufenthalt von mehreren
Stunden vorgesehen.

Ihre Eigenleistung fur
Fahrt, Unterkunft und Verpflegung:
(inkl. Krankenzusatzversicherung)

* im Zeltlager:
Grundwehrdienstleistende  75,- EUR
Zeit- u. Berufssoldaten 150,- EUR

* im Hotel:
Grundwehrdienstleistende

und deren Ehepartner  je 225, EUR
Zeit- / Berufssoldaten und

deren Ehepartner je 325,- EUR
Zivilangehérige der Streitkrafte,
ehemalige Soldaten und

deren Ehepartner je 475,— EUR
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ZENTRALE VERSAMMLUNG (ZV) DER KATHOLISCHEN SOLDATEN:

KIRCHE UNTER SOLDATEN

»Gewissen und Gehorsam» Schwerpunkithema fir katholische Soldaten

Auch im Jahr 2007 stellt die Zentrale Versammlung (ZV) der katholischen Soldaten
Fragen der Ethik und Wertevermittlung in der Bundeswehr in den Mittelpunkt

ma »SOLDATEN ALS DIENER DES FRIEDENS — GEWISSEN

UND GEHORSAM« auseinandergeselzt hatte, wird im
Jahr 2007 das Leitwort » SOLDATEN ALS DIENER DES FRIE-
DENS — WISSEN UM WERTE« im Vordergrund stehen. Dies
beschloss der Vorstand des Laiengremiums bei seiner Sit-
zung am letzen Januar-Wochenende in Berlin.

»Wir werden uns intensiv mit dem Thema ,WISSEN uM
WERTE® beschiiftigen», bestitigte der Vorsitzende des Gre-
miums, Stabsfeldwebel Ralf Eisenhardt. »Gerade nach der
durch die sogenannten Totenkopfbilder ausgelésten De-
batte um die Werteordnung innerhalb unserer Streitkraf-
te wollen wir als katholische Soldaten eindeutig Stellung
beziehen!»

Der parallel tagende Bundesvorstand der Gemeinschaft
Katholischer Soldaten (GKS) bestitigte dieses gemeinsame
Thementfeld fiir das Jahr 2007. Als Leitwort ihrer Jahresar-
beit wihlte sie die Formulierung » AN THREN WERKEN WERDET
IHR SIE ERKENNEN!« aus (s.a.S.75).

Ein weiterer Schwerpunkt der Vorstandssitzung war die
» NACHBARSCHAFTSHILFE». Dies ist ein Projekt, welches die
ZV seit Jahren gemeinsam mit RENOVABIS durchfiihrt.
Bisher wurden Projekte in Polen, Ruménien, Kroatien, der
Slowakei, Bulgarien, der Ukraine, Lettland und jetzt im
Kosovo gefordert. Dort wird zur Zeit das » LoyoLA-GYMNA-
siuM» durch Spenden aus Sammlungen und Kollekten bei

‘-\ ‘ achdem die ZV sich 2006 mit dem ethischen The-

Die Mitglieder des Vorstandes der Zentralen
Versammlung und ihre Funktionen (v.l.)

vorn: Hptm Hans-Georg Pauthner (Verbands-
vertreter im Vorstand), Genlt Karl-Heinz Lather
(Vertreter der ZV im ZdK), Juliane Petersen

(AG »Ehe, Familie, Partnerschaft»), Oberst a.D.
Richard Schmitt (Vertreter der ZV im ZdK),

OTL Stefan Graichen (AG »Information, Presse»);
Mitte: Major Gereon Graf (AG »Dienstalltag und
Christsein»), StFw Ralf Eisenhardt (Vorsitzender ZV
u. Vertreter im ZdK), StFw Peter Weber

(AG »Soziales Engagement»), StFw Ridiger Koethe
(AG »Gemeindearbeit»);

hinten: OFArzt Dr. Martin Keim (AG »Gesell-
schaftliches Engagement, Friede, Umwelt»),
Dipl.-theol. Manfred Heinz (Geschéftsfihrer ZV),
Siegfried Bradatsch (Sachbearb. Ref. »Seelsorge»);
nicht im Bild: Hans-Georg Schellhaas (AG
»Organisation, Planung») (Foto: ZV).
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Soldatengottesdiensten unterstiitzt. Das Loyola-Gymnasi-
um verfolgt eine optimistische Piddagogik. Die Erziehung
ist welt- und lebensbejahend und will zur ganzheitlichen
Bildung junger Menschen in der Gemeinschaft beitragen.
Dazu wird den Schiilern nicht nur Wissen vermittelt. Im
Mittelpunkt stehen die Wertevermittlung und wichtige As-
pekte der Personlichkeitsbildung.

Ein weiterer Kernpunkt war die Arbeit an einem ei-
genen Internet-Auftritt der ZV. Rechtzeitig zur nichsten
Woche der Begegnung im September dieses Jahres will die
ZV »online» sein. Auf ihrer Website will das Laiengremi-
um neben Information iiber die Struktur und die Aufga-
ben des organisierten Laienapostolats in der katholischen
Militdrseelsorge auch allgemeine Informationen iiber den
katholischen Glauben anbieten.

Die diesjdhrige Zentrale Versammlung der Soldaten
im Jurisdiktionsbereich des Katholischen Militéirbischofs
wird im Rahmen der »WoCHE DER BEGEGNUNG« vom 17. bis
zum 19. September in Augsburg-Leitershofen stattfinden.
Dazu werden rund achtzig Delegierte aus der gesamten
Bundesrepublik, aber auch aus Bundeswehrstandorten im
Ausland erwartet.

Die Zentrale Versammlung ist das hichste Laien-Gre-
mium innerhalb der katholischen Militirseelsorge, ver-
gleichbar mit einem Dibzesan- oder Katholikenrat. Sie

dient vor allem als Beratungsgremium des Katholischen
Militiarbischofs.  (Stefan Graichen)
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GEFUNDEN IM INTERNET: www.militaerseelsorge.bundeswehr.de/portal/a/kmba

Militirseelsorge in den Standorten

Die Menschen da abholen, wo sie stehen

Militirpfarrer Georg Piitzer, Katholischer Standortpfarrer Oldenburg
(Quelle KNA)

Der Katholische Standortpfarrer

Die Seelsorge in den Standorten und Militdr-Kirchengemeinden wird
von hauptamtlichen katholischen Militéirgeistlichen ausgeiibt. Die
Militirseelsorger (Militérpfarrer, Pastoralreferenten und Pastoralrefe-
rentinnen) werden dafiir einige Jahre von ihren Heimatdiézesen und
Ordensgemeinschaften freigestellt. Thren kirchlichen Auftrag erhalten
sie vom Militdrbischof. Die Militéirgeistlichen haben zivilen Status. Thre Rechtsverhéltnisse sind weitgehend
denen der Bundesbeamten angeglichen. Sie stehen in keinem militirischen Vorgesetzten- oder Untergebe-
nenverhiiltnis und haben keinen militdrischen Rang. An einer Reihe von Standorten iiben jedoch auch Orts-
pfarrer fiir eine nahe gelegene Kaserne den Dienst als Standortpfarrer im Nebenamt aus.

Katholische Standortpfarrer mit Soldaten (Quelle DPA)

Seelsorge am Arbeitsplatz

Militiargeistliche haben offenen Zugang zu den Kasernen und Ausbil-
dungseinrichtungen der Bundeswehr und sind somit am Arbeitsplatz
der Soldaten prisent. Sie sind Begleiter und Gespriichspartner fiir
Soldaten und Soldatinnen aller Dienstgrade und ihre Familienangeho-
rigen. Sie werden dabei von Pfarrhelfern und Pfarrhelferinnen unter-
stiitzt, die in den Dienststellen oft erste Ansprechpartner sind.

Die Standortpfarrer halten regelméBig Militdrgottesdienste und Andachten, spenden Sakramente, fithren Ex-
erzitien und Werkwochen durch und halten regelmifSig Sprechstunden in den militéirischen Unterkiinften ab.
Sie erteilen den Lebenskundlichen Unterricht und stellen sich fiir die Betreuung der Soldaten auch in der
Freizeit und auBerhalb der Kaserne zur Verfiigung.

Zum Standortpfarrer (Quelle KMBA)

So finden Sie Ihren Standortpfarrer

Starsdnitplare:
Eine Suchabfrage, die Thnen den fiir Sie zustéindigen Standortpfarrer
auswihlt, wird derzeit aufgebaut und befindet sich im Intranet der
Bundeswehr im Testbetrieb. Uber die Suche nach Ort und Bundesland
bzw. Stichwort erhalten Sie die Adresse, Telefonnummer und ggf.

weitere Informationen und regionale Seelsorgeangebote lhres Standort-
pfarrers, wenn sich dieser bereits mit einem eigenen Online-Auftritt prisentiert.

Bitte haben Sie Verstindnis dafiir, dass sich das Informationsangebot noch im Aufbau befindet und
sukzessive um weitere Standortauftritte erweitert wird.

Zur Adressen-Suchabfrage (DE) — Achtung: Bisher nur im Intranet verfiigbar!

J
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1. Politikergesprich
Nach  »Politikerge-
sprichen« mit  dem
Wehrbeauftragten  des
Deutschen Bundestages
Reinhold Robbe (SPD)
und mit dem Sprecher der
Arbeitsgruppe Verteidigung der CDU/CSU-Bundestags-
fraktion Bernd Siebert (MdB CDU) fand in diesem Jahr
am 09.11.2006 bereits das dritte Gesprich dieser Reihe
statt. Wiederum war ein sehr prominenter Gast eingeladen:
Bundesverteidigungsminister Dr. Franz Josef Jung. Anders
als bei sonstigen Politikergesprachen musste wegen des
zu erwartenden und tatséchlich eingetretenen groferen
Andrangs auch ein groBerer Raum gewiihlt werden. Daher
fand das Gespriich nicht wie sonst im KMBA, sondern in
der Julius-Leber-Kaserne statt. Dennoch wurde auch hier
der traditionelle vertrauliche Charakter der Gespriche
gewahrt. Dies gibt dem Gast die Moglichkeit, sich auch
zu schwierigen Themen offen zu dulern. So nahm auch
der Minister zu einer ganzen Reihe wichtiger Themen
der Sicherheits- und Verteidigungspolitik Stellung. Sein
eindrucksvolles Statement zu wichtigen Fragen wurde im
AUFTRAG, Heft 264/Dez. 2006, S. 5 {f., abgedruckt. Dem
Minister ging es aber sichtlich vor allem um das Gespriich
mit den anwesenden Soldaten und Militdrseelsorgern. Mo-
derator war der Vorsitzende des GKS-Sachausschusses »Si-
cherheit und Frieden», Brigadegeneral Josef Blotz, Kom-
mandeur der Panzergrenadierbrigade 30, Ellwangen.

2. Sitzungen des Exekutivausschusses der GKS (EA)
— Sitzung am 13. Nov. 2006, Bonn

Die Sitzung begann mit einem Riickblick des Bun-
desvorsitzenden auf die zuriickliegende Bundeskonfe-
renz in Ludwigshafen. Er hob hervor, dass das Thema
»SOLDATEN ALS DIENER DES FRIEDENS — GEWISSEN UND
GEHORSAM« richtig gewiihlt war und positive Aufnah-
me gefunden habe. Auch 2007 solle die Befassung mit
Fragen der ethischen Bildung fortgesetzt und vertieft
werden. Ferner berichtete er von einem weiteren Rou-
tinetreffen mit dem Militidrgeneralvikar und von seiner
Teilnahme an der Hauptversammlung von pax christi,
bei der er ein GruBBwort gesprochen habe.

Den Sachausschiissen der GKS erteilte der EA den
Auftrag, die Vorarbeit zu einer Presseerkldrung zum
Weillbuch der Bundesregierung aufzunehmen.

Der EA stimmte den Uberlegungen zu, die Woche der
Begegnung ab 2008 um einen Tag zu kiirzen. Ferner
beauftragte er den Stellvertretenden Bundesvorsitzen-
den SF Feineis, die GKS bei der 49. Soldatenwallfahrt
nach Lourdes in der Delegation des Katholischen Mi-
litéirbischofs zu vertreten.

AUFTRAG 265 + OSTERN 2007
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Aus dem Leben der GKS
Bericht des Bundesgeschdftsfilhrers der GKS

voN KLAus ACHMANN

Der Entwurf zu einer Neufassung des GKS-Grund-
lagendokumentes »Ziele und Wege« soll rechtzeitig vor
den Friihjahrs-Bereichskonferenzen verteilt werden. Die
Ergebnisse der Beratungen bei den Bereichskonferenzen
sollen dann in die niichste Sitzung des Bundesvorstandes
eingebracht und dort abschlieend behandelt werden.
Uber den daraus hervorgehenden Neuentwurf soll dann

die Bundeskonferenz 2007 entscheiden.

Sitzung am 27. Januar 2007, Berlin

Im Anschluss an den traditionellen Jahresempfang
des Militdrgeneralvikars fiir den Vorstand der Zentra-
len Versammlung (ZV) und den Exekutivausschuss
der GKS fand wie in jedem Jahr eine Sitzung des EA
statt, dem eine gemeinsame Sitzung mit dem Vorstand
ZV vorausging.

In der gemeinsamen Sitzung informierte der Mili-
tiargeneralvikar iiber aktuelle Fragen der Militéirseel-
sorge. Er berichtete unter anderem, dass die Neuorga-
nisation der Militidrseelsorge bis zum Jahr 2010 abge-
schlossen sein soll. Dabei wird auch das Katholische
Militdrbischofsamt als Kurie des Militdrbischofs und
staatliche Oberbehorde neu geordnet werden. Dazu
soll noch in diesem Jahr die Umstellung auf nur noch
drei Referate erfolgen.

Vorstand ZV und EA einigten sich darauf, den zu-
stindigen Gremien als Jahresthema und als Motto der
Woche der Begegnung vorzuschlagen: »SOLDATEN ALS
DIENER DES FRIEDENS — WISSEN UM WERTE.« Damit soll
an das Thema des Vorjahres angekniipft und die Dis-
kussion iiber die ethische Bildung der Soldaten weiter-
gefiihrt werden.

Die sich daran anschlieende Diskussion im EA fiihr-
ten zu den Uberlegungen, die GKS solle dieses Thema
aus der Sicht eines Verbandes katholischer Soldaten
beleuchten und sich vor allem mit der Frage ausein-
anderselzen, wie ethisches Handeln in schwierigen
militidrischen Situationen méglich ist. Auch sollte an
das Thema des letzten Jahres angekniipft werden, bei
dem die Chancen und Risiken einer ethischen Bildung
in der Bundeswehr im Mittelpunkt standen. Als Ergeb-
nis konkretisiert die GKS das o.g. Leitwort der Woche
der Begegnung 2007 fiir ihre Jahresarbeit durch die
Formulierung: »AN IHREN WERKEN WERDET ITHR SIE ER-
KENNEN!»

In der getrennten Sitzung des EA berichtete zunéchst
der Bundesvorsitzende von seinem Gespriich mit dem
Vorsitzenden des Bundeswehrverbandes und von seiner
Ansprache im Rahmen des Internationalen Soldaten-
gottesdienstes in Kéln in Anwesenheit des Wehrbeauf-
tragten, des Verteidigungsministers, des Generalin-
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spekteurs und zahlreicher Generale der Bundeswehr. Er
sprach aber auch seine Sorgen an, dass die erfreulich 4.
angestiegenen Planungen der GKS-Kreise und —Be-
reiche fiir Familienwerkwochen und Familienwochenen-
den die finanziellen Moglichkeiten der GKS iibersteigen
kénnten, wenn nicht energisch genug gespart werde.
Dementsprechend beriet der EA iiber weitere Einspa-
rungsmoglichkeiten. Der Bundesvorsitzende traf dazu
— vorbehaltlich der Billigung durch den Bundesvor-
stand — die schon jetzt erforderlichen Entscheidungen.
Unabhingig davon sollen die im letzten Jahr begon-
nenen Einsparungsmalnahmen konsequent fortgesetzt

werden.

Auch die fiir 2007 geplanten Politikergespriiche wer-
den auf nur noch zwei Begegnungen beschriinkt. Ein
Gespriich mit der Parlamentarischen Staatssekretéirin
im BMZ, Karin Kortmann (MdB SPD) ist bereits fiir
den 24. Mai 2007 fest geplant. Ein weiteres Treffen
mit der Vorsitzenden des Verteidigungsausschusses des
Deutschen Bundestages, Ulrike Merten (MdB SPD) ist
fiir den Herbst dieses Jahres vorgesehen.

Erkldrungen und Rundbriefe

Am 06.12.2006 veriffentlichte der Bundesvorsitzende
eine Presseerkldrung der GKS zum »Weilbuch 2006
zur Sicherheitspolitik Deutschlands und zur Zukunft 5.
der Bundeswehr« (abgedruckt im AUFTRAG, Heft 264

vom Dez. 2006, S. 8).

Der erste Rundbrief des Jahres 2007 wurde am
15.02.2007 versandt. Darin geht der Bundesvorsitzen-
de insbesondere auf die notwendigen Sparmafnahmen
ein. Weiterhin l4dt er erneut alle Mitglieder, Freunde

und Férderer der GKS ein, Mitglieder im Férderkreis

Ausblick

AbschlieBend noch ein Blick auf die Schwerpunkte der

kommenden Wochen und Monate:

—16.04.2007 Sitzung des GKS-Exekutivausschusses
in Bonn ;

—25.-29.04.2007 erstes von drei Seminaren
»Vorbereitung auf die dritte Lebensphase»;

— 24.05.2007 nichste Politikergespriach mit StS‘in
im BMZ, Karin Kortmann (SPD) im KMBA Berlin;

— 31.05.-03.06.2007 Sitzung Bundesvorstand der
GKS in Passau mit abschlieBender Vorbereitung
der Bundeskonferenz bei der 47. Woche der Begeg-
nung in Leitershofen/Diszese Augsburg.
Zum Jahresthema »AN IHREN WERKEN WERDET IHR
SIE ERKENNEN« wurde Professor Dr. Eberhard Scho-
ckenhoff, Universitit Freiburg, Theol. Fakultét
— Arbeitsbereich Moraltheologie eingeladen, am
Donnerstag, 20. Sept., einen Vortrag in Anlehnung
an die Frage bei Lk 1,14 zu halten: »Auch Soldaten
fragten ihn: Was sollen wir denn tun«. Dabei geht

es darum, wie Soldaten auf der Grundlage gesicherter

Wertvorstellungen und ethischer Prinzipien begriin-

dete Gewissensentscheidungen treffen konnen.

Hinweis:

Das fiir die Zeit 30.11.-02.12.2007 angekiin-
diget »Seminar fiir Funktionstriiger der GKS«
(AUFTRAG 264/Dez. 2006, S. 81) muss ver-
schoben werden. Nach derzeitiger Planung
soll es nun vom 27.-29.06.2008 wiederum
im Bildungshaus »Die Wolfburg« in Miilheim/
Ruhr stattfinden.

der GKS (FGKS e.V.) zu werden. (Klaus Achmann)
<
Spendenaufruf Cmarwsssung Tanischan

ie Arbeit der GKS — gleich
D ob an der Basis, auf

Bereichsebene oder im
Bundesvorstand — kostet viel Geld.
Die Aufwendungen fiir die notwen-
digen Aktivitiiten, einschliellich
des AUFTRAG's, steigen mit der
allg. Kostenentwicklung von Jahr
zu Jahr,. Mehr Mittel stehen aber
nicht zur Verfiigung. Auch die GKS
ist auf Spenden ihrer Mitglieder,
Sympathiesanten und Nutznieler
angewiesen. Zur Anerkennung
der Gemeinniitzigkeit und um
Spendenquittungen ausstellen zu
konnen, musste ein GKS e.V. ge-
griindet werden. Auf dessen Konto
konnen Sie Spenden iiberweisen.
Spendenquittungen weden ausge-
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GKS-Axkapemie OBerst HELMuT KOorRN

Einladung zum 11. Seminar der
GKS-Akademie »Oberst Helmut Korn»

EINSTIMMUNG

Die Gemeinschaft Katholischer Soldaten (GKS) fiihrt in Zusammenarbeit mit

dem Bonifatiushaus Fulda vom 12. bis 16. November 2007 (Montag bis Freitag)

das 11. Seminar ihrer AKADEMIE OBERST HELMUT KORN durch.

Das Thema lautet:

ETHISCHE FORDERUNGEN AN DEN BERUF DES
SOLDATEN ALS I'RIEDENSDIENST — AUCH »IM EINSATZ«

Das Seminar befasst sich mit Fragen der Ethik aus theologisch-philosophischer

Sicht im Hinblick auf den Beruf des Soldaten. Gesichtspunkte der Frieden-

sethik und deren praktische Umsetzung sollen hierbei besonders behandelt

und diskutiert werden. Im Vordergrund steht die grundsiitzliche Fragestellung:

»Gibt es eine spezielle Ethik fiir den einzelnen Soldaten im Einsatz?» Dabei

ist zu priifen,

- ob die Anwendung und Befolgung einer solchen »EINsATZ-ETHIK» auf der
Grundlage der in der Bundeswehr bewéhrten Fiithrungslehre der »INNEREN
FUHRUNG« bei internationaler militdrischer Zusammenarbeit Anwendung
finden kann;

- inwieweit eine Umsetzung unserer Befehlsgebung und Auftragstaktik im
unmittelbaren Verbund mit den Kameraden aus anderen Nationen prak-
tisch und rechtlich moglich ist.

Grundlage hierfiir ist die Vorbereitung aller Fiihrer und Soldaten fiir den Ein-

satz. Neben der praktischen Ausbildung, die inzwischen perfektioniert durch-

gefiihrt wird und sich an aktuellen Gegebenheiten orientiert, muss der Schwer-
punkt der mentalen Vorbereitung in der Auseinandersetzung mit politischen,
ethischen, ethnischen und rechtlichen Bedingungen liegen.

Bei allen Fragen und Diskussionen dieser Woche wird es eine Fokussierung

auf die grundsiitzliche Fragestellung geben: »IST DER ETHISCH GEBILDETE SOLDAT Das Faltblatt mit den hier abgedruckten

— BASIEREND AUF DEM CHRISTLICH-ABENDLANDISCHEN WELT- UND MENSCHENBILD —, DER  [nformationen zur GKS-Akademie incl. Anmel-
SEINE ENTSCHEIDUNGEN AUS GEWISSENSGRUNDEN TRIFFT, IM EINSATZ DER LEISTUNGSFA-  dekarte ist erhiiltlich bei den Dienststellen der
HIGERE UND IN GRENZERFAHRUNGEN DER DURCHHALTUNGSFAHIGERE ODER IST ER STATT Katholischen Militdrseelsorge, den ortlichen
DESSEN DER (MILITARISCH) SCHWACHERE SOLDAT? « Vorsitzenden und Ansprechpartnern der GKS.
Nach allen Vortrédgen wird es ausreichend Zeit fiir Nachfragen und zur

Aussprache geben.

Anbwortkarte

Hwwal: A it Ticeh Huru-lmp.ﬁ:hiiilaliihn'r iler
Cormmeinse lall Kathelischer Salclatemn
Postiach &4 02 32
148 Berlin
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Montag,

bis

14:00
15:00
16:00

17:00

18:00
19:00

anschl.

Dienstag,

07:45
08:30
09:30

11:15

15:00
17:00

18:30
19:30

PROGRAMM

12. November
14:30  Kaffee
BegriiBung, Einfihrung in das Seminar, Vorstellung des Hauses, Organisation

»Die Gemeinschaft Kath. Soldaten (GKS ), ein kath. Verband in der
Bundeswehr«, Bundesvorsitzender OTL Paul Brochhagen

Anreise  —

»Spirituelle Aspekte und personliche Hilfestellung im Dienstalltag
des Soldaten«, MD Hans Meyer Geistlicher Beirat der GKS

Abendessen

»Die Grundziige der Friedensethik und die aktuellen Einstitze der
Bundeswehr — eine ethische Bewertunge, Vortrag als offene Veran-
staltung des Bonifatiushauses mit Gésten, PD Dr. Heinz-Gerhard
Justenhoven, Direktor des Instituts fiir Theologie und Frieden (IThF),
Hamburg

gesellige Kennenlern-Runde

13. November
Frishstiick
HI. Messe in der Kapelle des Bonifatiushauses

»Gibt es aus theologisch-philosophischer Sicht eine spezielle Ethik
des Soldatenberufes?, Vortrag mit Aussprache, Msgr. Prof. Dr. theol.
Peter Schallenberg, Theologische Fakultdt Fulda

»Die Bedeutung ethischer Leitlinien auf der Basis christlicher Werte,
aufgezeigt an Hand von Grenz- und Konfliktsituationen«, Oberst i.G.
Reinhard Kloss, RefLir PSZ, Priisident Apostolat Militaire International (AMI))
Fihrung zum Bonifatiusgrab, durch Dom und Michaelskirche

Empfang durch den Oberbirgermeister der Stadt Fulda,

Gerhard Méller, im Stadtschloss; anschl. Schlossfihrung

Abendessen

»Ethische und professionelle Motive im militdrischen Widerstand gegen

das NS-Regime — ein praktisches Beispiel«, Oberst Dr. Winfried Heinemann,
Militdrgeschichliches Forschungsamt, Potsdam

Mittwoch, 14. November

07:30

09:00

11:00

15:00

17:00
17:30

19:30

Donnerstag,
07:30
08:45
09:30

@.19:00

Freitag,
08:00

09:00
10:00

11:00

HI. Messe mit Domkapitular Pralat Martin Schmidt, Generalvikar
Bistum Fulda

»Von der Gleichstellung zur Gleichwertigkeit, Geschlechterkulturen
benachteiligungsfrei gestalten — eine ethische Dimension zwischen
Mann und Frau?; Dr. Peter Dége, Institut fiir anwendungsorientierte
Innovations- und Zukunftsforschung, Berlin

»Ethische Dimension und Militdrische Fihrung im internationalen
Kontext — personliche Erfahrungen in nationalen und internationalen
Verwendungen, Generalleutnant Karl-Heinz Lather, Commander,
Allied Land Component Command, Headquaters Heidelberg

»Die Bedeutung des Unterrichtsfaches Ethik in der Bundeswehr aus
nationaler und internationaler Sicht — eine kritische Bestandsaufnahmex,
Generalleutnant Wolfgang Korte, Director Joint Warfare Center, NOR
Imbiss

»Die Kardinaltugenden und die Einsatzbereitschaft des Soldate«

— eine kritische ethische Reflexion aus der Sicht des Militdrbischofs»,
Dr. Walter Mixa, Didzesanbischof von Augshurg u. Kath. Militdrbischof
Empfang des Kath. Militdrgeneralvikars Prélat Walter Wakenhut

aus Anlass des 11. Seminars der GKS-Akademie Oberst Dr. Helmut Korn

15. November
Eucharistiefeier, Militirbischof Dr. Walter Mixa
Frishstiick

Exkursion auf den Spuren der hl. Elisabeth von Thiiringen zur
Wartburg bei Eisenach.
nach Riickkehr Abendessen im Bonifatiushaus

16. November
Friihstiick

HI. Messe zum Abschluss des Seminars
Auswertung der Woche, Impulse fir das 12. Seminar 2009

Schlusswort u Verabschiedung, anschl. Abreise

80
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GKS-Axkapemie OBERST HELMUT KORN

ORGANISATION
Zielgruppe: Offiziere und Offizieranwirter, An- und Abreise:
Unteroffiziere und Unteroffizieranwérter Die Anreise soll mit dem Zug bis Fulda Hbf. erfolgen.
Die Teilnehmer erhalten hierzu — auf Antrag — von der GKS

Anmeldung: eine Bahnfahrkarte 2. Klasse gestellt. Bitte vermerken Sie

* ab April 2007 bis spiitestens 15. Oktober 2007 Ihren Fahrkartenwunsch in der Anmeldung. Die Fahrkarten

* iiber den Katholischen Standortpfarrer oder den werden iiber ein GroBBkundenabonnement bereitgestellt.
Vorsitzenden des ortlichen GKS-Kreises/Ansprech- Bei »Selbstkauf« der Fahrkarte kénnen daher nur 80 %
partner der GKS oder unmittelbar beim des Kaufpreises erstattet werden.

Bundesgeschiifisfithrer der GKS Das Bonifatiushaus erreicht man ab Hauptbahnhof zu Ful}
Am Weidendamm 2, 10117 Berlin in ca. 20 Min. oder vom Busterminal (schrig ggii. dem
Tel: 030-20619990, Fax: 030-20619991 oberem Ausgang) aus mit der Linie 3 Richtung Maberzell/
Email: GKS.Berlin@t-online.de Bimbach im 30-Minuten-Takt.

* mit folgenden Angaben: Bei Benutzung von Privat-Pkw kann auf Antrag eine Weg-
Name, Vorname, Geburtsdatum, Dienstgrad, streckenentschidigung in Héhe von 0,10 EUR/km bis zur
Truppenteil/Dienststelle mit Anschrift, Hohe der Kosten einer Bahnfahrkarte 2. Klasse im Grol3-
Privatanschrift, Tel/Fax/Email; kundenabonnement erstattet werden. Die Benutzung des

* wird entsprechend ihres Eingangs und der Zugeho- Privat-Pkw erfolgt auf eigene Gefahr.
rigkeit zur Zielgruppe beriicksichtigt. Kann eine An- Anfahrt iiber BAB A7 bis ASt Fulda-Nord oder aus
meldung z.B. aus Platzgriinden nicht angenommen Richtung Frankfurt ASt Fulda-Siid.

werden, erfolgt unverziiglich eine Benachrichtigung
durch die Bundesgeschiftsstelle.

Kostenbeitrag:

Eine Teilnehmergebiihr wird nicht erhoben.

Fiir Unterkunft und Verpflegung wird der fiir Veranstal-
tungen der Militirseelsorge iibliche gestaffelte Tagessatz

fiir vier Tage erhoben:
—  Wehrsoldempfinger 4x 5,00 = EUR 20,00

— bis Bes.Grp A8 4x 7,00 = EUR 28,00
— Bes.Grp A9-A12 4x11,00 = EUR 44,00
— Bes.Grp A13-A15 4x13,00 = EUR 52,00
— ab Bes.Grp A16 4x17,00 = EUR 68,00

Hinweis auf Urlaubsregelung:

Das Seminar ist eine Veranstaltung der Kath. Militéirseelsor-
ge. Soldaten konnen Sonderurlaub gem. Ausfiihrungsbestim-
mungen der Soldatenurlaubsverordnung (SUV - ZDv 14/5,
F511, Nr. 78 u. 79 Abs. 1) beantragen.

Bekleidung wihrend des Seminars:

Dienstanzug »Grundform« ggf. mit Pullover, zum Ausflug
zusitzlich Mantel und Handschuhe; zum Empfang am
Mittwoch Ausgehanzug mit Diensthemd (Armel lang) und
Krawatte.

KURZ BERICHTET: Gegenstrategie.

hristliche Gewaltlosigkeit und Feindesliebe bedeuten nach den Worten von Papst Benedikt XVI. keine Kapi-

tulation vor dem Bésen und kein taktisches Kalkiil. Es gehe vielmehr darum, die Kette der Ungerechtigkeit
zu zerreillen. Die »christliche Revolution« der Gewaltlosigkeit basiere nicht auf Strategien der Macht, so der
Papst, sondern auf dem Vertrauen, dass »die Waffen der Liebe und der Wahrheit das Bose iiber-winden konnen«.
Das Gebot Christi zur Feindesliebe sei nicht illusorisch, sondern realistisch.  (KNA)
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BEREICH KLMD GLUCKSBURG/KIEL:

Mit »bischoflichem» Segen —

Visitation im Seelsorgebezirk Plon

ImRahmen der militdrbischéflichen Visitation besuchte
der Katholische Leitende Militirdekan (KLMD) Gliicksburg/
Kiel, Msgr. Rainer Schadt, den Seelsorgebezirk bei der Mari-
neunteroffizierschule in Plon. Pastoralreferent Michael Veld-
boer und Pfarrhelfer Michael Amf hatten ein umfangreiches
Programm erarbeitet, welches seinen Hohepunkt in der Feier
des Gelobnisgottesdienstes mit Wehrpflichtigen und Zeitsol-
daten der Marineschule und deren Angehérigen fand.

In seiner Predigt betonte Militdrdekan Schadt die ethische
Qualitit und die Bindungswirkung des Gelsbnisses und des
Eides. Recht, Freiheit, Treue, Dienen und auch Tapferkeit seien
nicht inhaltlose Worte, sondern forderten geradezu von den

Bild oben: Pastoralreferent Michael Veldboer und Soldaten eine moralische Stellungnahme und Gewissensent-
KLMD Msgr. Rainer Schadt beim Gottesdienst. scheidung als Staatsbiirger in Uniform.

Bild unten: Soldaten der Grundausbildung beim In Zeiten von krisenhaften Entwicklungen in der Welt und

Gelébnis- und Vereidigungsgottesdienst. den daraus sich ergebenden Auslandseinsiitzen der Bundes-

wehr miissten deutsche Soldaten auch eine Werteiiberzeugung
mitbringen, unterstrich Schadt, nur das militirische Handwerk
zu beherrschen reiche alleine nicht aus.

In Gespriachen mit den Kommandeuren der zahlreichen
Zuordnungsdienststellen, mit dem 6kumenischen Mitarbeiter-
kreis — einem Novum in ganz Deuschland —, mit den kirch-
lichen Partnern der Ortsgemeinden und den Vertretern der
evangelischen Militiirseelsorge vor Ort konnte sich der Dekan
vom Leben der Kirche unter den Soldaten iiberzeugen und die
Arbeit der Militidrseelsorge in Plén im Detail kennen lernen.

Nicht unerwihnt bleiben darf die Tatsache, dass der
Seelsorgebezirk Plon in einer der schonsten Urlaubsregionen
Deutschlands liegt. Den Abschluss der Visitation bildete der
Besuch eines Au3enpostens der Marine auf der Insel Fehmarn.
Wohl dem, der dort Dienst tun darf.

(Text w. Foto: Franz-Josef Hosse)

GKS-KREIS KOLN-WAHN:

Islam: Geschichte, Glaubensinhalte, Lebenspraxis
oder Islam und katholische Kirche

ZUeinem Thema, das derzeit im Rampenlicht steht, hatte der Vorsitzende des
GKS-Kreises Kéln-Wahn, Oberstleutnant Albert Hecht, eingeladen. »Istam: GE-
SCHICHTE, GLAUBENSINHALTE, LEBENSPRAXIS« war das Thema fiir das Familienwochen-
ende vom 15. bis 17. Dezember 2006, zu dem sich mehr als 70 Personen angemeldet
hatten. Ob der Ort, das stimmungsvolle, ehemalige Jagdschloss im Bergischen Land,
das Entkommen aus dem vorweihnachtlichen Trubel oder das Thema entscheidend
fiir die vielen Anmeldungen war, konnte Albert Hecht nicht erkliren. »Leider konn-
ten wir aber nur 40 Personen mitnehmen«, bedauerte Hecht.

Erneut war das Tagungszentrum des Erzbistums Kéln, »Maria in der Aue», der
Ort fiir das Familienwochenende. Der erste Abend diente zum Hinfiihren an das um-
fangreiche Thema und zum Kennenlernen. Auch nutzte Hecht die Gelegenheit, die
tatkriftige Unterstiitzung von Stabsfeldwebel Dirk Ponzel bei der Leitung des Kreises
zu wiirdigen. Ponzel (r. im Bild l.) erhielt zum Dank eine Uhr der GKS iiberreicht.
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Am Samstag referierte Diplom-Theologe Georg Girschek vom Erzbischiflichen
Generalvikariat Kéln (Bild r.) iiber Gemeinsamkeiten und Unterschiede zwischen
Christentum und Islam. Dabei sprach Girschek Fehlinterpretationen von Angeho-
rigen der verschiedenen Religionen an. Er schloss seine Vortragsarbeit mit den
Worten: »Wir miissen zwar tolerant sein, der Islam muss sich aber auch weiterent-
wickeln, um mit der westlichen Lebensweise zu Recht zu kommenc«.

Fiir die Teilnehmer standen zum Nachlesen zahlreiche Publikationen zum
Thema zur Verfiigung, unter anderem der AUFTRAG Nr. 251, Sonderdruck vom
Juli 2003 »Die WELT DES ISLAM AUS WESTLICH DEMOKRATISCHER SICHT«. So bot das
Thema viele Anregungen und Diskussionsgrundlage selbst iiber das Wochenende
hinaus.

Am Spétnachmittag hielt Militdrpfarrer Michael Berning einen Gottesdienst,
bei dem er die Kinder mit einbezog. Tagsiiber wurden die Kinder von Rosa Ponzel
betreut. Der Abend stand im Zeichen von Spiel und Spannung. Erwartungsvoll
begutachteten die Kinder die aufgestellten Preise, die es beim anschlieBenden
Bingo zu gewinnen gab. Unter den Hauptpreisen befand sich eine
Rennbahn, die von einem freudig strahlenden Midchen gewonnen &
wurde. So konnte am Schluss auch jedes Kind einen Preis mit nach
Hause nehmen.

Fiir einen Rundgang durch den Adventsmarkt im Innenhof des
Jagdschlosschens war am Sonntag nach dem Morgenlob noch Zeit.

Wehrbeauftragter betont Bedeutung der Militdrseelsorge

ZumNeujahrsempfang des GKS-Kreises Koéln-Wahn am
22. Januar konnte der Vorsitzende des Kreises, Oberstleutnant Albert
Hecht, den Wehrbeaufiragten des Deutschen Bundestages Reinhold
Robbe und dazu rund 150 Géste im Offizierheim der Luftwaffen-
kaserne begriilen — unter ihnen den Standortiltesten Kéln, Briga-
degeneral Hanspeter Broekelschen, den Stellvertreter des Befehls-
habers des Luftwaffenfithrungskommandos, Generalmajor Hermann
Wachter, den Bundesvorsitzenden der GKS, Oberstleutnant Paul
Brochhagen, den Ehrenbundesvorsitzenden der GKS, Oberst a.D.
Karl-Jiirgen Klein, den Stellvertreter des Leitenden Militéirdekans,
Pfarrer Gregor Ottersbach, den Standortpfarrer Kéln-Wahn, Pfarrer
Michael Berning und den evangelischen Standortpfarrer, Militéirde-
kan Christian Fischer.

Nach einer kurzen Ansprache und BegriiBung der Giiste durch
Oberstleutnant Hecht sang der Ménnerchor der Bundeswehr Wahn
einige Stiicke unter Leitung von Hauptfeldwebel Marcus Wolters.

Bevor Hecht das Wort an den Wehrbeauftragten des Deutschen
Bundestages iibergab, ging er noch allgemein auf die GKS in Kélm-
Wahn und ihre Entstehung ein. Der vor drei Jahren »neu« gegriinde-
ten GKS-Kreis K6ln-Wahn hat derzeit 52 Mitglieder. Zusétzlich liel3
Hecht die Aktivitidten des Kreises im letzten Jahr Revue passieren.
Bei einem Ausblick auf das Jahr 2007 ging er besonders auf das

geselzte Schwerpunktthema »Islam« ein.

Nicht nur freundliche Worte iber die Situation der Budneswehr
Der Wehrbeauftragte Reinhold Robbe machte zu Beginn seiner
Rede deutlich, dass er als Wehrbeauftragter des Bundestages einge-
laden worden sei und als solcher »walte ich selbstverstindlich auch

in diesem eher festlichen Rahmen meines Amtes«, und »... dass ich
dies nicht als Aufforderung verstehe, nur freundliche Worte iiber  fiir die Soldaten und Soldatinnen hervor. Zum

die Situation der Bundeswehr zu finden«. Im Verlauf seiner Rede ~ Abschluss betonte Reinhold Robbe noch die Be-
spannte Robbe den Bogen vom Beginn der Bundeswehr vor iiber 50 deutung der Militirseelsorge. Nach einer ausfiihr-
Jahren, bis zur heutigen Verpflichtung in der Vilkergemeinschaft.  lichen Diskussion dankte Hecht dem Wehrbeauf-
Besonders hob der Wehrbeaufiragte die Einsétze der Bundeswehr  tragten mit der Medaille der GKS und lud die

und die damit einhergehende Transformation und die Belastung  Gésten zu einem Umtrunk in das Musikzimmer
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GKS-KREIS BONN:
Neuanfang in Bonn

Amz9.11.2006 fiihrte die GKS Bonn ihre traditio-
nelle Adventsveranstaltung durch, die durch einen Got-
tesdienst, zelebriert von Militdrpfarrer Michael Berning
(Standortpfarrer K6ln-Wahn), eingeleitet wurde.

Der bisherige Vorsitzende, OTL a.D. Bertram Bastian,
der nach der Pensionierung nicht mehr linger zur Verfii-
gung stand, legte seinen Rechenschaftsbericht ab, bevor
die Versammlung iiber einen neuen Vorstand beschloss.

Da in Zukunft die Aufgaben von mehreren Mitgliedern
geschultert werden sollen, stehen dem neuen Vorsitzenden,

Gestliches Foroorm

SILITARALELSOEGE

SF Joachim Lensch (BMVg — Rii VI 2; im Bild 2.v.r.), als
Beauftragter fiir Veranstaltungen OSF Hans-Dieter Schan-
der (BMVg — M I IT 1; 1.), fiir die Presse und Offentlich-
keitsarbeit OTL Reinhold Gradl (BMVg — Fii L II 5; r.)
sowie als Beisitzer fiir Pensionire und Schriftfiihrer OTL
a.D. Bertram Bastian (2.v.1.) zur Seite, die bei Bedarf durch
die »alten Fahrensleute» der katholischen Militirseelsorge
auf der Hardthéhe Leonhard Schmidt und Gisela Gawenda
unterstiitzt werden.

Das neue Team hat sich vorgenommen, die Reaktivie-
rung der auch zum GKS-Kreis Bonn gehérenden Dienst-
stellen in Euskirchen, Rheinbach, Siegburg und St. Au-
gustin anzustoBen.

So wird das Jahr 2007 mit der Teilnahme am Solda-
tengottesdienst am 11. 01. im Kélner Dom und mit einem
Reisebericht iiber Israel 08.02. im Geistlichen Forum auf
der Hardthshe beginnen. Am 26.04. nimmt die GKS an
der traditionellen Fulwallfahrt der Katholischen Militéir-
seelsorge nach Buschhoven teil. Im Mai und Juni sind eine
Motorradwallfahrt und ein Ausflug fiir Funktionstriger des
Unteroffizierkorps geplant. Vom 24.-26. 08. findet ein Fa-
milienwochenende der GKS in M6hnesee-Giinne statt,
bevor die Feier des Weltfriedenstages im Oktober den Ho-
hepunkt des Jahres bildet.

In der adventlichen Besinnung in der Vorweihnachtszeit
sowie einer Christmette am 24.12. findet das Jahr der GKS
Bonn dann seinen Abschluss. Nihere Informationen zu den
einzelnen Veranstaltungen werden zeitgerecht versffent-
licht und sind auch auf der Intranetseite des Katholischen
Standortpfarrers Bonn sowie der Homepage der GKS NRW
(www.gks-nrw.de) im Internet abrufbar.  (BB)
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Heiliges Land — Impressionen einer
Studienreise nach Israel

AmDonnerstag, dem 8. Februar 2007 berichtete OTL
Josef Schmidhofer im Geistlichen Forum auf der Hard-
thohe iiber seinen Aufenthalt im Heiligen Land. Ob es
sich um den Besuch in einem Kibbuz oder um einen Ein-
druck von den Golanhohen, ob es sich um Erlebnisse am
Sabbat oder die tiefen Empfindungen in der Gedenkstiitte
Yad Vashem handelte — ungefdhr 40 Zuhérer wurden in
dem zweieinhalbstiindigen Vortrag in eine Welt versetzt,
die vielen doch fremd ist. OTL Schmidhofer betonte und
konnte durch seinen Vortrag eindringlich schildern, dass
das Heilige Land mehr als Israel und die Paldstinenser Ge-
biete umfasst und eben nicht nur aus Krawall und Aufstand
besteht. Fasziniert lauschten die Zuhorer den geschilderten
Eindriicken, die man als Christ macht, wenn man an den
Stiitten der Bibel steht. »Es kommt nicht so sehr drauf an,
ob jetzt Petrus in diesem oder im Nachbarhaus gelebt hat,
beeindruckend ist, dass man an der Stelle ist, an der Petrus
gelebt hat«, fithrte der Vortragende aus.

Fiir diejenigen, die noch nicht in Israel waren, wurde
das Interesse geweckt, so wie bei unserem Bundesvorsit-
zenden OTL Paul Brochhagen, der zusammen mit seinem
Stellvertreter Hptm Hans-Georg Pauthner (Ansprechpart-
ner St. Augustin) und dem Chefredakteur AUFTRAG, Paul
Schulz, dem interessanten Vortrag zuhorten. Auch die von
den Zuhérern in der ausgedehnten Fragerunde geduBerten
Sicherheitsbedenken konnten »Israel-Erfahrene« zumin-
dest zum Teil ausrdumen: Eine Pilger- oder auch Reise-
gruppe wurde bisher — Gott sei Dank — nicht von einem
der schrecklichen Attentate getroffen. Gerade biblischen
Pilgerreisen mit dem Heilig Land Verein in K6ln oder dem
Bayerischen Pilgerbiiro sollte man sich anschlieSen, um
damit seine Solidaritit gerade mit den Christen in der Re-

gion zu bekunden.  (Reinhold Gradl)

Schnappschuss nach dem Israel-Vortrag (v.1.):
Referent OTL Josef Schmidhofer, GKS Bundesvorsitzen-
der OTL Paul Brochhagen, Vorsitzender GKS-Kreis Bonn
StFw Joachim Lensch und Ehrenbundesvorsitzender der
GKS u. Chefredakteur AUFTRAG, OTL a.D. Paul Schulz
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Ehe und Partnerschaft im Wandel der Zeit

D A Sletzte GKS Wochenende fiir das Jahr 2006 fiihrte
den Seelsorgebezirk Ingolstadt zum Tagungs- und Erho-
lungshaus Kloster Kostenz im Bayerischen Wald.

Der GKS-Kreis Vorsitzende Harry Biittel hatte Dr.
Peter Wendl aus Eichstitt als Referenten gewinnen konnen,
einen Garanten fiir einen informativen Vortrag iiber das
Thema »Fernbeziehungen«. Viele Familien waren daran
interessiert.

Der Referent fiihrte am Freitag mit einer »etwas an-
deren« Einfithrungs- und Vorstellungsrunde in das weite
Thema »Ehe-Familie-Partnerschaft« ein. Da sich viele Teil-
nehmer seit langer Zeit kennen, hatten sich die teilneh-
menden Paare gegenseitig (in der »Ich-Form«) vorzustellen
und mussten sich dabei schon in die ungewohnte Situation
des jeweils anderen versetzen. Es gab iiberraschenden La-
cher — aber durchaus auch manch nachdenklich machende
Situationen.

Am Samstagvormittag gab Dr. Wendl einen Uberblick
dariiber, wie sich das Ehe- und Familienleben in den letz-
ten fiinfzig Jahren geéndert hat und welche Herausforde-
rungen und Chancen daraus entstanden sind. Verdnderte
Rollenmuster von Ménnern und Frauen oder die deutlich
gestiegene Lebenserwartung der Menschen sind nur eine
kleine Auswahl an Griinden, die wesentlich dafiir sorgen,
dass die Bedingungen heute giinzlich andere sind. Wel-
che Bedingungen sich so veridndert haben, erarbeiteten
wir in Gruppen. Nicht zuletzt aus aktuellen Scheidungs-
griinden und Scheidungsquoten zog der Referent vorbeu-
gende Riickschliisse fiir gelingende Beziehungen und das
Familienleben.

OStFw Harry Bittel, Vorsitzender des GKS-Kreises dankt
dem Referenten Dr. Peter Wendl vom Institut Ehe und
Familie der Katholischen Universitét Eichstét-Ingolstadt.

Ein weiterer Hauptteil waren die psychologischen
Grundlagen, auf denen eine erfiillende Partnerschaft fufit.
Diese wurden gemeinsam von der Gruppe, sowohl aus der
Sicht junger, als auch aus der Perspektive reiferer Paare
herausgearbeitet. Nach Erfahrungsaustausch und Diskus-
sionen folgte ein praktischer, iiberraschender Teil. So hatte
Dr. Wendl spezielle Fragen fiir diese breit gemischte Grup-
pe vorbereitet. Dabei beantworteten zunichst die Teilneh-
mer fiir sich selbst die Fragen, ehe die Paare gemeinsam
zu einem Spaziergang aufbrachen und sich ihre Antworten
gegenseitig vorstellten. Nach der Riickkehr der Paare gab
es dann manch Nachdenkliche, manch hoch Erfreute, aber
auch manch lebhaft Diskutierende.

AbschlieBend stellte Wendl eine Auswahl wesentlicher
Unterschiede von Médnnern und Frauen in der Verarbeitung
von Partnerschaftskonflikten dar, was zu deutlich wahrzu-
nehmendem Aha-Erlebnis fiihrte.

Eine grofe Feed-Back-Runde, bei der die Teilnehmer
ihre Eindriicke des voll gepackten Vormittags riickmel-
deten, stellte den lebendigen Abschluss des thematischen
Teils dar. Aber auch beim Mittagessen und bis hin zum
Kaffee wurde noch heftig diskutiert.

Viele nutzten nachmittags die Gelegenheit, um in der
Umgebung von St. Englmar die Landschaft zu erkunden,
einfach spazieren zu gehen oder das neu gestaltete Hal-
lenbad, den Wohlfiihlbereich oder die Saunalandschaft zu
nutzen. Am Sonntag, nach einem gemeinsamen Gottes-
dienst mit dem Standortpfarrer Ingolstadt, Militdrpfarrer
Alois Berzl, und einem wunderbaren Mittagessen fuhren
die Teilnehmer dann wieder nach Hause.

(Text: Eva Forster, Fotos: Otto Poepke)

Nach der Sonntagsmesse: Gruppenfoto der Teilnehmer
an der Familiefreizeit mit Standortpfarrer Alois BerzI.

AUFTRAG 265 * OSTERN 2007

85



KIRCHE UNTER SOLDATEN

GKS-KREIS DORNSTADT:

Christophorus — iiber Grenzen hinweg

D * _katholischen Soldaten haben ein gutes und herz-
1 €iiches Verhiltnis zur Stadt Ulm. Die Standortgot-
tesdienste werden bevorzugt in der Kirchengemeinde St.
Michael zu den Wengen durchgefiihrt. Da diese Gemein-
de freundschaftliche Kontakte zu Vukovar (Kroatien) und
dem dortigen Franziskanerkloster pflegt, war es fiir den
GKS-Kreis Dornstadt eine Herausforderung, ein grenz-
iiberschreitendes Projekt in Angriff zu nehmen.

Aufgrund der Tatsache, dass beide Stidte an den Ufern
der Donau liegen, wurde beschlossen, ein Kanu fiir das
Kloster zu spenden und auf dem Wasserweg dorthin zu
iiberfithren. In diesem Franziskanerkloster begegnen sich
Jugendliche verschiedener Nationen und Konfessionen.Ge-
meinsame Sporterlebnisse sollen den Jugendlichen helfen,
einander kennen zu lernen, zu verstehen und so Freund-
schaften zu schlieBen. Freundschaften, die den Grundstein
legen konnen fiir ein friedliches Zusammenleben in dieser
Region, die durch den Biirgerkrieg in den 90er Jahren er-
heblich in Mitleidenschaft gezogen wurde.

Militdrdekan Johann Meyer, Geistlicher Beirat der
GKS auf Bundesebene, schlug fiir das Projekt den Na-
men »Christophorus« vor, und alle folgenden Absprachen
mit Msgr. Josef Kaupp, Pfarrer der Gemeinde St. Micha-
el zu den Wengen, und Bruder Zlatko Spehar, Guardian
des Franziskanerklosters in Vukovar, liefen unter diesem
Namen. Galt es doch nicht nur Ausriistung fiir Ubernach-
tung, Verpflegung oder andere Unterkunft zu beschaffen,
sondern auch die verschiedenen Landesgesetzte, Erlas-
se und Vorschriften zu beachten, bevor man auf Europas
zweitldngstem Strom ein Kanu durch verschiedene Lander

iiberfiihrt.

Der Aufbruch zu dieser Reise auf der Donau erfolgte
wihrend einer kleinen Feier unter Beteiligung der Offent-
lichkeit. Stadtrat Hans-Walter Roth, Oberstarzt d.R., (1. im
Bild) als Vertreter der Stadt Ulm, Pfarrer Andreas Henrich

fiir die Evangelische Militirseelsorge sowie Oberst a.D.
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Das Christophorus-Team, Stefan NiBle und Andreja
Pusnik in ihrem Element — irgendwo auf der Donau.

Karl-Jiirgen Klein (v.2.v.r) als Vertreter des Bundesvor-
standes der GKS waren Zeugen, als Oberleutnant Stephan
Niille und Frau Dr. med. Andreja Pusnik versehen mit
dem Reisesegen von Msgr. Kaupp (Bild u.l.) sich auf den
»nassen Weg« machten. Da eine Sammelaktion 300 Euro
erbrachte, konnte das kleine Team dem Kloster nicht nur
das Kanu, sondern auch einen Geldbetrag spenden.

Die Hoffnung der kleinen Besatzung, durch die Strs-
mung der Donau ein Etmal' von ca. 50 km zuriickzule-
gen, wurde durch gut 20 Staustufen und Niedrigwasser
zunichte gemacht. Es musste kriftig gepaddelt werden,
um die geplanten Strecken zu bewiltigen. Nach zwei Uber-
nachtungen im Freien wurde am dritten Tag die Schlag-
zahl kriftig erhoht, um rechtzeitig zum Namenstag des
Ordensgriinders das Kloster Weltenburg zu erreichen. Die
herzliche Gastfreundschaft der Klostergemeinschaft mach-
te die Anstrengung mehr als wett. Mit Zwischenstopps in
Regensburg und Straubing erreichte man Deggendorf, wo
sich die Moglichkeit bot, als Anhalter huckepack auf einem
Frachter zwei Tage mitzufahren. Diese Erholungsphase und
die Gastfreundlichkeit der bulgarischen Besatzung waren
ein echter Segen.

Diese Erholung wurde bei der Weiterfahrt aus eige-
ner Kraft auch benétigt, da man die Staustufe Freudenau
auf dem Landweg mit einem Wagen »umfahren« musste.
Nach Besichtigung der slowakischen Hauptstadt Bratis-
lava, erreichte man die Staustufe Cunovo und konnte von
dort ab in die »Alte Donau» ausweichen, ein reizvolles
Landschaftsgebiet mit wunderbaren Auwéldern. In Ungarn
wurden wihrend der Fahrt die Basilika Esztergom sowie
die Stadt Szentendre mit ihren historischen Sakralbauten
besichtigt. Durch Budapest hindurch wurde unweit von
Mohacs die Staatsgrenze nach Serbien bzw. Kroatien iiber-
schritten. In Apatin wurden die Vorrite ergénzt, bevor man
zur Schlussetappe aufbrach.

1 Etmal = Schiffstagereise, Strecke die von einem Schiff von Mit-
tag bis Mittag zuriickgelegt wird.

Fortsetzung auf S. 87 u.
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Taufe — Aufnahme in die Gemeinschaft Christi

»Darum gehi zu allen Vilkern und macht alle Menschen
zu meinen Jiingern; tauft sie auf den Namen des Vaters
und des Sohnes und des Heiligen Geistes.« (Mt 28,19).

Ineinem feierlichen Gottesdienst in der Kapelle des
Bundeswehrkrankenhauses Ulm hat Militdrdekan Tho-
mas Stolz die Sakramente der Taufe, der Firmung und der
Eucharistie Leutnant Raymond Kalus gespendet. Der Be-
reichsvorsitzende Baden-Wiirttemberg Oberleutnant Stefan
NiiBlle war Pate.

Im Anschluss an die Aufnahme in die Kirche erklir-
te Lt Kalus, Heeresflieger im Standort Laupheim, seine
Zugehérigkeit zur GKS und seine Bereitschaft in seinem
Dienstbereich die Aufgaben eines Ansprechpartners fiir
die GKS wahrzunehmen. Mit dem Segen des Geistlichen
Beirates der GKS fiir den Seelsorgebezirk Ulm, Militér-
dekan Thomas Stolz, und ausgestattet mit allen erforder-

Der Pate OLt Stefan Nifle iiberreicht dem Té&ufling
Lt Raymond Kalus die Taufkerze, begleitet vom Gebet
des Taufpriesters Militérdekan Thomas Stolz

Fortsetzung auf S. 86

Nach diesem etwas lingeren Landgang trat man die
letzte Etappe der Reise an durch die Schénheit der wei-
testgehend unzerstorten Natur auf der in dieser Region
bis zu
900 Meter breiten Donau. So erreichte das » Expedi-
tionsteam» nach zwanzig Tagen wie geplant das Ziel,
an welchem sie vom Guardian des dortigen Franziska-
nerklosters Zlatko Spehar und den Briidern herzlich
empfangen wurden. Neben der Ubergabe des Kanus,
der Ausriistung und der Geldspende konnte man sich
in den folgenden drei Tagen ein Bild von der Stadt, ih-
ren Einwohnern und deren Gastfreundlichkeit machen.
Ein Fest auf einer kleinen Insel inmitten der Donau,
bei welchem Giiste aus Kroatien und Serbien anwesend
waren, rundete dann die gewonnenen Eindriicke ab.

Bewegt von den Impressionen der zuriickliegenden
Wochen traten Oberleutnant Niile und seine Beglei-

terin am néichsten Tag die Heimreise an, nachdem der
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lichen Utensilien fiir eine erfolgreiche Arbeit ist damit
am Standort Laupheim das »Senfkorn« der katholischen
Verbandsarbeit gesiit.

Seit dem 20.12.2006 ist nun auch in diesem Teil Ba-
den-Wiirttembergs die Prisenz und die Mitverantwortung
des Laienapostolats, fiir Sendung und Auftrag der Kirche
— primiir innerhalb der Militirseelsorge — gewiihrleistet.
Fiir die zukiinftige Arbeit wiinschen wir alles Gute, Got-
tes Segen verbunden mit der Hoffnung in Laupheim einen
aktiven GKS-Kreis heranwachsen zu sehen.  (Stefan

Niifle)

Wehriibender Biirgermeister beim GKS-Kreis

ass auch Personen des offentlichen Lebens sich fiir die

Verbandsarbeit kath. Soldaten interessieren, durften
die Mitglieder und Géste des GKS-Kreises Dornstadt bei
ihren zuriickliegenden Veranstaltungen hiiufig erfahren.
Der Besuch des zustindigen Biirgermeisters jedoch war
eine Premiere fiir den im Jahr 2004 gegriindeten GKS-
Kreis. So freute sich der Vorsitzende iiber den Besuch des
Biirgermeisters der Gemeinde Dornstadt Erich Mack, der
eine Wehriibung im Stab des Logistikregimentes 47 in der
Rommelkaserne in Dornstadt ableistete.

Nach dem gemeinsamen Besuch des Standortgottes-
dienstes informierte sich Biirgermeister Mack iiber die
GKS, deren ehemaligen Bundesvorsitzenden Oberst a.D.
Karl-Jiirgen Klein er aus den Jahren 2001-05 als Komman-
deur des LogRgt 21 (spiter 47) kennen lernte. In dieser
Zeit kam es auch zu einem Kontakt des Biirgermeisters
mit dem Militidrbischof Dr. Walter Mixa, der einen Win-
tervortrag in der Rommelkaserne iiber »Religiose Aspekte
zeitgemdpfler Menschenfiihrung und Erziehung in der Bun-
deswehr« gehalten hatte.

BM u. Hptm
d.R. Erich
Mack vor dem
Info-Brett des
GKS-Kreises
Dornstadt

Mit dieser
Vorkenntnis
iiber die Mili-
tirseelsorge und
den Verband auf
Bundesebene
ging dann der
Exkurs iiber die
Bereichsebene
zur Kreisebene
weiter. Im Gespréch und anhand von Fotos der zuriicklie-
genden Ereignisse wurde Hauptmann Mack iiber die Akti-
vitiiten der vergangenen Monate sowie die noch geplanten
Projekte (weiterer Dialog und gemeinsame Aktivitidten mit
Angehorigen der Ostkirchen) unterrichtet.

(Stefan Niifile)

87



KIRCHE UNTER SOLDATEN

Lu Besuch bei der serbisch-orthodoxen Gemeinde in Ulm

C i A Sist die Serbisch-Orthodoxe Kirche? Hat sie
—und wenn, seit wann — Gemeinden in Deutschland? Was
unterscheidet und was verbindet die (romisch)-katholische
von und mit der orthodoxen Glaubenslehre? Wie praktizie-
ren die im Ausland lebenden Serben ihren Glauben?

Wer konnte wohl all diese Fragen besser beantworten
als ein serbisch-orthodoxer Priester und die Angehéri-
gen seiner Kirchengemeinde selbst. Deshalb nutzte der
GKS-Kreises Dornstadt die Einladung zum Besuch des
Gotteshauses der serbisch-orthodoxen Kirchengemeinde
in Ulm.

Im Rahmen einer Kirchenfiihrung durch das serbisch-
orthodoxe Gotteshaus gab ihnen der Gemeindeleiter, Pries-
ter Ljubomir Zorica, einen Einblick in die Theologie und
das Kirchenrecht der Orthodoxie.

In Deutschland gibt es 37 Gemeinden mit rund
200.000 Gldubigen der Serbisch-Orthodoxen Kirche, die
zum Jurisdiktionsbereich der »Serbisch-Orthodoxen Dio-
zese fiir Mitteleuropa« mit Sitz in Hildesheim gehéren.

Beginnend mit Aussagen des hl. Gregor von Nyssa iiber

GKS-KREIS FELDKIRCHEN:

das Entstehen der Kirche, iiber ihre Entwicklung von der
urspriinglichen Einheit bis hin zum Schicksalsjahr 1054,
in welchem es zur Trennung — dem »Morgenléndischen
Schisma — kam, wurde den Zuhérern ein Basiswissen
vermittelt, das mit einen Exkurs durch die serbische Ge-
schichte zusitzlich erginzt wurde. Von der Annahme des
christlichen Glaubens zur Zeit des Fiirsten Mutimir, iiber
die Slawenapostel Kyrill und Method, iiber die Dynastie
der Nemanjiden — aus welcher der erste serbische Erzbi-
schof und die ersten serbischen Heiligen hervorgingen (s.
AUFTRAG 261, 262) — bis hin zu Fiirst Lazar Hrebeljano-
vie, der durch seinen furchtlosen Glauben in der Schlacht
um das Amselfeld 1389 sein Leben verlor, fithrte Priester
Zorica seine Zuhorer an die Inhalte des orthodoxen Glau-
bens, an seine Normen und Regeln sowie an die orthodoxe
Lebenspraxis heran.

Im Anschluss daran fand ein Dialog iiber die Un-
terschiede, aber auch die Gemeinsamkeiten der beiden
christlichen Konfessionen statt. Hierbei gewannen die Teil-
nehmer auch vom theologischen Wissen der anwesenden

katholischen Geistlichen Msgr. Josef Kaupp (Pfarrer der
Gemeinde St. Michael zu den Wengen) und Militdrdekan
Thomas Stolz (Standortpfarrer Ulm) Erkenntnisse. Auch
von den Erfahrungen, die Oberst a.D. Karl-Jiirgen Klein
(Ehrenbundesvorsitzender der GKS) bei seinem Einsatz
im Mazedonien (2000) gewonnen hatte, profitierte die

Gemeinschaft.  (Stefan Niifile)

Die Mitglieder und Géste des GKS-Kreises Dornstadt
sowie die Gastgeber in der serbisch-orthodoxen
Kirche in Ulm. OLt Stefan Nussle Gberreichte Priester
Liubomir Zorica zum Dank an die Gemeinde den
»Kdnigsteiner Engel«, das Traditionssymbol der GKS.
Er verband damit die Hoffnung, dass solche Kontakte
einen nicht zu unterschétzenden Beitrag zur Einheit
und Geschwisterlichkeit der Christen leisten.

Weihnachtsvorbereitung im Zeichen der Spannungen im HI. Land

F hes Wiedersehen der »GKS-Familie Feldkir-
IrOIchen« im Kolpingfamilienhotel in Lambach.
Wer konnte, war gerne der Ausschreibung des GKS-Kreis-
Vorsitzenden Hermann Schaubeck gefolgt, ein Familien-
wochenende am dritten Adventswochenende (15.-17. De-
zember 2006) im Bayerischen Wald zu verbringen. Fiir
alle bedeutete es einen kurzen Ausstieg aus der hektischen
Vorweihnachtszeit, fiir die meisten aber auch eine intensive
Ahnung vom Wunder der Menschwerdung Christi.

Am Samstagvormittag berichtete Dr. theol. Reinhold
Then iiber das Leben der Christen in Betlehem. Als Ken-
ner des Landes Israel iibertrug er fiir ein paar Stunden die
schwierige Situation der Menschen im Nahen Osten in die
Idylle des Bayerwaldes. Die geschichtlichen Grundziige
und die politische Lage zwischen Israelis und Palisti-
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nensern sind untrennbar mit dem Ausnahmezustand der
Christen Betlehems verbunden — eine brisante Thematik,
zu der es aktuelle und interessante Homepages gibt: z.B.
<http://www.christen-helfen-christen.de >. Den Nachmit-
tag nutzten die Teilnehmer zu ausgedehnten Spaziergéingen
oder Ausfliigen zu nahe gelegenen Christkindelsmirkten.

Militdrpfarrer Norbert Sauer verband die Familien
durch stimmungsvolle Andachten und eine von vielen
Mitwirkenden gestaltete Hl. Messe am Sonntag, deren
Thema »Tor und Tiir» nachdenklich stimmte: Die Her-
bergssuche, von Silvia Sattich mit den Kindern einstudiert
und ausdrucksstark vorgetragen, Gedichte und Fiirbitten
dem Thema entsprechend und adventlich hoffnungsvolle
Lieder gaben allen Teilnehmern die Chance, in eine gute
vierte Adventswoche zu starten.  (Anna Hartl)
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GKS-SEMINARE 3. LEBENSPHASE

GKS-FALTBLATT »SEMINARE DRITTE LEBENSPHASE«:
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INTERNATIONALE JUGENDFREIZEIT IN KARNTEN/OSTERREICH:

,Neightbours become friends” — Ein Brief zum Ferienlager 2006

Hallo, ihr lieben Leser und Leserinnen!

Ihr werdet es kaum glauben. Unsere letzte Ferienfrei-
zeit auf der Marwiese in Osterreich war wieder eine ereig-
nisreiche Zeit. Aber leider geht die Zeit einfach zu schnell
vorbei und die Vorfreude auf das nichste Feriencamp wird
tiglich groBer. Aber so ein gut organisiertes Camp braucht
viel Vorbereitung. Deshalb méchte ich erst einmal allen
Organisatoren und Mithelfern danken: Markus Stromber-
ger, Marlene, Sandra, Walter und Emu aus Osterreich; den
Betreuern aus Deutschland Anja Wieting, Joachim Hille,
Martina und Andreas Preuss.

Aber nach diesem Dank jetzt etwas iiber die Freizeit:

Wir trafen uns am Samstag, dem 29. Juli, um 7:00 Uhr
am Kélner Hauptbahnhof. Am Bahnhof haben wir Buttons
bekommen mit unserem Namen und einen Léwen darauf,
deshalb wurden wir spiter auch ,,die Lowen™ genannt. Ich
stieg mit einem mulmigen Gefiihl in den Zug, weil ich
Angst vor der 10-stiindigen Zugfahrt hatte. Ich befiirchte-
te, dass mir langweilig wiirde. Doch so war es nicht. Wir
spielten viel, unterhielten uns und machten Quatsch. Un-
terwegs stiegen noch Teilnehmer in Bonn, Koblenz und
Miinchen ein. Wir verstanden uns alle von Anfang an su-
per, da die meisten Kinder schon letztes Jahr dabei waren.
Nach zehn Stunden Zugfahrt kamen wir endlich am Bahn-
hof in Villach an. Von dort wurden wir von Kraftwagen des
Bundesheeres abgeholt und auf den Truppeniibungsplatz
Marwiesen gebracht. Nach einer freundlichen Begriilung
vom First Commander gingen wir zum Essen. Anschliefend

bezogen wir unsere zwei Zelte. Nach einem Abendlob und
einer Disco fielen wir erschopft von der langen Zugfahrt
ins Bett.

Am Sonntag (30.07.) wurden wir von Marlenes lauter
Musik, die sie ans Mikrofon hielt, geweckt. Wir machten
uns alle fertig und warteten auf Marlenes Durchruf zum Es-
sen. Nach dem Essen wurde uns immer gesagt was wir an
dem Tag machen. Die Betreuer bekamen ihre roten Crew-1-
Shirts und die Mddchen orange und die Jungen griine. An
dem Tag war Besuchertag fiir die osterreichischen Kinder
und bei uns stand auf dem Plan relaxen und spielen. Wir
freundeten uns sofort mit den verschiedenen Lindern an
und merkten sehr schnell, dass man sich auch ohne Worte
nur mit einem Liicheln verstehen kann.

Am spiten Nachmittag war dann ein Wortgottesdienst
mit Emanuel. Das war der Pastor. Doch der trug zu unserer
Verwunderung nicht ein Gewand, sondern ein Hemd, eine
Lederhose und Kniesocken. Am Abend fand die offizielle
Ersffnungsfeier der Woche der Begegnung statt. Dieses
Jahr nahmen Kinder aus Slowenien, Ungarn, Osterreich
und Deutschland teil. Insgesamt waren wir ca. 250 Per-
sonen. Dazu mussten wir unsere Bundesheer-T-Shirts an-
ziehen. Auch unsere Betreuerin hielt eine BegriiBungsre-
de. Weil dieses Jahr das Thema »Zeitreise« auf dem Plan
stand, schenkten wir Marcus, Marlene und Sandra Met
(Honigwein) fiir ihre Zeitreise. Den Kindern brachten wir
Haribo mit. An dem Abend wurden viele Reden gehalten
und es wurde das neue Ferienlagerlied gesungen. Das hieB3:
»Da sprach Marlene, Hiuptling der Betreuer, wild sind die
Kinder, schwer ist der Beruf!«

Am Montag (31.07.) machten wir den ganzen Tag Sta-
tionen zum Thema »Steinzeit«. Es gab 16 Stationen zum
Beispiel: Mit Salzteig eine Knochenkette machen, aus Stei-
nen ein Bild legen und Steinboccia. Da wir dieses Jahr zu
viele Kinder waren, wurden wir in zwei Gruppen aufgeteilt.
Weil unsere Betreuer auch eine Station hatten, mussten
die beiden iiltesten Kinder der Deutschen je eine Gruppe
iibernehmen. Dies lief auch sehr gut. Und wir hatten alle
viel Spal3. Abends fand wieder das traditionelle Abendlob
statt, welches jeden Abend ein anderes Land vorbereitete.
Danach konnten wir noch etwas spielen und hatten noch
ein Abendprogramm.

Am Dienstag (01.08.) nahmen wir zum Friihstiick unse-
re gepackten Rucksicke mit, da auf dem Plan Sturmboot-
fahren und Baden im Péllanteich stand. Das Sturmboot-
fahren war zwar schon, aber nicht bei diesem Wetter, denn
es regnete wie aus Eimern. Und weil wir dann schon nass
genug waren, fiel das Baden aus. Als Entschiadigung fand
abends noch eine Disco statt. Trotz des schlechten Wetters

Vielfaltig und abwechslungsreich das Programm und

die Méglichkeiten im Kérntener Ferienlager: Baden oder
Bootsfahren — wenn auch sehr wetterabhéngig — auf
dem Péllanteich, Reiten u.a. besonders beliebt alles, was
Gemeinschaft schafft — Essen, Disco und selbstgestaltete
Abschlussfeier. (Fotos: Veranstalter, Anja Wieting)
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lielen wir uns die gute Stimmung nicht vermiesen.

Am Mittwoch (02.08.) stand wieder etwas Vielverspre-
chendes auf dem Plan. An diesem Tag sollten Workshops
stattfinden. Man konnte reiten, Panzer fahren, trommeln,
Linedance, Afrodance, sich den Mr. Bean (Schlange) um
den Hals legen lassen und Lieder singen. Als Highlight
kam der Militéirkommandant mit dem Hubschrauber zu
Besuch. Die Workshops haben uns viel Spall gemacht, ob-
wohl das Wetter nicht mitspielen wollte. Auch an diesem
Abend fand wieder ein Abendlob statt und nach dem freien
Spielen fand noch ein Abendprogramm statt.

Am Donnerstag (03.08.) hatte eine Betreuerin Geburts-
tag und wir weckten sie mit einem Stindchen. Nach dem
Essen wollten wir auf die Burg Landskron doch weil das
Wetter so schlecht war fiel die Greifenshow aus. Deshalb
entschloss man sich kurzfristig mit ca. 250 Personen ins
Warmbad nach Villach zu fahren. Nachmittags mussten wir
noch Griben ziehen und Wasser schippen, denn es hatte
tagsiiber so stark geregnet, dass das Wasser 7 cm bei uns
im Zelt stand. Deshalb trugen uns Soldaten die Betten in
ein anderes Zelt. Da es in der Nacht 9° kiihl werden soll-
te, beschloss man, dass wir in den Speisesaal umziehen
sollten. Nachdem wir alles umgerdumt hatten, guckten wir
noch eine DVD. An dem Tag durften wir ldnger aufbleiben,
weil unsere Betreuer Geburtstag gefeiert haben. Ich fand
das einen spannenden und schénen Tag.

Am Freitag (04.08.) beendeten wir die Turniere, die
wegen dem schlechten Wetter verschoben worden waren.
Aullerdem iibten wir fiir den Abschlussabend das Lied »Wir
sind die Weltmeister vom Rhing« ein. Danach guckten wir
noch eine DVD mit den Ungarn. Abends fand die traditi-
onelle Abschlussfeier mit Siegerehrung der Turniere und
die Auffithrungen der verschiedenen Linder statt. Nach
der Abschlussfeier war noch eine kleine Disco.

Am Samstag (07.08.) wurden wir noch ein letztes Mal
von der Musik geweckt. Wir machten uns fertig, packten
unsere Koffer und riumten den Speisesaal auf. Kurze Zeit
spiter verabschiedeten wir uns von allen und fuhren zum
Bahnhof. Dann fuhren wir wieder zehn Stunden mit dem
Zug nach Hause. Eine ereignisreiche Woche lag hinter uns.
Trotz der diesmal etwas widrigen Wetterbedingungen wa-
ren wir uns alle sicher, dass wir im niichsten Jahr wieder
mitfahren méchten!

Aber was hat uns diese Woche noch gebracht, auller
schonen Erlebnissen? Wir haben Kinder aus anderen Na-
tionen kennen gelernt, wir haben gemeinsam in verschie-
denen Sprachen gebetet, gesungen und festgestellt, dass
wir zwar aus verschiedenen Nationen kommen, aber im
Glauben sind wir uns sehr dhnlich. Wir glauben an den
gleichen Gott und verehren ihn. Neben diesen religiosen
Erfahrungen haben wir aber auch viele soziale Erfahrungen
gemacht. Wir haben gelernt, in einer sehr altersgemif un-
terschiedlichen Gruppe Riicksicht aufeinander zu nehmen,
aber auch Verantwortung fiir die kleineren Kinder zu iiber-
nehmen. Wir kniipften Kontakte zu Kindern aus anderen
Liandern und lernten ihren Lebensstil kennen. Schnell
erkannten wir, dass man sich auch ohne Worte, nimlich
nur mit unserer Korpersprache z.B. durch ein Licheln un-
terhalten kann. Am Ende der Woche waren wir uns einig:
,,Neightbours become friends“. Aber Freunde kann man

AUFTRAG 265 * OSTERN 2007

INTERNATIONALE JUGENDFREIZEIT

nur werden, wenn man den Kontakt sucht und aufeinander
zugeht, sich niher kommt und den anderen kennen lernt
und ihn akzeptiert. Wir alle haben ein kleines Stiick zum
gegenseitigen Verstehen und Respektieren beigetragen und
ich freue mich schon heute darauf, im Sommer neue Kinder
in Kérnten kennen zu lernen und gemeinsam den einen
Glauben auszuleben.

Wer jetzt Lust bekommen hat gemeinsam mit uns Brii-
cken zu bauen, sollte sich schnell anmelden, da die Pliitze
wie immer begrenzt sind.

Wir sehen uns in Kirnten Annika Preuss

Interessiert am Ferienlager 2007?
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1 Oberst a.D. Helmut Fettweis -

Begriinder und erster Chefredakteur der Verbandszeitschrift katholischer Soldaten

equiem und die Aussegnung haben am 7. Februar in der Pfarrkirche »Frieden Christi« in Bad
RGodesberg-Heiderhof stattgefunden. Eine Abordnung unserer Gemeinschaft aus dem Kreis
Bonn und dem Bereich NRW nahm mit GKS-Fahne an der Trauerfeier teil. Der Geistliche Beirat,
Militardekan Johann Meyer, vertrat die Katholische Militérseelsorge. Der Bundesvorsitzende OTL Paul
Brochhagen wirdigte am Ende des Gottesdienstes den Verstorbenen und stellte fest, dass Helmut Fett-
weis sich vor allem als Chefredakteur des AUFTRAG von 1966 bis 1990 um die Gemeinschaft verdient
gemacht habe. Nach seiner Zurruhesetzung hatte H.F — wie sein journalistisches Kirzel lautete - leiten-
de Aufgaben im kirchlich-gesellschaftlichen Raum Gbernommen: So war er 1980-86 Geschéftsfuhrer
des Gemeindeverbandes der kath. Kirchen in Bonn und von 1986-98 Vorsitzender des Katholikenrates
Bonn. Daruber hinaus war er mafigeblich an der Grindung und Entwicklung des Lokalfunks Bonn-
Rhein-Sieg beteiligt, von 1989-2004 war er Vorsitzender der Veranstaltergesellschaft dieser privaten
regionalen Rundfunkanstalt.
Tochter Elke Fettweis nahm auf eine sehr persénliche Art brieflich Abschied von ihrem Vater. Sie hat
diese zu Papier gebrachten Gedanken und Gefuhle des Dankes — auf die Bitte der Redaktion, diese im
AUFTRAG veroffentlichen zu dirfen — zur Verfugung gestellt (s.S. 93).

Die Gemeinschaft Katholischer Soldaten (GKS)

hat Abschied genommen von ihrem Griindungsmitglied

Oberst a.D. Helmut Fettweis
Komtur des Ordens des hl. Papstes Sylvester

Triger des Eisernen Kreuzes und
des Bundesverdienstkreuzes
* 21. Juni 1920 in Diisseldorf

T 27. Januar 2006 in Bonn-Bad Godesberg
Von Jugend an, iiber seine Dienstzeit in der Wehrmacht (1938-1945) und als Berufsoffizier in der Bundes-

wehr (1956-1979), bis ins hohe Alter hinein war der Verstorbene im Laienapostolat der katholischen Kir-
che an verschiedenen Stellen verantwortlich engagiert:

1956 bis 1961  Mitbegriinder der organisierten Laienarbeit in der Militirseelsorge

1961 bis 1967  Sprecher des Konigsteiner Offizierkreises in Bonn

1962 bis 1990  Mitglied im Bundesvorstand des Kénigsteiner Offizierkreises und
dessen Nachfolgeverbandes, der Gemeinschaft Katholischer Soldaten

1966 bis 1990  verantwortlicher Redakteur der GKS-Verbandszeitschrift AUFTRAG

und bis 2004 korrespondierendes Mitglied der Redaktion

Nach den leidvollen Erfahrungen des II. Weltkrieges verkorperte Helmut Fettweis als Christ in der Bundes-
wehr und als Soldat in der Kirche beispielhaft die Idee des ,,neuen®, ethisch gebundenen, verantwortlich
handelnden und dem Frieden verpflichteten Offiziers.

Die Gemeinschaft Katholischer Soldaten (GKS) dankt Helmut Fettweis, dass er seine publizistischen Fihig-
keiten eingesetzt hat, um tiber die Verbandszeitschrift AUFTRAG Einfluss auf das Bild und das Selbstver-
stidndnis von Katholiken als ,,Staatsbiirger in Uniform* zu nehmen. Er hat wesentlich dazu beigetragen, das
an Werte gebundene Gedankengut der GKS vom Wehrdienst als Friedensdienst und als Dienst am Gemein-
wohl in die Bundeswehr, in die katholische Kirche und in die Offentlichkeit hineinzutragen.

Die GKS verliert mit Helmut Fettweis einen geschétzten Berater und verstindnisvollen, viterlichen Freund.
Ihre Mitglieder werden ihm im Gebet ein ehrendes Andenken bewahren. — R.L.P

Berlin, 5. Februar 2007

Paul Brochhagen, Oberstleutnant
Bundesvorsitzender der GKS
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Zum Abschied

D hast mich ins Leben geleitet, gefiihrt,
Ugehalten bis ich auf eigenen Fiilen stehen

konnte, meinen Weg stets liebevoll beglei-
tet, mit Mami zusammen mir den Riicken gestérkt.

Jetzt war es an mir, Dich aus diesem gemeinsamen Leben
zu geleiten, zu lernen, dass sich unsere Wege trennen,
dass ich ohne Dich weiterzugehen gezwungen bin.

Ich muss Dich loslassen in eine Welt, die ich mir nicht
vorstellen kann, von der ich mir kein Bild zu malen in
der Lage bin, von der ich hoffe, dass sie fiir Dich das
Paradies ist.

Jahrzehnte warst Du ein selbstverstindlicher Teil
meines Lebens, an ein Ende dieser Zeit wollte ich nicht
denken, musste dann irgendwann verstehen lernen,
dass jedes Wiedersehen ein letztes sein kénnte.

Dann gab es diese scheinbar endlos lange letzte Woche
an Deinem Bett, Stunden in denen ich nicht wusste,
was ich wiinschen sollte, ich genau fiihlte, dass
Erlsung fiir Dich das Ende fiir uns bedeutete.

Du hast mir diese Tage noch Zeit gegeben, mich end-
giiltig von Dir zu verabschieden, Du hast mich erinnern
lassen, wie viel gliickliche Momente uns verbinden.

Meine Erinnerungen verloschen nicht.

Du hast mir die Augen gedfinet fiir die Schonheiten der
Schopfung, hast mir gezeigt, dankbar zu sein auch fiir
kleinste Dinge im Leben. Du hast mir gezeigt, Burgen
aus Sand zu bauen, Weitsprung am Strand zu iiben,
Cola im Gebirgsbach zu kiihlen, Scampi vom Grill-
stabchen zu pulen.

Du hast mich aufmerksam gemacht fiir die stillen Dinge
im Leben, fiir die Kraft von Wort und Schrift.

Du hast mich gelehrt, Aufs und Abs im Leben

anzunehmen, stets das Beste aus allem zu machen,
optimistisch das Leben zu sehen.

D hast mir gezeigt, Demut und Dankbarkeit zu

Uempﬁnden. Du hast mir aufgetragen, Gliick,
Giiter und Talente stets zu teilen, sie als Ge-

schenk nicht als Selbstverstindlichkeit anzunehmen.

Du hast mir gesagt, dass alles zwei Seiten hat, dass viele
Wege nach Rom fiihren.

Du hast mich angehalten, Entscheidungen selbst zu
treffen, Verantwortung zu iibernehmen.

Du hattest Deine Meinung, Prinzipien, Deinen Glauben
und Mut, wusstest, welchen Weg Du gehen wolltest.

Du hast verstanden, wenn ich eigene Pfade finden
musste, akzeptiert, wenn mein Weg anders aussah als
von Dir geplant,

Du hast mir weitergeholfen, wenn ich Ziele iiberdenken
musste.

Du warst da, wenn ich Dich brauchte.

Ich hoffe, ich konnte Dir im Leben das geben, was Du
Dir von mir gewiinscht hast. Ich hoffe, dass ich Dich auf
dieser letzten schwersten Wegstrecke so begleitet habe,
wie es Dir gut tat.

Du bleibst fiir Deine Enkelin immer ihr ,,Erzihl-Opa“.
Du hast ihr mit Deinen unendlichen, selbst erdachten
Geschichten Traumwelten ersffnet. Mit ihr hast Du

wie friither schon mit mir — Phantastisches erdacht und
gebaut, am Adriastrand MatschklsBe gebacken,

das halbe Meer in kleine Sandeimer geladen.

In jedem von uns lebt etwas von Dir weiter — auch wenn
Du jetzt weit weg scheinst fiir uns, wenn Du jetzt in einer
Welt lebst, die wir nicht begreifen kénnen.

Unsere Erinnerungen verléschen nicht.
Wir glauben mit Dir an unser Wiedersehen.
Bis dahin, bitte, pass auf uns auf.
Elke Fettweis

1 Dr. Wigbert Werner

m 2. Januar verstarb

nach schwerer Krankheit
Oberstarzt a.D. Dr. Dr. med.-
dent. Wigbert Werner.
Dr. Werner wurde am 14. Mai
1931 in Frankfurt/Main gebo-
ren. Nach dem Studium der
Zahnmedizin, Promotion und
Tatigkeit als Zahnarzt, trat er
1961 in die Deutsche Bundeswehr ein. Zuletzt war er
Leitender Sanititsoffizier beim Luftflottenkomman-
do in Fiirstenfeldbruck und dort als zahnirztlicher
Berater titig.

In der Katholischen Militiarseelsorge hat er sich

im Bereich des organisierten Laienapostolates enga-
giert und in verschiedenen Gremien Mitverantwortung
getragen. So als Vorsitzender des Pfarrgemeinderates
beim Kath. Standortpfarrer Neuburg/Donau (1978-87)
und als Mitglied im Vorstand der Zentralen Versamm-
lung der katholischen Soldaten (1982-91). Als Leiter
des Sachausschusses »Mission, Entwicklung, Friede,
Umwelt« hatte er maligeblichen Anteil an der Griin-
dung der sozial-karitativen Aktion Nachbarschaftshilfe
der katholischen Soldaten. In seiner Heimatdiozese
Augs-burg war Mitarbeiter im Vorstand des Diozes-
anrates und wurde im Jahre 1990 in Diézesansynode
Augsburg berufen.

Fiir sein kirchliches Engagement wurde er 1991
mit dem pépstlichen Orden »Ritter des hl. Papstes
Silvester« ausgezeichnet. — R.LP
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Dr. Walter Mixa
(65), Bischof von
Augsburg  und
Katholischer Mi-
litdrbischof fiir
die Bundeswehr,
ist vom deut-
schen Statthalter
des Ritterordens
vom  Heiligen
Grab zu Jerusalem, Oberstarzt a.D.
Prof. Dr. Paul Oldenkott, als Nach-
folger des Abts der Benediktiner von
Schweiklberg, Dr. Christian Schiitz
OSB (68), zum neuen Prior der Pro-

vinz Bayern ernannt worden.

Wolfgang Ehrenlechner (25), Stu-
dent aus Oberbayern, ist neuer Bun-
desvorsitzender der Katholischen
Landjugendbewegung Deutschlands

(KLJB).

Hermann Josef Spital, von Mai
1981 bis Januar 2001 Bischof von
Trier, ist am 10. Januar im Alter von
81 Jahren einer langen Krankheit er-
legen. Vor seinem Amt in Trier war
der promovierte Liturgiewissenschaft-
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ler ab 1973 Generalvikar und ab De-
zember 1980 Weihbischof im Bistum
Miinster. In seine Trierer Amtszeit fiel
der Finanzskandal um die ,,Caritas
Triigergesellschaft Trier* (ctt). Spital
war auch Vorsitzender der Publizis-
tischen Kommission der Deutschen
Bischofskonferenz und Priisident der
deutschen Sektion der katholischen
Friedensbewegung ,,Pax Christi®.

Roman Johannson hat im Oktober
2006 den Dienst als Katholischer
Standortpfarrer Schwerin angetreten.
Erfahrungen im Umgang mit Soldaten
hatte der Geistliche bereits als Mili-
tarpfarrer im Nebenamt in Basepohl
sammeln koénnen. Es ist geplant die
Dienststelle des Katholischen Stand-
ortpfarrers Schwerin nach Hagenow
zu verlegen.

John J. Kaising, seit April 2000
Weihbischof im Kath. Militéir-Erzbis-
tum der USA, ist am 13. Januar, kurz
nach der Riickkehr von einem Siidko-
rea-Besuch, im Alter von 70 Jahren
ge-storben. Als Militdrpfarrer wirkte er
in den 70er Jahren auch in Deutsch-
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land.

Otto Latzel (70), Militirdekan d.D.,
ist am 5. Februar nach langer und
schwerer Krankheit gestorben. Von
1984-92 war Priester des Bistums
Limburg Militédrgeistlicher in den
Standorten Wetzlar und Diez. Erst
zum 31. Januar war er als Priesterli-
cher Leiter des Seelsorgeraumes Be-
selich bei Limburg in den Ruhestand
versetzt worden. — R.L.P

Prilat Her-
mann-Josef
Kusen (76), Mi-
litardekan a.D.,
feierte am 1.
Mirz in der Mili-
tirgemeinde Kéln
Wahn sein Gol-
denes Priesterjubildum. Nach Kap-
lansjahren in Wuppertal und Religi-
onslehrertiitigkeit in Diisseldorf kam
der Kolner Priester 1962 zur Katho-
lischen Militdrseelsorge, war als Mi-
litidrgeistlicher eingesetzt in Lingen,
Hamburg, Miinster und Kéln-Wahn
und dann seit 1993 Wehrbereichsde-
kan in Diisseldorf bis er 1996 pensi-

BUCHBESPRECHUNG

Glaube und Wissenschaft

Walter Brandmiiller [ Ingo Langner:
,»Der Fall Galilei und andere Irr-
tiimer. Macht, Glaube und Wissen-
schaft. Sankt Ulrich Verlag, Augs-
burg 2006, geb., 176 Seiten.

Der Sankt Ulrich Verlag in Augs-
burg prisentiert ein neues Werk, das auf
einem Gesprich zwischen Professor Dr.
Walter Brandmiiller, dem Prisidenten
des Pipstlichen Komitees fiir Geschichts-
wissenschaften, und dem Berliner Fern-
sehjournalisten, Dokumentarfilmer und
Theaterkritiker Ingo Langner basiert.
Titel des Buches: ,,Der Fall Galilei und
andere Irrtiimer — Macht, Glaube und
Wissenschaft“. Noch immer gilt der ,,Fall
Galilei* vielen als historischer Siindenfall
der Kirche gegeniiber der modernen Na-
turwissenschaft und das nicht erst seit der
polemischen und bewusst verfremdeten
Darstellung Bert Brechts.

Das Autorenpaar hitte sich besser
nicht finden kénnen: Professor Walter
Brandmiiller, friiherer Ordinarius fiir mitt-
lere und neuere Kirchengeschichte an
der Universitidt Augsburg, kennt sich in
der komplexen und komplizierten Causa

94

Galilei nicht nur gut aus, sondern hat sie
just an den Quellen griindlich studiert.
Bereits 1968 veroffentlichte der Theologe
ein Essay zum Fall Galilei. Ingo Langner,
1951 in Rendsburg geboren, kommt nicht
aus der ,katholischen Ecke®“. Er stellt
einfache, teilweise provokante Fragen, um
auch dem nicht kirchenhistorisch gebil-
deten Laien gerecht zu werden und etwas
zu vermitteln. In dem spannend zu lesen-
den Gesprich soll aufgerdumt werden mit
dem Vorurteil der ,,Erbfeindschaft® von
Kirche und Naturwissenschatft.

Das Buch gibt Antworten, die helfen,
den Fall Galilei historisch richtig einzu-
ordnen. So orientieren sich die einzelnen
Kapitel an der historischen Chronologie,
beginnend mit der Person Galileis iiber
die Diskussion um Kopernikus und die
Zensur Galileis durch die Inquisition bis
zum Prozess von 1633. Aulerdem enthilt
das Buch einen Exkurs zu Bert Brechts
,Leben des Galilei“, weitere Gedanken
zum Verhéltnis von Kirche und Natur-
wissenschaft respektive Aufklirung seit
Galilei sowie eine Zeittafel und Hinweise
auf weiterfithrende Literatur.

Die Autoren: Prof. Dr. Walter Brand-

miiller, Priester der Erzdiozese Bamberg,

war von 1970 bis 1997 Ordinarius fiir
Kirchengeschichte an der Universitit
Augsburg. Seit 1998 ist er Prisident der
Piipstlichen Kommission der historischen
Wissenschaften und Président der Inter-
nationalen Kommission fiir vergleichende
Kirchengeschichte. Brandmiiller lebt in
Rom.

Ingo Langner, geboren 1951 in Rends-
burg, arbeitete nach seinem Studium der
Theaterwissenschaften und der Germa-
nistik als Dramaturg, Theaterregisseur,
Fernsehjournalist, Filmemacher und The-
aterkritiker. Seit 1992 arbeitet Langner
als selbsténdiger Fernsehproduzent und
Autor. Ingo Langner ist verheiratet und

lebt in Berlin. ]

Berichtigung:

Im AUFTRAG Nr. 264/Dez. 2006, Seite
119 hat sich in der Rubrik »Buchbespre-
chungen« unter »Ethik fiir Soldaten« ein
falscher Verfassername eingeschlichen. Die
bibliographische Angabe lautet korrekt:

Christian Walther: ,,Im Aufirag fiir
Freiheit und Frieden. Versuch einer
Ethik fiir Soldaten der Bundeswehr.
Miles-Verlag, Berlin 2006; 123 Seiten.

Die Redaktion bittet um Entschuldigung.
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oniert wurde. In seiner Wirkungszeit
als Militédrgeistlicher war es ihm ein
besonderes Anliegen, Soldaten an den
Glauben heranzufiihren. Dabei unter-
stiitzte ihn seine ungezwungene rhei-
nisch-humorvolle Art auf Menschen
zuzugehen. — Ad multos annos.

Michael Berning, Katholischer
Standortpfarrer Wahn, wurde am
Rande der Feierlichkeiten zum 50-
jéhrigen Priesterjubilaum von MD
a.D. Kusen im Pfarrsaal auf dem Flie-
gerhorst in Wahn »befordert«. MGV
Prélat Walter Wakenhut hindigte ihm
die Ernennungskurkunde zum Militédr-
dekan aus.

Dr. Ansgar Koschel, von 1982 bis
1989 Generalsekretir der dt. Sek-
tion von Pax Christi, danach Gene-
ralsekretidr des Deutschen Koordi-
nierungsrates der Gesellschaften fiir
christlich-jiidische Zusammenarbeit
und von 2000-06 Direktor der Kath.
Akademie des Bistums Limburg, ist
am 5. Miirz im 64. Lebensjahr gestor-
ben.

Knuth Erbe (37), von 1999 bis 2006
Bundesvorsitzender des Bundes der
Deutschen Katholischen  Jugend
(BDKY), ist zum Koordinator der nie-

AUTOREN — Fotos / GRAFIKEN

Achmann, Dr. Klaus

Oberst a.D., Bundesgeschiiftsfiihrer
der GKS, Vertreter der GKS in der

deutschen Kommission Justitia et Pax.

Bo6s, Werner
Oberst a.D., Mitglied im GKS-Sach-

ausschuss ,,Sicherheit und Frieden®.

Gemein, Antonia
Korrespondentin der KNA.

Gorlich, Joachim G.

Magister, freier Journalist mit
Schwerpunkt mittel- und osteuro-
péische Gesellschaften.

Grulich, Prof. Dr. Rudolf
Professor fiir Mittlere und Neue Kir-
chengeschichte an der Universitét
GieBen, Berater von KIRCHE IN
NOT Deutschland fiir Tiirkeifragen.

Heinz, Manfred
Dipl.-theol., wissenschaftlicher Mitar-
beiter im Referat IV ,,Seelsorge” im
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dersdchsischen Landesregierung fiir
Jugend und politische Bildung er-
nannt worden.

Erzbischof Josef Clemens (59), aus
dem Erzbistum Paderborn stammen-
der Sekretiir des Pipstlichen Laien-
rates, ist das GroRe Bundesverdienst-
kreuz verliehen worden.

Wilfried Puth, Hauptmann an der
Schule fiir Diensthundewesen der
Bundeswehr in Ulmen wurde am 14.
Dezember 2006 besonders geehrt.
Aus der Hand von Bundesverteidi-
gungsminister Franz-Josef Jung er-
hielt er in Anwesenheit des General-
inspekteurs Wolfgang Schneiderhahn
neben 49 anderen Angehorigen der
Bundeswehr bei einer Feierstunde
im Berliner Bendlerblock eine Aner-
kennungsurkunde und eine gravierte
Uhr als Dank fiir sein vielfiltiges und
langjdhriges ehrenamtliches Engage-
ment.

»Diese Auszeichnung ist ein Zeichen
der 6ffentlichen Anerkennung«,
betonte der Minister in seiner An-
sprache. Das Engagement der eh-
renamtlich titigen Angehérigen der
Bundeswehr zeuge von einem hohen
Mal an Verantwortungsbewusstsein.
»Sie stehen stellvertretend fiir die

KMBA Berlin. Erstversffentlichung
des Beitrags in der Zeitschrift ,,Mili-
tarseelsorge®, 43. Jg. 2005, S. 8-20.

Jermer, Helmut

Oberstleutnant a.D., Mitglied der GKS-
Sachausschiisse ,,Innere Fithrung® und
Sicherheit und Frieden®.

Kilian, Dieter

Oberst a.D., ehem. Militiirattaché in
Islamabad/Pakistan und in Riyad/
Saudi-Arabien.

Lather, Karl-Heinz

Generalleutnant, Commander, Allied
Land Component Command, Headqua-
ters Heidelberg; Delegierter der Zentra-
len Versammlung Katholischer Soldaten
(ZV) im ZdK. Beitrag aus: SALZkérner,
18.12.20006, S. 8-9.

Liebetanz, Klaus
Major a.D., Berater fiir humanitire Hilfe

im Ausland; Mitglied im GKS-Sachaus-

schuss ,,Sicherheit und Frieden®.
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unzihligen Kameraden und Kollegen
in der Bundeswehr, die sich mit grof3-
em, personlichem Einsatz fiir andere
engagieren«. Dieser aktive Beitrag
zum Wohle und Miteinander in der
Gesellschaft entspreche dem Leit-
bild der Bundeswehr vom »Biirger in
Uniforme.

Puth ist und war seit Jahren auf kom-
munaler Ebene in Ulmer Vereinen
und politisch titig. Sein besonderes
Engagement gehort aber dem Laiena-
postolat sowohl in den zivilen Pfarre-
gemeinden als auch in der Kirche un-
ter Soldaten an seinen verschiedenen
Stationierungsorten. Als Stellvertre-
tender Vorsitzender der GKS im Be-
reich Rheinland-Pfalz/Hessen/Saar-
land gehért Puth zum Bundesvorstand

Neuroth, Giinter

Hauptmann a.D., Jahrgang 1953,
verheiratet, drei Kinder, Einsitze fiir
die Bundeswehr bei IFOR/SFOR in
Kroatien und Bosnien, OSCE KVM im
Kosovo, UNOMIG in Abkazien/Geor-
gien, EU AMM in Aceh/Indonesien

Ruck, Dr. Christian

MdB, entwicklungspolitischer Sprecher
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion. und
stellvertretender Vorsitzender der CSU
Landesgruppe im Dt. Bundestag.

Foto-/Grafiknachweis:

Archiv (4), A. Bienert IMZBw (1),

BPA (2), EEA3 (1), W. Frohler (3),
GKS-Bonn (2), Privatarchiv BrigGen
a.D. Heider (2), F.-J. Hosse (2), Internet
(8), D. Kilian (10), J. Kénig KMBA (5),
K. Liebetanz (1), P. Miiller (1),

G. Neuroth (3), S. NiiBle (5), O. Poepke
(2), PS (8), Website KMBA (5),

A. Wieting (2), ZV (1).
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Das Kreuz der GKS

Das »Kreuz der GKS« ist das Symbol
der Gemeinschaft Katholischer Soldaten.
Vier Kreise als Symbol fir die GKS-Kreise
an der Basis formen in einem gréReren
Kreis, der wiederum die Gemeinschaft ver-
sinnbildlicht, ein Kreuz, unter dem sich
katholische Soldaten versammeln.

Der Konigsteiner Engel

Der »siebte Engel mit der siebten Posaune«
(Offb 11,15-19) ist der Bote der Hoffnung,
der die uneingeschrankte Herrschaft Gottes
ankiindigt. Dieser apokalyptische Engel am
Haus der Begegnung in Kénigstein/Ts., dem
Griindungsort des Konigsteiner Offizierkreises
(KOK), ist heute noch das Traditionszeichen
der GKS, das die katholische Laienarbeit in
der Militarseelsorge seit mehr als 40 Jahren
begleitet.

Impressum

AUFTRAG ist das Organ der GEMEINSCHAFT
KATHOLISCHER SOLDATEN (GKS) und er-
scheint viermal j&hrlich.

Hrsg.: GKS, Am Weidendamm 2,
10117 Berlin
www.katholische-soldaten.de

Redaktion: verantwortl. Redakteur Paul Schulz
(PS), Oberstleutnant a.D., Satz und Layout;
Klaus Brandt (bt), Oberstleutnant a.D., Redak-
teur; Betram Bastian, Oberstleutnant a.D.,
Redakteur, T Helmut Fettweis (HF), Oberst
a.D., Redakteur e.h.

Zuschriften: Redaktion AUFTRAG

c/o Paul Schulz, Postfach 27 06

21317 Liuneburg, Tel/Fax: 04131-220768,
e-Mail: GKS.Redaktion@t-online.de

FGr unverlangte Einsendungen wird keine
Haftung Ubernommen. Namensartikel werden
allein vom Verfasser verantwortet. Nicht immer
sind bei Nachdrucken die Inhaber von Rechten
feststellbar oder erreichbar. In solchen Aus-
nahmeféllen verpflichtet sich der Herausgeber,
nach-tréglich geltend gemachte rechiméBige
Anspriche nach den tblichen Honorarsétzen
zu verguten.

Druck: Kéllen Druck & Verlag GmbH,
Ernst-Robert-Curtius-Str. 14, 53117 Bonn.
Uberweisungen und Spenden an:

GKS e.V. Berlin, Pax Bank eG Kéln,

BLZ: 370 601 93, Konto-Nr.: 107495018.

Nachdruck, auch auszugsweise, nur mit
Genehmigung der Redaktion und mit
Quellenangabe. Nachbestellung gegen
eine Schutzgebihr von EUR 5,- an

den ausliefernden Kéllen Verlag.




	AUFTRAG 265 OSTERN 2007

	Inhalt
	editorial
	Sicherheit und Friedensethik
	Die Weltlage zum Jahresbeginn 2007 – Botschaftvon Papst Benedikt XVI. an die Welt
	Ächtung von Streubomben
	Menschenrechte sichern
	58 Staaten wollen mehr gegen Einsatz von Kindersoldaten tun
	Proliferationsproblematik: Atomprogamme Irans undNordkoreas
	Diskussionsforum Weissbuch 2006
	Fortschritte im sicherheitspolitischen Denken
	Trotz Zustimmung, viele Wünsche bleiben offen
	Entwicklungsdienst für Abiturienten


	Entwicklungs- und Sicherheitspolitik
	Nationale Interessen gemeinsam definieren und abgestimmt durchsetzen
	„Keine Sicherheit ohne Entwicklung – Entwicklungspolitikin der globalen Sicherheitsarchitektur“
	Bundeskanzlerin hält Entscheidung über Mahnmalstandort offen
	Konfliktbeilegung und Friedenssicherung:
	Bürgerkrieg im Sudan: Darfur – Was kann man tun?
	Internationaler Gerichtshof nennt erstmals Dafur-Verdächtige
	Indonesien: Ohne Tsunami kein Friedensprozess! Die Aceh Monitoring Mission der EU (AMM)
	Außer Spesen nichts gewesen? Bundeswehr-Einsatzin der Demokratischen Republik Kongo


	Weltfriedenstag 2007
	Die Feier des Weltfriedenstages in der Katholischen Militärseelsorge
	Einführung in die Botschaft zum Weltfriedenstag 2007
	Botschaft: Der Mensch – Herz des Friedens
	Internationaler Soldatengottesdienst im Hohen Dom zu Köln
	Terminübersicht Weltfriedenstage in der Kircheunter Soldaten

	Religion und Gesellschaft
	Das christliche Erbe Ägyptens
	Auf dem Weg der 3. Ökumenischen Versammlung 2006/2007
	60 Jahre Kirche in Not
	Kirche in der Statistik
	Christen leichte Beute für Islamisten

	Gesellschaft nah und fern
	Neue polnische „Erziehungsoffiziere“ in denGarnisonen
	Katholiken beharren auf Gottesbezugin der EU-Verfassung
	TV-Nutzung auch 2006 gestiegen
	Die Welt des Islam
	Erschreckender Vormarsch des Islams in derheutigen Welt
	Eine im EU Parlament eingereichte Deklaration zum Islamverständnis findet in Europa kaum Resonanz
	Deutsche Bischöfe besuchen Israel: Schwierige Perspektiven


	Blick in die Geschichte
	50 Jahre Bundeswehr: Roman Herzog, der siebte Bundespräsident und die Bundeswehr
	50 Jahre Zentralstelle für Kriegsdienstverweigerer
	Vor 400 Jahren: Paul Gerhardt geboren

	Kirche unter Soldaten
	Militärbischof Dr. Walter Mixa im Gespräch mitkatholisch.de
	Einladung zur Lourdeswallfahrt 2007
	ZV: „Gewissen und Gehorsam“ Schwerpunktthema 
für katholische Solaten
	Aufruf des Militärbischofs zur Nachbarschaftshilfe2006/2007
	Faltblatt zur Nachbarschaftshilfe „Brücken nachOsteuropa“
	Militärseelsorge in den Standorten
	Aus Standorten und GKS
	Aus dem Leben der GKS – Bericht des Bundesgeschäftsführers
	Spendenaufruf für die GKS
	Einladung zum 11. Seminar der GKS-Akademie„Oberst Helmut Korn“
	Bereich KLMD Glücksburg/Kiel
	Mit »bischöflichem» Segen –Visitation im Seelsorgebezirk Plön

	GKS-Kreis Köln-Wahn
	Islam: Geschichte, Glaubensinhalte, Lebenspraxisoder Islam und katholische Kirche
	Wehrbeauftragter betont Bedeutung der Militärseelsorge

	GKS-Kreis Bonn
	Neuanfang in Bonn
	Heiliges Land – Impressionen einerStudienreise nach Israel

	GKS-Kreis Ingolstadt
	Ehe und Partnerschaft im Wandel der Zeit

	GKS-Kreis Dornstadt
	Christophorus – über Grenzen hinweg
	Taufe – Aufnahme in die Gemeinschaft Christi
	Wehrübender Bürgermeister beim GKS-Kreis
	Zu Besuch bei der serbisch-orthodoxen Gemeinde in Ulm

	GKS-Kreis Feldkirchen
	Weihnachtsvorbereitung im Zeichen der Spannungen im Hl. Land

	GKS-Faltblatt „Seminare 3. Lebensphase“
	Internationale Jugendfreizeit in Kärnten/Österreich


	Personalia
	Nachruf: Oberst a.D. Helmt Fettweis – Begründer und erster Chefradakteur AUFTRAG
	Nachruf Oberstarzt a.D. DDr. Wigbert Werner
	Kurzmeldungen

	Kurz berichtet
	Ächtung von Streubomben
	58 Staaten wollen mehr gegen Einsatz von Kindersoldaten tun
	Bundeskanzlerin hält Entscheidung über Mahnmalstandort offen
	Christen leichte Beute für Islamisten
	Therapie.
	Gegenstrategie.

	Buchbesprechungen
	Autoren und Bildnachweis
	Impressum



